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VORWORT. 



Die Kommission für neuere Geschichte Österreichs wurde 
durch Erlaß des hohen k. k. Ministeriums filr Kultus und Unterricht 
vom 30. Dezember 1903 ermächtigt, ihre Tätigkeit auch auf Ver- 
öifentlichungen zur innern Geschichte Österreichs auszudehnen. Wird 
die Hauptaufgabe nach wie vor in der Hebung und Zugänglich- 
machunf^ des reichen Quellenmaterials für die auswärtige Politik 
Österreichs seit 1526 bestehen, so glaubte die Kommission doch 
gegebenenfalls die Förderung besonders wichtiger Fragen der innern 
Staatsgeschichte nicht ausschließen zu dürfen. 

In solche erfreuliche Lage wurde sie alsbald versetzt, als Thomas 
Fellner sich zur Veröffentlichung der von ihm seit langem vorbe- 
reiteten Aktenstücke zur Geschichte der Zentralverwaltung unseres 
Staates erbot. Seine Sammlungen waren so weit vorgeschritten, daß 
deren I)rucklegung bis zur Zeit der Kaiserin Maria Theresia un- 
verweilt ins Auge gefaßt werden konnte. Leider schloß sich schon 
wenige Monate später das Grab über dem kraftstrotzenden Manne, 
welchem noch lange Wirksamkeit beschieden schien. Unsere Kom- 
mission verlor an ihm eines ihrer eifrigsten Mitglieder, aber die 
Ausführung seines Lebenswerkes blieb gesichert. Die Kommission 
übertrug die Vollendung des Torso und die selbständige Fortsetzung 
Heinrich Kretschmayr, welcher schon bisher an der Seite seines 
Amtsvorstandes mitgearbeitet hatte und in dessen Absichten voll- 
kommen eingeweiht war. 
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VI Vorwort. 

Dem ursprünglichen Plane entsprechend umfaßt die vorliegende 
Abteilung die Epoche von Kaiser Maximilian I. bis zur Vereinigung 
der österreichischen und böhmischen Hofkanzlei im Jahre 1749. Daß 
den oft) recht weitschweifigen, schwerfälligen Aktenstücken eine zu- 
sammenfassende Darstellung der Ergebnisse vorausgeschickt ist JdUrfte 
wohl auf allgemeinen Beifall zu rechnen haben. Die zweite Abteilung 
wird die Aktenstücke über die Organisation der österreichischen 
Zentralverwaltung bis zum Jahre 1848 bieten und in gleicher Weise 
wie die vorliegende Abteilung angeordnet sein. 

Mit besonderem ehrerbietigen Danke ist der einsichtsvollen 
und weitgehenden Förderung dieses Unternehmens durch das hohe 
k. k. Ministerium des Innern zu gedenken. Von den Beamten des 
allgemeinen Archives dieser Behörde ist die ganze geistige Arbeit 
geleistet worden und ihnen ist auch die Fortflihrung übertragen. 
Außerdem haben aber erst ausgiebige Subventionen dieses Ministeriums 
der Kommission ermöglicht, unbeschadet ihrer älteren Unternehmungen 
die erste Abteilung sofort drucken und nun auch die Fortsetzung 
ohne Aufschub in Angriff nehmen zu können. 

Wien, im Mai 1907. 



Die Kommission fflr neuere Beschichte Österreichs. 



Vorbemerkungen des Bearbeiters. 

Der Bearbeiter dieses Werkes erfüllt mit dessen Vorlage vor 
allem eine Ehrenpflicht gegen seinen verewigten Chef und Freund. 
Am 22. April 1904 ist in Wien der Arcliivdirektor im Ministerium 
des Innern und Privatdozent an der Universität Wien, Regierungsrat 
Dr. Thomas Fellner, gestorben. Das Leben des Zweiundfiiufzig- 
jfthrigen — Fellner war am 11. April 1852 zu Scliwanenstadt in 
Oberösterreich geboren — ist arm an ilußerlit'her Bewegung. Nach 
Beendigung seiner akademischen Studien in Wien, Beriin und Honn 
trat er nach kurzer BetUtigung im Mittclschullehrfache in den staat- 
lichen Archivdienst über (1879), habilitierte sich 1880 als Privat- 
dozent für alte Geschichte an der Universität Wien und stand seit 
dem 20. Juni 1886 durch nahezu zwanzig Jahre dem Archive des 
Ministeriums des Innern als Direktor vor. Diese seine Stellung 
drängte ihn von seiner ursprünglichen wissenschaftlichen Richtung 
ab und brachte ihn Studien rechtageschichtlichen, staatsrechtlichen 
und national ökonomischen Charakters näher, bis er in der gründlichen 
Durchforschung der österreichischen Verwaltungsgescliichte seine 
Lebensaufgabe zu erkennen glaubte.') Jahre hindurch mit der 
Sammlung von Materialien und Überaus eingehenden Studien zu 
einer Geschichte der österreichischen Zentralverwaltung beschäftigt, 
war er in seinen letzten Jahren darangegangen, die Ergebnisse dieser 
seiner Tätigkeit mit Beihilfe des Bearbeiters zu einem Werke zu- 
sammenzuschheßen, als plötzlich hereinbrechende schwere Krankheit 

') Seine kleinereu Scbriften eot alten Geaclüchte and zur Osterreichischen 
VerwftltUQgi^Mchichte aitid veTzeichnet in der eeinem Andenken gewidmeleu bio- 
graphiichen Skime dsi von A. Bettelheim heraiugegebonea „Biographiachen 
Jahrbuchs und deutschen Nekrologs" B, 8. 158—159. 
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und ein früher Tod den Arbeiten des ausgezeichneten ntftnnes ein 
jähes Ziel setzten. Eine UberaiiB liebenswürdige Natur, frisch und 
lebhaft in Auffassung und Kede, fernab von allem gemachten Wesen. 
Die Freunde, die ihn kannten und liebten, werden immer mit 
Schmerzen jenes herben Frlihlingssonntags gedenken, da sie den 
vor wenig Woclien noch so fröhlichen Genossen zur letzten Ruhe 
geleiteten. Nicht frei von einer gewissen Schwerfälligkeit, vermochte 
er sich in späteren Jahren immer weniger zu literarischer TäUgkeit 
zu entschließen, umsoweniger, als seine fast peinlichen Anforderungen 
an die Genauigkeit schriftHcher Darstellung ihm die Vorlage selbst 
nur eines Aufsatzes fast als ein Wagnis erächeinen ließen. Solchen 
Erwägungen entsprang es, daß seine Hauptarbeit immer und immer 
wieder nicht zum endgültigen Abschlüsse gedeihen wollte. 

Es war nicht die Absicht Thomas Fellners, ein Werk im 
Sinne der bekannten behörden- und beamtengeschiclilliehen Arbeiten 
Schmollers zu schreiben. Die Darstellung war als eine knappe 
orientierende Einleitung zu den vorzulegenden Aktenstücken gedacht, 
sollte lediglich den Fragen der Zentral Verwaltung gewidmet sein und 
allen Erörterungen allgemeinen Charakters über Behörden- und Be- 
amtenwesen ans dem Wege gehen. Der Bearbeiter hofft keine 
Pietätspflicht zu verletzen, wenn er bekennt, sich hiebei nicht immer 
eines Sinnes mit dem Verewigten zu wissen. Er würde vorgezogen 
haben, der Darstellung eine breitere politisch historische Unterlage 
zu geben und die parallele Verwaltungsentwicklnng in anderen 
dentschen Territorien gründlicher zu berücksichtigen; er glaubte 
aber sich versagen zu müssen, dies im Werke zu sichtbarem Aus- 
drucke zu bringen. 

Bei Thomas Felluers Tode lagen die zur Veröffentlichung be- 
stimmten Aktenstücke zu vier Fünfteilen kopiert, aber vielfach noch 
niclit drnckfertig vor. Der Revision und Ergänzung des Akten- 
materiales mußte die Ausarbeitung der nachgelassenen geschicht- 
lichen Darstellung und deren Vollendung (siehe S. 199) sich vereinen. 
Ein Teil der Geschichte der böhmischen Hnfkanzlei und die Ge- 
schichte des Hofrates und der Kriegsverwaltung sind vom Bearbeiter 
selbstllndig verfaßt worden. Die Einbeziehung d^r Geschichte der 
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ingarischen Hofkanzlei erschien Fellner bei dem Mangel jeden Be- 
wlnDges derselben für die Zentralverwaltuttg ebenso unpasaend, wie 

■ die entgegengesetzte Tatsache ihn zu einer eingehenderen Darstellung 
Ider Geschichte der böhmischen Hofkanzlei bestimmte. War es das 
cStreben des Verfassers und Bearbeiters, möglichste VollstÄndigkeit 
■iti der Wiedergabe namentlich der normengebenden StUcke zu er- 
■sielen, so verhehlten sie sich doch nicht, daß weitere Forschung 
Eliiezu noch manckes Neue erschließen dürfte. Bei einem Teile der 
[Publikation war Vollständigkeit von vornherein nicht beabsichtigt; 
•Ton den Hofstaats Verzeichnissen sollte nur mitgeteilt werden, was, 
■Jlalb zufällig zusammengebracht, bei Abschluß der Arbeiten vorlag. 
iNach einigem Schwanken erschien dem Bearbeiter die Veröffent- 
[lichung einer wenn auch lückenhaften Reihe solcher Verzeichnisse 
|der Wissenschaft doch dienlicher zu sein als der Verzicht darauf. 

FUr die Herausgabe der AktenstUcke sind in der Hauptsache 
Kdie am dritten Historiker tage (1895) angenommeneu Qrnndstttze 
[geltend gewesen. Doch glaubten wir in der Anpassung an die 

■ heutige Schreibweise darüber hinausgehen und die buchstaben treue 

■ Wiedergabe auf die ganz eigenhändigen a. h. Entschließungen be- 
schranken zu dürfen. Bei der BeteUigung so vieler verschiedener 

Rfiände an den im Laufe von nahezu zwanzig Jahren entstandenen 
I Abschriften und au der KoUationierung derselben waren übrigens 

■ gewisse Inkonsequenzen in Orthographie und Interpunktion nicht gut 
1 vermeiden. 

Ein Werk wie dieses konnte nicht wohl ohne werktätige Mit- 
f Jiilfe ständiger Mitarbeiter zu Ende gebracht werden. Seit den ersten 
I Vorarbeiten dafUr sind die Beamten des Archives des Ministeriums 
[des Innern in diesem Sinne tätig gewesen: Michael Tangl, jetzt 
I ordentlicher Universitätsprofessor in Berlin, Richard Schuster, als 
t Archivdirektor in Salzburg früh verstorben, Oakar Freiherr von 
klitis, Karl Huffnagl, in ausgedehntem Maße Josef Kalihruner; 
|Tor allem aber sei der opferwilhgen und unverdrossenen Mitarbeit 
I-Franz Wilhelms dankend und rühmend gedacht; ohne seine Bei- 
^hilfe hätte — ganz abgesehen von der mUhevoUen Anlage des He- 
isters — die Arbeit in der nun glücklich eingehaltenen Frist 
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niemals erscheinen können. Das Werk, veranlaßt, tbrtgefilhrt und 
beendet von Beamten des Archives des Ministerinms des Innern, 
stellt sich recht eigentlich als eine Publikation dieses Archives dar, 
wie es denn auch von Seiten des Ministeriums des Innern die ein- 
sichtigste und dankenswerteste Förderung erfahren hat. 

Noch erübrigt mir, mit herzlichem und ergebenem Danke der 
jahrelangen Förderung und Teilnahme zu gedenken, die das Unter- 
nehmen durch die Herren Vorstände und Beamten des Haus-, Hof- 
und Staatsarchives, des Reichsfinanzarchives und Kriegsarchives und 
besonders durch die Herren Sektionsrat Franz Kreyczi, Staats- 
archivar Hans Schlitter und Direktor Johann Langer erfahren hat 



Wien, am 22. April 1907. 



Heinricli Eretschmayr. 
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Einleitung. 
Die Organisationsversuche Maximilians I. 



östorreichiscbe ZentralverwaltuDg. I. 1. 




Unter Kaiser BViedricIi III., der mit ein paar Räten das Reich 
und seine Erblande zu regieren sich bemühte, war das Ansehen und 
die Macht der kaiBerlicben Gewalt tief gesunken. Im Reiche haderten 
Fürsten and Städte und kümmerten eich wenig um die Gebote des 
Kaisers. In den eigenen Gebieten Friedriehs waren wieder die Stände 
zu einer so großen Bedeutung gelangt, daß sie kaum me eine gleich- 
wertige, sondern fast wie eine hühere Potenz dem Landeaherrn 
gegenüberstanden, Der Adel, bestehend aus dem Herren- und 
Ritterstande, war in politischer Hinsicht übermächtig geworden und 
führte in den ständischen Versammlungen neben der hohen Geist- 
lichkeit das groüe Wort. Die Stände fühlten sich als Mitregierer 
des Landes, bewilligten die Steuern, hielten neben dem Landeslierrn 
eigene Soldaten und hatten die Gerichtsbarkeit und die lokale Ver- 
waltung in den Händen. Ea gibt einen Herrscher und Stände, aber 
keine sie verbindende einheitliche Staatsgewalt.') 

Der freie Bauer, auf dem die Kraft des Frankenreichs einst 
ruhte, war auch aus den Ländern Friedrichs mit wenigen Ausnah- 
men längst verschwunden.*) Den Grund und Boden bebaute eine 
anfreie (hörige) ländliche Bevölkerung, die vom Grundherrn, der 
zugleich Gerichtsherr war und als Obereigentümer des Bodens galt, 
in mannigfaltigster Weise abhing, an die Scholle gebunden war und 
dem Herrn für die dauernde oder zeitweise Überlassung des Bodens 
Zins in Geld und Naturalien und persönliche Arbeit (Fron, Robot) 
leisten mußte. Der Grundherr war in den zivilen Sachen erste In- 
stanz fiii- seine Untertanen geworden und üble, vom Landesfürsten 
mit dem Blutbann, dem Rechte llber Leben und Tod zu richten, 
beliehen, auch die hohe Gerichtsbarkeit aus, die sich auf die 



') Über den Dualiamiit 
und Stadt (1900), S. 218. 

') Vgl. Laschin vim 
(18^5-189(1), S.2r>lff. 



im filteren TorriturinlälsLat Itoluw, 
Eliongreuth, ( tstorrejfiliiaclie llQiphsgeschiphte 



4 VerwaltnogsiuetSiKle vur der Zeit MnximiUsna I. 

sogenannten caasao maiores (Mord, Brand, Raub, größere Diebstähle, 
Sexual verbrecben und dergloichen) erstreckte.') Ea kann als ein 
hervorragendes Zeichen der Schwäche der ftlrstHchen Macht in den 
habsburgi sehen Ländern gelten, daß die Verwaltung dieser Über 
Leben und Tod entscheidenden sogenannten Landgerichte vüllig 
dem Gerichtsherm überlassen wurde, der auch das Begnadigungs- 
recht im weitesten Umfange übte.*) Der Grnndholde war völlig 
seinem Hen-n preisgegeben. Er konnte, wenn er mit der Grund- 
herrschaft in Streit geriet, den Herrn höchstens um Einsetzung eines 
unparteiischen Gerichtes ersuchen, an den Landesherrn berufen aber 
konnte er nicht; nur im Falle der Rechtsverweigerung war es ihm 
ermJigHcht, bis zu diesem zu dringen.*) Der Grundgedanke des 
germanischen Staates, eine Rechts- und Friedensanstalt zu bilden, 
schien in Frage gestellt zu sein. Der unmittelbare Verkehr mit dem 
Landesftlrsten war einem großen Teile der Bevölkerung versagt. 
Eine Menge kleiner Machthaber hatte sich zwischen dem Landes- 
herm und die Masse des Volkes geschoben und diese flir ihre Zwecke 
derart in Anspruch genommen, daß es wohl scheinen möchte, als 
hätte die fürstliche Gewalt zu Gunsten der Grundherrn abgedankt 
und als seien die Grundholden ausschließlieh den lokalen Mächten 



') Lnachin, Geschichte dea filteren Geritibtawesena in Österreich ob nnd 
unter der Enna (1879), SS. 110 und 113, 151 und 1G7. Eb ffillt nicht in den 
BaluQcn dieser Darstellung, die reiche Literatur aufzuzählen, welche Jther die 
Entwicklung des deutschen Bauernstandes handelt; hier sollen lediglich Öster- 
reichische Verhältnisse in allgemeinen Umrissen geschildert werden. Siehe 
dazn außer Luschins „Reichsgeschichte" und r^Oerichtsweseiiy Ceerny, Der 
erste Bauernaufstand in OberSsterreich 1525 (1883), Einleitung x Meli, BeitrSge 
zur Geschichte des Untertanen wesens in Steiermark, Mitteilungen des hiat 
Vereines für Steiermark, 40 (1892); Meli, Die Lage des steierischen Unter- 
taneuwesens seit Beginn der neueren Zeit bis in die Mitte dos IT. Jahrhunderts 
(189S) nnd Frieß, Der Aufstand der Bauern in Niederöaterreich am Schlüsse 
dea 16. Jahrhunderts, Blätter des Vereines für Landeskunde von NiederOster- 
reicb, Neue Folge, 31 (1897), Einleitung. Ea ist nicht müglich, hiehoi gewisse 
feine Unterschiede zu berückaichtigen, z. B. daß außer den Landgerichts- und 
Grundherren noch andere Herren existierten, wie Vogt-, Dorf-, ßerg- und Zehent- 
herreu und daß ein und derselbe Grundholde von mehreren dieser Herren ab- 
hängig sein konnte. Vgl, besonders Motloch, Nachnif auf C.Graf Chorinsky. 
Mitt der dritten (Archiv-) Sektion der k. k. Zentral komm! ssion zur Erf. u. Erh. 
der Kunst- und hiat. Denkmale, 4 (1899), S. 349. In der Hauptsache ist ja doch 
die Grundherrscliaft, die sehr hfiuüg auch die hohe Gerichtsbarkeit innehatte, 
als die eigentliche „Obrigkeit" anEusehen, von der das Wohl und Webe der 
Hörigen ah hing. 

*) LuBchin, Gerichtawesen, S. 119 und ISO. 

■) LuBcbin, Uericbtsweseu, S. IUI und 184. 
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überantwortet gewesen. Der an die Scholle gebundene Bauer war 
der Jurisdiktion des Grundherrn unterworfen, er mußte für ibn zinsen 
und arbeiten, seine Kinder ihm als Arbeitskräfte zur Verfügung 
stellen, bei jeder Beaitzveränderung Gebühren zahlen und selbst seine 
Erzeugnisse ihm zum Kaufe anbieten.'} 

Aber auch die iandesfUrstlichen Ptildte — die untertänigen 
hingen selbstverständlieh von ihren Grundherren ab — hatten eine 
nicht unbedeutende Autonomie erworben. Das Stadfregiment führte, 
wenn auch der Stadtrichter meist auf den Vorschlag der Gemeinde 
vom Landesfürsten ernannt wurde, im städtischen Gebiete, eine sehr 
selbständige Verwaltung auf Grund von Statuten und Privilegien.') 
Die Zünfte in den Städten hatten sich in Österreich zwar nicht zu 
jenen autonomen Körperschaften ausgewachsen wie anderwärts, sie 
konnten nicht in eigenmächtiger Weise sich Satzungen setzen und 
das Zunftwesen selbst regeln, sie waren aber der fürstlichen Autorität 
doch dadurch entrückt worden, daß der Herzog ihre Unterstellung 
unter den Stadtrat zuließ.') 

Überall sieht man die Tätigkeit dea Landeslierm eingeengt und 
beschränkt durch niedere Gewalten, welche zwar ihre Rechte von 
ihm ableiteten, aber durch rücksichtslose Ausnützung ihrer privi- 
legierten Stellung sich dem Machtbereiche des Territorialherrn so- 
viel als möglich zu entziehen bemUht waren,*) Es kam noch dazu, 
daß durch das Vordringen der Geldwirtschaft und das Aufkommen 
des Söldnerwesens auch die Unzulänglichkeit der fürstlichen Mittel 
bald in unzweideutiger Weise zutage trat. Wie sollte ein Landes- 
herr mit den Einkünften seines Kammergutes, das sich aus den 
mäßigen Erträgnissen der Domänen und der nutzbaren Hoheitsrechte 
(Regalien) zusammensetzte, in einer Zeit das Auslangen finden, in 
welcher man anfing, die Schlachten mit kostspieligen Mietsoldaten zu 
schlagen und der stets regere Geschmack an orientalischen Waren 
und Gewürzen, englischen Tüchern nnd feinen Weinen, die mit 
barem Gelde zu bezahlen waren, die Hofhaltung verteuerte?') Im 

') LnBchin, EeichegeBPhichte, 8.453; Cscrny, Bauern aufs fand, S. 3ff., 
besonderg S. 14; Ftieü, Bauernaufstand, S. 31IF. nnd Meli, Luge des Bteier. 
Untertanenetandes, S. 8iF. 

') LuBchin, Gerichtswesen, 8. 203ff., beBondera S. 208. 

') LuBchin, Gerich tawesen, S. 236 und Wäntig, Gewerbliche Mittsl- 
Btandepolitik (ISSS), historische Einleitimg. 

') Vgl. Below, Territorium und Stadt, S, llff. 

*) Lamprecht, Zum Verständnia der wirtschaftlichen und Bo^ialen 
Wandlungen in Deutachland vom 14. lum 16. Jahrhundert [Zeitschrift für Sozial- 
und WirtschaftsgeBchichte, 1 (1893), SS. 1%, 199 nnd 233). 
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Falle der Not mußte aifh der Landesherr au die Stände wenden 
und VOD ihnen Geld erbitten. Diese waren oft gar nicht oder lange 
nicht zu Wunsche, und wenn einmal, dann bestrebt, anläQliuh der- 
artiger Geldbewilligungen, die sie auf ihre Grundholden abzuwälzen 
trachteten, politische Vorteile fllr sich zu erringen. 

Die Verhältnisse zwangen einen Fürsten geradezu, einerseits 
sein Kammergut wohl au verwalten und durch einschneidentle Re- 
formen möglichst ergiebig zu machen, andererseits seine persünliche 
Gewalt zu starken und zu versuchen, die Macht der Stünde zu 
brechen, mit den Unterlanen seiner Untertanen in unmittelbare 
Berührung zu kommen und diese direkt für die Erfüllung staatlicher 
Leistungen heranzuziehen, Sehr zustatten kam den Landesherren 
bei solchem Bestreben das Interesse der gelehrten und gebildeten 
Kreise für das römische Recht, wie dieses durch die Glossatoren auf 
den italienischen Universitäten ausgebildet worden war, nachdem die 
alten Reehtsformen und Normen den Dienst zu versagen begonnen 
hatten. Für die Begründung eines kräftigen Staates, für die Durch- 
führung einer ordentlichen Rechtspfiege, vor allem einer gesicherten 
Exekution der Urteile erschien die Einbürgerung der rümiachen 
Rechtsanschauungen und die Einführung eines in diesen gebildeten, 
von der Idee der absoluten Staatsgewalt erfüllten Beamtentums als 
die geeigneteste Handhabe.^) Ea war sehr hegreiflich, daß die 
Fürsten die in den Traditionen des rümischen (gemeinen) Rechtes 
erzogenen, darin geschulten Männer mit Freuden bei sich aufnahmen 
und die oberste Verwaltung und Regierung durch sie einrichten 
ließen.*) Ein Beamtentum wurde geschaffen, welches vom Fürsten 



') La band, Über diu Bedeutung der Rezeption des römistheii Rechtes för 
du deutsche SteaUrecht, Hektomtarede, StraUburg (1880), S. 36ff. 

") Die Eczeplion des römischeu Staatabegriffes und des röinisclien Staate- 
rechtes Tolbiog sich nach Laband, a. a. 0., 8. 50 deswegen in den Territorien, 
weil die Laudesherron und iii(-ht der Kaiser das Eecht hutteu, die Beamten in 
ilureu Gcliieten aiizuetellon. Damit soll nicht gesagt sein, daß der Adel am 
Hofe der Fürsten seine Bedeutung als jiolitiBclier Faktor völlig einbüßte. Er 
mußt« aber, um sich neben den gelehrten Bürgerlichen mit Anstand behaupten 
zn können, trachten, selbst JuristiBche Bildung sieh anzueignen. Daher die vielen 
Adeligen, die auf den deutschen und italienischen Universitäten vom ll>. Jahr- 
hundert ab studierten. Vgl. darüber Luaohin, Österreicher an italienischen 
Universitäten, Blätter f. u.-B. Landeskunde, 15—18 (18Ö1— 1884) und Knod, 
Deutsche Studenten in Bologna 1289—1662 (1898), — Über den Eintritt ge- 
lehrter ItUte in die l^taats Verwaltung Below, Die städtische Vern-altiwg des 
Mittatalters als Vorbild der späteren Territorialverwnltung, Hist. Zeitschrift, 75 
(1895), S. 41»ff. Erst gegen Ende des lö. Jnhrliuiidorls bcgHUJi dieser Ein- 
tritt zablreidi zu werden. 
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ganz abhäogig sein sollte, um Geld und Kost diente und die Be- 
stimmung hatte, die Vasallen und StUnde beiseite zn schieben und 
den Fürsten zum wirklichen Herrn in seinem Lande zu machen.') 
Natürlich ging die Aufrichtung dieses neuen Staatewesens nicht rasch 
vonstatten. Die Aufstellung von fürstlichen Hegierungen, welche die 
standische Verwaltung und Rechlsprechung lahmlegen sollten, hatte 
einen harten und schweren Kampf zur Folge, der über hundert 
und mehr Jahre dauerte und schließlich mit dem 8iege der FUrsten 
und der Zertrümmening der ständischen Macht sein Ende fand. 
Aber wenn auch auf solche Weise die Territorien sich zu absoluten 
Staaten entwickelten und der Landesherr unumscbränkter Gebieter 
und alleiniger Gesetzgeber wurde, so stak doch in gewissen Formen 
der stilndischen Verwaltung eine ganz unglaubliche Zähigkeit. So 
hatte es in den Österreichischen Ländern noch lange Wege, bis die 
.ndische Rechtsprechung und Verwaltung auf dem platten Lande 
.standig beseitigt war. 

Inwieweit bei der Aufstellung des neuen Behördensjstems an 
den deutschen landesfürstlichen Höfen sich EinäUsse von auHwiirls 
geltend machten, ist eine bisher ungelöste Frage. Für Österreich wird 
die Annahme richtig sein, daß König und Kaiser Maximilian L, der 
als Gemahl der Maria von Burgund und Regent des burgundischen 
Staatswesens die hochentwickelte Verwaltung daselbst kennen gelernt 
hatte, das Behördenwesen an seinem Hofe nach diesem Muster ein- 
richtete. Und da die burgundische Verwaltungsformen wieder den 
französischen nachgebildet waren , so kam auf dem Wege über 
Burgund und die Niederlande die französische Behördenorganisation 
in die Österreich iachen Lande,') 

Die Habsburger waren aber nicht bloß Landes ftirsten, sondern 
zugleich auch Inhaber der Reichsgewalt; sie mußten also ein doppeltes 
Ziel verfolgen: die Kräftigung der landesfürstlichen und der kaiser- 
lichen Macht. In der Bändigung der heimischen Stände waren sie 



') Vgl. liieizu Schmoller, Der deutsche Beamtonstant vom lli. bis 
Jahrhundert. Kapitel 5, S. 289—311 aua „Umrisse nnd Untersuch luigen zur 
VorfasBungs-, Verwaltungs- und Wirtschaftsgeschichte bes. de» preiiQ. Staates 
IT.undltj, Jahrhundert" (1698). FemorScUmolloi, Die Behördenorganiaation 
tiiid das Amtswesen der deutächeu TeTritorien von 1600^1640. Kapitel 4, S. bö—ld 
der Einleitung zu Acta Boruesica. Abt. Behörden urgBoiBation, I.Band (1894). 
') Vgl. Below, SUdlische Verwaltung des MittelslterB, S. 41S nnd die 
dort angegebene Literatur. Es würe ersprießlich, trotz der Arbeiten von Adler 
und Kosenthai (s. S. 37, Anra. 1) noch eine besondere Untersuchung darüber 
auEUBtelleii, inwieweit den niaximilianischen Einrichtungen burgundische Be- 
hordenin^tniktionen zugrunde gelegt wurden. 




ebeiiao erfolgreich wie die anderen Tcrritorialherreii ; in ihrer Stellung 
als Kaiser aber glückte es ihnen nicht, ihre Autorität zu beben, 
diese bröckelte im Gegenteile immer mehr nnd mehr zum Vorteile 
der Reich Bf Urs ten ab. Jede Wahlkapitulation ist mit stets wachsen- 
den Einschränkungen und Einengungen der Macht des Kaisers ver- 
bunden. Es ist ein Prozeß, der nicht aufzuhalten ist. 

Wir haben uns nicht zur Aufgabe gesetzt, den ganzen Ablauf 
der Entwicklung von der einfachen Landeshoheit zur absoluten 
Staatsgewalt in den habsburgischen Territorien darzustellen; unser 
Plan ist nur dahin gerichtet, eines der Mittel, die zu diesem Ziele 
führten, die Organisation der Zentral Verwaltung im 16. Jahrhunderte 
und die Fortbildung dieses zentralen Behörden wesens in den üster- 
reichischen Ländern klarzulegen. Die neue Organisation drückt sich 
vor allem in zwei Momenten aus: es wurden Kollegien eingefilhrt 
und die einzelnen Verwaltungszweige an besondere Behörden über- 
ti'Rgen. Dieses Behördensystem am Hofe der Habsburger soll von 
seiner Einsetzung an bis zu seiner Auflösung in knappen Umrissen 
beschrieben werden. Insoweit Organe geschaffen wurden, die dem 
habsburgischen Kaiser in der Regierung des Reiches und der Erb- 
lande dienlich waren, finden auch sie in dem Kreise dieser Erürte- 
rungen ihren Platz. Für den soliden Aufbau der zu Anfang des 
16. Jahrhunderts begründeten Verwaltung spricht der Umstand, daß 
eine Reihe von Behörden mit ihren kollegialen Verfassungen durch 
Jahrhunderte bis zum Zusammenbruche der alten Ordnung im Jahre 
1848 ununterbrochen in Tätigkeit blieb. 



II. 

Maximilian I. 



Die Anfinge der österreichischen Zentral Verwaltung schreiben 
sich auf König und Kaiser Maximilian I. zurück. Es ist kein Zn- 
fall. Maximilian sah die Prozesse einer Kräftigung der staatlichen 
und landesherrlichen Gewalt in Westeuropa vor seinen Augen sich 
vollziehen: in Spanien, in England, in Frankreich. Er empfand 
wohl die Hemmnisse, die ähnlicher Entwicklung in Deutschland 
sich gegenüberstellten. Aber das Beispiel Frankreichs, das nach den 
Tagen der Jungfrau von Orleans darangegangen war, die ersten 
Gerüste eines zentralistischen Monarchenstaatea aufzurichten, mag er 







um so weniger übersehen haben, als es ihm bei der Verwaltunj^ seiner 
burgundischen Erbländer stets vor Augen gestanden hatte. Er unter- 
nahm es, dasselbe in seiuen österreichischen Ländern nachzuahmen. 
Immer in kostspielige Kriege verwickelt, immer von organisatorisch en 
Entwürfen erfiUlt, mußte ihm in der Zeit des durchbrechenden Kapi- 
talismus vor allem die Geld Wirtschaft, die Ordnung seiner Finanzen 
am Herzen liegen. Daneben ist aber doch auch ein Anlauf zur Ein- 
richtung eines obersten Gerichts- und Verwaltungsinstitutes am Hofe 
unternommen worden. Projekte, Ansätze, die sich schließlich fast 
durchaus wieder im Sande verloren haben! Wenn dem nun auch 
so ist, wenn, wie zu zeigen sein wird, der Kaiser selbst eine Haupt- 
schuhl daran tragt, so kann dies doch nicht hindern festzustellen, 
daß unter dem Tietzten Ritter" zum ersten Male bewußte Organ; 
tionsvereuche einer österreichischen Zentralverwaltung gemacht wor- 
den sind.') 

Organisation des Finanzwesens. 

Die Verwaltung des „Kammergutes" in den habsburgiachen 
Ländern ermangelte noch in den letzten Zeiten Kaiser Friedrichs IlL 
jeder Einheitlichkeit. Man darf von völliger Mißwirtschaft reden. 
Viele Amter und Ertrsgsobjekte waren verpftindet; jedes Amt bildete 
eine finanzielle Einheit, ein Kreditobjekt für sieh; man gab An- 
weisungeu zu Auszahlungen anf einzelne Amter, Pflegschaften und 
Herrschaften aus, belastete sie mit der Verzinsung fllr gemachte 
Anleihen, ohne sich zu kUmraern, ob das verpflichtete Amt genUgend 
ertragiUhig sei oder nicht. Nur in den einzelnen Ländern hef 
wenigstens der größte Teil der landesfürstlichen EinnahmEquellen, 
der Dominien, Regalien, Stadtsteuern, in den Händen eines obersten 
Finanzbeamten zusammen, der in Osterreich beiderseits der Enns 
Hubmeister, in Kärnten Vizedom und in Steiermark Landschreiber 
hieß.') Auch in Tirol und den Vorlanden stand ein Beamter, der 
Kammerraeister, an der Spitze der Finanz Verwaltung. Von einer 
Übersicht über seine Einkünfte war aber Kaiser Friedrich HI. weit 
entfernt. Wollte man sie gewinnen, so mußte man sieb zu einer 
Zentralisation des Finanzwesens entschließen. 



L 



') Hierfür und für das folgende kommen als Hauptwerke in Betra<^ht: 
Adler, Die Orgauisatioa der iCentralver waltung utit«r Kaiser Mniimilian I. 
(1886). — Seel iger, Krzkanzler und Reichskanzleien. Ein Beitrag zur Q-escbichte 
des deutsrhen Reiches (1869). 

') Vgl. Adler, Zentralyerwaltuug, S. 170-176. 
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Daß nun eine solche unter König Maximilian, der seit 1493 
alle ha bsburgi sehen iStammländer in seiner Hund vereinigte, versucht 
wurde, entsprang zunficbt nicht nur den Erfuhrungen, die der König 
lici Verwaltung seines burgundischen Reiches gemacht hatte, sondern 
vielleicht noch mehr einer Zufälligkeit. Maximihan hatte von seinem 
Vater Kaiser Friedrich III. für Forderungen, die er von seinem 
Feldzuge gegen die Ungarn her an ihn zu stellen hatte, bestimmte 
Einkünfte aus dem Reiche und den Ländern zugewiesen erhalten. Zur 
Einbringung dieser Gelder bestellte er — am 11. August 1491') — - 
einen eigenen Beamten, einen Generalschalaineister, Simon von 
Hungerspach, ohne desaen Wissen auch keine Zahlung aus denselben 
verfügt werden durfte. Kurz vorher — am 16. Mllrz 1490 — hatte 
Maximilian an Stelle seines Oheims Erzherzog Sigiamund die Regie- 
rung von Tirol und den Vorlandcn übernommen und bald darauf 
— 1491 — den Kamraermeister dortselbst durch eine kollegial 
organiBierte Kammer ersetzt.*) Sie wurde nun, ohne daß dem Ge- 
ne ralschatzm eist er sonst ein Einfluß auf ihre 'linanzielte Gebarung 
gewährt worden wäre, verhalten, an denselben jilhriich einen „Aus- 
zug alles Einnehmens und Ausgebens" zu schicken, damit er dem 
Kßnig alljährlich über die Gesarateinnahmen und Ausgaben Rech- 
nung legen könne. ^) Im Jahre 1493, als Maximilian nach dem am 
19, August erfolgten Tode seines Vaters alleiniger Herr der öster- 
reichischen Länder geworden war, wurde die Kompetenz dieses 
obersten, für die Person Maximilians bestellten Schatzmeisters auf 
das Reich und den Hof beschränkt, und seine Amts Wirksamkeit in 
Finanzsachen der österreichischen Erbländer nahm ein Ende, Aber 
noch vor 1496 ist der „Schatzmeistergeneral" Simon von Hungerspach 
wieder Einnehmer der „niederösterreichischen" Erträgnisse, der Ein- 
künfte also aus Osterreich unter und ober der Enns, Steiermark, 
KSiTiten und Krain, welche Länder als niederösterreichische Gruppe 
von der oberüsterreichischen (Tirol) und vorderösterreichjachen (süd- 
deutsche Vorlande) zu scheiden sind. Mag sein, daß ihm auch der 
lirolische Kammormeister wieder wie früher jährliche Ausweise Über 
die Einnahmen und Ausgaben geliefert hat. 

Nach diesem mit der Errichtung des Schatzmeisteramtes ge- 
machten Versuche, eine Übersicht über seine finanzielle Leistungs- 
fähigkeit zu gewinnen, — wie es acheint dem ersten Versuche 

>) AktBDatütke Nr. 1, S. 1-2. 

■) Daß die kollegiale Organisatioa nach burgundiBoli-niederlundischem 
Vorbilde gcBehaffen wurde, Bt-heiiit nicht zweifelhaft. 
•) Adler, ZeutrulvorwHltung, S. 72-73. 
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dieser Art von Seite eines doutschen FUrsten — tat König 
Maximilian um Weihnachten 1496 einen weiteren Schritt. Er er- 
richtete iu Innsbruck an Stelle des bisherigen rein tirolisch-vorländi- 
echen „obersten Amtes" eine allgemeine österreichische Schatz- 
kammer, welche die gleichzeitig von der übrigen Verwaltung voll- 
ständig getrennte Finanzverwaltung filr die gesamten ober- und 
niederösterreichischen Länder zu besorgen hatte, aber auch in Finanz- 
sachen des königlichen Hofes, des Reiches und selbst der Nieder- 
lande tätig war.*) Die Instruktion der neuen BohOrdu ist nicht er- 
halten, sondern nur das Mandat an das „Regiment" in Innsbruck,*) 
womit deren Errichtung bekanntgegeben wird. Darnach hatte sie 
die Rechnungskontrolle über alle nieder- und oberösterreichische 
Amter auszuüben und die „Ablösung von Pfandaehaften, Bezahlung 
der Schulden, Reformierung der Lander und Geldaufbiingen", mit 
einem Worte die Finanzverwaltung zu besorgen. Der Generalachatz- 
meister in seiner Eigenschaft als Einnehmer der niederösterrcichischen 
Einkünfte wurde ihr unterstellt. 

Aber auch diese Form der Organisation einer zentralen Finanz- 
stelle war vorübergehend. Die zu Weihnachten 1496 errichtete 
Innsbrucker Schatzkammer hat nicht viel länger als ein Jahr be- 
standen. Als Maximilian im Februar des Jahres 1498 an seinem 
Hofe eine Reihe von zentralen Behörden schuf, richtete er daselbst 
auch eine Hofkammer für das Reich und für die Erbiander ein.') 
Er tat es mit der ausdrücklichen Begründung, daß die Kamraer- 
behörde in Innsbruck allein nicht ausreichend sei. Die Hofkammer 
bildete einen kollegial organisierten Beamtenkörper von fünf „Statt- 
haltern", deren letztgenannter zugleich Schatzmeister für das Reich 
war, während der gleichzeitig ernannte (General-) Schatzmeister der 
Erblandc diesen Rang nicht besaß, sondern gleich den übrigen Funk- 
tionären — l'fe n ni gm e ister, Expedilor, SoUizitator, Sckrelär, Regi- 
strator — bloß zugeteilt war.*) Die Beamten wurden auf die Kammer- 
ordnnng vereidigt. Die vom König oder vom Hofrate zugewiesenen 



') Adler, Zentral Verwaltung, S. 77. 

*) AkteiiBtücke Nr. a, S. 2— 3. 

•) Die Hofkanunerordnung vom 13. Februar 14i>8 iet (^ednitkt als Akten- 
Btöck Nr.5, 8.17-26. 

*) Der 1'ft>nniginoiat«r Latt« die lOO.UOO ä., die der König zur Unterhal- 
tung Beines Hofstaates bestimnit hatte, zu verwalten imd die Summe m den 
vier QiiatemLern vo» den zwei Schatzmeistern einznheben. (Hofkaiuraerordnung 
8 17, Aktenstücke Nr.5, 8.23-24.) - Der SoUizitator hatte den ParteioD- 
verkuhr zu pflegen. 
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Maiitniltan I.: Finanzwai 



Flnanzsaclien worden in täglich abgehaltenen kollegialen Sitzan^ea 
erledigt, geheime Angelegenheiteii an den König, andere „schwere" 
Sachen zu „Trost, Rücken und gatem Bescheid" an den Hofrat ge- 
leitet.') Eine vollkommen selbständige Behörde war die Hofkammer 
nicht, sondern sie stand in einem AbhängigkeitsverhältniBBe aum Hof- 
rate. Dies findet etwa seinen Ausdruck in den Bestimmungen, daß 
sie eine ordnungswidrige Gebarung der zugleich mit ihrer Errichtung 
neu organisierten Schatzkammer') zu Innsbruck dem Hofrate 
(Hofregimente) anzeigen soll, daß Verbesserunga vorschlage der Hof- 
kammer, betreffend das Kammerwesen, an das Hofregiraent gehen 
mußten und daß gegen Bescheide der Hofkammer ein Rekursreclit 
an den Hofrat bestand, der endgültig entschied.') 

Der König hatte die Hofkammer, wie er am 25, Dezember 1499 
besonders betonte, zu dem Ende errichtet, „damit wir alles unsers 
Einkommens auch Ausgebens allzeit gut wissen".*) Sie war die Ein- 
laufstelle für alle Einnahmen und zugleich die Dispositionsstelle fUr 
alle Ausgaben. Die Einnahmen aus dem Reiche empfing der Reichs- 
schatzmeister, die Eingänge aus den Österreichischen Erblanden der 
Generalscbatzmeister. Jeder der beiden Schatzmeister halte Uber 
den Einlauf Quittungen ausznstellen, die nicht allein seine, sondern 
auch die Unterfertigung eines der Statthalter der Hofkammer tragen 
mußten und vorher dem Hofkammerkollegium zur Einsicht vorzB- 
legeu waren, damit die Kammer in genauer Kenntnis des Standes 
der Einnahmen bleibe. Wohl die wichtigste und einschneidendste 
Bestimmung der Hofkammer — und auch der Schatzkammerord- 
nung — war aber doch, daß Maximilian vei-aprach, Zahlungsbefehle 
— „Geschäfte" — nur mehr an einen der beiden Schatzmeister er- 
gehen zu lassen, deren Sache es dann war, das Geld von den unter- 
geordneten Beamten zu beschaffen. Um gültig zu sein, mußten diese 
mit dem Handzeichen des Königs und dem Kammeraekretsiegel ver- 
sehen und von einem der Statthalter und dem Registratur der Kammer 
unterschrieben sein. Hiedurch sollte verhindert werden, daß der 
König wie vordem Zahlungsaufträge eigenmächtig an irgendein ihm 
genügend seheinendes Amt richtete, anderseits aber war es fortab 
unmSghch, daß von anderswoher als vom Hofe solche „Geschäfte" 



') Hofkammerordniuig S 8, Aktenstücke Nr, 5, S, 20. 

') Die Schatzkamm erordnung ist gedruckt als Aktei 

') Hof kammerordnung §§ 8, 10, 11, 32, S. 20—31, 25. 

*) Aktenstücke Nr. 5, S. 19, Anni. 1. 



^^^H^^^ Maximilian 13 

ausgingen.') Ei-flossen diese Verfügungen, um die kapitaiskritftigen 
Leute für die Gewährung von Anleihen williger zu machen? 

Übrigens wurde die Hofkammer durch die Bestimmung ent- 
lastet, dass ea bei der Schatzkammer in Innsbruck stehen sollte, 
über alle Einnahmen und Ausgaben genau Buch zu führen, die all- 
jährhche Rechnungslegung der beiden Schatzmeister zu empfangen 
und ihnen das AbBolutoriura zu erteilen nnd daß nur im Falle merk- 
licher Rechnungamängel die Hofkammer selbst darüber Bericht emp- 
fangen sollte.*) So erscheint eine erbländische Stelle — die Schatz- 
kammer — als ein Kontrollorgan nicht allein über die Landes-, sondern 
auch über die Retchsfinanzen. Der Sinn dieser Bestellung ist wohl 
zu erkennen: zu einer genauen Rechnungsprüfung bedurfte man 
der notwendigen Behelfe und Belege. Diese am Sitze der Hof- 
kammer, dem Hoflagcr, das stets wanderte, aufzubewahren, war 
nicht möghch. Somit wurde nicht die Hofkamraer, sondern die zu 
Innsbruck stabile Sclmlzkammer mit der Kontrolle betraut, zumal 
dort schon von früher her geschulte Beamte tätig waren, die das 
Verrechnungssystem genau kannten. 

Die Hofkammer- und die Schatzkammerordnung wurden an 
einem und demselben Tage — dem 13. Februar 1498 — erlassen 
und sind inhaltlich so miteinander verquickt, daß eine ohne die 
andere nicht wohl verständlich ist. Beide Behörden verdanken ihre 
Entstehung vomeliralich den finanziellen Bedrängnissen des in lauter 
kostspielige Unternehmungen verwickelten Königs, der ganz und gar 
nicht wußte, wie es mit seinem Einkommen bestellt war. Dasselbe 
war doppelten Ursprungs: aus dem Reiche und aus den Erblanden. 
Die reiohiscben Einkünfte waren — von der am Wormser Reichs- 
tage 149Ö vereinbarten Reichssteuer, dem „gemeinen Pfennig", ab- 
gesehen — geringfügig und sehr schwankend, hauptsächlich Straf- 
gelder, die von Friedensbrechern auf Spruch des Kammergerichtes 
an den König zu leisten waren. Das Haupteinkommen floß aus den 
Stammlanden, vor allem ans den Domänen, den Berg- und Salz- 

') Hofkammerordirnng g G = Schatzksmuierordiuing 819. Akteostücke 
Nr. 5 und 6, S. 18-19 und 34—35. Mau küiinte auf Grund dca Wortlaul«a 
dieser ParHgraphe meinen. daQ Auftrüge zu Geldanweisungen auBschlieüHch an 

I den General Schatzmeister und nicht a.n beide Schatzmeüter zu ergehen hittten, 

doch liegt hier uugen^cheinlidi nur eine nucblSBaige Stilisierung nder uuklnre 
Passung vor. Beide Schatzmeister hatten getrennte Einnahmabezirke und mußten 
auch über die Verwaltiuig der ebgegangeneii Gelder, jeder für eich, Iteeh- 

|l nong legen. 

Z *) Hofkammerordnung gg ti, 12, 14; Schstzkammerordniing §g li), SO, bb; 

I Aktenstücke Nr. 6 und 6, S. 18. 90—21, 34—35 und 44-i5. 

i 
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werken, den Zöllen und Manteii und aus dor Münze.') Maximilian, 
beständig in Geldsorgen, kam mit diesen seinen regelmäßigen (ordi- 
nari) Einnahmen nie aus und vrar immer wieder genötigt, an die 
Stünde des Reiches und der Erblande mit Ferdcrungen um außer- 
ordentliche (extraordinari) Beihilfen horanzuti-eton. Die Einkltnfta 
kennen zu lernen, sie z\i vermehren und gut zu verwalten, stellte 
sich als ein dringendes Bedürfnis heraus und die Organisation der 
beiden Behörden sollte dieses Bedürfnis befriedigen. Zum Zwecke 
einer Übersieht über die Leistungsfähigkeit des Kammergates ord- 
nete auch die Schatzkammerordnung an, daß die Vizedome in ihren 
Sprengein oder eigens bestimmte Vertranensmftnner Bereismigen und 
Besichtigungen aller Amter vorzunehmen, ferner daß jedes Arat ein 
Verzeichnis aller Einnahmen — ein Urbarbuch — in dreifacher Aus- 
fertigung anzulegen und ein Exemplar bei der Kammer zu Inns- 
bruck zu hinterlegen habe.*) Auch war es augenscheinlich die Ab- 
sicht der Reform, die Leitung der bisher ausschließlich von den 
Ämtern besorgten Zahlungen tunlichst dem Kammermeister oder Ge- 
ner als chatjsm eiste r zu übertragen, lediglieh die „verschriebene Zinse", 
Burghulgelder und der Sold der Pfleger und Amtsleute sollten aus 
den Ämtern bestritten werden.") Man wollte, scheint es, daß jedes 
Land nud jede Pflegschaft von ihren Einnahmen zuerst die eigenen 
1 bestreiten und dann den Überschuß abführen sollte. 



'] Hofkamuierordnung S@ 13, 13; Scliatzkammerardnung gii 9, 11; Akten- 
BtUeke Nr. 6 und 6, M. 21 und 30— 31. — Huber, Studien über die finanziellen 
VerhiiltniBHe Österreichs unter Ferdiniind I. (Mitteiluugon d. Inst f. Gat^rr. Ge- 
HchiclitaforBchiuig, Ergünzungeband i, 1893.) S. 183 heiüt ea hier: „Die urdent- 
lichen Eiiuiabmcn, ilbor welche der Landesherr frei, ohne an die Zustimmung 
der Stünde gebunden za sein, verfügen durfte, bestanden in den Ertragnissen 
der Domitnen und Staatsgütor, der Ämter, Stadtsteuem, Zolle, Mauten, Berg- 
werke und dergleichen." Domänen und Staatsgüter, fOr welche man lifiafig 
den Ausdruck „Herrschaft" anwendete, wurden von Pflegern verwaltet, die aneb 
in den ..cauBae minorea" die Jurisdiktion über die Grundholden uusttbten, waren 
entweder verpfändet oder stark belastet and trugen somit wenig ein. Unter 
„Ämter" vorstand man BorgSiuter, fiüalzämter, Forst-, Mlins-, Maut- und Soll- 
ümter. Unter den Steuern, welche aus den Städten eingingen, war trotz starker 
Schwankungen die ergiebigste das „Ungeld", ein Aufsclilag auf Getrjtnke 
(Huber, H. 193). Bei Beginn der Regierung König Ferdinands I. belief sieh 
die Brutto -Kinn ahme der tirvlischen Kammer auf uugeführ lÖO.OOO il. (Huber, 
S. 183) luid die der fünf n.-ö. Lflnder auf ungefähr 200.000 fl. (Huber, S. 187). 
„Zoll" wird häufig die Abgabe für die lieuützung von Wagen, StruQen und 
Brücken genannt; „Mauten" Abgaben von Waren und Gütern bei deren Über- 
gang von einem I.aud ins andere, 

*) Schatzkammerordnung § 14; Aktenstücke Nr. 6, S. 32— 33. 

') Schatzkanimorordmuig g 28; Aktenstücke Nr. 6, S. 37—38. 
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Daß sich Maximilian gleichwohl vorbehielt, die klinzelämter 
I durch Anlehen belasten zu dürfen,') war in den Verhältnissen be- 

gründet. Fand ein Landesfürst mit seinem Eammergut nicht das 
Auslangen, so blieben ihm zwei Wege offen, um das Geld zu be- 
kommen: er konnte sich an die Stände seines Landes um Aushilfe 
durch Ausschreibung von Steuern wenden — ein beschwerlicher 
Weg, der nur nach langwierigen Verhandjungen und unter drücken- 
den Bedingungen zur Bewilligung meist einer geringeren als der 
verlangten Summe führte — oder er mußte durch Verkauf, Ver- 
plUndung oder Verpachtung (?) von Amtern sich zu Geld verhelfen.') 
Die im 18. Jalirhundert aufgekommene Form des Kredits, daß die 
Stände eines Landes sich tUr die Bezahlung der Schuld verbürgten, 
kannte man nicht. Oberster Grundsatz war damals: ohne Unter- 
pfand kein Geld und der gewöhnliche Weg die Verpfilndiing von 
unbeweglichem Besitz oder vou Gerechtsamen an die Gläubiger. 

Die Scbatzkamraerordnung verpflichtet die den Amtern und 
Pflegschaften vorstehenden Pfleger und Amtleute, welche die Ein- 
nahmen in Geld und Naturalien zu übernehmen hatten, zu jährlicher 
Rechnungslegung an die der Finanzverwaltung der einzelnen Länder 
vorgesetzten Beamten, in den nicderüaterreic bischen Ländern an die 
Vizedorae, in Oberösterreich unmittelbar an die Kammer, und zur 
Ablieferimg der Überschüsse aus den Ämtern, in Niederösterreich 
und Vorderüsterreich ebenfalls an die Vizedome, in Oberösterreich 
an den mit der Verwaltung des Vizedomamta dort betrauten Kammer- 
meister. Dieser übernahm auch die von den Vizedomen und den 
„exemten", der Schatzkammer unmittelbar unterstehenden Ämtern, 
eingelieferten Erträgnisse für den obersten Schatzmeister. Vizedome, 
Kammermeister und beide Schatzmeister hatten der Schatzkammer 
in Innsbruck Rechnung zu legen und empfingen die Quittungen (Ab- 
solutorien, Kaitbriefe) darüber, die Vizedorae von der Kammer, 
Kammermeister und beide Schatzmeister auf Grund des Berichtes 
der Kammer vom Könige selbst. Die Verwaltungskosten und die 
auf einzelne Amter angewiesenen Gelder wurden dabei von den 
Vizedomen, beziehungsweise dem Kammermeister gleich in Abzug 
gebracht. Die Schatzmeister, sowohl der iSsterreichische wie der 
Reicbsschatzmeister, durften über die Eingänge nur nach den Auf- 
. trägen der Hofkammer bestimmen. Wenn diese nicht Verfügungen 

( anderer Art traf, so wurden die Eingänge von der Innsbrucker 

I ')Hc> 

I ') Vg 



") Hchatakammerordnimg § 28; Äktenetücke Nr. 6, S. 37—38. 

•) Vgl. Kostanecki, UerüffentlicheKreditimMittelalter (18S9), S.57,62. 
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Kammer an den Hof geschickt, wo sie vor allem zur Befriedigung 
der BedUrfiuBse des HofslaatB und dann zu Zwecken der Regierung 
verbrancht werden sollten. 

Es ist nun nicht gerade leicht, nach den in der Schatz- und 
Hofkammerordnung enthaltenen Anordnungen eine klare Vorstellung 
über die Zirkulation des dem Könige aus seinen :'mtern and 
Pflegschaften zukommenden Geldes zu gewinnen. Die Ordnungen 
machen den Eindruck, als ob sie gegeben worden wären, um end- 
lich einmal den Stand der Einnahmen' in Erfahrung zu bringen 
und ii-gcndeine Kontrolle der Ausgaben einzuführen. War mit den 
außerordentlichen Einnahmen ohne Zweifel übet gewirtsc haftet worden, 
so wurde jetzt angeordnet, daß der öaterreichische ScliatzmeiBter 
nicht auf eigene Faust darüber verfllgen dürfe, sondern daß diese 
außerordentlichen Eingänge wenigstens einem der Statthalter der 
Hofkammer anzuzeigen seien und daß der Registrator darüber be- 
sonders Buch zu fuhren habe. Hatten Pfleger, Amtleute, Vizedome 
früher für die mit ihrem eigenen Geld geleisteten Zahlungen wahr- 
scheinlich mehr aufgerechnet oder sich Quittungen über größere 
Summen, als wirklich ausgegeben wurden, ausstellen lassen und bei 
der Abrechnung vorgelegt, so sollte das hinfort strengstens unter- 
sagt sein und im Wiederholungsfalle mit Amisentsetzung bestraft 
werden. Strenge Verrechnungsvorachriften sollen eine ausreichende 
Kontrolle ermüglichen und die Generalkontrolle der Innsbrucker 
Kammer übertragen sein.') 

Wenn auch die Hofkammer- und Schatzkammerordnung im 
einzelnen viele Unklarheiten enthalten, so war doch mit den Ver- 
suchen Maximilians in den Jahren 1496 und 1498 ein glilekver- 

') Über Verrechnung luid Zirknlatioo der Gelder; Hofkiimmerordnuug 
§§ 6, 9, 16, 17; Sthatikammerorümmg g§ 9, 10, 15, 18—23, 25, 6fi; Akten- 
stücke Nr. 5 lind 6, «. 18, 20-23, 30-31, 38— Sl und M-45. Zur Erleichte- 
rung der Verreyliniuig wurden folgende Bfleher aiigolegt, beziehungeweiBO in 
Innabmck liint«rlogt: 

1. Ein Urbarbuck der ober- und vorderüHterreichi stehen L&nder. 
2, und 3. Je ein rfandaehafts- und Kaufre^ster fUi die ober- und nieder- 

üBterreichischea Lfinder. 
4. und 5. Je ein Register über die VorBcbreibungen auf Pflegen und Ämter 
über Sold und Zins etc. fßr die ober- und filr die niederüster- 
reiclii sehen Länder, 
ÄiiBerdeui sollte jd eine Abschrift des anzulegenden Urbars eines jeden nieder- 
üsterreichi schon Aml«B (PflegBchaftj bei der Innabmck er Kammer hinterlegt 
werden (vgl, S, 14). Dort wurde über die eingelieferten Gelder und über alle 
Ausgaben je ein Buch, das Begieterbuch, bexiehungaweise das Itaitbiich, geführt. 
Scbatakanimerordoung gS 14, 33—37, 45—49; 8.32—33, 38-42. 
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lieißendor Anfang gemacht worden und Aussicht vorhanden, au einem 
guten Abschlüsse zu kommen. Auch die Verteilung der Kompe- 
tenzen, znmal die Überordnung der Hofkamraer Über die Schatz- 
kammer,'} scheint ganz zutreffend. Andererseits war es doch wieder 
eine unglückselige Halbheit, daß, um den Sold zu sparen, in der 
Schal zkammerordnuug angeordnet wurde, es sollten wohl der Kammer- 
meister, Kam merbuchh alter, Kammerschrei her und das Personale der 
Kammerkunziei das Jahr hindurch ununterbrochen in Innsbruck am- 
tieren, die vier Verwalter hingegen nur in den vier Quatemberzeiten 
ihres Amtes walten und Innsbruck verlassen können, „wenn unser 
Sachen und Geschäft zuvor ausgerieht und gefertigt" seien. Wie sollte 
sich die neue Organisation einleben, wenn gerade den wichtigsten 
Beamten, die eigeuthch fortwährenden Studien zur Verbesserung der 
Finanzen hätten obhegen sollen, gestattet war, monatelang ihrer Be- 
hörde fem zu bleiben? Immerhin wäre es möglich gewesen, auch 
mit diesem Behürdenapparate das Auslangen zu linden und die 
Finanzwirtschaft heilsam zu beeinäußen, wenn vor allem Maximilian 
selbst sich an die Bestimmungen der Kammer Ordnungen gehalten 
liRttc. Maximilian war aber stets voller Plilne und Entwürfe, viel 
zu unruhig und ähnlieh seinem größeren Nachfolger Joseph II. viel 
zu ungeduldig auf den Erfolg seiner re form ator Ischen Tätigkeit be- 
dacht, als daß er sich hätte bescheiden können, die neue Ordnung 
ausreifen zu lassen. Ein Kardinalfehler übrigens, der beiden Ord- 
nungen anhaftete, ist erst viel später behoben worden. Dem König 
Maximilian und seinen Nachfolgern war es wohl um eine genaue 
Kenntnis der Einnahmen zu tun, aber niemand verfiel auf den Ge- 
danken, Einnahmen und Ausgaben in ein Verhältnis zu einander zu 
bringen und die Herstellung eines Gleichgewichtes beider zu ver- 
suchen-*) Aber vor allem wurden die Ordnungen, kaum erlassen, 
auch schon wieder abgeändert oder doch durchaus unzweckmäßig 
gehandhabt. 

Die zu Ende des Jahres 1499 in eine „Reitkammer" umge- 
wandelte Schatzkammer blieb nur kurze Zeit eine Ko n troll beb örde 
über alle Länder und sank in den Folgejahren immer mehr zu einem 
rein oberSsterreichischen Finanzamte herab. Mit der Verwandlung 



') Die Seliatzkauinier übte wolil die oberste KeelimingekoHtrolle aelb- 
stfindig ans, wnr aber iu allen wiubtigeren Bacben, etwa bei <lor Beaetzuiij^ der 
groBea Ämter luid Tflegeu oder bei umfangreicberen Verpfüuduiigcu von der 
Hofkiiinmer abbilugig. Vgl. auch ScbutikammeruTdaLUig g l'J, ii. 33. 

») Vgl. hieran Adolf Wagner. Fi.iiinzwissenst^liaft, 3 IJde. (1H83-It«9), 
1, S. 272. 



t 



18 Miixiniitiaii I.: FinHaznesen. 

der Schatzkammer in eine lediglich die Rechnungen prttfende Reit- 
kammer hing ea zDsaminen, daß alle Pflege-, Amt- und Gahbriefe 
in den ober- und niederöaterreicliiachen Ländern, die filiher die Itms- 
brucker Schatzkammer anazustellen hntte, seit dem Jahre 1500 von 
der Hofkammer ausgingen, ') Die Hof'kammer selbst bestand zwar 
eine Reihe von Jahren hindurch, aber von einer ordentlichen Am- 
tierung in derselben kann keine Rede sein. Entsprach es überhaupt 
der Eigenart des Künigs, sich an die von ihm erlassenen Ordnungen 
nur dann zu halten, wenn ea ihm paßte, so steigerten sich aacb 
gerade jetzt die tiiianaiellün Verlegenheiten von Jahr zu Jahr, so 
daß der König die Einkünfte von ganzen Ländergruppen auf Jahre 
verpftlnden mußte. Was soll man von einer Finanzverwaltung denken, 
die wenige Jahre nach dem Erlasse der grundlegenden Instruktionen 
die gesamten regelmäßigen (ordinari) Einnahmen aus den ober- und 
niederösterreichischen Landen einem einzelnen Manne, wie Georg 
Gossembrot, auf drei Jahre gegen die Verpflichtung verpfUndete, be- 
stimmte Summen fUr den Hufhalt und die Erhaltung der BehGrdea 
abznhefern?') Was lür ein Wirkungskreis könnte da noch der Ho f- 
kaminer verbleiben, der die Haiipteinnahmsquelle, die „ordinari" 
Gelder, entzogen waren? 

Mit dem Empfange der außerordentlichen „extraordinari" Ein- 
künfte aus den Erbjanden, dem Reiche, aus Italien und Burgund 
wurde auf die Dauer des mit Gossembrot vereinbarten Vertrages 
am 18. Februar 1502 ein „Extraordinari-Einnehmer" betraut.') 
Die Verwaltung dieser außerordentlichen Einnahmen sollte einer hier 
zuerst genannten Behörde zustehen: der Finanz- und Kriegs- 
kammer. Ohne deren ordnungsmäßigen „Befehl", das heißt, ohne 
Einwilligung eines ihrer Mitglieder sollten keinerlei Zahlungen ge- 
leistet werden dürfen. In welche Beziehungen trat nun diese neu- 
organisierte Kriegskamraer zu den übrigen Amiern am Hofe? Sie 
war augenacheiniieh eine Reiehsbehörde und zur Aufbringung von 
Geld aus den „extraordinari" Einnahmen, zur Beschaffung von Mann- 
schaften und Kriegsmaterial bestimmt. Da nach den bisherigen Ord- 
nungen die Verwaltung der außerordentlichen Einkünfte bei der hier 
als Finanzkammer bezeichneten Hofkammer stand, ist eine engere 
Beziehung von Kriegskammer und Hofkamnier außer allem Zweifel. 



') Auaführlicbe Dotaila über die vielerlei Wandlungen der FinaDibeliOrden 
in den eiuschlligigen Partien bei Ädlor, Zentral Verwaltung. 

•) Adler, Zentral Verwaltung, S. 90 und 110. 

■) Aktenstücke Kr. 6, S. 22-23, Anm. 1. Vgl. Adler, Zentral Verwal- 
tung, S. tiO ff. 
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Vielleicht daß die Kriegskammer selbst nach den Personeu mit der 
Hofkammer zusammenfiel? Aber kaum ins Leben gerufen, ver- 
Bchwindet sie sclion wieder und taucht erst in den Jakren 1510, 
lull und 1518 wieder auf, ohne daß man sich genauer über ihre 
Tätigkeit untei-richten könnte. Abgesehen von dem sprunghaften 
Wesen des Königs, der sich immer wieder in Abänderungen gefiel, 
war der DienBtgang bei Hof auch deshalb unregelmäßig, weil das 
Hoflagei- häufig wechselte und die Räte, zu den verschiedensten Sen- 
dungen nach auswärts verwendet, oft lange Zeit nicht an den Hof 
kamen. So waren zu Anfang des Jahres 1503 sämiliche Mitglieder 
der Hof- und Kriegskammer abwesend und kam es dazu, daß im 
Jahre 1507 die Hofkammer überhaupt zu funktionieren aufhörte und 
der König gezwungen war, sie von neuem aufzurichten.') Aber 
schon in den Jahren lölO und löll wieder scheint es kein Hof- 
kammerkollegium gegeben zu haben und scheinen die Finanzsauhen 
mit den anderen Verwaltungsangelegenheiten von den Hofräten be- 
sorgt worden zu sein, wie denn in der Hofkanzlei ein besonderer 
Sekretär und Registrator fUr Finanzsachen angestellt war. In den 
Jahren 1513 und 1Ö14 ist dann der Bestand der Hofkammer wieder 
deutlich nachzuweisen. Am 1. Februar des Jahres 1514 wurde ein 
neuer Buchhalter') ernannt, der alle Einnahmen und Ausgaben bei 
Hofe zu buchen hatte und dem alle Beamten, die Geld und Waren 
am Hofe einnahmen und ausgaben, ihre Aufzeichnungen llher Emp- 
fang und Ausgabe zu Überreichen verbalten waren. In der Instruk- 
tion für ihn ist noch eingehend von der Hofkamraer die Rede; er 
sollte die Katschläge des Kollegiums der Hofkamraer bücherlich 
eintragen und an deren Sitzungen teilnehmen. Zugleich ist hier 
auch eines „Generalschatzmeisters" gedacht, zweifellos niemandes 
anderen als des im Juli 1512 zum „Tresoricr" der außerüsterreichi- 
achen Einkünfte des Kaisers ernannten Jakob Villinger,') der schon 
1514 gelegenthch General Schatzmeister genannt wird und am 14. Au- 
gust 1513 seine ausdrdckliche Bestallung als Generalsehatzmeieter 
ftlr alle Österreichischen und außerösterreichisohen Einkünfte empfing.*) 
Damit hatte der König wieder eine einschneidende Änderung 
in der Organisation der obersten Finanzbehörde getroffen, indem er 
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') Aktenstücke Nr. 5, 8. 2ö— 28, Anm. 1. 

■) Aktenstttcke Nr. 9 D, S. 76-78. 

•) [Ich glaube mit Adler, Zentral Verwaltung, 8. 131, Anm. 2 gegen 
Fellner, daß die Tresor i er Ordnung vom Juli 1Ö12 kein Entwurf gebliebeu ist, 
BOiideni tatsüclilich volliogen wurde. KrelsdimujT.I 

') Aktenstücke Nr. 9 B, Ü. !>'J-li. 
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die oberste Leitung des Finanzwesens uns den Hdnden einer kolle- 
gialen Beiiörde in die eines einzigen Mftnnes zurücklegte. Das Amt 
eines Schatzmeisters war ja nichts neues. Es hatte einen .Schatz- 
meister f'llr das Reich, einen obersten Schatameister für die I^rblaude, 
hernach auch einen Schatzmeister für ßurgund gegeben, der im 
Jahre 15Ü2 auch die Zahtungsauf träge an die niederüsterretchischen 
Vizedome untersclirieb. Aber alle diese Schatzmeister hatten sich 
auf die Einnahmen der Überschießenden Einkünfte aus den ihnen 
zugewiesenen Lttndern und deren Verwendung nach den vorBchrifts- 
mäßig ausgestellten Zahlungsbefehlen des Künigs zu beschräukeu 
gehabt. Jakob VilHnger aber wurde im Jahre 1514 mit den weit- 
gehendsteu Vollmachten ausgestattet. Er wurde über alle Finans- 
äinter gestellt und sollte „auf alte und jegliche unser Officien und 
Ämter an unserra Hof und außerhalb desselben in unsern Erblanden 
allzeit sein getreu und fleißig Aufsehen, auch unsere Ofticier und 
Amtleut derselben unser Ofiicien und Ämter in ihren Handlungen 
Tuens und Lassens ihr Acht, Aufmerken, Folge und (jehorsam auf 
ihn haben." ') Zu seiner Unterstützung wurde ihra ein Einnehmer 
— Johann Lucas — beigegeben,*) der ihm einen Teil der Qescbäfte 
abzunehmen und die eigentlichen Geschäfte eines Schatzmeisters, wie 
sie in der Sehatzkammorordnung von 1498 umschrieben sind, zu 
besorgen hatte: die Einnahmen der bei Hof einlaufenden Gelder und 
Waren, die Verteilung derselben nach königlichem Zaiilungsauftrag 
oder mündlichem Befehl, dazu die Führung eines Monatsregisters 
tlber alle Ausgaben. War der Schatzmeister in Missionen des Kömgs 
tätig oder genOtigt, für des KUnigs Zwecke Qeld auszugeben, so 
sollte er dazu gegen nachlrllgliche, ordnungsgemäße Ausfertigung der 
königlichen Zahlungsaufträge ermächtigt sein. Im übrigen läßt die 
Schatzraeisterinstruktion an Deutlichkeit viel zu wünschen übrig, 
Villinger scheint ein Finanzgenie gewesen zu sein; er hatte schon 
vorher dem Künig viel Geld verschafft und hatte wohl auch fUrder- 
hin vor allem zu trachten, dem geldbedürftigen Monarchen neue Ein- 
nahmen auf dem Wege der Anleihe zu verschaffen. Um ihu selbst 
und seine Gläubiger für ihre Ansprüche schadlos zu halten, war 
ihm eine Kcilie einträglicher exemter Amter in den niederöster- 
reichischen Ländern, dazu die Gelder, welche der König aus den 
Niederlanden und Spanien bezog, verpfündct worden. Der Schatz- 
meister mußte Kenntnis von allen Einnahmen und Ausgaben haben; 



') Aktenstücke Nr. 9B, S. BO. 

«) Aktenstücke Nr. 9 C, S. 74-7G. 
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er contrasignierle die königlichen Zahlungsbefehle und leitete die 
Kreditoperationen des Königs; er erscheint in gewissem Sinne in der 
Stellung eines Finanzministers. 

Der König war mit dieser Ordnung sehr zufrieden. Als er 
in Innsbruck im Jahre 1518 mit den Ausschüssen der österreichi- 
schen Stände über eine Neuorganisation der Zentralbehörden ver- 
handelte und diese fUr die Aufrichtung einer Hofkammer mit 
bleibendem Sitze in den Erblanden eintraten, lehnte er diea mit Hin- 
weis auf die gute Ordnung seines Schatzmeiaterarates ab; er sagte, 
es habe bisher mehr an Geld, als an Ordnung gefehlt. Es war nicht 
unrichtig. Was nützten noch so strenge Kon troll bestinimungeu in der 
Verwendung und Verrechnung der Gelder, wenn eben diese selbst 
fehlten? Die Einnahmen reichten für die Bedürfnisse und Zwecke 
des Königs nicht aus, sie mußten entweder vermehrt oder durch An- 
leben verstUrkt werden. Solche aufzunehmen, war gewiß ein Mann, 
der in den Finanzkreiaen Vertrauen genoß und auch Sicherstellungen 
leisten konnte, eher geeignet, als ein mehrghedrigcs Kollegium. Man 
wird sohin die Errichtung des Schatzraeisteramtes an Stelle der 
Kammer im Jahre 1514 kaum als einen Rückschritt, sondern eher 
als einen Fortachritt auffassen dürfen.') 

Der Hofkaramer geachiebt zum letzten Male in der Buch- 
haltereiordnung vom 1. Februar 1514 Erwähnung. In der Schatz- 
meisterordnung vom 14. August 1514 ist nur mehr von „unsern Räten 
an unaerm Hof" und „von unsern Hofräten" die Rede. In einer die 
Ordnung vom 1. Februar 1514 vervollständigenden Instruktion für 
die „Hofregiatratur und Bachhaltcrei" vom 1. Jänner 1515') er- 
scheinen Hof- und Finanzräte genannt, die ein Kollegium gebildet 
haben dürften. Man wird kaum mit der Annahme irre gehen, daß 
seit Erlassung der Schatzmeisterordnung vom August 1514, die ja 
andernfalls doch der Hofkammer hätte Erwähnung tun müssen, diese 
als selbständige Behörde zu bestehen aufgehört habe und die Finanz- 
geschäfte des Reiches und der Erblande, insoweit sie Maximilian 
nicht durch den Schatzmeister allein besorgen ließ, an den kaiser- 
lichen Hofrat, dessen Räte den Titel Hof- und Finanaräte führten, 

igangen seien. 



') Dies gegen Adler, Zentralverwaltuiig, S, 145— 14G. 

■) Aktenatüeko Nr. 9 E, S. 78—83. Hier wird die Anlage von Büeliem 
angeordnet, die nacli Ländergruppeu und GegenetJfiiden eu eondeni seien und 
alle Finaniringelegenheiten — nielil alle für das Behördenweson überhaupt wich- 
tige» Akten (dies gegen Adler, S. 147— 153) — enthalten aollten, 
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Im Jahre 1518 wurden auf dem Innabnicker AusschtißlRudtage 
die Einnchtiingon, die der Kaiser in den Jahren 1514 und 1515 ans 
eigener MacbtvoUkommenhcit getroffen hatte, im Einvernehmen mit 
den erblilndi sehen Ständen, deren Geldhilfc dem Kaiser flir die Aus- 
lösung seines versetzten Kanitnergutes dringend nütig war, neuer- 
dings gefestigt. Kaiser und Stände einigten sich dahin,') daß jener 
an seinem Hofe einen „stäten" Hofrat für das Heich und die Erb- 
lande bestellen werde, der, abgesehen von seinen politischen und 
judiziellen Agenden, auch alle „Forderungen zn unserm Kammer- 
gut" zu verhandeln haben werde. Der Schatzmeister trat als Mit- 
glied in den Hofrat ein, der Generaleinnehmer wurde ihm zur Seite 
belassen; in dessen Hände sollen ^atle unsers Haus Osterreicli 
Kammergüter, Einkommen nnd Gefall, ordinari und extraordinari, 
kommen und von dannen wieder ausgeben werden."*) Die Schatz- 
meister- and Einnehmerordnung von 1514 wurde als weiterhin gültige 
ausdrücklich anerkannt. 

Nach dem Muster von Oberösterreich wurde auch für Nieder- 
österreich ein Kammermeister ernannt, der gleich jenem die Ein- 
gänge von den Vizedomeo nnd exemten Amtleuten an den General- 
einnehmer abzuführen hatte. Dazu auch wieder ein Pfennigmeister, 
der von dem Einnehmer auf Befehl des Schatzmeisters die für die 
Erhaltung des Hofstaates notwendigen Gelder erhalten sollte. Von 
einem Schatzmeister des Reiches hciren wir seit dem Jahre 1515 
nichts mehr; die Einkünfte, die Maximilian aus dem Reiche bezog, 
dürften so gering gewesen sein, daß man nicht fUr notwendig hielt, 
sie hier zu erwähnen. Für die Abrechnung über die Verwendung 
wurde die alte Innsbrueker Raitkammer, die zu einem Landesinstitute 
geworden war, wieder zu einer zentralen Rechuungskon troll behördo 
fUr die ober- und niederösterreichiachen Länder umgewandelt und 
mit Rücksicht auf die dadurch erwachsende größere Arbeit eine Ver- 
mehrung des Personals vorgesehen. 

Mit der „Reformierung" des Karamergutes wurden außer den 
achtzehn Hofräten des Hofrates sechs Hofräte besonders betraut, 
die den Titel: „Reformierer des Kammergutes" f\ihren, die GUter 
bereisen und über Verbesserung der Einnahmen und Einschränkung 
der Ausgaben Anträge stellen sollten. Wenn sie sich nicht auf 
Reisen befanden, hatten sie die Sitzungen des Hofrates zu besuchen 



') AktenstückeNr. 10, ^ 
beHonders S. 476—481. 



,iS4— 111. Dazu auch Adler, Zentral Verwaltung, 



•) Äktenatücke Nr. 10, S. 89. 
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und dort ihre Anträge zur Verbesserung iler Verwaltung des Kammer- 
gutes zu stellen. Im Übrigen wird diese Vereinbarung wenig oder 
gar nicht zur Ausführung gekommen sein, weil der Kaiser schon 
am 12, Jjlnner 1519 starb. 



Organisation des Verwaltiuigs- und Gerielitswesena. 

Wie die großen KriegBerfordernisse Maximiliau dazu drängten, 
sein Finanzwesen 'zu organisieren, so wurde er durch das Bestreben, 
vor allem der KnrfUrsten, aeine königliche Macht im Reiche einzu- 
engen, zur Errichtung vou Institutionen gezwungen, die ihm die 
Möglichkeit gewahren sollten, die Verwaltung unabhängig von jenen 
zu führen. Im Jahre 1495 war der allgemeine Landfriede verkündet, 
alles Fehdewesen untersagt und zur Austragung von Streitigkeiten 
das kaiserliche Reichskaramergericht geschaffen worden, auf dessen 
Besetzung die Stände des Reiches einen maßgebenden Einfluß üben 
sollten. Der König aber hatte sich seine oberste Gerichtsbarkeit 
vorbehalten und lichtete zu Ende des Jahres 1497 ein Regiment bei 
Hof ein, welches ihn in der Regierung des Reiches und in der Recht- 
sprechung unterstützen und eine mit dem Kammergericht konkur- 
rierende Tätigkeit ausüben sollte. 

Die zuerst am 13. Dezember 1497 gegebene Regimentsordnung 
wurde, wie ein am 13. Februar 1498 an die erblichen Fürstentümer 
und Laude erlassenes Mandat') zu erweisen scheint, mit einigen 
Zusätzen wohl zugleich mit der Hofkammer- und Schatzkammer- 
ordnung an eben diesem Tage neu erlassen.*) Der Eingang der 
neuen Ordnung ist sehr feierlich gehalten: das lieiJige Reich, auch 
dessen Glieder und Untertanen sollen bei Fried, Recht und Einig- 
keit behalten und vor den Ungläubigen und andern Feinden ge- 
schützt werden. Das Hofregiment — auch Hofrat genannt') — 
soll gleichermaßen Reichs- und erbländische Angelegenheiten be- 
handeln. Wie aus der Schatzkammerordnung hervorgeht, war ea in 
gewissem Sinne auch der Hofkammer übergeordnet. Unordnungen 
in der Verwaltung der Schatzkammer in Innsbruck und der nieder- 
and ob erüfiterreichi sehen Amter, Verb es serungs vorschlage zur Hebung 

') Eb heißt darin: ,Wir hohen unserm hof, hofrat und kantlfi, auch unser 
T«giment unser ober- und nideräiterreichisehen crblanden refortnirt und dartu ain 
»ehalikamer lu Ynnaprugg und ain bamer an umtrm hof geteM, geordent und 
aufgericht-' «.Aktenstücke Nr. 3, S.4. 

») Hofordimng a. AktonntückB Nr. .1, 8. G-IS. 

■) Vgl. Schatzkammerordming §§ 8 und 22; Aktentlücke S. 30 und 3ö. 
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der Domänen und Ämter wareu von der Hofkammer dem Hofrate 
anzuzeigen und dessen Beschluß einzuholen. Parteien sollten sich 
über Entsclieidungen der Hofkammer beim Regimente beschweren 
können und in „schweren Sachen" die Hofkammer bei dem Hofrat 
„Trost und Rücken" suchen. Der Hofrat (Hofregiment) wiir als ein 
Organ gedacht, welches den König zu beraten, aber in vielen Dingeo 
auch selbst da» Entscheidungsrecht hatte.'} 

Die Errichtung des Hofrates als eines obersten Gerichtes bei 
Hofe erfolgte im Sinne einer Kräftigung der königlichen {kaiaer- 
hchen) Macht. Dem gleichen Streben hatte zum Anfang des 15. Jahr- 
hunderts aucli das .,königliche Kammergericht", spHter „Hof- und 
Kammergericht" seinen Ursprung verdankt. Wie dieses gegenüber 
dem alten He ichshofge richte, zu welchem die „privilegia de non evo- 
cando et non appelhindo" weiten Kreisen den Weg verschloasen, als 
ein Organ des persönlichen Gerichtsrechtes des Heichsoberhauptes 
ins Leben gerufen worden war, so sollte auch der Hofrat gegenüber 
dem vornehmlich doch reichsständischen Reichskammergerichte das 
königliche Gerichtsrecht nachdrllckhch zum Ausdrucke bringen.*) 
Maximilian war dabei des BeifallB großer Bevölkerungsteile gewiß. 
Es gab doch viele Leute, die sich Heber an des Königs Majestät 
und seinen Hof um Recht wandten als an die Beisitzer des Reichs- 
kammergericlites. Und es blieb nicht ohne Eindruck auf die Massen, 
daß wieder einmal ein König nicht allein die Gheder des Reiches 
Recht bei sich finden Heß, sondern seine Huld auch den Armen und 
Unterdrückten, dem „Pofel", zuwandte und dem Grundsatze huldigte, 
es solle bei ihm jeder seiner Untertanen Hecht und Hilfe finden 
können. Maximihan verfuhr bei Erlaß seiner Ordnungen unbe- 
kümmert um Reichs- und Erblandsstftnde als absoluter Herr. Der 
Satz, daß der König die Quelle aller GericlitsbarkeiC und die Recht- 
sprechung ein Ausfluß seiner königlichen Gewalt sei, galt von alters- 
her; wie hätte Maximilian an ihm nicht festhalten sollen? Er be- 
trachtete den Hofrat als ein delegiertes Organ an seiner Statt, 

Über Wirkungskreis und Tätigkeit dieses Hofrates äußert sich 
der König zu Beginn der Hofordnung: er habe die Hofrftte, die er 



') S. 13, Anm. 1 und Hofkunimerordnung g§ 10, 11 und 33, Akten- 
Btflche, S. 31 und 35. Auffallend bleibt, daß in der Hofordnmig von U9T 
und in der Hofkanzleiordnung von 1498 der Hofkammer überhaupt nicht ge- 
dacht wird, sondern mir von der Schatzkammer (Rephnungakainmer) die Rede iat. 

') Vgl. Iiechner, Keichshofgericbt und künigliches Kainmergericlit im 
XV. Jahrhundert. Mitt d. Inst f. Üaterr. Geschieh uforachung, T. Ergitneiings- 
band, S. 14— Uä. 
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bisher in eigenen Geschäften gebraucht,') zu seinen obersten Regenten 
ernannt, die alle „Händel, Sachen und GesfhÄfte" sowohl des Reiches 
als der Erblande, sowie „was unaern königlichen Hof und desselben 
Verwandten" betrifft, behandeln nnd darüber mit Stimmenmehrheit 
beschließen sollen. Die persönliche Anwesenheil des Königs im Hof- 
rat wird in der Instruktion nicht vorgesehen; er erscheint daselbst durch 
den Kurfürsten Friedrich von Sachsen vertreten. Die Sitzungen sollen 
tilglich Vormittag und Nachmittag stattfinden und denselben außer 
den Hofräten auch der Hofmeister, der Marschall, der Kanzler oder 
oberste Sekretär und endlich die zwei Ratssekretäre beiwohnen.*) Die 
Kompetenz des Hofrates war, wie auch dem bereits Gesagten zu 
entnehmen ist, weit gesteckt. Nach der Ordnung mußten alle An- 
gelegenheiten, politische Schrif^tücko oder gerichtliche Parteisachen, 
an ihn gelangen. In den meisten Fällen mußten die Räte selbst 
darüber schlüssig worden, „große, schwere Sachen" sollten sie zur 
Entscheidung an den König weitergeben und dessen Beschluß dann 
zur Ausführung bringen. Der Ordnung liegt somit der Gedanke zu- 
grunde, daß alle bei Hof verhandelten Geschäfte, auch wenn sie vom 
König selbst entschieden wurden, niuht ohne Kenntnisnahme des 
Hofrates abgewickelt werden sollten. Freilich auch dieses wieder 
nicht ohne bedeutsame Einschränkung. Der König, der so gerne 
organisierte und so ungerne sich an die von ihm geschaffenen Orgi 
nisationen hielt, wird sicberhch seine geheimen Verhandlungen raii 
den europäischen Mächten — das, was man später die „Arcana* 
des Hauses nannte — dem Hofratskollegin m nicht immer raitgeteili 
haben. Der Hofrat dürfle also in erster Linie doch ein Gerichtshof, 
ein „Parteienrat" gewesen sein und sich vornehmlich mit der Er- 
ledigung der Streitigkeiten, die vom Reiche und den Erblanden an 
den König als den obersten Schützer des Rechtes gelangten, befaßt 
haben. Er nahm auch Beschwerden entgegen, welche nicht im Pro- 
zeßwoge ausgetragen wurden, erledigte die Gegenstände, welche in 
urkundlicher Form zur Ausfertigung kommen mußten und hatte eine 
schon gekennzeichnete Stellung über der Hofkammer inne. Die Art 
der Erledigung der Geschäftsstllcke war sehr einfach: der Hofmeister 
bestimmte die Stücke, welche zum Vortrag kommen sollten, der eine 
Sekretär las den Gegenstand vor, die Hofräte berieten, der Marschall 

') Solbstveratfindlich war Maximilian aiicli vor 1498 von Uofiäten um- 
geben, fflr ilereu Tätigkeit eich mnnchea Detail wird beibringen luasen. Vgl. 
Soeliger, Doutat'lio Literaturzeitmig, 7 (188ti), 8. &U. 

•) Wer Stiiiiiiirecht hatte, wird nicht gesiagl; wtibvs<;lieinlicb doch wohl 
die Uaie allein. 



Bammehe die Stimmen, der zweite Sekretär achrieb den Beeclituß 
der Mehrheit nieder, der Kanzler oder oberste Sekretär Uberoabm 
die BeschlUase zum Zwecke der Ausfiihning, überlas sie und fraf^te 
dann noch einmal, „ob das der merer Ratschlag der Räte sei". Dio 
Expedition erfolgte hernach durch die dem Hofrate beigegebene 
Ranzlei, an deren Spitze der Kanzler oder oberste Sekretär stand 
lind es entsprach der vom Könige auch sonst beobachteten Politik, 
daß die Hofordnung dem Hofkanzler die Erledigung der Expedition 
nicht bloß der öaterreichi sehen, sondern auch der reichischen Geschäfte 
zuwies, ohne jede Rücksicht auf die Ansprüche des Hauptes der 
ständischen Bewegung im Reiche, des Reichserzkanzlers und Kur- 
fürsten Berthold von Mainz. 

Freilich dauerte dieser Zustand nur sehr kurze Zeit. Der König 
bedurfte der Geldkräfte des Reiches und guter Beziehungen zu Bert- 
hold, der in den Monaten Juni, Juli und August 1498 gemeinsam 
mit dem Könige in Freibiirg im Bretsgau verweilte. Der Erz- 
bischof erzwang hier den Erlaß einer Reichskanzleiordnung, 
die vom 12. September 1498 datiert ist.*) Darin wird erklärt, daQ 
„viele Irrung und Schade" entstanden sei, weil die Sachen des 
Reiches und der Erblande in einer und derselben Kanzlei gefertigt 
wurden. Zur Abhilfe sollen fortab alle Expeditionen, die Maximilian 
als römischer König fUr das Reich veranlasse, in der dem Erzkanzler 
des Reiches, dem Mainzer Erzbischofe, iinlergcbencn Reichskanzlei 
ausgefertigt werden. Zugleich wird auf die Notwendigkeit einer 
Neuordnung auch der übrigen Kanzleigeschäfte verwiesen, die durch 
eine allem Anscheine nach gleichzeitig mit der Reichskanzleiordnung 
erlassene Hofkanzleiordnung erfolgte.') In dem überlieferten 
Fragmente dieser Hofkanzleiordnung wird klar ausgesprochen, daß 
die Hofkanzlei die Ausfertigung der Geschäftsstücke nach den ober- 
österreichischen, niederösterreichischen, den hochüsterreichischen') 
und burgundischen Landen zu besorgen habe, daß sie also ein rein 
landesherrliches Organ sei. Sie wird aber wohl auch die in den 
geheimen politischen Angelegenheiten des Königs ergebenden Schrift- 
stücke ausgefertigt haben.*) Alle diese Ausfertigungen hat der Kanzler 



') Aktenstücke Nr. 7, S.iS-.W. 

■) Aktenstöcke Nr. 8, S. 50— M. Adler, Zentral Verwaltung. S. *3ff., 
hält Hofordnung und die »pjiter erlassene Hof kfLDzlei Ordnung nicht deatlich 
freiiiig auseinander. 

') Hierunter werden wolil die uiedorläudischen Gebiet« im Gegensatie 
zur Frei prnf schaff Biirgunii zu verstehen pein. 

*) Vgl. Aktfnstfieke S. ft4, Zeile 9 ft'. 
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ZU uDtersclireibeii und mit dem Siegel zu versehen. Die im Rate 
beschloBBenen Ausfertigungen erhalten den Fe rtigunga vermerk „com- 
missio domini regia in consilio", die auf mündlichen Befehl des Königs 
ergangenen Ausfertigungen den Vermerk „commissio domini rcgis 
propria", die endlich auf Befehl des Königs durch eine dritte Peraon 
— „Geschäftsherr" nennt sie die Urkunde — veranlaßten Aus- 
fertigungen den Vermerk „commiasio domini regis propria per do- 
minum N." 

Obwohl diese Kanzlelordnung nur einige Monate nach der Hof- 
ordnung vom Februar 1498 erlassen wurde, kommen doch schon 
wieder mancherlei, wenn auch nicht beträchtliche Abweichungen von 
jener vor. Man sieht es immer wieder; Maximilian organisierte zu 
viel und ließ die neuen Organisationen sich nicht einleben. Der 
Wirkungskreis des Hofrates wurde durch die Trennung der Reichs- 
kanzlei von der österreichischen Kanzloi nicht berührt. Er beriet 
und erledigte nach wie vor Reichs- und österreichische Angelegen- 
heiten. Er blieb über alle Geschehnisse bei Hof, seien es Reichs-, 
seien es Erblandssachen, unterrichtet. Allerdings nur soweit es dem 
König gefiel. Die Kanzlelordnung dllrfle den tatsHchlichen Zustand 
bei Hof ira ganzen richtig zeichnen, wenn sie den Hofrat nur von 
denjenigen Geschäften Kenntnis haben läßt, die auch von ihm be- 
schlossen wurden. 

Lange währte dieser Zustand nicht. Schon im Jahre 1500 
mußte der König den ständischen Gewalten ira Reiche nachgeben 
und gestatten, daß die Reichsregierung von einem „Reichsregimente" 
geführt werde, in welchem er so gut wie nichts zu sagen hatte und 
die Vertreter der Reichsstände das große Wort führten. Während der 
Tagung des Reichsregimentes ist von einer Tätigkeit des Hofrates niclit 
die Rede. Aber der erweisliche Fortbestand der Hofkanzlei neben der 
Reichskanzlei^) läßt deutlich erkennen, daß der über die Aufdrängung 
erbitterte König die Tätigkeit seines Hofrates keineswegs habe ein- 
stellen lassen. Wenigstens hat während der Dauer des am 21. März 
1502 aufgelösten Reichsregiraentes ein Hofrat in Innsbruck nachweis- 
hch getagt, der aus den niederösterreichischen Einnahmen gezahlt 
wurde und in Abwesenheit des Königs die laufenden Geschäfte wohl 
nicht allein aus den Erblanden, sondern auch aus dem Reiche er- 
ledigen sollte.*) Dann aber dUrfte wohl noch vom Frühjahre 1502 

*) Vgl. Seeliger, Erzkansler uad Beichskaiizleien, S. äö. 

*) So geht aus dem eogeuannten „ nieder ÜBterreichiBphen Vertrage" mit 
Oeorg Gossembrot vom 3. Janner 1Ö02 (gedruckt bei Adler, Zentralverwaltiuig. 
S.536— 547) hervor. Die Stelle lautet: „Und nachdem wir unser gelegmltail nach 
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an bis zum Jahro 1518 der Künifj Hie Angelegenheiten des Reiches 
nnd der Erblande aus eigener Machtvollkommenheit oder mit den 
gerade bei ihm anwesenden Hofräten, gewiss ermaßen von Fall zu 
Fall, erledigt, gleichzeitig mit dem Aufhören des Reichsregiraents 
auch die Reichskanzlei sich aufgelöst und die weiterbestehende Hof- 
kanzlei auch wieder für das Reich die Ausfertigung Übernommen 
haben. 

Die im Jahre 151S in Innsbruck tagenden Ausschüsse der 
ober- nnd niederösterreicbischen Stände berieten außer dem Kam- 
mer- und Kriegswesen auch die Organisation des Hofrates und der 
Kaiser ordnete im Einvernehmen mit ihnen auch diese uofs neue. 
Er trat damit von der Anschauung zurück, daß es ihm allein zu- 
komme, das Amterwesen an seinem Hofu zu regeln. Kaiser und 
und Erblandsstünde vereinbarten, ohne die Glieder des Reiches zu 
befragen, daO ein „geordneter, steter Hofrat" am landesherrlichen 
Hoflager bestehen solle, der die Angelegenheiten des lieiligL'n Reiches 
nnd der Erblandc zu erledigen habe,*) Das Hofratskollegium solle 
aus 18 Mitgliedern bestehen, Hofmeister, Marschall, Kanzler und 
Schatzmeister demselben angehören; fünf Räte solle der König aus 
dem Adel und Gelehrtenstand des Reiches nehmen, fünf Mitglieder 
aus den drei oberen Ständen der niederösterreichischen Lande und vier 
Mitglieder aus denselben Ständen der ober- und vorderösterreichi- 
schen Lande. Der Hofrat, in dessen Instruktion zum ersten Male 
die persgnÜohe Anwesenheit des Königs in Betracht gezogen ist, 
erhielt auch einen deutlicher umschriebenen Wirkungskreis. Au 
ihn sollen zunächst gelangen „all Parteihändel, die betreffen justitiam 
und Beschwerungen oder Forderungen zu unserui Kammergut oder 
Fllrderung oder Gnaden und Gaben".*) Die ..geheimen, großen 
Sachen" behielt sich der König ausdrücklich vor, entweder selbst 
oder mit Zuziehung einiger Räte^) oder auch des gesamten Rates 
zu erledigen. Aber auch Geschäfts stücke anderer Art, vor allem 
Gnadengaben und Vergebungen sollten nicht ohne sein Wissen und 



«u Zeilen hin und wider raisen und dardurch den Jundln und gcacheflcH, so wm 
teglichs futfrdlen, selb» nil auau)arten mugen, haben wir deahalben einen hofrat 
gen Inngprugk verordent, in unaerm aheescn solieh sachtmu handln, damii mir 
in anderm unterm fumemen ni't ixrhindtrt teerden.' (Adler, S. 538). 

') Aktenstücke Nr. 10, 9. 84. 

*) Aktenstücke Nr, 10, S, 86. „Fiirdernng" sagt so viel wie ÜDter- 
slüzuni^eu. 

') Mit .-\dler. S. 47» darf man InVr wild von den deutlichen Spuren eines 
gelieiiuen Hatea reden. 
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Beinen Willen erledigt werden dürfen. Von einer besonderen Ileichs- 
kanzlei ist im Innsbrucker Libell nicht die Rede, vielmehr wird aus- 
drücklich bestimmt, daß der Kanzler „beide dea Reichs und öster- 
reichischen Landen Sachen unter Händen haben"') und daß ihm 
dabei drei Sekretäre, einer fitr die Sachen des Heiebs, je einer fUr 
die Angelegenheiten der nieder- und oberüsterreichischen Erblaude, 
behilflich sein sollen. Schließlich kann nur wiederliolt werden, daß 
infoige des Todes des Kaisers diesen Beschlüssen wenig aktuelle 
Bedeutung*) zuzusprechen sein wird. 



L 



ni. 

Die ersten Regierungsjahre Ferdinands I. 

Dem Kaiser Maximilian war es nicht mehr gegönnt, die mit 
den ständischen Ausschüssen zu Innsbruck neu geschaffene Ordnung 
des zentralen Behürdenwcsens in Wirksamkeit zu sehen. Die Erben 
seiner Lllnder waren seine Enkel, der spanische König Karl I. 
und der lufant-Erzherzog Ferdinand;*) gemitß ihren Vorträgen von 
Worms (18. April 1Ö21) und Brüssel (7. Februar 1522) übernahm 
der jüngere Bruder die Regierung der österreichischen Gebiete. 
Ferdinand, damals neunzehnjährig, in Spanien aufgewachsen und 
erzogen, brachte in seine neue Heimat eine Anzahl spanischer Rat- 
geber mit, von denen der aus niedrigen Anftlngen emporgekommene 
Kastilier Gabriet Salamanca den grüßten Einfluß auf den jungen 
Fürsten auszuüben verstand. Er war sein Berater und Geldgeber 
und versah die wichtigsten Amter an seinem Hofe. Als oberster 
Sekretitr leitete er die Hofkanzlei und als Schatzmeistergeueral ver- 
fllgte er über die Einnahmen und Ausgaben der österreichischen 

') Aktenstflcka Nr. 10, 8.87. 

*) Ka ließt) sicli vielleicht aus den Gedenkbii ehern des k. luid k. Itoiohs- 
fitiüniarcliiveB featatellen, welche Teile der Organisation vom 2i. Mai 1518 bis 
12. Jitnner 1Ö19 ins Leben getreten sind. In einem unmittelbar nai^b MaiiniilianB 
Tode ausgefertigten HofetaataverEeicliniiwe wird eine Reibe von HofrSteu auf- 
gezählt (S. Aktenstücke Nr. 12 III A, S. 142.} 

') In dem Titel Ferdinande geht der ,,Infant" dorn „Erzherzug" vor. E« 
ist nachatehende Reihenfolge der Titei überliefert: „Wir Ferdinand ... Frine 
und Infant in Sitpanten, Erehenog su Ötterr^eh"; „Wir Fm-dinatid . . . König 
. . . Infant in Siipanien, Erzherzog . . ."; „"Wir Ferdinand . . . Kaiser . . . König 
. . . Infant in Hitpanien, Erzhereog . . ." (Siolie Paten tetiflauunhing im Archive 
düB Ministeriums dea Iiuiern.) 
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Lande. Wir hüreti wohl auch von andern Räten, die am Hoflager 
in Verwendung waren; der eigeutliclte Vertrauenamann war aber 
der spanische OUnstling, welcher wegen seiner Herkunft, seines 
schroffen, selbsts (ich Ligen Auftretens und seiner Geldgier den tiefen 
Groll der mächtigen und stolsen Österreichischen Landherren er- 
regte.') Man kann sagen, daß in der ersten Zeit von Erzherzog 
Ferdinands Regiernng das Regiment ein rein peraünÜches war; der 
Herrscher besorgte, ohne sich viel nm die Stände zu kümmern, die 
wichtigsten Regierungs- und besoudei-s Finanzgeschäfte nach dem 
Rate seines Vertrau e nsm an n es. Es ist nicht die geringste Spur vor- 
handen, daß der neue Landesfürst sich irgendwie an die von Kaiser 
Maximilian im Einvernehmen mit den Ständen beschlossene Organi- 
sation der Hofbehürden gehalten hätte. Da aber Salamanca ganz 
und gar nicht verstand, die verlotterten Finanzen in Ordnung zu 
bringen, sondern Schulden auf Schulden häufte und viele Kammer- 
güter verpfHndet oder veräußert werden mußten, so blieb schließlich 
nichts anderes übrig, als sich an die bisher bei Seite gestellten Land- 
stände zu wenden, um von ihnen Geld zur Sehuldenzahlung und 
Abwehr der drohenden Türkengefahr zu erlangen. Natürlich war 
es non notwendig-, ihren Wünschen und lieschwerden geneigtes Ge- 
hör zu schenken. Die Stände selbst, allen voran die Tiroler, wieaea 
darauf hin, daß eine Heilung der tinanziellen Schäden nur dann zu 
erreichen wäre, wenn Ausschüsse aller Länder — ein sogenannter 



') Im k.u.k.RaicliatiDanzareliive, Horrscliuftsaktmi (Jüterreicli, W, FaBZ.23/1, 
finden sich einige Kecbniuigalegungen des Si^hatEineisterB Salamanca. Hier sind 
aucli „Räte der fürstlichen Durchlaucht" genannt, welche t«iis, wie Dr. Fabri 
(HonalsEold 41 fl. 40 kr.), Togt von Thum, Melchior von MasaniiliiEter, in der 
Umgehung des Ffirsten geweilt haben, teils, wie Hanne von Silberberg und 
Balthasar von „Gles", in auswärtigen Missionen verwendet wurden. Hemerkens- 
wert ist daraus folgende Notis: „So hob ich GabrUl von Salamanea in eingang 
der Fürstlichen Durchlaucht meines gnädigsten herm regieruttg über meint 
bestallung und rerwallang Ihrer F D. hofcanclei und »cluitemeisteramt fur 
fürderung Ihrer F. B. Jiandlung und saehm etlich seeretari und canekisiAreiber 
in mein selb» kosten und besoldung bis in drilthalb jähr nnderhallen und mich 
um soldien hjslen und besoldung mit Ihrer F, D. vertragen, darauf mir F. D. 
/ilr solch alles verordnet und beioilligt zu Nürnberg 10. Dezember (1533) 3150 fi. 
für die game eeit". In der Instruktion für den Hofrat der fünf niedoriistor- 
roicbiecbcn Lünder vom 15. Oktober 1531 erscheint Gabriel de Salamanca bereits 
als Hat, oberster Sekretär und Schatzmeister. (Archiv des Ministeriums des 
Liuem, 111. Ä. 3. Karton 9.) Über dienen einflußreichen Mann handelt auB- 
faiulicher M. Majr, „Der Generali and tag der üätcrreichischen Erbländer zu 
Augsburg, 1. Dezember 1525 bis März 1526" (1894) SS. 99 (f., 131 und beson- 
ders 137 ff. 
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Generallandtag ^ berufen würden, weil durch gemeinsanieB Beraten 
und Vorgehen Eraprießlicheres geleistet werden könnte.'} 

Nach längerein Zaudern entschloß sich der Erzherzog zu Ende 
Jahres 1525 ständische Ausschüsse der einzelnen Erblande nach Äuga- 
burg, wo gleichzeitig unter seinem Vorsitze der deutsche Reichstag 
tagen sollte, einzuberufen, um wegen Bezahlung der landesfUrstlichcn 
Schilden, einer TUrkensteuer und Abhilfe der geiueinaamen und be- 
sonderen Beschwerden der Liinder Beratungen zu pflegen. Ferdinand 
legte hauptsächlich darauf Gewicht, Geld und Truppen zu bekommen, 
während es den Ständen mehr darum zu tun war, eine Abhilfe ihrer 
Beschwerden zu erlangen und vor allem den verhaßlon Generalschatz- 
meister Salamanca zu Fall zu bringen. Daß der Spanier au den 
Verhandlungen nicht teilnehmen durfte, sondern gerade um diese 
Zeit mit einer Sendung an den Katserhof betraut wurde,") ließ 
ein Entgegenkommen des Erzherzogs erwarten. Weitere ständische 
Wunsche waren: Anknüpfung an die im Jahre 1518 beschlossene 
Behördenorganisation, Besetzung der hohen Amter mit einheimischen 
und Adeligen des Reiches, SchaiTang eines Hofrates, Ordnung der 
Hofkanzlei und besonders die Aufrichtung eines „deutschen" Hof- 
staates, wodurch man den jungen Fürsten den spanischen Einflüssen 
vollständig zu entziehen hoffte. Von der Erfüllnng dieser ihrer Be- 
schwerden machten die Ausschüsse die Geldbewilligungen abhängig 
und setzten so die meisten ihrer Forderungen durch. Ferdinand 
versprach bis zum Michaelstage 1526 die Hofämter, den Hofrat und 
den deutschen Hofstaat einzuführen.*) Kaum daß der Ausschuß- 
landtag geschlossen war — ■ am 4, März dürften die letzten Verhand- 
lungen stattgefunden haben — wurde den Wünschen der Stände 
entsprechend noch am 6. März in Augsburg eine Hofkanzleiord- 
nung verüffentlicht und am 3. Mai erhielt Gabriel Salamanca seine 
Entlassung als Schatzraeistergeneral.^) Die ebenfalls in Aussicht 

>) Mayr, Gonerallaoätag, S. T. 

*) Mayr, Generali and tag, S. 31, 44. 

*) Über die Verhandlungen aielie Mayr, Genera Hand tag, S. 29 ff. und be- 
eondera S. 50 ff. yerdiiiand fordorte während der ÄusgchuQrersainmluug ku 
Augsburg von der Innebnicker Eegienmg die Mitteilung der Ordnung de» Uof- 
weeens, weldie Maximilian lui seinem Hof einführen wollte ;,18. JUnner 1^6). 
Mayr, Genera 11 an dUig, S. 132, Anm. S. 

*) Über das Datum des 4. Mars Mayr, Generali and tag, S. 59. Die Hof- 
kanzleiordnung von Iü'2l) ist Mayr nicht bekannt Sie ist gedruckt als 
Äktenetück Nr. 11, S. 91— 95. Salamanca war wuhracheinlich ku Ende des 
Jabrea 1535 von der Leitung der Hofkanzlei zurückgetreten, denn Leonhard 
von Harrach verhandelte in Augsburg mit den atlLndiachen AuaschiUaeo schon 
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gestellte Einsetzung eines Hofrates kann niclit wohl vor dem Jalire 
1Ö2T erfolgt sein; sonst hätte Erzherzog Ferdinand nicht in einem 
Dekrete vom 14. Dezember 1526 sagen küunen: n^''' ^^""^ *'**' 
sehlosBeti an unserm Hof einen stattlichen Hofrat von geschickten 
Personen, dazu wir ethchc unserer Landleute zu gebrauchen gedenken, 
aufzurichten. "') Nur das Eine ist bekannt, daß im Mai 1Ö36 tler 
Bischof von Trieut bereits Präsident des geheimen Rates war,') 
Es ist wohl erklärlich, warum in den organisatorischen Maß- 
nahmen des Erzherzogs eine Stockung eintrat. Bnld nach der Be- 
endigung des Ausburger Generallandtaga hatten sich folgenschwei-e 
Ereignisse vollzogen: die Türken waren in Ungarn eingedrungen, 
der König von Ungarn und Bühmen Ludwig II. hatt« auf der 
Fiucht nach der Schlacht von MohAcs am 29. August 1526 den Tod 
gefunden, Ferdinand, der Schwager Ludwigs, erlangte nach schwie- 
rigen Verhandlungen mit den ungarischen und böhmischen Ständen 
noch in demselben Jahre die Kronen beider Reiche; aus einem 
deutschen Territorialfilratim wurde ein mächtiger, ländergebietender 
König. Eben die Verhandlungen in Bühmen und Ungarn nahmen ihn 
zunächst vollends in Anspruch. Dann aber knüpfte er an die im 
Ausschußlandtage von 1526 mit den österreichischen Sutnden ge- 
troffenen Vereinbarungen wieder an, errichtete, ohne die auf volle 
Selljständigkeit ihrer Königreiche gerichteten Ansprüche und Wünsche 
der Ungarn und Bühmen zu berücksichtigen, einen „deutschen Hofstaat 

als lloi'kanzler. Erst am ST. September 1536 aber wurde diese EuClatsuiig und diu 
EmeiiiiuQg do4 neuen Schatz iiieistHrgenoraU IlaniiE Hofmaiin von Uruenpüchel der 
»iede rüste rrcicliiscUen Regierung mitgeteilt. Mayr, Generali and lag, S.21 und 181. 

>) Bidermann, Geaamtstaatsidee, I, S. 77, Anm. 127. — Vgl. HoBenthal, 
Die Behördenorganisation Kaiser Ferdinands I. (genaues Zitat S. 87, Aura. 1), 
S. 65. Die ständiachen Aiis-schlisse hatten auf die Innsbrucker IteechläBse von 
1Ö18 hingewieseil, wonatb Kaiser Muüitnilian den Hofrat im Einvernclitnen mit 
den erbliludi schon Stitiiden aufgericlitet habe. Ferdinand ging auf dieses Än- 
Binnen nicht ein, sondern ließ sich nur data herbei, die Nennung vnii geeigneten, 
aus den Lflndorn stammenden Personen zur Kenntnis m nehmen und bestand 
darauf, daß diese Nennung — wie dies aui^h geschah ~ noch in Augsburg selbst 
von Seit« der Ausschüsse erfolgen müsse, Mayr, Generallandtag, S. 56—69. 
Die Ernennungen selbst aber erfolgten nicht. 

') In einem Befeliie Erzherzog Ferdinands an die tiroljsche Kammer vom 
20. Mai 1526 (Speior) erscheint Bernhard von Trieut als President des geheimen 
Katea. Vgl.Mayr, Generali and tag, S. 131. Die Einführung des geheimen Rates 
als obersten RegiernugsorgHiies beruht auf der Initiative Ferdinands selbst Die 
ständischen Auaschllese in Augsburg verlangten lediglich einen Ilofrat, in dem 
hanptsachlicli die JustiEsachen behandelt werden sollten und sprachen sich bei 
dieser Gelegenheit nur dahin aus, es sei gut, wenn der Landesfürst die geheimen 
Sachen mit Zuziehung einiger Hifte entscheide, Mayr, Generali und tag, S, 27. 
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nacli deutschem königlichen und fUratlichen tiebranch" and schuf 
zugleich an seinem Hofe eine Zentrairegierung, welche, den geän- 
derten Verhältnissen Rechnung tragend, nicht allein das deutsche 
Reich und die Staminlande, sondern auch den neu erworbenen Be- 
sitz zu umfassen bestimmt war. In tler Hofstaatsordnung vom 
1. Jilnnei- 1527 sind die Umrisae der Beliördenorganisation bei Hof 
in großen Zügen angegeben,') König Ferdinand errichtete einen 
Geheimen Rat, Hofrat, Hofkanzlei und Hofkammer, nm mit 
diesen Behörden als Stellvertreter seines Bruders das deutsche Reich 
und seine Königreiche Ungarn und Böhmen und die habsburgi sehen 
Stammiande zu regieren. Er legte damit den Grund zu einem Be- 
hürdensystem, das Jalnhunderte überdauern sollte und in seiner 
Wesenheit bis zur Auflösung des patrimonialen, absoluten Staates im 
Jahre 1848 beibehalteu wurde. 



>) Siehe Aktenstücke Nr. 13 I A, S. 100—116. — Dia Hofstaataordnung 
(Hofordnung) trägt die AnfBchrift: „Vermerkt kijt. Majestät tu Hungern vnd Be- 
heim etc. deuUchen hofitaL" Weiter heißt es: Der HofmeiBter soll „in allen Bache» 
handeln, das einem hofmeixter nach deuitchem künikliehem und fünllichem gebraut 
eu versehen suesteel" (Aktenstücke, ebenda, S. 100 und lOS). Die Hofocdnung 
von 1527, welche im Jahre 1537 eine Erweiterimg erfuhr (Aktenstücke Nr. 12 1 B, 
S.116IF.), liefert eine teilweise ins einzelne gehende Beachreihung des gesamtenHof- 
dienstes und der Tätigkeit des Hofgesindes, £u dem aui^h die geheimen Rste und 
die am Hoflager amtierenden Zentralbehörden gerechnet worden. Die Hofordniin- 
gen Ton 1527 und 1Ö37 bilden die Grundlage für die spttteren oberatiiofmeiater- 
liuhen oberstmarscLalliscben ii. a. Inatruktionen und gewähren einen Einblick iu 
die Rangverhältnisse am hababurgischen Hofe. Für das z&lie Festhalten an den 
alten Einriclitimgen ist der folgend mitgeteilte Vorfall aus neuerer Zeit ein Beleg. 
Ala im Jahre 1837 vom Vorstände der rereinigten HofkauElei eine Anfrage an 
das Obers thofmeiateramt über die Entstehung und Bedeutung der geheimen 
Ratawilrdo gestellt wurde, berief mau aich dort auf die Hofordnung vom 1537 
ala gnuidlegende Instruktion und führte aus, dnQ die geheimen Uilte und KJtm- 
inerer den „inneren" Hofstaat auainachcn und die ersteren im Qeiata der ge- 
nannten Instruktion den obersten Platz bei den höchsten Herr»clinfteu einneh- 
men. Vgl. dazu den Kurrentakt 305 ex 1»S3 im Staatsarchive. Men£ik druckt 
in seinen „Beiträgen zur Geschichte der kaiserlichen Hoffimter" (Archiv f. österr. 
Geschichte 87 [1899], S. 447 fr.) eine Reihe von Bestimmungen ab, welche Maxi- 
milian H. als römischer Rünig für seinen obersten Hofmeister, Marschall, Küm- 
merer usw. erließ, und hült irrigerweise diese Ordnungen für „die Grundlage 
der Hofverwaltung". S. 463, 4»3ff. — Außer der 8. 42, Anm. 2 vermerkten Arbeit 
von Fellner kommen eut Geschichte der Zenti'al Verwaltung als zuaammen- 
fasseade Werke in Betracht; Seidler, Studien zur Geschichte und Dogmatik 
dos österreichischen Staatsrechts (18M); Lustkandl, Zentralstellen in üsterreich- 
Ungarn; Öatorr. Staats Wörterbuch, 1 (1895), S. 227f.-, Tezner, Die landesfürat- 
liche Verwaltnngsrochtspflegc in Österreich. 2 Hefte (1898 und 1902). 
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J_)aß Herrscher von jeher mit vertrauten Personen wichtige 
Staatsangelegenheiten zu besprechen pflegten und sich von diesen 
Rats erholten, bedarf keiner näheren Ausführung. Aber noch im 
späteren Mittelalter, zumal unter Künig und Kaiser Maximilian, als 
die Führung der Staatsgeschäfte, vornehmlich die Leitung der aus- 
wärtigen Politik, bereits große Gewandtheit und Geschicklichkeit er- 
forderte, hören wir nichts von einem förmlich organisierten Kollegium, 
welches die geheimen Sachen zu behandeln gehabt hätte. Noch 
gemäß dem Innsbrucker Libell von 1518 sollten die „eigenen, ge- 
heimen, großen Sachen des Kaisers" in alter Weise schlechthin mit 
einigen wenigen nach seinem Belieben austresuchten Räten beraten 
werden.*) Erst einige Jalire später — 15iJ6 — wird der Bischof 
Bernhard von Trient als Präsident des geheimen Rates des Erz- 
herzogs Ferdinand angeflihrt') und in der Hofordnung vom 1. Jänner 
1527 erscheint der geheime Rat selbst mit seinem Präsidenten als 



') RoEenthal, Die BehürdenorganisatinD Kaiser Ferdinands I. Ein Bei- 
trag zur GesuLichte des Verwaltung^rechts (Archiv f. öBterr. Goachichte 69 
[1887], 51 tr.), S. 81. Aus Kraus, Maximilians I. vertraulicbet Briefwechsel mit 
S. v. Prtlcheuk (1875) erl^ilirt man, daü unter Kaiser Maximilian die Junker in 
der Kammer und die Sekretilre öfter einen großen Einfluß auf die Behandlung 
wichtiger geheimer Bachen übten, Ancli dem Infanten-Erzheraog Ferdinand 
wurde vom AusscIuiClandtag vorgeworfen, daß er aur Beratung der geheimen 
Sachen aehlechte Kreaturen herangezogen haho. Mayr, Generallandtag, 8. 31. 

') Es sei hiev noch erwähnt, daß die jirovisoriBche Regierung, welche 
Kaiser Karl nach dem Tode Majjmilians in den öBterrcichiecben Landen auf- 
gestellt hatte, den Titel führte.' „Statthalter, regenten \md rete seiner kunig' 
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rIaE erste ßeratungsorgan des neuen KOnige und wird ausdruckt ich 
vom Hofrate unterschieden. 

Die Tätigkeit des gehoimeo Bates erfahrt in der Hofordnong 
folgende Ctiarakterisierung: „Es sollen aus den obersten Ämtern and 
Räten etlich wenig Personen von königlicher Majestül fiirgenommen 
werden, die sollen sondern Befehl haben, täglich, man halt Rat oder 
nieht, zusammenzukommen, allkUnfVig hoch schwer und geheim 
Sachen und Geverlichkeiten zu bewegen und für zukommen, das 
ist: wie mit fremden Potentaten zu praktiziren sei, wie fremden 
Praktiken fürkoramen mag werden, auch wie beschwerlich Zerrüttung 
und Zufälle abzelainen seien und alles zu Erhaltung königlicher und 
fllrallichcr Hocheit Land und Leut Aufnomen mit künftiger Für- 
sehung zu Gutem reichen mag, und alwegen ir Handlung und Gut- 
bodUnken küniglieher Majestät fürbringen zu bedenken. Dieser Ar- 
tikel kann nicht wol genug notdürftig ausgeftlrt werden, in Ansehung, 
dnsa casus status Anzahl unergrlindhch, Filrsehung nach Gelegen- 
heit der Zeit Lauf, der Potentaten und fremden Völkernationen Prak- 
tiken zu bedenken hat; und es soll in solchen Rat niemand kommen, 
er werde denn sonderlich darein verordnet oder erfordert. Es sollen 
auch die geheimen Räte Gewalt haben, die Kammerräte zu sich zu 
erfordern, notdürftig Bericht von ihnen empfangen und mit ihnen zu 
handeln haben, denn der geheime Rat und Kammer guten Veratand 
mit einander haben müssen. Es mag auch der geheime Rat, so es 
die Notdurft erfordert, etlich oder gar aus dem Hofrat zu ihnen er- 
fordern. Es sollen aus den obersten Amtern und Räten von kgl. M'. 
etlich wenig Personen verordnet und furgenommen werden, die 
causas atatus und ander geheim Sachen täglich handeln und rat- 
schlagen sollen, wie ihnen dea von kgl. M'. Ordnung geben wirdet."') 
Dem geheimen Rate oblag somit in erster Linie, den Fürsten in 
Sachen der auswärtigen Politik zu beraten und ferner auch innere, 
seien es Justiz- oder Finanzangelegenheiten, in den Kreis seiner Er- 

lithen Majestät gehattnen Tatu und obTislen regimenti aller niedtr- und oberöster- 
reichiaehen fürstentumh und lande' Arc^liiv de» Ministeriums den Innern, Signa- 
tur I A 2. N.-Ö., Karton 3030, Akt 1 ex 1520 iind Beilage zu Akt 3 ex l&6i. 
Die fiüUeate Gegenzeichnung Bcrnliards von Cles stammt vom 2ä. Jänner 1626 
(Innsbrueker Statthaltereiarchiv, Gescliafte vom Hof 152fi, fol. 27) die ernte Er- 
wähnung als Rateprüeident vom SO. Mai 1536 [Mayr, Generallandtag, S. 131, 
B. S, 32, A. 2). Dona Rate bu Innsbruck geborte er schon eeit 1513 an. Am 
13. Dezember dieaes Jahrea wird er, woi] ^aggumptut et electus in excelsum eon- 
»ilmm de Ispruch', beglück wOnscl it. (Orig. Papier, Innsbrueker Statthalterei- 
archiv, Trienter lat. Archiv, Cajifin 56, N. 96.) 
■) AktonatOr-ke Nr. 11' I A, H. 107, 



k-L. 



>iifer@ii2 und dis Deputntinn. ö" 

wägiing und Beschlußfassung; zu ziehen.') Er war keine Behürde 
im modernen Sinne, die zu gebieten und zu verbieten hatte, er wurde 
und blieb wohl das oberste und vornehmste Organ am Hofe des 
Hen-achers, aber nur mit der Befugnis, Rat zu erteilen; seine Vor- 
schläge und Beschlüsse erhielten erst durch die fürstliche Sanktion 
Gesetzeskraft. Eine genauere Beschreibung seiner Kompetenz läßt 
sich nicht geben, weil ihm eben kein fester Wirkungskreis vorge- 
zeichnet war, sondern seine die anderen Diensizweige Überragende 
Stellung nur dienen sollte, die einheitliche Ftihrung der Staats- 
geschäfte zu ermüglichen. *) Mögen nun auch oft die vei-schiedensten 
Affairen Äußerer und innerer Politik darin verbandelt worden sein, 
den Hauptgegenstand der meisten Sitzungen bildete doch die Er- 
ledigung des diplomatischen Eiulaufes von Gesandtschaftsherichten 
und Briefen fremder Fürsten. Für die Parteien Sachen (Prozesse) 
waren anscheinend besondere Sitzungatage bestimmt. Der Hofrat 
hatte dann sein Gutachten Über den einzelnen Rechtsfall abzugehen 
und schlug die Entscheidung vor, welche gewöhnlich vom Monarchen 
im geheimen Rate gebilligt wurde. Die Mitglieder des Hofrates, der 
Hofkammer und später des Hofkriegsrates wurden, wenn nötig, auf- 
gefordert, ihre Wohlmeinung entweder schriftlich einzureichen oder 
alle oder einzeln vor dem geheimen Rate zu erscheinen.') Mit einem 
Worte: der geheime Rat war die Seele der Regierung, der inneren 

') Es unterliegt keinem 7,weito) und erhellt deutlieh aus den im Staats- 
archive aufbewahrten GohoitnraUprotokoDen und der gaoien Entwicklung des 
Hofrates, daß im geheimeD Rate auch vom Hofrate in I'arteieusachen goschöpfto 
Urteile vorgetragen und auch — sei bstvera ländlich nntor ZiistiDiinung des 
Herrschors — abgeändert wnrden. Freilich darilber, welche Rechtastreitigkeiten 
vnr den geheimen Rat kommen muCteii und welche der Hofrnt selbelilndtg ent- 
scheiden konnte, findet eich nirgends Auskunft In der HofrntNordnong von 
1541 heißt es nur: „hoehtciehtige" und solche Suchen, über welche steh die 
Hofrdte iiiuht vergleichen kJlnnten, sollen an den Künig kommen, ti. Äkten- 
atflcke Nr.lö, § 8, H. 274. 

>) S. Roi^enthal, BeIi(irdenorgan»ation, S. 85. 

») Vgl. die Geheimrateprotokolle (lückenhaft von 1661— 1716} aus der Zeit 
der Kaiser Maximilian II. und Kudülf II. im Staatsarchive. In den Augplegen- 
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und äußeren Politik, nach seinen Ratschlägen übten die habsbnr^- 
Bchen Regenten die HeiTschergewalt im deutschen Reiche und in 
ihren Königreichen nnd Lilndem aus.') 

Es ist ein eigenartiges Zeugnis fUr das Ansehen und die Be- 
deutung der eben erst geschaffenen Institution, daß in die Bestätigungs- 
urkunde der Freiheiten des österreichischen Erzhausea durch Kaiser 
Karl V. vom 8. September 1530 zum ersten Male die Stelle Auf- 
nahme fand: „Der Fürst (Erzherzog) soll auch alle Nutzungen des 
Landes haben, desgleichen seine Nachkommen. Er soll auch sein 
der allergeheimste Rat des römischen Reichs, also, daß kein Sach, 
80 die in Ewigkeit reicht, ohne sein Vorwiasen heachlosson werden 
oder beschehen soll, desgleichen seine Nachkommen."') Auch in 



') Vgl. die GeheimratoprotokoUe im Staatosrehive. Folgende Notixen 
darans mögen zur lUiiatrieruDg des oben Gesagten hier Platz finden: Im Pro- 
tokoll von 1569 (Juni) eracheinen Klagen dur Hafner bue PreQburg und Biünn 
in Mähren, femer von österreichifchen Untertanen protokolliert. Gutachten 
der niederögterreicliiscben Regierung und des Landeshauptmann es ob der Euns 
geben 1569 (September) an den geheimen Eat. Bald darauf die BemerkuDg: 
„Sub eodem [wurden Terbandelt] plurima Austriaca tum civüia tum polilica." — 
Zum 13. Oktober I&T6 sind folgende Eiatragungen von Interesse: „Eo die hora 
MptiMa comparueruat coram iniperalore «ovo eltctoruM conm/iarti, denen per do- 
minum Weber [BeichTiEekanxler 1563 (Dezember) bis 1ÖT7 (Äpril)| angetaigt 
ward, umgtncueen der allmechttg die Majestät tu sieh erfordert gegen mittag |I3. Ok- 
tober]. . . . Ir Majettät luAen auch hevolen, allen churfürslen per legatos obitum 
eaesarie lu wissen tu macittn . , ., item Main* tu ersuchen, das» er die tigüla 
auf ir Majestät fertigen lasse und die alten eerschlagen gegen hof schicke . , . 
Item alte gefertigte brif, so noch per eaesarem nil unterschriben, soln umgefertigt 
werden auf itsige kaiserliche Majestät mutatis nomine et dato. Item sol man in- 
des ein sigei mvtato tantum nomine abgitsen lassen, damit solche brif gefertigt 
werden mögen. Reliquitur, ums an die regierung, kriegrath in Hungam und Be- 
heim zu schreiben; ist dem hem Untersagten bevolen." — In dem Geheimrats- 
protokoU für Partei ensachen aus den Jahren 1589—15915 findet sieh die Notii; 
„Schönaich soll seiner lehen von der krön Behaim für verluilig erklärt werden." 
— Auch die Vorkehrungen, welclie sich auf die Einleitung von Verhandlungen 
wegen der Krönungen in Ungarn und Böhmen bezogen, wurden etets im ge- 
heimen Rate beratschlagt; geheime Büte erschienen auf den ungarischen Reichs- 
tagen als Vertreter der Zentral regierung. (Vgl. die Aktenstücke unter der Si- 
gnatur 1 A 2 im Archive des Klinisteriums des Innern und die von der königl. 
ungarischen Akademie der Wissenschaften herausgegebenen „Acta comitialia".) 

') S. Schrötler, Abhandlungen aus dem österreichischen Staatsrechte, 1, 
(1T6S) a. 323-324. In dem Bcstiltigungsdiplonio Kaiser Friedrichs III. aus dem 
Jahre 1153 findet sich der obige Passus noch nicht. Als die Erzherzoge Leopold 
Wilhelm und Sigismnnd Franz in den Jahren 1052 luid 1663 als die ältesten 
Erzherzoge nach dem Kaiaer die Beleluiung den Hauses Österreich mit den 
ReichBlehen ansuchten, wurde ausdrücklicli gefordert, daß im Leheubrief die 
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den kurfürstlichen Kreisen kam allmählich die Anschauung zum 
Durchbruch, daß die Kurfürsten „ihrer MajeatÄt innerste und gehei- 
miste Räte" seien.') Es war eine Stellung, die sich mit den Jahren 
immer mehr festigte und ausprägte. Man kann wohl sagen: die 
deutschen Habsburger des sechzehnten und siebzehnten Jahrhunderts 
führten kaum etwas von Bedeutung aus, was nicht im geheimen liate 
Torberaten worden wilre, *) 

In den ersten Jahren des Bestehens des geheimen Itates kam 
es noch vor, daß der Hofrat eine mit dem geheimen Rate konkur- 
rierende Tätigkeil ausübte. Die Hofstaatenordnungen von 1527 und 
1537 und die Hofratsordnung von 1541 kennzeichnen die Wirksam- 
keit des Hofrates, abgesehen von seinen richterlichen Befugnissen, 
fast mit denselben Worten wie die des geheimen Rates. *) Letzterer 

Bezeichnung „unser und de» rekha alUrgeheimhüter rat" vorkonuuen solle. 
Archiv des MiniBtertumB des Innern II A 1 Niederoatörreich, 10 ex 1652 und 9 
ei 1663. 

') Maximilian von Bayern gebraucht diese Redewendung iji einer In- 
Btruktion, die er im Jahre 1628 erteilte. Gindety, Waldstein während seines 
ersten Generalats (1886), 1, 386. In einem Aktenstücke aus dem Jahre 1716 
(Archiv des Ministeriums de» Innern. II B 4, Böhmen, 1 ex 1716) wird darauf 
hingewiesen, daß nach der goldenen Bnllo die Kurfitrsten die geheimsten Rute 
des römischen Kaisers seien. Der Ausdruck selbst kommt niui zwar in diesem 
Reicbsgrundgeeetie nicht vor, wohl aber werden die Kurfürsten dsirin als die 
Grundlagen und SSulen des Keiches bezeichnet (Kapitel XII und XXXI). Es 
spricht vieles dafür, daß die KurfQrsten schon bald uacli dem Jahre 1530 An- 
siirUche auf das Prädikat geheimster Hat erhoben haben. 

•) Bezeichnend für die dem ffeheimen Rate beigemessene Bedeutung ist 
auch der folgende singnlfire Fall einer Geheimratsbestallung. Im Jahre 1616 
verlangte Ersherzog Maximilian, der Regent der tirolischen Lande, daß ein 
eigener geheimer Rat für das Haus Österreich ernannt werde, und schlug dazu 
den kaiserlichen geheimen Kat Freiberrn von Harrach vor. Kaiser Matthias, 
über dieses Begehren nicht sonderlich orfreut, stimmte doch zu, daß „eine per- 
son von irea [Sr. M'.] löblichen haus wegen dock lu dem allein vorhanden sei, im 
fall m ir M'. unrimblteA in »olehen saehett, welche dem ganten haut praejadicir- 
Uch uören, twn iren landen geaeltt wurde und sie tith anderer gestalt nit ent- 
lehtddigen oder selbet rat schaffen hinten, dass sie sich in ir hoehlöbliehes haus 
tiehea und alsdann eine solche perion mit irem rath vernehmen möchten". Fliehe 
Aktenstücke Nr. 28, S. 482. 

») In 'der Hofetaatsordnung von 1537 (Aktenstücke Nr, 12 I B, S. 125) 
heißt ob: [Die Hofritte] „sollen sondern berelch haben, leglich, man halt rat oder 
nit, zusamen kamen, all konflig hoch schwer geheim lachen und geftrlichaiten in 
betoegen" und so weiter wörtlich ebenso, wie in der Hofordnung von 1537 die 
Tätigkeit des geheimen Rates umschrieben ist (s. S. 38). In der Hofratsordnung 
von 1541 heißt es nahezu mit denselben Worten: „Wir wellen auch Utuern . , . 
hofräthen hiemit ernstlich bevolhen haben, das si nach oder neben Verrichtung der 
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galt aber schou damals als das höher stehende Organ, und bereits 
in den dreißiger Jahren des sechzehnten JahrhunderlB werdon in 
den Hofstaats Verzeichnissen geheime Käte und HofrÄte ffesondert und 
die geheimen Räte vor den Hofrttten angeftlhrt.') In der Reichshof- 
ratsordnung von 1559 ist dann von «ußergetichtliehen Kompetenzen 
des Hofratee nicht mehr die Rede; die hohe Politik ist aiisBohließUcb 
die Domäne des geheimen Rates geworden. In der Zeit Kaiser 
Rudolfs II. war es schon zam Grundsatz geworden, daß ohne einen 
gut besetzten geheimen Hat Überhaupt nicht ordentlich regiert werdon 
könne.*) In den erhaltenen Verzeichnissen der Hofstaaten folgen die 
geheimen Räte unmittelbar dem Ohei-ethofme ister,*) sie galten als die 
vornehmsten Würdenträger am Hofe und wurden nicht allein als 
Ratgeber, sondern auch als Rejiräsentationsperaonen verwendet. Wenn 
die Habsburger öffentlich auftraten, wenn sie die Erbimidigungen 
in ihren Ländern abnahmen, weim sii! sieh in Ungarn oder Böhmen 

gemainen justici- und farteünsaeheti täglich (man hüll, mt viler nit) ituamen- 
komm und ein seitlich vUiisigg nachgedcnien haben, allkunltig Iwch, sducär und 
gehaimb aeuAen und geverlichaiten tu beuvgen" ii. f. \r. (Akteuatlicke Xr. t&, 
§ 12, 8. 275.) 

') Der geheime Hat bestand, wie dieN die Hofstnateverzeivliuifse bezeugen, 
seit dem Jahre 153T ununtorbroiilien fort. In den UofaUaten der .lahre 1539, 
15il and 44 folgeude werdet) die geheimen Bitte Elets vor den UofrJlten auf- 
gezählt S. AktenBtücke Nr. 12 III D—P, K. 156—157, 161. Ül.or das Ver- 
hältois des geheimen Rates zum Hofrato vgl. aucli RoseDthal, Behördenorga- 
nisation, S.GSff. iiad 83ff. Aus „Nnntiaturberiehto aiia Ileiitacbland, I. Ali- 
teilung 1533—1651)" (1892), W. 2051 eraielit man, daß im Jalire 1531 der KardUial 
von Trient, der Hofmeister Herr vun Uoggendorf uad Scbatimeister Hofmann 
die „intimsUn rate'' Kunig Ferdinands waren. In einer Eingabe des Utmer 
Stadtrates vom 31, August 1552 an die kaiserlicbe Kanzlei wird Granvelle, der 
Bischof von Arras, als der „rom. kais. Majestät innerster gehainter rath" bezeichnet. 
Staatsarchiv, Bavarica, Fbhz. 1^. 

') Als drastisches Üeispie) sei hier augefilbrl.: Erzherzug Maximilian 
bittet den Kaiser Rudolf II. um seine Enthebung als Gouverneur von Stüer- 
mark, Kärnten und Krain, unter auderem aui^h deshalb, weil er nur einen ge- 
heimen Rat, den HofvizekBnzler Dr. Wejering ziir Verfügung habe, während 
Erzherzog Ernst, der Statthalter von listerreich ober und unter der Enns, nicht 
allein „«inen cimlich vollbtsectien gehaimen rath von den allen rnthen, sondern 
auch SU Wien einige vornehme pertonen, so den älteren Unriach . . . «u asn- 
ttenten" gehabt hätte. Aruhiv des Ministeriums des Innern, I A 1, I.-Ö-, 1 ex 
15%; vgl. Fellner, 'Ahx Geüchichte der Bstevreichischen Zentral Verwaltung, I, 
Mitteilungen des Instituts für öEterreiuhischo Geschichtsforschung S, S. 297. 

') Der Kardinal von Trienl, welcher in den Listen von 1527 und 1587 
vor dem Hofmeister genannt wird (Aktenstücke Nr. 12 III B und C, S. 147 
und l.M), nahm eine AusimhmssteDuug bei Hofe ein. Vgl. S. 32 A. 2, 17 A. 1. 
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krönen ließen oder in eigener Person den deutschen Reic)istag oder 
die Landtage der Erbländer eröffneten, so waren sie von geheimen 
Räten iiingeben, welche aucli die Unterhandlungen mit den Ständen 
zu fuhren pflegten.') Entsprechend dem Zuge der Zeit, in der das 
römische Recht nahezu alles bedeutete, wurden in den geheimon Hat 
neben den adeligen Herren mit Vorliebe gelehrte Juristen berufen, 
welche an deutschen und italienischen Universitäten ausgebildet und 
im gemeinen und Reichsrecht gut bewandert waren.*) Diese gelehrten 
Räte spielten im geheimen Rate und im Ueichshofrate eine große 
Rolle und ihre Stimmen mögen öfter bei wichtigen Entscheidungen 
ausschlaggebend geworden sein.") Man nahm sie im sechzehnten 
Jalirliundert, als noch eine viel regere BerUhrung mit dem deutschen 
Reiche bestand als später, vielfach aus dem Reiche. Kaiser Rudolf II. 
ersuchte mehrere Male den Kurfürsten von Mainz, ihm geeignete 
Männer flir seinen geheimen Rat vorzuschlagen, und noch Kaiser 
Matthias wandte sich in der gleichen Angelegenheit an den Herzog 
von Bayern.*) Aus den böhmischen Ländern hingegen sind nur drei 
Persönlichkeiten bekannt, welciie im sechzehnten Jahrhundert im 
geheimen Rate saßen: die böhmischen obersten Kanzler Burggraf 
Heinrich zu Meißen, Joachim von Neuhaus und Wratislaw von Pern- 
stein.*) Aus dem Königreiche Ungarn aber kam aus dieser Zeit 
Überhaupt niemand in den geheimen Rat. 

') Hierzu Belege im Arcliive des Winiateriuma des Inaerii, Signaturen 
I A 3 und II B 4 und „Fremde Gegenstände" (u. a. I A 2 N.-Ö. 3 ci 1564 und 
4 ex J577, O.-Ö. 5 ex 1578; 11 B i Böhinen 14 ei 1562 und 7 ei 1575; 1 ei 1563, 
1 lind 3 ex 1573). Vgl. auch Bidermann, Geechiphte der fisterreicluBchen 
Gemmtetaatsidee (1867}, 1, S. 65, Anm. 55; H. 100, Anm. 66-, S. 117, Anm. 32. 

*) luh nenne den geheimen RntaprüBidenten Kardinal Bernhard von Cles, 
die geheimen RHte Hof Vizekanzler Gieiigcr nnd Jonas, Reichs Vizekanzler Seid, 
Weber, Zasius. v. Ulm, den Heichshofrat Barvitius. Aue Knod, Deiitache Stu- 
denten in Bologna 1289—1562 (18!W), geht hervor, daß Cles, Beld «nd Weber 
das Juristiache Doktorat in Bologna erlangt hatten. 

*) Die geheimen Räte Gienger nnd ^eld wareu die vertrautesten Rat- 
geber Ferdinands in den Konzilfiacben von Trieiit Darüber Siukel, Akten 
des Konzils von 'l'rient, an verschiedenen Orten. 

•) In den Jahren 1583, 1588, 1611 und 1613 sind solehe Krsuchschreiben 
nachweislich. Stantsarehiv, Geheime Räte, Fasz. 44 und 48. 

') Heinrieh Burggraf zu Meißen war oberster bühmischer Kanzler von 
1543—1554, Joachim von und auf Neuhans und Frauenberg von 1554—1565 und 
Wratialaus (Wratislaw) von Pernstcin von 1565-1583; Balhinus, Materialien 
»nr alten und neuen Statistik von Böhmen, 10 (1790), S. 43. Der Burggraf zu 
Meißen wird in den HofstaBtaverBeiehnissen von 1544, 1645, 1550, 1551 und 1554 
als geheimer Hat genannt. Im Status von 1544 findet sieh unter der Rubrik 
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Unter Ferdinand II. wurde ein Umschwung in den Anschau- 
ungen des habsburgischen Hofes deutlich; die Interessen des Hauses 
und der Ei-bknde rllckton an erste Stelle, die habsburgische Politik 
wurde eine spezifisch Österreichische und die geheimen Räte von nun 
an zum größten Teile dem österreichischen, böhmischen und italieni- 
schen Hocbadel am Hofe entnommen,^) Im Jahre 1646 erscheint 
auch der erste Ungar im geheimen Rate: Paul Graf Palffy.*) Im 
übrigen waren die Ungarn noch in den Zeiten Josefs I, und Karls VI. 
und selbst nachher im geheimen Hate spärlich vertreteu; die Ent- 
wicklung, welche die ungarischen VerhUltnisse nahmen, läßt dies wohl 
erklltrlich scheinen. Erst seit dem Vertrage von Szatlimar 1711 
konnte das Königreich als befriedet gelten nnd wie viel Mißtrauen 
war auch da noch zu beseitigen, bis Dynastie und ungarische Nation 
sich fanden. 



II. 
Organlsatlou des gplieimeii Sates. 

Über die Organisation des geheimen Rates selbst ist uns nichts 
überliefert; eine Instruktion für ihn ist zwar in der Hofordnung von 
1527 in Aussicht genommen,*! aber allem Anscheine nach nicht er- 



ngelieime Räte" liie Notiz: „Bohmischtr kamkr. ipeitn er auf kgl. hcfehl awt 
Söhmen sieht." Gewühulich steht in diesen SvlieDiutistueD der ober^^Ce bÖhmiBche 
Kanzler unmittelbar nuch dem Obers thofmeiater. Der Ueir von Nouliinus kommt 
in den Ilofordiningoti vuii 1557 und 1563—1564 imd Wratialaua von l'erustein 
in den Oi'dnitngeu von lf>6T und 1576 als geheimer Rat vor. Der letztere ist 
noch im geheimen Itatsprotokolle von 1581 ala bei einer Sitzung anwesend ver- 
zeiclinet. Nai-Ii seinem im Jahre 1582 erfolgten Tode wurde bis in die Zeit Fer- 
dinands II. kein vornehmer Böhnie mehr in den geheimen Hat aufgenommen. 
S. die einBchlSgigen AktenetUcke iinler Nr. V2 111. 

') Die Hofstaate nverzeichiiiB^e liefern hiefür zur (ienüge Belege. Ich 
nenne nur Eggenherg, Slawatu, Weidenberg, den Fürstbischof Antonius von 
Wien, Trauttmansdorif, l^iepliten stein, l'iccnlomini, l'ortia, Auersperg, Lobko- 
witz, Montecitccoli «am. 

*) Archiv des MiniBtoriiuns des Innern IV D Ü X.-i)., Beilage eu Akt 15 
ex 1637, lind Bidermann, GoaamtstaBtaidee, 1, S. 104. Georgiu» Lippai de 
Zontbor, episeopui Vegperinetm», catteellariug regäu auliat» Himgarieut, der im 
Status partieularis Ferdinaadi IL aus dem Jnlire 16.S7 al» gdieiiuer Rat 
genannt wird (Aktenstflcke Nr. 12 III H, 8. 2241, dürfte, wie aus dem Fehlen 
des Namens in einer zweiten Liste des geheimen Rates in demselben Status und 
in den erlialtenen Protokollen des geheimen Rates zu sohließen ist, wahrschein- 
lich nur Titular geheimer Rat gewesen sein, 

») Aktenstücke Nr. 12 III A, S. 107: „wie men des von Igl. MK ord- 
»«««( geben leirdel." 
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lassen worden. Im Interesse der Wahrung des Amtsget 
hatte Ferdinand I. in der erwähnten Hofordnung besfimmt, daß nur 
„etlich wenig Person" den geheimen Rat hilden Bollten. In dem- 
selben saßen kraft ihres Amtes der Hofmeister, der Kanzler und der 
Marsehall und eine oder die andere Person, welche der Monarch 
wegen ihrer Tüchtigkeit besonders berief.') 

Der Hofmeister (Oberathofine ister), welcher adeligen Standes 
seil] mußte und in Abwesenheit des Monarchen im geheimen Kate 
vorsaß, nahm unter den Würdenträgern bei Hofe den ersten Rang 
und bei allen Hoffestlichkeiten den Platz unmittelbar nach den Fürst- 
lichkeiten ein. Er hatte bis in die Zeiten der Kaiserin-Königin Maria 
Theresia eine Doppelstellung inne: er führte die oberste Aufsicht 
Über das gesamte Hofgesinde und hatte Sitz, eine gewichtige Stimme 
und gewöhnlich auch den Vorsitz im geheimen Rate.*) Wenn er 
nicht das Präsidium führte, so erscheint er in den Präaenzlisten doch 
unmittelbar nach dem Vorsitzenden verzeichnet,*) 



>) Vgl. Küsenthal, Behärdeaorgamsation, 8.80ff. 

*} Das Amt dea Ho^eisters wird in der Ordnung von 1527 in folgender 
Weise beschrieben: _£r «oj die er^ person hei hmiklicher Majestät geacht 
Mieräeit und nit minder dann grafen und Herrn oder ritttrmesHgs itants her- 
komena »an. Am eriten soll ain hofmeüttr am hofe in abvesen künikUeher 
üfäJMtat person ir Majestät person in reten bei anderen fürsten zu kirchen, lant- 
sehafltn, versamWungen, wo änderst sander persotien darsue nit verordnet tcerden, 
ordinari repretentiren und iwtreten. . . . Item der statt dea ganzen hnfs ausser- 
halb die procedierung der camlei- und hofeammerordnung sollen ir gehorsam und 
aufsehen auf ine haben. . . ." In der Hofordnoiig von 1527 findet sicL ans- 
schließ! Icli die Bezeichnung „Uofmeiater", nührend dem Marechiill an einer 
Stelle der Titel „obristhofmarschalh" gegeben wird (Aktenstücke Nr. IS I A, 
S. 101 und 101). Vom Jalire 1637 ab werden gewülinlich die Auedrücke: 
„Oberster Hofmeister" und „Oberster Hofmarschall'' angewendeL (Vgl. die Hof- 
staaten Verzeichnisse.) 

*) Aas der von Men£ik, „Beitrüge sur Geschichte der k. k. HofSmter", 
beigebrachten Liste der Obersthofnieister bie 1705 ergibt sich im Vergleiche 
mit den Protokollen dea geheimen Rat«s und mit den Uofstaataverzeiehnisson 
vollends deutlich, daß die jeweiligen Obersthofineister meistenteils den Vorsitz 
in diesem Rate hatlen. So unter Perdinaiid I. Haus Traiitaon, Freiherr zu 
Sprechenstein, unter Rudolf II. und Matthias Adam Freiherr von Dietrich stein, 
Karl von Liechtenstein und Friedrieh Graf zu Fürstenberg, unter Ferdinand IIL 
der Graf von TrauttniansdortF, unter Leopold I. die Fürsten Portin und Lob- 
kowitz, der Graf von Lamberg. Unter Josef I. pritsidierten die Obersthofmeister 
FUiat Salm und Graf (seit 1711 Fürst) Trautson den verschiedeneu Abteilungen, 
in welche damals der geheime Rat zerfiel. Vgl. die von Arncth heraus- 
gegebene Korrespondenz König Karls III. von Spanien mit Wratislaw. Archiv für 
_ Knnde Österr. Gescbiehtsqoellen 16 (1856), S. 105. Anch unter Karl VI. haben die 
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Nach dem Hofmeister wird in der Hofordnung von 1527 als 
die wichtigste Person bei Hof der Kanzler genannt. Seine Funk- 
tionen werden später ira einzelnen darzulegen sein. Er sollte „ein 
ansehnlicher, verständiger, vertrauter, geschickter und frommer", 
mußte aber kein adeliger Mann sein.') Im geheimen Rate versah 
er das Amt eines Referenten und war allein berechtigt, die Expedi- 
tionen auslaufen zu lassen. Von 1528 bis zum Jahre 1538 stand 



OberBthofmeiflter Fürst Anton Liechtenstein, Rudolf Siegmund Graf von Sinaeii- 
diirf uud uuter MHriu Tliercsiu LotliHr Uraf von Künigsegg dem gcheimeD Kate 
und anderen Konfcrenseu gewöhnlich vurgeBessen. S. die Protokolle Oea geheimen 
Rates im Staatsarchive und im Archive des Ministeriums Abb Innern Sig. IV I) I. 
BöliMBn 4 ex 1746, IV H ä N.-Ö. 8 ei 1736, V B 1 N,-Ö. 7 ei 1727 und V B 1 
Böhmen 21 ei 1748. Die Ohergthofmeisterliste bei Meni'^ik ist nicht einn'and- 
^ei. So war — wie aus den Ilofstä&ten erhellt — in den Jahren 1527 bts 
1637 Wilhelm von Roggendorf und niclit Cyriak Freiherr von Polheim Hof- 
meister Ferdinaiids I. und in den fünfziger Jaliren des lt>. Jalirhunderta versab 
das Amt eiiieü Obers thofmeistera bei Ferdinand I. nicht Christoph Freiherr zu 
Mzinger (Menf ik, K. 453), sondern Freiherr Hans Trautson. Aus einem Akten- 
stücke des Archivea des Ministeriums des Innern (IV D 3 N.-Ö. 14 ex 1636) erhellt, 
daß im Jahre 1636 Ferdinand It. das Obere thofmeisteramt dem geheimen Rat 
und gewesenen Statthalter der niederöst«rreichischen Iiiuide Grafen Meggau 
flbertrug, während nach Men<?ik, S. 457, Fürst Gnndakker von Liechtenstein 
kaiserlicher Oberathofraoister von 1624—1634 gewesen wflre. (Siehe die am 
Kchlnsso dieses Bandes folgenden Listen der obersten Ilofwitrdcu und der Vor- 
stände der Zentralbehörden.) Der erste Vorsitzende im geheimen Rate hatte 
den Titel eines Präsidenten, die spilteren, mochten ^ie Obersthofuieister sein 
oder nicht, wurden zeitweilig Direktoren oder oberste Direktoren des geheimen 
Ratfis genannL So unter Rudolf 11. der Herzog Julius von Braunschweig, unter 
Matthias der Kardinal KhlesI, unter Ferdinand II. der Fttrst Eggenberg uud 
unter Ferdinand III. der Ohersthofmeister TrauttmanadorfT. Nachher wird 
diejte Titulatur nicht mehr gebraucht. (Vgl. Staatsarchiv, Wahl- und Krönungs- 
akton, Fasz. Sa/S. Polio 35-: Geheimer Rat, FasB. 48.) Kaiser Rudolf II. ersucht 
1611 die drei geistlichen Kurfürsten, ihm einen geheimen Ratsdireklor vorzu- 
schlagen. (Bidermann, nesamUtaatBideel,8.95: Men£ik, Beitrüge, S. 463.) Im 
Jahre 1Ö6Ö kam es nachweislich zuerst ta einem Kompeteuzkontlikte zwischen 
dem Obersthofmeieter Leonhard von Harrach, der in dieser Eigenschaft den 
Vortritt und Vorsitz an allen Orten, also auch in den Sitzungen des geheimen 
Rates beansprn eilte, nud einem anderen Funktionär, diesmal dem gewesenen 
Ohersthofmeister Kaiser Ferdinands I. Hans Trautson, den Kaiser Maximilian II, 
nicht mehr znm Ohersthofmeister bestellt, aber den Vorsitz im gehetnien Rate 
gelassen hatte. Der Streit wurde in der Weise beglichen, daß dem Freihorrn 
von Harracli überall der Vorrang eingeräumt wurde, dieser dann aber auf das 
Pr&Bidium im geheimen Rate verzichtete. Meufik, Beiträge, S.454. Zu allem 
Vorliergesagten siehe auch die einschlägigen Hofstaats vorbei chniase unter Akten- 
stücke Nr. 12III A-Z. 

'I Aktenstücke Nr. 12 I A. S. 102. 
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an der Spitze der Kanzlei ein „oberster Kanzler",') dann besorgten 
königliche „Vizekanzler" und nach der Kais er Proklamation Ferdi- 
' nanda I. die Reichs Vizekanzler mit einem Stab von Sekretftren und 

Schreibern die Kanzleigcschäfte bei Hof.^) Es besta,ndtin zwar auch 
böhmische nnd ungarisclie Kanzlerämter, deren Inhaber aber oder 
ihre Stellvertreter hatten nur diejenigen Schriftstiic.ke zu unterfertigen, 
welche nach den Landesverfassungen beider Länder von deren 
Kanzlern zu zeichnen waren. Die eigentlichen politischen Ge- 
schäfte besorgte die Hof kanzlei und ihre VorstHnde hatten aus diesem 
Grunde eine cinSuBreiche Stellang im geheimen Rate inne. Im An- 
fang der Regiening Ferdinands II. wurde eine eigene geheime öster- 
reichische Hofkanzlei errichtet, deren Vorstände, die „Hofkanzler", 
die wichtigsten Expeditionen unter dem Vorgeben, daß sie das Haus 
Österreich und seine Politik beträfen, allmählich an sich brachten 
und die Vorstände der Keichafeanzlei, die Reichsvizekanzler, immer 
mehr und endlich nahezu völlig aus dem geheimen Kate hinaus- 
drängten.') 

*) £s war dies der Kardinal von Trient, Bernhard von des, der als PrS- 
eident des geheimen Rates und obereMr Kaneler die Suinme der Geschäfte in 
seiner Person vereinigte. 8. 42, Anm. 3. 

*) S. die Uofurdn äugen von 1527 und 1537 und die Kanaleiordnnng von 

1528, Aktenstttcke Nr. 12 t A, S. 109 ff^ Nr. 13 I B, S. 117 und Nr. 13, 8. 238 

bis 346. Die Anklünga der drei Ordnungen an die Hofordnung Maxiniilinns 1. 

von 1498 Hind deutlich wahrzimeLmeu. Aiicli nach dioaer legte der Hofmeister 

. die Handel kuv Beratung vor imd der Maracliall leitete die Umfrage. S. dazn 

' Seeliger, Das deiitsehe Hofmeisteramt im späteren Mittelalter (18S5), S. 111 

und 120. tiemäB der Hofordnung von 1^21 soll der Kanzler „im rate, et sei 

bei tiJnwKeÄer Majestät in dem geheimen rate oder int hofrat die meren stimb 

eoUigitren und eusameninerken. maleri proponieren . . ." (H, 103). Nach „propo- 

I niem" folgen in der Kanzlerinstniktion von 15SH die Worte: „red and anttcort 

' geben; und was Sachen durch denselben imsem obristen camter nil fürbraekt 

werden, darum soll er ausserhalb unxersselbs befelch kein brief verfertigen laseen." 

(% 5, S. 240.) 

*) Näheres tibor die KanzleiverhSltnisse bei Hof s. spüter unter „Hof- 

kanzleien". — Hier sei bemerkt; In der Reichihofkanxleiordnung vom 1. Juni 

1559 (Aktenstücke Nr. 18, ä. 293) wird auf die Tätigkeit des Reichs- 

vizekanzlera im geheimen Rute mit den Worten hingewie.ien: „Da wir je seiner 

, äe» vicecanslers person von wegen anderer vnserer gehaimen rattiachtn nit empören 

wollen, also dax er nit jederzeit gemellem unserm reiclisliofrat beiwonen könte, so 

I wollen wir an sein statt eine andere person cerordnen." lux Jalire ICO» heißt es 

anlälllich der Verleihung des Palatinnts an den gelieimeu Rat und Reichsvise- 

kanzler Preiherni von Strahleudorf, daß er „tdir eifrig in täglicher beluehvng 

tmsers geheimen rate und bedienung des reicksmKkaneleramts" gewesen sei (Adels- 

I archiv des Ministeriums des Innern). — Bei den im Jahre 1711 zur Kaiser- 

I wähl Karl VI. geführten Verbandiiuigen verlangte Karmainz ausdiiicklich, 
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Neben Hofmeister und Kanzler hatte nach der Hofordnnng von 
1537 der Hofmarschall vermOge seines Amtes Sitz und Stimme 
im geheimen Rate. Der Marschall, welcher wie der Hofmeister ade- 
ligen Standes sein mußte, ließ zu den Sitzungen ansagen und leitete 
die AbBtimmtingen ein.') Er wurde alter nur kurze Zeit in dieser 
Weise im geheimen Rate verwendet und schon beim Regierungs- 
antritte Kaiser Rudolfs II. gehörte er diesem obersten Kronrate nicht 
mehr an.') 

Die geheimen Räte kamen täglich in der geheimen Ratsstube 
zusammen und auch der Künig-lCaiser dUrfte nach dem täglichen 
Kirchgange häufig im geheimen Rate erschienen sein.*) Förmliche 
Sitzungen wurden aber, wie die geheimen Ratsprotokolle dartun, 
nicht an jedem Tage abgehniten. Die Anzahl der Räte war gering. 
Vier bis sechs Personen bildeten noch bis in die Zeiten Kaiser Ru- 
dolfs n. den gesaraten geheimen Rat.*) Erst unter Kaiser Matthias 
trat eine unbedeutende Vermehrung der Uatsstellen ein, an den 
Sitzungen selbst nahmen aber auch jetzt gewöhnlich nur vier bis 
flinf Rate teil.') Die Meldungen der venezianischen Gesandten, daß 

daÜ der ReicitshofratsprÜKident und Koicha Vizekanzler wirkliciie geheime RQte 
eein Bellten, was früher als selbstverBtUndlich gegolten hntte. Ai'chiv dea Mi- 
niBteriums des Innern 11 B i, Böhmen, 25 ex 1711. 

') Gemäß der Hofordnung von 1527 soll dar ^nKincAalA ti>( von mindern 
»tant seine htrkomens. dann wie hofmeiKter sein'. Er soll „entlieh jh aUen 
TtUn annagen lassen und in den reten die umfrage thuen". (S. AktonatUck« 
Nr. 12 I A, S. 104—105; daBU Nr. 12 II A, S. 12ß-134.) Über die Stellung des 
Marschalls im Hofrat« siehe spHter unter „Hofrat". 

■) Der Oberathofmarachiill Rudolfs li., ein Graf Schwarzen borg, war 
lleiFhahofrat, sein nnmittel barer Vorgänger U'eikhard Freiherr zu Anersperg 
Hofkriegsrat, nicht aber geheime RHto. (Hofstaat vun 157Gi Aktenst^ücke 
Nr. 12 IIl S, S. ISe.) In späteren Zeiten, als die Würde eines geheimen Rates 
anr bloßen Titelwürde geworden war, galt ea dann wieder fOr Helhstvoraüüid- 
licb, dal) auch der Hofuiaraehall als eine der obersten Hofchargen sie 
innehatte. 

') In der Hofratsordnung von 1541 heiUt ee; Wir wollen, „das unter 
hofräihe täglich tue morgens, so mir nach vollbrachten Kirchgang tu rat geen, in 
ir ratsstuben ordinarie easamenkonten." (Aktenstücke Nr. 15, § 6, S. 273.) 

') Der Schatzmeister König Ferdinands I., Hofmann Freiherr von Grün- 
büchel und Strechau, der vermüge seinea Amtes nicht Mitglied des geheimen 
Rates war, wird in den Hofstaats Verzeichnissen neben den obersten Ämtern 
(Hofmeister, Kanzler und Atarschall) durch längere Zeit als der einzige «irk- 
liclie geheime Rat gefülwt. [Hofataaten von 1528/36, 1539 und 1545; Akten- 
stücke Nr. 13 m C, D und 0, 8. 155, 156 und 161.) 

') Hofataaten Verzeichnisse und geheimen Ratsprotokolle im Staatsarchive. 
Das Hofstaaten Verzeichnis vom Jahre 1615 führt außer dem Ohersthofmeister 
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die Sühne Kaiser Ferdinands I. den Sitzungen des geheimen Rates 
beiwohnten,') lassen sich nicht belegen, wohl aber ist bezeugt, daß 
unter den Kaisern Rudolf II. und Matthias und auch später Erz- 
herzoge, wohl in ihrer Eigeoachaft als „allergeheimate" Räte, da- 
selbst anwesend waren.') 

Es war uatlirlich, daß die Geheim ratswUrde lebhaft angestrebt 
wurde, nicht nur um des politischen Gewichtes ihrer Stellung, sondern 
auch um des Ranges willen, den sie verlieh. Unter den Kaisem 



neun wirkliche geheime Rate an (Aktenstücke Nr. IS III V, 8.303-303). In 
einem Protokolle des geheimen Ratea mis dem Jahre ICH (Archiv des Mini- 
Bteriums des lanem, Cud. 48) kommen hilnfig niu' tier bis fünf geheime Räte 
\ot, ancL die Protokolle iui Staatsarchive uua den folgenden .lahren weisen oft 
fünf, vier, ja iselbst nur drei Rille als im geheimen Rat« anwesend auf. Das 
Protokoll aiia dem Jahre l<il4 ist eines der beeter haltenen und gewährt einen 
guten Einblick in die Tätigkeit des geheimeu Itatos. Dasselbe wurde vom 
Sekretßr Grabler der österreichischen Abteilung der RoictiBkanzIei geführt imd 
bringt kurze Inhaltsangaben der Sitziuigen des geheimen Itaten, welcher mit 
dem Kaisei in Linz weilte. Der geheime Kat war auch damals der Mittelpunkt 
der kaiserlichen Itegierung und die Geschäfte wurden noch immer in der Weise 
geführt, wie es die Hofordnung vom Jahie 15ST vorgezeieLnet balte. Man liest 
da: „dem spänUcheu iiratont parle xu geben von dieser und voriger expedition'' 
(fol.3'}; ..de» kriegarati gttetaelUen leegen Siebenbürgen abgelesen n'orden" (fol.S^); 
„die siebenbürgeriiclien abgeordiieten »ein für die geheimben erfordert und gehört 
tvorden, icos tr tfertrung und von vemb sy abgeiendt" (fol. 1"); „todem nachmit- 
tage ist die bofcamer für dem geheimhen rat ertchinen und tr guetaehteii [abge- 
geben!" <fol. 5'); „plaeet per omnia des reielnhofrats guetnchten" (fol. &'); „soll 
Irer Majestät referiert werden, was mit inen Isttchsiacben Gesandten] anieio gene- 
raliter and specialiter geredt icorden," (fol. ö'); „eodem nachmittag ist die mosko- 
tvitterisclie potscha/t fiirgrfordert worden'' (fol. 8'); „Forc/iIeiM(ei>i religtonsweseii 
Ir Dt. eu gebreiben, die befelch aber von der »ngarisehat eatulei austufertigen" 
{M. 24'j; „lierr kamler Inngariselier] soll persohnen fuersehlagen, wer von Ir Mt. 
EU dem kungerischen conKent abittsehicken" (fol. 27'); Iwfeammer und kriegsrat tii 
liervlehen, ire punelt, so in den mtltrerischen latiiltag su proponiem . , ,, gen hof 
tu geben" (fol. 30'); Jierr Hegenmiller und Trautnutnnsdorf sollen mit dem spä- 
niiehen oratorn handien" (fol. SS'); 't«rr obritter beliemiseher eatuler istmündliclt 
t)6«r der schlesischen eaiuilei guetadilen m der troppauischen saclten gehört worden" 
(fol. 73'). Aus diesem Protokolle von 1614 gebt ferner hervor, daQ damals der 
Bischof Klilc»l den Sitzungen des geheimen Rates prUsidieite und deren Ergeb- 
nisse kütt zuBunmienfußle (s, besonders fol. 24 usw.). *- Vgl. auch A. Loebi, 
Beitrüge z, Gesch. d. kais. Zentral Verwaltung, Mitt. d. Inst, f, öst. (Jeschichta- 
forschung, 27, 63il-ti41. 

■) Uosenthal, Behörden Organisation, S.H^. 

*) Geheimratsprotokulle im Staatsarchive. — Ob die Referate aus dem 
geheimen Rate, beziehungsweise der Konferenz oder Deputation an den Kaiser 
immer nur auf Grund eines iMehrhettsbeachlusses verfaßt wurden oder ob auch 
Minoritäts Voten abgegeben wurden, laßt sich mit Gewißheit nicht feststellen. 
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Ferdinand II. wnd III. und Leopold I. nahm nun die Anz&hl der 
geheimen Räte sehr zu, so daß eine gedeihliche Behandlung der Ge- 
schehe im GeBamtrate, besonders die Wahrung der Verschwiegen- 
heit, immer schwieriger und endlich unmuglich wurde. Man mußte 
auf Mittel sinnen, diesen ÜbelstUnden zu begegnen.') Noch unter 
Kaiser Matthias wurden alle Angelegenheiten von Bedeutung im 
gesamten geheimen Rate selbst — Abteilungen kannte man nicht — 
durchberaten. Aber schon unter Ferdinand II. trat in dieser Art 
der Beratung eine Änderung ein. So wurde die Ausarbeitung der 
böhmischen Landesordnung zunächst einer Spezialkoramission ttber- 
tragen, in der nur einer oder der andere geheime Rat saß, und deren 
Arbeit im geheimen Rate unter Vorsitz des Kaisers überprüft.') Es 
kam der Brauch in Geltung, schwierige Schriftstücke, deren Erledi- 
gung längere Erwägung erforderte, früher den einzelnen Mitgliedern 
des geheimen Rates zuzusenden und erst dann im geheimen Gate 
selbst darliber Beschluß zu fassen.^) Zugleich beginnt man zwischen 
i Räten zu scheiden, welche gewöhnlich den geheimen Rat 

P^ Im Jahre 163T werdeo ohne ubcrste HofwUrden vierzehn geheime Rfite 
(Statua particularia regiininis Ferdinand! U. 1637; ÄkteDBtUelce 
i ni X, S. 231—222, und Archiv des Ministeriunis des Innern, IV D 2, 
N.-Ö., 15 ex 1637). Nach Pufendorfs Bericht über K. Leopold, seinen Hof 
nnd die üaterreichische Politik, hcraiisgegeben von Heibig (1862), Bai3en um 
16S9 etliche swonzig Peraonen im geheimen Rate, 1676 werden 31 geifihlt usw. 
(Vgl. Aktenatacke Nr. 12 IH Z, 6. 236-237. Dazu vgl. Bidermann, G«- 
aamtetaataidee, 1, S. 14S and den in der Hofbibliothek aufbewahrten Schema- 
tiaroua von 1702.) Ea sind diea aicht etwa nur die wirklich dem geheimen Rata 
zugezogenen KSto; ihre Geaamtznhl scheint acbon damuls höber geweaen ca 
sein. DaO sie beim Tode Kaiser Leopolds (1705) „etliche" 150 betragen habe, 
bericlitet Biegmund Friedrich Khevenhilller. S. KhevenbUller -Schütter, 
Aus der Zeit Maria Tlierosiaa. Tagebuch des Fürsten Johann Josef Kheven- 
hfiller-Metach, 1742-1744 (1). Einleitung, 1907, S. 69, Anra. 3. 

*) Der geheime Hut hielt in den Monaten Mürz und April dea Jahres 1636 
unter Zugrundelegung der AuHarbeittingen der Spezi alkommiasion mehrere 
Sitzungen ab. Ala anwesend werden angeführt: der Kaiser, Erzherzog Ferdi- 
nand, Fürst Eggenberg, die Grafen Harrach und ^lawata, der ÜBteneichiaelie 
Hof Vizekanzler Freiherr Verda von Werdenberg, einmal auch Fürst Uechten- 
stein und dann vermutlich als Schriftführer der deutsche Vizekaniler für BShmen 
Freiherr von Nostiti. S. Archiv des Mbisteriuma des Innern, IT A 1, BShmeo, 
11 ex 1625, und Gindely, Geschichte der Gegenreformation in Böhmen (1894), 
S. 467 ff. 

■) Am Schlüsse des Konzept? eines Patentes Tom 10. Mai 1627, welches 
die Pnblizierung der böhinischon Landesordnung betrifft, finden sich folgende 
von Noatitz geschriebene Worte: „Haee i'ita et lecta a domino de Edeathergh, 
Slaatta, Trautmansdorff, Stralettdorff, a me Nostitio, a doiiiino de WerderUiergh. 
Noitra relata in amiilio Kcreto 37. ApHlis anno IGST praesmtibm principe de 
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bedienen, und anderen, die nur bei gewissen Materien zu den Sitzungen 
gerufen werden.') Gelegentlich wird die Beratung eines bestimmten 
Gegenstandes einigen ausgewählten geheimen Räten zugewiesen, die 
als „deputierte Räte" ilire Wohlraeinung abgaben.*) In der Zeit Kniser 
Ferdinands III. wird schon einer besonderen Kommissionsstube des 
geheimen Rates erwähnt. Es war wohl bereits Regel geworden, ge- 

Eckenbergk, domino cardinak de ßittrichitain, domino de Stavata, domino de 
KaefenhiUer, domino de Collalto et mt Nostitio proposita Caesari, 39. AprUU heta 
et approbata rimulque impritni jiusa." Arcliiv des Ministeriums des Innern, 
II A 1, Böhmen, 31 ex 1627. Der gleiche Iloratunga Vorgang wurde bei Ab- 
fassung dos Patentes vom 29. Hai 1B27 beobachtet, welches von der Konfir- 
mation der Privilegien des KönigreicheH Böhmen handelt. Staataarcliiv, Bo- 
liemica 162T. 

') In einem Ailrcßbuclie der Hof- und Staats Würdenträger ans den Jahren 
1627—11)28 findet sich folgende Notii; „Diene hierob apecificirte [llj herreit be- 
dienen alle wirklich den gelieimben rallt und gelten in der Ordnung wie gemeldt. 
Die nachfolgende aber werden nur in getciieen Sachen lue den geheimben rath- 
schlagen gezogen.^ Es Bind dies der Fürst von Lobkowitz, Herr von Stralen- 
dorff und Herr von NoatitE. „Diese drei herm haben ttoar wie obgemeÜ den 
geheimen ratstitul, sie werden aber nur in denen »achen, trelche in ihr expedititm 
laufen, m geheimen rath gefordert, netiihlieh LobkowiU als obrialer kantler de» 
königreicht Böfieimb, Stralendorff al» reichseicekamler und Otto von Nostite als 
bölimischer und sehletischer vicekaneler; sie haben auch wenn sie erfordert werden, 
ihre sonderbahre Session den aiideren lirrm rätlien gegenüber." (Aktenstücke 
Kr. 12 HI W, S. 208—209.) Von besonderem Interesse ist die Bemerkung über 
die Stellung dos Reiche Vizekanzlers im geheimen Bäte. Der Einfluß dieaea 
Mannes, welcher noch unter Kaiser Matthias ein nicht zu entbehrendes Mitglied 
des geheimen Kates war, hatte unlei Kaiser Ferdinand II. bereite bedeutende 
Einschränkungen erfahren. 

*) Kaiser Ferdinand II. schreibt von Wels aus an seinen Sohn Erzherzog 
Leopold Wilhelm in Wien ; „Da Eure Liebden eu Kissen begehrt, wie es mit dem 
einzug meines sohnes des römischen königs in Wien möchte gehalten werden, so 
theile ich Euch mit, dass ieh die aache durch meine hierzu deputierten geheimen 
räthe in reife deliberatio» habe ziehen lassen und ihre relation gebilli0 habe* Das 
Gutachten dieser Eäte vom 21. Jünner 1637 enthält die Schlußformel: „lUt con- 
clusnm in eonsilio deputalarum praesentibus episcopo Viennensi, Bfeggau, TrMit- 
mannsdorff, Stralendorff"; es sind also durchaus geheime Räte. Als SekretSr 
fungierte der Hofrat der Reichskanzlei Söldner, Archiv des Ministeriums des 
Innern, 5 ei 1637, II B 4, N.-Ö. — DaQ für besondere Zwecke auch spüter De- 
imtationcn aus geheimen imd anderen Bäten zusammengesetzt wurden: Akten- 
stücke im Staatsarchive, Geheimer Bat, Fbsz. 12, 6. und 28. Februar 1663; 
Kanzlei- und Koiiferonzvota, Fasi. ö (11. Mai 1667), 16 (November 1671), 23 
(17. Mürz 1677). Als es sich in den Jahren 1703 und 1714 um Errichtung von 
Bankinstituten handelte, wurden zur Beratung dieses schwierigen Gegenstandes 
ebenfalls eigene Deputationen bestimmt. S. spSter unter „ Finanz woBeii". In den 
ersten Regier ungsjahreu Kaiser Leopolds I. wurden Beschlüsse der Deputation 
gewöhnlich dem Kaiser im geheimen Rate vorgetragen, in den späteren Jahren 
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wisse Sachen in einer KumuiiBsion vorberalen zu lasseD, bevor sie im 
Plenum des geheimen Rates zur Verhandlung kamen.') Als Kaiser 
Leopold zur Regierung gelangt war und Fürst Portia das Obersthof- 
meiateramt bekleidete, kam dann die Gepflogenheit auf, die Sitzungen 
dieser vorberatenden Kommissionen — die sogenannten „Konfe- 
renzen" — , zu denen nur ein kleiner Teil der geheimen Räte ein- 
geladen wurde, in der Behausung des Obersthofmeisters abzutwlten.* > 



über, ala der Wirkmigekreis des gelieimeo Rutea eiugeengt wurden war, erfolgte 
die Sanktion ohne Einlibliing eines Votums des geheimen Ratea. Vgl. das Gat- 
Hchten des OberBtltoftnarscUalla Albret^ht Graf Zinzendorf von IttSl. Staata- 
arcliiv, ÖBterroichiacber Staat, FasE. 1. 

'} In den Verhandlungen über die Uelelinung dun Erxlierxogs Leopold 
Wilhelm mit den Beichsleben 1062 beiBt üb: „Ita eonsuitatum et coneliuum auf 
befehl irer kaiaerlicken Majestiit durch dero geheimben räihe [vier KäteJ den 
15. fljiril 1G53 in der commissUinsftuben" und dann unmittelbar darauf in dem- 
selben Aktenstücke: „Ltctam in ctintilio seereto tt approbatum den 8. tnai 1653. 
Archiv des Miniateriums des Innern 10 ex I6Ö2, 11 A 1 N.-Ö. 

*) S. Staatsarchiv, Geheimer Rat, Fasz. 12. Ilior beifit es: „ProtoeoUnm 
et relatio eonferentiae 22. Januar 16G4 praeaentibus Auereperg, Lubkoieit, Portia, 
Oetting, Weisumcolff, Si>Me«dofjf [österreichiaeber Kanzler). WoWerHitor/f [Reicha- 
^Tiekaniler] , Hocher, secretariis ScArcider und Abele, lielatum augufttMnmo 
34. Januar Hatisbonae praesentibu» Auergperg, Lohkoime, Portio, Oetting, Lam- 
berg, Weissenivullf, Nostiti, Sleniberg. Siiuendor/f, Bietriehtttin , Waltendor/f, 
Uochtr, referenie me gecretario Abele.'- Es ist offenbar der in Itegensburg an- 
wesende volle geheime Rat. ItemeTkeiiswert ist in demselben Fa^ziket folgende 
Stelle in der „relatio derjenigen eonfarem, so bei ir färttliehen gnaden von Portia 
wegen der praecedent twiachen der kaiaeTlie^^e» und reichtgeneraliteten" am 7. Au- 
gust 16&1 gehalten und deren Ueiicli1(i«se taga darauf im golieimen Kate vom 
Kaiser reaolviert wurden: „Wai den änderten punet rofton« der mit ilmen [deu 
Reichskriegsratsdirokturen] haltenden rate und conferemen anbelatigt, praetuppo- 
nirl man und tat auch gejcia», gleicliieie E. k. M. in dem gelieimeit rat da» diree- 
torium und der achluas gebürt, daas auch aolcheg direetorium in den conferemen 
<ru hof dero oherathofineister und su feld dero feldmarachall, ao in capite eomman- 
diert, gebähren thut." Man liat also zwischen geheimen Hatssitzungeu und Kou- 
fercnzsitzungen wohl zu unterscheiden. Auffallend ist, daß Fürst Portia, ob- 
wohl OberathofmeisCer und vun Kaiser Leopold I. in einem „Handbriof" im 
ersten Range unter den geheimen Räten ausdrücklich anerkannt (l'fibrani, 
Frani Paul Freiherr von Lisola und die Politik seiner Zeit |1»S4], ü. 119), in 
deu Konferenz- und geheimen KatsproCokolleu häufig nach Auersperg und Lob- 
kowitz angeführt wird. Der Ausdruck „Konferenz" (oder „Reichstags- 
konferenz") wird auch für das Kollegium derjenigen geheimen Ritte gebraucht, 
welches über die vom Regenshurger Reiclistage einlaufenden Berichte zu ver- 
handeln hatte und dem als stündige Mitglieder der Reichsvizekanzler, der üeter- 
reicbiscbe Hofkanzler, der Beichsbofratspräsident und Vizepräsident angehörten. 
Die von der Reichs- und der Österreichischen Kanzlei über die Gesandtscbafts- 
bericht« aus Regensburg gefertigten Referate wurden hier vorgetragen nnd 
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Die fueheiine nnd die stflndla^e Konferenz. 

Endlifh wurde den geänderten Verhältnissen grlindliclier Rech- 
nung getragen und im Jahre 1660 die geheime Konferenz ein- 
gefUhrt, die „aua etlichen wenigen Personen" bestand und die 
„geheimsten Sachen" zu überlegen nnd zu beschheßen hatte.') 
Welcher Wirkungskreis wurde nun dieser geheimen Konferenz ein- 
geräumt? Eine Instruktion aus der Zeit ihrer Ei-richtung ist nicht 
erhalten und man muß die Geschäfte des neuen Organs aus den Kon- 
fereuzprotok ollen und aus zerstreuten Nachrichten kennen zu lernen 
suchen.*) Aus diesen erhellt, daß anfangs der siebziger Jahre die 



homuch dem geheimen Kate zur Begeh luCfassung vorgelegt, üieee Reiche- 
lag-skonferen« ist von der im Jahre 11169 fitr die hocbpoli tischen Sachen er- 
richteten geheimen Konferenz wohl zu unterscheiden, Siebe fiber die Reiehs- 
tagskonferenz, Staatsarchiv, Geheimer Rat, Fasz. 12, 6. Fehruar 1663; Kanzlet- 
imd Konferenzvota, Fasz. 3—5, 8, 10—19, 15, IG, 1665-1671; Knnferenzpro- 
tokollo, Faaz. 31—24 (1676—1678). Diese Angaben verdanke ich dem Herrn 
Ktaatearchivar Hans Soblittor, der mir hei Kiisauimensleilnng des im Btaata- 
iirthive für die leopoldiaische Zeit erhaltenen Materials sehr au die Hand ging. 
Neben den ständigen Retchstagskonferenzen wurden anch noch Depatations- 
sitzungen abgehalten. S. Staatsarchiv, Reichshofkanzlei, Fasz. 3/4, 1. Augast 
1667; Reichakanzlei nnd Taiamt, Fasz. 3, 26. September (Koenigsegg an Lob- 
kowitz) nnd 21. November (Reichskanzler Koenigsegg an Krzbischof von Mainz), 
27. November und 8. Dezember (Koenigsegg au Mainz) 1669. Dazu Kretsch- 
niayr, Das dentsche ßcichsvizekanülcrnrnt, Archiv für österr. Geschichte, 83, 
S. ■160 ff. 

>) Ich glaubte früher (MitL des Instituts für ßstcneicliische Geschichts- 
furschung, 15, 8. 519) die Errichtung der geheimen Konferenz auf das Jahr 11^ 
ansetzen xa sollen, weil im Auszüge eines Hof Staaten Verzeichnisses von 1659 
der Reicbahofratsprüsident Ffirst Johann Adolf Schwarzenherg (s. Akten- 
stücke, Nr. 12 III Z, 8. 236) als geheimer Konferenz min ister eingetragen ist 
Aber dieses Hofataatsverzeicbnis ist eine Kopie erst des 18. Jahrhunderts und 
Grat Johann Adolf Schwnrzcnherg wurde erst 1670 Reicbsbofratsprilsidont und 
Fürst (Allgemeine deutsche Biographie, ..Schwarzenberg"). Zudem sagt der 
wohl unterrichtete schwedische Gesandte Piifendorf in seinem schon erwähnten 
Berichte flher den Hof Leopolds ansdrücklioli, daC „kure für delogiertirtg des 
fürntm pon AnersptTg |dieser fiel am lU. Dezember 1669 in Ungnade und ver- 
lor »eine Amter] elUch wenig permiwn unter dem namen der eonfereruräU ab- 
gelesen, mit ieetchen die geheimsten saehen überUget und gesdtlossen morden". 
(Heibig, Uericht Fufendorfs, 8.64), und wird man hei der Ungenauigkeit und 
UnverlSßlicbkeit der anderen Angaben an denen Fufendorfs festhalten müssen. 

*) Nach Fufendorf (Heibig, 8.64) gehörten der Konferenz bei ihrer Er- 
richtung folgende I'ersönliclikeiten an: der Obersthofmeister Fürst Lobkowitc, 
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Konferenz anter dem Vorsitze des Obei-sthofme isters Fürsten Lob- 
kowitz tagte und über Bündnis mit Frankreich, Spanien, Dänemark 
und andere Fragen auswärtiger Politik verhandelte; darüber wurde 
dann ein Referat aufgesetzt nnd noch am selben oder am nächsten 
Tage in Beisein der gleichen Personen dem Kaiser zur Schlaßfassung 
vorgetragen.') Die geheime Konferenz erscheint als ein Ausschuß 
des geheimen Rates, dem an dessen Steile die Führung der aus- 
wärtigen Politik anvertraut worden ist. Eine strenge Kompetenz- 
abgrenzung zwischen der Konferenz und dem geheimen Rate hatte 
nicht stattgefunden; der Wille des Kaisers allein war dafür ausschlag- 
gebend, von wem eine Sache durchberaten werden sollte.*) 



der spKtere (1670) ßeichehofratsprSsideut FDrat Suliwanenlierg, der ObcrstkKm- 
merer Graf Lamfaerg und der österreicbiiielio Hofkaniler Freiherr von Hocber. 
Die Namen sind, Bo viel eich aus den KonforonEprotokoUeu festetelleu Ififlt, 
ricbtig angegeben. Noeh zu Lobkowiti' Zeiten war dann auch der llufkriegs- 
ratapr&gident Graf Montecuciioli Konfeienzmitglied. Staatsarchiv, Kanzlei- und 
Konferenzvota. Fasz. lü (Nr. 3 lind 7 vom 10. Oktober 1671), ¥&st. 17 (13. Juni 
1672) u. a. m. In dem nach Lobkowite' Sturze (16. Oktober lß74} verfaßten 
„Hofstaat Rom. Kais. M'. aus dem Jahre 1674'', auch genannt „gehfünifl 
Inetiuktion für einen kaiserlichen Hof kämm errat'' (8. Aktenstücke Nr. 35, 
Einleitung, S. 593f.) wird die geheime Konferenz von dem geheimen Rat schon 
streng iinterachiedeii und an erster Stelle angeführt. Mitglieder waren damals 
der Obers thofineister Graf Lainberg, Reiclishiifratsprüsident Fürst Scliwarzen- 
berg, OberBtkUin nierer Giindaeker Graf I>ietrii-hatein, HofkriegsratsprSsident 
Graf Montecuccoli, Usterre ichisch er Ilofkanzler Freiherr von Hocber; (^ekretÜT 
(wie früher) Abele. 

*) Staatsarchiv, Kanzlei- und Konferenz vota, Fasz. 16 nnd 17, Jahre 1671 
und 1671i. Anwesend waren in dieser Konferenz gewöhnlich Schwarzenberg, 
Lamherg, Hocher, bSufig Monlecnccoü; Abele war ständiger Referent. Znr Er- 
ISuterung des GeachfifCsganges diene folgendes Regest einea Konferenzproto- 
kolleB; rrotokoll über die heim Herzog von Sagan (Lohkowitz) abgehaltene 
Konferenz (betreffend RündDis mit Spanien) vom 19. Oktober 1671. Anwesend 
außer Sagan, Schwarzenberg, Hocher uud Abele. Protokoll darüber aufgesetct 
am 20. Oktober, 7 bis 9 IThr früh. Dem Kaifier vorgelesen am 21. Oktober, 
wobei außer den froher Genannten iinch Lamherg zugegen war, ,,qui se a nuprs 
coli ferenda excnsaHt'. 

*) Es kam vor, daß der Kaiser niit Umgehung der Konferenz von beson- 
deren Vertrauenspersonen politische Angelegenheiten besorgen ließ; vgl. Heibig, 
Pufendorfs Bericht, 8. (i.'i und Wolf, Fürst Wenzel Lohkowitz (186!>), S. 407 ff. 
Andrerseits ließ aber Kaiser Ijoopold, ohne den geheimen Rat ei nzu vernehmen, 
in der Konferenz auch Angelegonbeiten beraten, die nicht die äußere Politik be- 
trafen, etwa militfirische Fragen, betreffend die Uescbaffiuig von Mitteln für 
militUriaRlio Zwecke; vgl. Kouferenzprotokolle, Faaz. S9, Jahre 1684 und 1686, 
Faaz. 39, Jahre nCW und 1705, besonders Vortrag von 25. Februar 1704 (nach 
Aufzeichnungen des Herrn Staatsarchivars Hans Schütter). 
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Im aligeraeinen aber läßt eich sa^en, daß unter Kaiser Leopold I, 
die geheime Konferenz zur Zentralstelle für die äaßere Politik ge- 
macht,') der geheime Rat aber auf die Behandlung von Rechts- 
angelegenheiten zurückgedrängt wurde. Alle Prozesse, um deren 
Revision angesucht worden war, mußten im geheimen Rate in Gegen- 
wart des Kaisers vorgetragen werden und ebenso wurden daselbst 
Steuer-, Gnaden- und Privilegiensachen behandelt.') Die veneziani- 



■) Hierzu Pribrftm, Ogteireich und Brandenburg 1685—1686 (1881); 
GroQtiiHnn, Die GDScbäftaordDUug in Sachen der fiuQereu Politik am Wiener 
Hofe EU Kaiser Leopolds und Lobkowitz' Zeiten, Forschungen zur deutschen 
Geschichte, 12 (1872), S. ibQS.; G aedeke. Die Politik Österreichs in der spani- 
schen Erbfolgefrage (18T7), 2, S. 64ft'.; Hintze, Der öaterreicbiscbe Staatsrat 
im 16, uiid 17, Jahrhundert, Zeitschrift der Sa vigny Stiftung, gern an istische Ab- 
teilung, 1887, ». 137 ff. GroQmamiB Meinung, daß zur Zeit Lobkowitz' die Ge- 
twhäfte der auswUrtigen Politik verschiedenen Kommissionen (einer für Spanien, 
einer fiir Frankreich) zugeteilt waren, ist irrig. Gerade in dieser Zeit der Er- 
richtung der geheimen Konferenz wurden die hochpolitischen Sachen immer in 
dieser behandelt Nur die Regensburger Geschäftsstücke wurden in der schon 
vor der geheimen Konferenz eingesetzten besonderen Eeichfikonferenz beraten. 
Vgl. P. 52, Anm. 2. 

*) Die Prozeßsachcn aus dem Reiche und den zwei Ssterreichischen Erb- 
laaden beiderseits der Enns (in lanerCsterreich, Tirol und den Vorlanden wur- 
den, als diese Länder wieder an die Bauptlinie gekommen waren, die Revisions- 
prozesse gewöhnlich von den geheimen Stellen in Graz und Innsbruck erledigt) 
wurden, wenn sie im Wege der Revision „nach HoP gelangten, endgültig im 
geheimen Rate unter Vorsitz des Kaisers verabschiedet. Unter Kaiser Ferdi- 
nand ni. freilich engte man die Tätigkeit des geheimen Rates auch in ProzeO- 
sachen etwas ein, indem dieser Monarch den Kurfürsten versprach, die „Reich- 
hofratsurtl" nicht mehr im geheimeu Rate abändern zu lassen; andererseits be- 
hielt sich der Kaiser in „catuis rationis atalus" doch volle Freiheit vor. 
S. Herchenhahn, Geschichte des kaiserlichen Ri 
S. 579. Inwieweit dieses Verspreclien des Kaisera o. 
nicht, aber bezeugt ist, daß nacli wie vor dem Kaiser 
des Reichshofrates vorgelegt wurden. Vgl. die goheii 
archive. In einem Beiiclite der Reichshof kanzlei vor 
drücklich bemerkt, daQ die 
knte im kaiserlichen geheij 



chshofraths (1792—1793), 3, 
igehalten wurde, wissen wir 
m geheimen Rate die Urleile 
en Ratspro toko II im Staats- 
S.Scptember 1705 wird aus- 
einem kaiserlichen Reichsbofrate geschöpften Judi- 
Rate vorgetragen werden, Staatsarchiv, Geheimer 



Rat,FaBz,4T, Konvolut: Die österreichischen Revisionsprozesae. Daß die Re^ 
Sachen aus Österreich ob und imter der Enns im geheimen Rate referiert werden, 
ist auch in einem Vortrage an den Kaiser aus dem Jahre 1G83 betont Staats- 
archiv, Österreichischer Staat, Fasz. 2. Daß Revieiousprozesse von den ungari- 
schen Dikasterien an den Hof gelangten, scheint zweifelhaft. Für das Känig- 
reicl) Rühmen dürfte eine genauere Untersuchung ergeben, daß böhmische 
Prozesse schon vor der vernenerten Landesordnnng (1627) im geheimen Rate, 
vorgetragen wurden; für die spätere Zeit erscheint dies vollkommen beglaubigt 
So hebt Albrecht Graf Zinzendorf in seinem schon erwähnten Gutachten von 
I 1681 (S. 52, Anm. 2) hervor, daß man die Justizsachen in der böhmischen Kanzlei 
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sehen Gesandten hntten ganz Reclit, wenn sie in ihren Berichten 
den geheimen Rat von damals ein „tribunale criininaie e civile" 
nannten und ihm nicht mehr die Bedeutung eines „consesso politico" 
zuerkennen wollten.') 

Als dann im Jahre 1697 eine Deputation eingesetzt wurde, 
welche das Kontrihntionswesen zugewiesen erhielt, berief man den 
geheimen Rat nar mehr zusammen, wenn feierliche Staatsakte statt- 
fanden und Kevisionsprozesse und Gnadengesuche in Gegenwart des 
Monarchen zum Vortrage gelangton,*) Nach dem Tode Kaiser 
Karls VI. dürfte der geheime Rjit keine staatlichen Funktionen mehr 
ausgeübt haben. Nur zu RepriLsentationszwecken oder zur Teil- 
nahme an besonders feierlichen Staatsaktionen wird man den Ge- 
samlrat berufen haben. 

Um dem Plenum der geheimen Konferenz seine Aufgabe zu 
erleichiem, bestimmte der Kaiser in vielen Fällen zwei oder drei 
geheime Räte als „deputierte" RHte, ließ deren Referat im geheimen 
Konfei-enzrate unter seinem Vorsitze ablesen und gab dann noch in 
derselben Sitzung seine Entschließung kund.') Diese Form der Geschäf^- 



besonderB gut behandle und alles in dem geheimen Hate referiert werde. Zineen- 
dorf erwähnt aaeh — iiud das ist flir die Stellung des geheimen Katca sehr 
beachtenswert — daß im Jahre 16TT „in den particularconfereruen mit detUH 
aecistM allet vnanimiter geichtoasen, auch von Ir Stajatiit in dem gehetmben rat 
approbiret worden". 

>) Hintze, Staatsrat, P. 159 (Uerichte von 1071 und ISii). 

') Bei Aufrichtung des ^Pactum mutiiae siiccesMonis" im Jahre 171)3 und 
hei Publiiierung der pragin atisehen Sanktion im Jahre 1713 waren die gebeioien 
Bäte anwesend. Fellner, Über einen Widersprueh zwischen dem .Pactuni 
mutuae eitccessioniH" von 1703 und der „pragmatischen Sanction^ von 1713. 
Festgaben xa Ehren Büdingcrs (1111981, S. 368. 

') Wann dieser Vorgang aufkam, lüßt sieh nicht wobi beatimmen. In 
einem KonfereniprotnkoDe vom 17. MärK 1677, FaBK. 23 wird eiu Gutachten der 
„geheimen deputierton Rate" erwähnt und in den aehtziger Jahren des 17. Jahr- 
hunderts findet man dann liliutiger goheiuio deputierte Ulite mit den Vor- 
heratungen irgend eines Gegenstandes betraut. In den rrotokollen heißt es 
dann^ „IIa concluaum in consilio deputatorum" |I>atLun und anwesende Räte] und 
daß die gleiche Sache im geheimen Konferenzrat dem Kaiser [natum] vor- 
gebracht und von ihm gescIJossen worden sei. Btaatsarcliiv, Konferenzproto- 
kolle, Fasz. 36 ii. a. m. Die deputierten KUte wohnten der KonferenzüitznDg, 
welche die Entscheidung brachte, regelmäßig bei. Nicht immer aber wurden 
die Referate dieser Rfite in der geheimen Konferenz vorgeliracht, sondern es 
geschah auch, daß ihre Vorträge, ohne au die Konferenz zu gelangen, unmittel- 
bar dem Kaiser vorgelegt und von ihm mit eigonhflndigen Resohitionen ver- 
seben wurden. Konferenzpro tokulle, Fasz. 98 (z. IS. Vorträge vom 93. Jiüiner und 
25. Februar 16S2) u. a. m. Nach Notizen des Herrn Staatsarchivars Ii. Sdilitter, 
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behandlun^; würde dann immer häutiger angewendet und sclion 
gegen Ende der Regierung Leopolds war es vollends üblich ge- 
worden, die geheime Konferenz selbst nicht mehr einzubemfen, 
sondern die auswärtigen Geschäfte in einer Keibe von Kommis- 
sionen, welche ebenfalls wieder Konferenzen genannt wurden, 
zur Beratung zu bringen.') Biesen Kommisaionen saß der Mon- 
arch entweder selbst vor oder ließ sich von ihnen Bericht er- 
statten. Kaiser Josef I. hob dann gleich zu Anfang seiner Regierung 
— am 7. Juni 1705 — dies Institut der Konferenz überhaupt auf 
und wies ihre Agenden den Kommissionen zu, deren Mitglieder 33 
aus den vorhandenen ungefähr 150 geheimen Räten sein sollten,*) 
Aus diesen Tagen ist auch eine Geschäftseinteilung nach solchen 
Kommissionen (Konferenzen) erbalten, deren jede drei bis fünf ge- 
heime Räte als Mitglieder zählte. Es bestand eine besondere Kon- 
ferenz ftir Reichssachen, eine andere für die englischen, holländi- 
schen und französischen Angelegenheiten, eine dritte ftlr die spanischen, 
eine vierte fUr die „romanischen", eine fünfte für die schweizerisclien, 
eine sechste für die türkischen Sachen und eine letzte für die „poli- 
tico-militaria".') Daß trotz dieser mannigfaltigen Kommissionen die 
auswärtige Pohtik nach einheitlichen Grundsätzen geführt werde, 
hoffte man in schwer begreiflicher Selbsttäuschung dadurch zu er- 
reichen, daß ihnen allen der Obersthofmeister des Kaisers*) und 
einer von den beiden damals nebeneinander amtierenden österreichi- 
schen Hofkanzlern*) zugezogen wurde. 



') Konfereiizprotokolle, Faw. 39 (Jahre UM nnri 170G), Es war auch 
üblich geworden, die Deputationen Konferenzen zu nennen; f. Vortrag vom 
17. Oktober 1703. Ebenda Fri-z. 3». FOr eine eingebende Uarstatlung der aber- 
aue verwickelten Führung der auswärtigen Geschäfte am Hofe Kaiser Leopolds I. 
und Beiner Nachfolger dürfte eicli ergiebiges Materini in einem Konvoliit int 
Faraikel „Reichshof kanzle!" Gl des Staatsarcbives finden, welchen die Ühor- 
Bchrift führt: „ConfrTtntprotocollHm, tforaut eu ersehen, welchen conferewen die 
reieJiameekaruler mit denen ge/teimen reidisreferendariin eniueder im htiaein der 
iMerreichiselien Iiofkantler und lutfräte oder aber ohne dtrseBitn tjegenti-art beige- 
u-ohnt habeit de anno lß60 Mque 3TS4." Freandliehe Mitteilung von Haas Schütter. 

») Khevenhilllev-Schlitter, Aus der Zeit Maria Theresias, 1742—1744. 
(1.) Einleitung, S. «9—70, Anm. S: „Über 3 lag als den 5. diU [Juni I70&1 haben 
Ihre K. M'. au» hundert etlich und fünfeig Ihres Aerm vattem hochseligtten art- 
denkeng hiuterlatseneH gehtimben räthen nur 33 x» dero tcürklichen geheimen räüun 
mit aufhöbung de* conferensraths a. g. benennet'' [folgen die Namen]. 

') Aktenstücke Nr. 39 B, S. 45. 

') Karl Uietrich Fürst von Kalni. 

') Philipp Ludwig Graf Pi uzend Orffund .lohann Friedrich FrPiherr (später 
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öo Der )-e1iaime Rat, die Konferonz und die Deputstioi 

Nach kurzer Zeit erwies sioh aber der eben geschilderte Apparat 
doch als zu achwerfkllig und noch Kaiser JoBef I, entschloß sich, der 
Kommisaionenwirtacliaft aufs neue durch Einsetzung eines obersten 
Beratungsorgnnes ein Ende zu machen. Er errichtete nach dem 
Beispiel seines Vaters im Jahre 17U9 wieder eine Konferenz, welche 
diesmal mit einer ihren Wirkungskreis boschreibenden Instruktion 
ausgestattet wurde.') Dieser neuen „stilndigen" Konferenz ge- 
hörten acht geheime Räte an; sie sollte sich zweimal in der Woche 
unter Vorsitz des Katsei-s versammeln und über auswärtige Politik, 
Reichs- und Kriegsaachen beraten nnd beschließen, letztere insoferne 
es sich um Feldzugspläne und Verteilung der Armeen handelte,*) 
Der Reichsvizekanzler, der im sechzehnten .Jahrhunderte im geheimen 
Rate den größten Einfluß besessen und die politischen Expeditionen 
besorgt hatte, wurde nicht mehr zum Mitgliede dieser Konferenz ge- 
macht. Man hielt es nicht für angezeigt, einem Fremden — denn 
so erschien der Vertreter des KurfUrsten-Erzkanzlers von Mainz dem 
Hause Osterreich — Einblick in die Geheimnisse, die „arcana" des 
Hauses zu gewühren, und lud den Reichsvizekanzler im Vereine mit 
den Reichshofratspräsidenten nur zu solchen Sitzungen ein, in denen 
Reichssachen in Verhandlung standen. Ein deutliches Zeichen, wie 



•] Aktenstücke, Nr. 41, S, 52f. — Hierzu die inEtniktive Äolle- 
Tung Siegmnnd Friedricli Kheveohüllers: „In dtsem monath [Jßnner 170D] hat 
der kaüer auf tinrathen einiger minittem und des fürslen von Salm aulho- 
ritet iu etwas fu contrahalanciren, den eonfereneralh iciederum auf- 
gerichtet und hitTiM eu räthen erkisen: besagten f unten, den grafm von Mansfeldt, 
Cardinal von Lamhtrg, prinee Eugine de Savoye, den obristcammertr, grafen von 
Windisehgräi, die tjeei hoPcamler und den grafen Wraiislaiv, die tceilere lieinen 
besonderen rang liaben, sonder» nach den älter ak geheime rätlie sttxen; und loeileM 
dan ville Allere praeterirt worden, als hat es grosse disguation aftgeSMl." Mit- 
geteilt bei Kbevenliilller-Kchlittcr, Aue der /«it Maria Thereeias, I, Eia- 
loitnng, S. 70, Anm. 

*) Auch jetzt wieder ging es uii-lit ahno Sonderbilduiigon ah. Bald nach 
der Berufung der „stJlndigen Konferenz" wurde eine »uh drei Mitgliedern be- 
Bteheode „BpaniBche Konferenz" zur Beratung der „allergeheimateQ-' Angelegen- 
heiten eingerichtet, hatte aber nur vorübergehend Bestand. Nach dem RegierungB- 
antritte Karls VI. bIe Kaiser begegnet sie nicht mehr. — Nach Kaiser Josefs I. 
Tode hatte Kaiser Karl VI. den beiden ÖBterreichieehen Ilofkanslem, dem 
bülinii sehen obersten und böhmischen Kanzler und dem Ilofkriegsratsviie- 
prlisidenten am 4. Mai ITll aua BarcelonH aufgetragen, der Kaiserinwitwe 
Eleonore, seiner Mutter, welcher er „die ieittiche Verwaltung ttnd adminielra- 
tion [seiner) . , . erbkönigreich und landen . . . aufgetragen, . . . den gebühren- 
den gehorsam" zu leisten. (Originale im Staataarehive, Österreichischer ^taat, 
Fasz. 1.) 
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raUclitig sich bereits der Qsterrcichische Gedanke nra Hof der Habs- 
burger durchgerungen hatte.') 

Kaiser Karl VI. behielt die Einrichtung seines Bruders Josef 
bei und gab nach der Neuorganisation der böhmischen und öster- 
reichischen Hofkanzlei im Dezember 1721 auch der geheimen Kon- 
ferenz eine neue Ordnung, welche aber in ihrer Wesenheit mit der 
Inetniktion von 1709 übereinstimmt.*) Darnach tagte die Konferenz 
nach wie vor unter Vorsitz des Kaisers und hatte sich hauptsächlich 
mit der auswärtigen Politik zu befassen. Es konnten aber auch der 
Hofkriegsrat, der spanische und der niederländische Rat, die ungari- 
sche und böhmische Hofkanzlei in die geheime Konferenz zum Vor- 
trage beschiedon werden. Die Hauptperson war jetzt der erste Öster- 
reichische Kanzler, welcher den Befehl erhielt, die ihm zukommen- 
den Relationen und die Vorbringungen der fremden Gesandten mit 
seinem „mündlichen Votum" der Konferenz bekannt zu geben.') 
Ähnlich den Anordnungen im Jahre 1709 traf auch Kaiser Karl 
die Bestimmung, daß die Reichssachen in gesonderten Konferenzen 
vorzunehmen seien, und erläuterte diese Verfügung ausführlich in 
einem besonderen Statut. Darnach sollten die von der Reichs- 
kanzlei zu bearbeitenden Materien — ausgenommen die Reichs- 
justizsachen — in der geheimen Konferenz zu bestimmten Zeiten 
durch den Keichsvizekanzler dem Kaiser zur Schlußfassung referiert 

Die geheime Konferenz bestand in der ihr von Kaiser Karl VI. 
im Jahre 1721 gegebenen Form über die Regierungszeit des Kaisers 
hinaus bis zum Jahre 1749 fort. Auch Maria Theresia nahm noch 
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') Bezeichnend ist die folgende Bemerkung des Lübniisuhen Kiuizlere 
Orafen Wratislaw in seiner Korrespondenz mit König Karl III. von Spanien: 
„Die hiesige tonferenz ist stabilÜTet . . ., allein die ktyaerinen [Kaieer Josefa Mutter 
lind Frnu] fangen 8c/iok an, mehrere personen dareu zu porlirm, [darunter] . . . 
den Teichsmcecataier, welcher letztere ncahr seinen tag in der tcochen schon hat, um 
seine expedienda imperii vortulragen, dass er aber als ein fremder in allen haus- 
Sachen auch utitwisscnschaft haben sollte, ist einmal unnötig' Wratielaw an K. 
Kart 27. Mfirt ITTO. Archiv f. K. österr. Oeschichtaqu eilen 16, S. 8?. S. auch 
Fellnor, Mitt. il. Tiiflt. f. üaterr. Geachichtaforaohung, 15, S. 525ff. — [Für die 
zentrali eiere nden Tendenzen in dor Zeit der Kaiser Josef 1. und Karl VI. iat 
Buch von beBOndetem IntereeBe Fiachel, Stadien zur Jlsterr. Heichegeachichte. 
Christian Julius von Schierendorfl (1906). Kretschmayi.] 

*) Aktenatacke Nr. 62, 8.410. 

•) In der Ordnung von 1709 ist mir von einem Zirkulieren der Relationen 
bei den Mitgliedern der Konferenz die Rede. 

•) Aktenstücke Nr. 53, ebenda. 
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während der ersten Jahre ihrer Regierung in den auswärtigen Dingen 
die Ratschläge von der Konferenz entgegen. Erst als Graf Kaunitz, 
bisher Botscliaf^er am französischen llofe, als Staatskanzler im Jahre 
1753 nach Wien berufen wurde, kam in die Führung der auswärtigen 
Politik die unumgänglich notwendige einheitliche Leitung. 



IV. 

Die Deputation. 

Es wurde schon darauf hingewiesen, daß unter Kaiser Leopold 1. 
im Jahre 1697 eine „Deputation" ins Leben gerufen wurde, welche 
sich aus den Vorständen der Hofstellen — Hofkammer, Hofkriegs- 
rat mit Goneralkriegskommisaariat, hiihmische und österreichische 
Hofkanzlei — zusammensetzte und alle die finanzielle Seite des Mili- 
lärweeens betreffenden Angelegenheiten zu beraten hatte.') Ihr oblag 
es, die für die Erhaltung des Heeres erforderliche Kontribution jähr- 
lieh festzustellen und deren Verteilung auf die einzelnen Länder zu 
bestimmen; ebenso gehörten die Agenden „des Rekruten- und Re- 
montenwesens" in ihren Wirkungskreis; auch die allfiilligen Beschwer- 
den der Länder über die Vorgänge bei der direkten Besteuerung 
wurden hier erörtert. Die Hofkamraer hatte die Verpflichtung, sich 
mit den anderen Hofstellen über die Höhe der Kontribution ins Ein- 
vernehmen zu setzen und in der Deputation darüber Bericht zu er- 
statten, Es handelte sich dabei vor allem um die Kontributione- 
beitrage, die „maleriae fundorum militariiiin" der böhmischen und 
österreichischen Länder, es kamen aber auch die Kontribntionsbci- 
träge, die man von Ungarn, Siebenbürgen und später aus den 
Niederlanden und Mailand einforderte, in der Deputation zur Sprache, 
wenn ihr auch keine Vertreter der genannten Terntoricn angehörten. 
Man wollte eben ein Bild von der Leistungsfähigkeit der gesamten 



') Aktenntücke Nr. Hl B, S, .S4 f. (Instruktion für die De]iut«tion); 
dsEU reichliches Material über die Tätigkeit der Deputation in Mensi, Die 
Finanren Öaterreielis von 1701-1740 (1890), S. SOff. In der Ordniiiij; von 1697 
ist zwar nur peaagt, daß die Pepntation „von unsem hoflcantUiea, liofkritgs- 
rath, hofkammer und generaUfriegiicommisiiariat eusamaiengenetit^ Bei; es unterliegt 
sber keinem Zweifel, daß nicht etwa allein Vertreter dieser Hofstellen daran 
feilnalinien, sondern gerade die Chefs der genannten Zontralämter eigentlich 
die Deputatinn bildeten. Vgl. die Deputalionsprotokollc im k. n. k. Reiclis- 
finaniarehivp. 
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Länder des Herrscherhauses für mililärisclie Zwecke zu gewinnen 
Sachen. ^) 

Der Instruktion, welche die Deputulion im Jahre 1697 erhielt, 
iäüt sich deutlich entnehmen, daß vieles vun dem, was geplant war, 
erst später zur Ausführung kommen sollte. Sie enthält eine Reihe 
von Wünschen, deren Verwirklichung erat von den Kanzleien in 
Verhandlungen mit den Stunden durchgesetzt werden sollte. Manche 
der in Aussicht genommenen Einführungen sind nie ins Leben ge- 
treten,*) Sicher ist nur, daß die Deputation die oben gekennzeich- 
nete Kompetenz hatte, und als ein unmittelbar den Monarchen be- 
ratendes Kollegium in der ersten Hulfte des achtzehnten Jahrhunderts 
in Tätigkeit war. Übrigens ist auch in der Konferenzordnung von 
1709 der Wirkungskreis der Deputation in authentischer und knapper 
Form umschrieben. Der Kaiser ordnet darin an, „daß die vorhin 
[also vor der Konferenz] angeordnete sogenannte Deputation in ihrem 
Esse bestehen und verbleiben, doch eben nicht alle Wochen (es er- 
fordere dann ein casus extraordinarius eine ehere Zusammenkunft), 
sondern nur alle 14 Tage einmal gehalten werden solle, doch daß 
solches ohnfehlbarhcb und in Gegenwart meiner geschehe, in welcher 
EU behandeln fUrgenommen werden sollen: die Landtagsniaterien, 



') Alis gewissen Stellen der Iimtruktiun vun liütT (AkteiiBtiluke 
Nr, 37 B, S, Sf), 30 und 34) tittHe uicli der Schluß Kielien, nU ob Auch der uii- 
gariBulie und aiebenbOrgiache Uofkaiizler als atSndige Mitglieder an den De- 
putatiouBsitcungen teilgenommen hätten. Es scheint die» aber keineswege der 
Fall gewesen lu sein. Aus der früheren Zeit ist zwar kein Material hierzu vor- 
haDdeu, für die Zeit von 1731 herwürts ist aber Überliefert, daß ffir die Be- 
Btinimtingen der Leistungen von Ungarn, Siebenbürgen, der Niederlande und 
des inailitndischen Gebietes zu iiiilitäiischen Zwecken eigene, von der De- 
[lutatiuii verachioileue „Konferenzen" der Vertreter der obersten Zentralste] leii 
(böhmische und österreiehiache Hofkanzloi, Hofkriegerat und General kriegskom- 
missariat, Hufkammer) mit den Verwaltungschef 8 dieser l^änder berufen worden, 
deren Beschliiese dann offenbar von der llofkummer in der Deputation vor- 
getragen wurden. Der Deputation Belbet aber blieb zur ausschließlichen Er- 
ledigung aach wie vor gewübiilicli nur daa „ContribatioDale" und das Kukruten- 
nud Hemontewesen dar „doutachen Erbkönigreielie und Länder" (das ist der 
böhmischen und Österreichischen LSnder) zugewiesen, (ü. die Deputat! »näfuazikel 
im k. u. k. Keichstinaiuarchive, besunders aus den Jahren IT'Jl — 17M und 
1739-1746.) 

') So blieb die Veranechlagnng der jiihrlichen Koutribiitiunaaumme aus 

allen lindern, Ungarn und Siebenbürgen mitein gerechnet, auf 12 Millionen ein 

frommer Wunsch, der unerfüllt blieb. Ebensowenig kam der Plan, die Guber- 

1 nien zur Kintreibong der Kontribution heranzuziehen, zur Ausführung. Vgl, 

AkteuBtacko Nr. 37 B, S. 3Üf. 
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Cameralvorträge zur Ausfiiiduiig der nöthigeii Gelder und Mitteln, 
die Kriegs- und Oommissariatsaiil igen heilen, auch alles was die mit 
denen Cburflirsten und fremden Potenzien errichtende Allianzen 
betrifft, so weit sie in das Oeconomicum oder Militare einlaufen. 
Die Ministri, so dieser Deputation dermalen beiwohnen, weilen 
sie ohnedeme ratione ofHcii darbe) sind, bis allein auf den Obrist- 
camnierer, den ich sonderlich dazu allergnädigst berufen, sollen 
alle noch künftighin wie bis dato zu derselben kommen nnd 
die dahin gehörige Materien, so eine besondere Ausarbeitung 
von nuten haben, von eben denensciben Ministren vorgenommen 
werden".*) 

Die Deputation blieb anch unter Kaiser Karl VI. und in den 
ersten Regierungsjahren der Künigin und Kaiserin Maria Theresia 
in demselben Wirkungsbereiche bestehen und erscheint in den Ge- 
Bchäftsstiicken dieser Zeit als Stadtdeputation (üeputatio in urbe 
habita) und Hofdeputation bezeichnet. Diese wurde bei Hofe unter 
dem Vorsitze des Kaisers abgehalten, jene versammelte sich bei 
einem der Vorstände der Hofstellen oder dem Obersthofmeister, 
der meist auch der Deputation angehörte. Die Stadtdeputation 
hatte in der Regel die Materien fUr die Hofdeputation vorzubereiten, 
es kam aber auch vor, daß ihre BeschlUsse mittelst eines von der 
Hofkammer erstatteten Vortrages dem Herrscher unmittelbar zur 
Resolvierung unterbreitet und dadurch die Sitzung der Deputation 
bei Hof überflüssig gemacht wurde.*) Ob, wie in der Konferenz- 
ordnung von 1709 vorgesehen ist, auch später alle 14 Tage eine 
Hofdeputation stattfand, ist fraglich. Mit einiger Sicherheit läßt sich 
nur sagen, daß am Ende jedes Jahres eine Deputation unter dem 
Vorsitze des Kaisers zur P'eststellung des Kriegsbudgets fUr das 
folgende Jahr abgehalten wurde,') In den Anfangsjahren der Regie- 
rung der Königin und Kaiserin Maria Theresia erweiterte sich der 
Wirkungskreis der Deputation dahin, daß von nun ab in ihren 
Sitzungen nicht allein die Kontributions- und Rekrutensachen, sondern 
alle wichtigen inneren Angelegenheiten der österreichischen und 
bilhmischen Länder — die sogenannten Hauptpubhca und Haupt- 



') S. Aktenstücke Nr. 41, S. 53. 

*) Über die UnterBchicde der Stadt- tmd Hufdeputatiou siehe die De- 
putat! onafasiikel dea k. u. k. BoichsfiüaiuEBrchives von 1T2I an. Vgl. anch 
Menei, Finanzen Öaterreichs, S. 647. 

') Archiv dea Minisleriums dea Innern Akt V, B, T, Böhmen, 71 ei 1748 
(ausführlich über ilaa KantribiitionBn'csen. vornehmlich in Böhmen). 



l 




Der gehe in 



, die Konferenz und die De|iu 



63 



politica — beraten wurden. Im Jahi-e 1749 wurde dann anläßlich 
der Neuregulierung der inneren Verwaltung der fjBterreichischen und 
böhmischen Länder die Deputation durch die „Conferenz in intemis" 
ersetzt.') 

Man möchte glauben, daß Konferenz, Deputation und geheimer 
Rat zur Führung der Zentralregierung ansgereicht haben könnten. 
Kaiser Karl VI. fügte aber gleichwohl zu diesen drei Körperschaften 
noch eine vierte, die geheime Finanzkonferenz hinzu, welche aus 
einigen wenigen geheimen Räten zusammengesetzt war, häufig unter 
dem Präsidium des Kaisers Sitzungen hielt und ihn vom Jahre 171(5 
angefangen bis zu seinem Tode in der Leitung und Überwachung 
der Finanzverwaltung zu unterstutzen hatte.*) 

Es ftlllt schwer, durch das Gewirre der Konferenzen, Depu- 
tationen und besonderen Kommissionen — denn auch solche wurden 
Air schwierige Fälle immer wieder eingesetzt^) — hindurch klar zu 
sehen und einen ÜberUick über den Regierungsorganismus am 
habsburgischen Hofe zu gewinnen.*) Aber man muß sich nun ein- 
mal daran gewöhnen, daß die Zeit von damals alles Heil von einer 
kollegialen Geschäftsführung erwartete. 



') S. die Depiitationsfasxikel des Reiclisfinanzarcliives von 1740 ab. Auch 
aus dem Handschreiben, welches Maria Tlioreaia an den obersten böhniiflcben 
Kanzler Grafen UarracH aoläQlicli der Neuordnung der Verwaltung am 1. Mai 
1749 richtete, erhellt, daß die Haiiptpolitica und -publica der österreicliiachen 
und böhmischen Lander früher in der Deputation verhandelt worden waren. 
Maasburg, Geschichte der obersten Justixstelle {Ü. Anlage, 1S91), 8. 'M8. 

*) Darüber s. später unter „Finanzwesen". 

*) So bestand im Jahre 1T4T eine besondere Hofdeputation für die „trana- 
Bilvamachen, kroatischen und illyrischen" Angelegenheiten. (Archiv des Ministe- 
rinms des Innern, Span.-ital. Akten.) 

*) Vgl. Mensi, Finanzen Österreichs von 1701-1740, S.UT, IUI, 433, 579, 
589 u. B. m. über die große Menge von Spezi alkonferenzen und Kommissionen 
in damaliger Zeit, Auch der üstcrreichiBche Hofkanzler Graf Sinzendorf be- 
merkt in seinem 1706 an Kaiser Josef I. erstatteten Referate über die Einteilung 
der GeschAfte am kaiserlichen Hofe, daß neben den gewöhnlichen Konferenzen 
auch „kleine eonfertnten nach unieTSchitdlKhen vorfalkr^ieiien sOKohi für die 
(iUM«r- als inl'indüdie Sachen und angeUgenheüen" gehalten werden (Akten' 
Bttteke Nr. 39 B, S. 46). Die in den Aktenstücken haoÜg begegnenden 
Ansdrücko „Mittelsdeputation" (s. u. a. Mensi, Finanzen, S. 80, 85, 98, 191, 194 
197 luw.), und „Mitl«lsconferenz" bedeuten : „Mittelsdeputation" dasselbe wie 
Stadtdeputation luid „Mittelsconferenz" jede Versamuilimg, in der die Vorstände 
der nHofmittei", d. i. der Zentralstellen zu einer Beratur 
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V. 
Fonnalfrogen. 

Die Daiatellung der Entwicklung und Bedeutung des ge- 
heimen Kates wäre zum Abschlüsse gebracht. Es zeigt sieh, daß 
dieses hächste Regierungsorgan am Schlüsse der hier behandelten 
Periode seinen politischen Einfluß zwar eingebüßt, seine Mitglieder 
aber in der Hofrangordnung den ersten Platz bewahrt hatten. 
Die obersten Hofwürdenträger oder, wie sie bezeichnet werden, die 
obersten Hofcliargen mußten wie bisher geheime Räte sein und auch 
die Ratgeber des Herrschers wurden nach vrie vor, schon um des 
Ranges bei Hof willen, aus der Mitte der geheimen Räte genommen 
oder doch dazu ernannt, wenn sie die Würde noch nicht erreicht 
hatten. 

Zum Schlüsse mOgen noch einige Fragen mehr formeller 
Natur kurz behandelt werden. Man unterschied bis iu die Zeit 
Maria Theresias wirkliche und Honorar- geheime Räte, welche 
letztere unter Karl VI. auch Dekretisten genannt wurden.') Schon 
in der oft erwähnten Hofstaatsordnung von 1527 wareu Honorarräle 
vorgesehen worden*) und scheiuen auch bereits unter Ferdinand I. und 
seinen nächsten Nachfolgern ab und zu ernannt worden zu sein. Später 
— unter der Regierung Leopolds I. — wurde dieser Gebrauch häufi- 
ger geübt. Daß man dabei zugleich die Schlußformel des Eides, 



'} Staataurcliiv, Geheiuiei Rat, Fasx. ü, 47 und 48. Aaa dem Jahre 169tt 
ist eine Liste der kaiBerlicben „hotwrari" geheiirien Rift« erhalten (Fau. 4U}. 
Im Jahre 1711 werden „effectim* und „honorarii^ geheime R&te erwühnt (Kasi. 47). 
Die Matrikel mm Banealitiitsiiuteut von ITU (Aktenstücke, Nr. 4f(, B. 157) 
untetHcljeidet ebeiifalla wirkliche und titulierte geheime ItÜte. In einem _Re- 
richte dea Obern tliofineiEterij der KiÜBerin Maria Theresia, Grafen Uhlfeld, 
BUS dem Jahre 1753 findet sich die Uemerkimg; „iArer kaittrlicheu Majettät 
oafer und dtro vorfahren haben [beim KegierungsautritCo] nicht sämmüictte ge- 
heimen räthe durchaui bestätigt, londem nur eitie lahl zu der Wirklichkeit tagt- 
lasMn, die übrigen sind atle titular oder hotuirari geblieben" (Fas*. 47). Graf 
Wenzel Sedlnitzky, der „schon seit einii/en jähren tum dekretisten resoXmert untr- 
den war", hittet 173» lun die \\'ii'klichkeit (Fasz. U). In FasKikel 44 ist ancb 
eine Liste der am 22. Dezeuiher 1740 „alier^nädigst resoltierttn wirklichen könig- 
lichen geheimen riite" und der ^honorarii" vom 24. Dezember desselben Jahres 
erlialten. Nr. 12 I A, S. 107. 

*) Aktenstücke Nr. 13 A, S. 107. In einer Eingabe ans dem Jahre 
1620 ist davon die Bede, daU Ferdinand I. und Maximilian II. Titular- 
geheime liäCe ornauiUen. Archiv des Minister! ums des Innern, IV. D. 2, 13 ex 
1630 N.-Ö. 
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welchen die wirklichen geheimen lläte zu schwören liatten, aus „so 
wahr mir Gott helfe" zu „so wahr mir Gott helfe, die gebenedeite 
Mutter Gottes Maria und «He Üebe Heilige" erweiterte,^) hatte seinen 
guten Grund. Man wollte den geheimen Ratstitel auch Protestanten, 
die sich um das Erzhaus Verdienste erworben hatten, zuwenden, 
aber diese gleichwohl den Beiatungskörpern tunlichst fernhalten 
und nahm eben darum in den Eid der wirklichen Kälte die Anrufung 
der Mutter Gottes und der Heiligen auf. Da die Protestanten diesen 
nicht schwüren konnten, mußten sie sich mit ihrer Ernennung zu 
Honorarrkten bescheiden.') Der Ausdruck „wirklicher geheimer 
Rat" findet sich zuerst in den Geschäftsstücken aus dem Anfange 
der Regierung Ferdinands U.,*) wurde dann immer häutiger gebraucht 
und schließlich in die Dekrete und amtlichen Verlautbarungen der 
„Wiener Zeitung" aufgenommen.*) Wahrscheinlich unter Kaiser 
Josef H. kam man dann von der Bestellung von Titular- (Honorar-) 
Ruten ab und kreierte fortab nm- wirkliehe geheime Itäte.*) Mit den 
wirklichen geheimen Ratstitel ist gegenwärtig das Prädikat „Exzellenz" 
verknüpft. Wann dieses schmückende Beiwort für die geheimen 
Räte zuerst in Verwendung kam, läßt sich nicht genau feststellen — 
wahrscheinhch um die Mitte des 17. Jahrhunderts — und ebenso- 
wenig ist erweislich, ob bloß die wirklichen geheimen Rute oder 



') Die illteato orlialtene Eideafuriuel fttr einea gelieiuien Kut g(<hürC dem 
Jahre l<i09 an, atamint aus der Kanilei dea Köaigs MatÜiias und tat die Orniid- 
lage für alle späteren Formeln. Die Suhlußstello lautet da einfach: „ohne 
geverde"; unter Ferdinand II. verschwindet dieser Ausdruck imd werden die 
Worte gebranclit: „ga vahr mir Gott helfe"; unter Ferdinand III. kommt dazu: 
„und aÖe lieben heiligen"; unter Leopold I. endlich wird als Endformel ver- 
wendet: j,so -wahr mir goil helfe, die gebenedeite matter gottes Maria «mJ alle 
liebe heüige". Arehiv des MinJHteriams dea Innern, IV. D. % N.-Ü., beaouderee 
Konvolut. Im 18. Jahrhundert fügte uian dann noch als Zu.iatz: „die ttnbefleckle 
anpfängnis" ein. Vgl. Staataarchiv, Geheimer Hat, Fasz. 47. 

') Vgl. dazn Staataarchiv, Geheimer Hat, Faaz. 44, ii. Äuguat 1T45, 

») Vgl. das Konvoint IV. D. S, N.-Ö. wie oben Jahre 1690 und l(i26. Im 
Akt vom Jahre 1620 heiOt es: ^leh [Freiherr von Brenner] ireiM, dasa der blosse 
geheimbe rathetitl nichts cor sieh instöll noch anderm fürtraget, eondern nur ein 
blosse gnad »nd titl, den ich mir niemalen begert." Im Jahre 1626 wurde 
Brenner wirklicher geheimer Rat Ob unter den geheimen RSten, welche nur 
zur Beratung gewieeer Materien in den geheimen Kat gerufen wurden (a. 8. öl, 
Anm. 1), auch wirkliche geheime Uäte waren, iat doch fraglich. 

*) In den Schcmatiamen des U. Jahrhundertü ist der Ausdruck „wirk- 
licher geheimer Rat" bereits stHndig gebraucht 

') Unter Kaiser Josef II. wurde auch dem Goheimrataeide eine Form ge- 
geben, nach der Katholiken und Prcite 
archiv, Geheimer Rat, Fasz. 47, 

»Urnicbischo Zunlnlrenrallung. 1. 1. 
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auch die nnr mit Dekret beeteUten den Exzellenztitel zu föhrea 
berechtigt wareu.i) Bis zum Jahre 1740 fUhreu die geheimen Räte 
das Attribut „kaiserlich". Als Maria Theresia ihrem Vater folgte 
und die Kaiaerkrone auf ein anderes Fürstenhaus Überging, konnte 
die „Königin von Ungarn und Böhmen" lediglich „königliche" ge- 
heime Rille ernennen, welche eich nach der Wahl Franz Stephans 
von Lothringen zum römisch-deutschen Kaiser im Jahre 1745 in 
„kaiserliche" auch „kaiserlich königliche" verwandelte und dem Kaiser 
ebenso wie der Kaiserin-Königin einen Eid zu leisten hatten, somit 
vereidii-tfl Rate beider MajeslÄten waren.*) 

Die Ausfertigung der Ernennungsdekrete der geheimen Rftte 
wurde im 17. Jahrhundert ein Streitobjekt zwischen der Reich»- und 
der österreichischen Hofkanzlei. Im 16. Jahrhundert war die Sache 
einfach gelegen. Da die Reichskanzlei die Sc hreibge schufte bei Hof 
besorgte, wurden hier auch die Ernennungsschreiben für die geheimen 
Räte abgefaßt und die päichtigen Taxen dahin bezahlt. Auch die 
Ablegung des Eides, den die geheimen Räte zu schwören hatten, 

') Im Jahre 1M4 werden die geheimen Rlite „excellentüfimi et iltttstris- 
limi" tituliert. Staatsarchiv, Geheimes RaUptotokoU lüi-i. Der Eizellenztitel 
scheint damals von Italien nach Deutschland gekomnien zn sein. Im Hof- 
kalender von ITll führen die wirklichen geheimen Räte das Pritdikat ExzelleTiz. 
Archiv des Ministeriums des Innern. Eine a. h. Entach lieDnng flber den An- 
spruch der geheimen Rute auf den Titel Exzellenz ist mir nickt bekannt. In 
einem Hof kanzleidekrete vom 1*6. März IHll an das Gnbernium in Mailand wird 
der Eizellenztitel für einen geheimen Hat als selbstverständlich voraosgesetat. 
Es heißt doaelbat: „Üherhaitpt kann in dem loBibardo-oeruliatMchen kOnigrvidt 
gleichwie in den gegamtnlen ührigtfi österreichischen ilaalen der tilel .ExOißtm^ 
nur denjtnigen gebühren, welche mit der geheimen ratneOrde autgezeichntt nnd." 
Adelsarcbiv das Ministeriums das Innern, Fasz. 13, Generalien, 8638 ex 1S17. 

*) In einem Kanzlei reperteri um ans dem Jahre 1613 (Archiv dm Ministe- 
riums des Innern, cod. Hl) ist von einem „kaiserlichen" geheimen Ratsdirektor 
die Rede. — Eb imterliegt keinem Zweifel, daß schon in der zweiten Hälfte des 
16. Jahrhunderts die geheimen R&te nni Hofe als -kaUerliche'' geheime RKte 
aufgefaßt wurden und im IT. und 18. Jahrhimdert bezeichnete man sie nie an- 
ders denn als solche. Vgl. Staatsarchiv, Geheimer Rat, Fasz. 44, 47 und 48. 
Als Qroßherzog IVanz Stephan die Raieorwttrde erlangt hatte, ordnete Maria 
Theresia an, daß alle erbliindiachen Behörden von nun an die Bozeichnang 
„kaieerlich-königlich" führen sollen. Archiv des Ministeriiuns des Innern. III, A,'2, 
Karton 33, 48 ex 1745 und spanisch-italienisclie Akten, 3 ei 1T45. In den ge- 
druckten Slaabskn lendern wechseln die lieieichnungen „kaiserlich'' und „kaiser- 
lich-kömglich". Häufig kommt die Bezeichnung „Ihrer kaiterlichen und könig- 
lichen Majestäten wirklicher geheimer ralh" vor. Über den Eid, der beiden 
Majestäten — meist an einem und demselben Tage — zu schwören war, Stasta- 
archiv, Geheimer Rat, Fasz. 44. Hier und in Fasz. 47 (Sehreiben des Staatskanslera 
Grafen Uhlfeld vom 8. November 1746) auch anderes einschlägiges Material. 
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erfolgte in Gegenwart des Reichsvizekanzlers. Seit der Errichtung 
der österreichischen Hofkanzlei unter Kaiser Ferdinand II. wurde es 
immer mehr Üblich, die geheimen Ratsdekrete in der österreichischen 
Kanzlei schreiben zu lassen, die Taxen dorthin zu entrichten und 
den geheimen ßateeid vor dem österreichischen Kanzler abzulegen; 
die Eidesformel las nicht mehr ein Sekretär der Reichskanzlei, son- 
dern der österreichische Kanzler vor.') Die Reichskanzlei fUlilte sich 
durch diese Vorgänge gcscLildigt und erhob Vorstellungen über Vor- 
stellungen. Sie brachte vor, daß die geheimen Räte am Hofe sich 
kaiserliche geheime Rtttc nennen und der Kaiser nur in dieser seiner 
Eigenschaft, nicht etwa als LandesfUrst, kaiserliche Räte schaffen 
könne; darum müßten diese naturgemäß ihr Ernennungsdokret aus 
der Reichskanzlei erhalten und dorthin — ein sehr gewichtiger Um- 
stand — die Taxen entrichten.*) Sie erzielte damit doch, daß zuerst 
in der Wahlkapitulation Ferdinands III. eine Bestimmung Aufnahme 
fand, der gemäß die Bestellung von kaiserlichen Räten von der 
Reichekanzlei ausgeben sollte. Nur daß mau sich in Wien an diese 
Bestimmungen der Wahlkapitulationen nicht hielt und unbekümmert 
darum die Bestellung der geheimen Räte naeh wie vor durch die 
Österreichische Kanzlei vollziehen ließ.') Noch im Jahre 1720 be- 
stimmte Kaiser Karl VI. in normativer Weise, daß unter des ersten 
(österreichischen) Hofkunzlers Obsorge und Expedition bleiben sollen 
„die Kreierung der Gesandten und Botschafter, aller kaiserlichen 
geheimen Räte, die Korrespondenz und Handlung mit auswärtigen 
Mächten".*) Auch die Behandlung dieser Angelegenheit hing mit den 
Anschauungen zusammen, die in der Führung der hahsburgi sehen 
Pobtik sich seit dem 17, Jahrhundert durchgerungen hatten. Die 
Interessen des Hauses traten in den Vordergrund, während die Kaiser- 
würde nur mehr als eine Institution aufgefaßt wurde, die dem habs- 
burgischen Geschlechte zur Zierde gereiche, da sie ihm den höchsten 
Rang unter den europäischen Fürstenhäusern gewähre. 



') Archiv des Ministeriums des Innern, IV. D. 2, Xiederöst«rreich. 

'} Der Staudpunkt der Roichskaiizlei ist am anschaulicbaten entwickelt in 
einer Beschwerdeachrift derselbea an den Reit^hs Vizekanzler Grafen von SchSn- 
bom vom 3, September 1705. Htaatsaruhiv, Geheimer Rat, Faaz. 47- 

*);ABläßlich eines Kangdtreitea bemerkt im Jahre lti80 der ostorreielÜBcLe 
Hofkanzler: „Ich halte allen gehtiitien rälhen die juramenia vor" (Kod. 14192 der 
Hofbibliuthek, fol. l'~3^ Vgl. ferner Archiv des Miniateriiiins des Innern, 
IL B. i, BQhuien, 35 ei 1711, Instraktion der Kaiserin Eleonore für die bShmi- 
Bchen .WahlbotBchafter und II. B. 4, Bübmen, 1 ex 171ti. 

*) Aktenstiiuke'Nr. 50, 8.363. 



Zweites Kapitel. 
Die Finanzverwaltung. 



Errichtung der neuen Hofkainmor. 

rtaiser Maximilian war bei Beinen Versuchen einer Organi- 
sation der Finanzverwaltung dahin gekommen, diese anstatt einer 
kollegialen Behörde — der Hofkaramer — scliließlich einem ein- 
zelnen Manne — dem Schatzmeister — anzuvertrauen und dem 
1518 neuerrichteten Hofrate, in dessen Kollegium der Schatzmeister 
Sitz und Stimme hatte, wieder ein entscheidendes Wort in finanziellen 
Angelegenheiten zuzugestehen. Es fehlte also beim Regierungsantritte 
seines Nachfolgers an einer eigentlichen zentralen Finanzbehürde, 
König Ferdinand schuf eine solche aufs neue, indem er gleichzeitig 
mit der Einrichtung der übrigen Zentralbehörden am 1. Jänner 1527 
eine Hofkammer errichtete, welche an seinem Hoflager zu amtieren 
hatte und den damals bestehenden vier Länderkammern, der bUh- 
mischen, ungarischen, nieder- und oberösterreichischen in Prag, Preß- 
barg, Wien und Innsbruck überstellt wurde,') Die Hofordnung von 
1527 umschreibt in allgemeinen Umrissen die Tätigkeit der Hof- 



') Über da^ üsterreichiache Finanzwesen unter Ferdinand 1. außer den 
tSchtigen und sehr eingehenden Ausfüliniagen lioeentlialx, BeliördenorgaDi- 
satlon, 61 ff. (Ärcliiv f. ÖBter. Gesch. 69, 101 ff.) Huber, Studien über die finan- 
zielleu VerhältniBse Österreichs unter Ferdinand 1. (Mitt. d. Inet. f. bat. (reschiehtB- 
forachiuig, 4. ErgSnEUiigshand (1898), S. 181 f. Über die Länderkammeni auch 
Rachfahl, DieOrganiisation dertiesamtBtaatsverwalttingSchleaienBvor dem dreis- 
Bigjfihrigen Krieg (Schnioller, Staats- und sozial wiüeenBchaftliohe Forschungen, 
13 ll^9|), S. SSö ff. Darnach unterstand der hühiniscben Kammer das ganze zur 
Krone Böhmen gehörige Lfindergebiet, also Böhmen, Mahren, Schlesien und die 
beiden Lausitzen. Für das Herzogtum Schlesien wurde 15&8 eine eigene Kammer 
in Breslau errichtet, die nicht von der böLmischen, sondern unmittelhar von 
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kammer,'"l fUr ivelclie eine besondere Instruktion jetzt nicht e 
zu sein acheint.-) Darnach trat an die Spitze derselben wieder ein 
Schatzmeister, dem zwei Kammerräte, ein PfennigmeiBter, ein Sekre- 
tär, ein Regiatrator und einige Kanzleisohreiber zugewiesen wurden.'} 
Dem Schatzmeister wurde aufgetragen, „seine ordentliche Raitung 
zu ballen und die järlich zu beBchliessen und . . . nicht ohne Befehl 
nnd Quittung nach Ordnung seines Staats, so man ihm überantworten 
Bolt, auszugeben noch zuwider zu handeln". Seine Hauptaufgabe 
war es, dafür zu sorgen, daß der Hofstaat des Königs, zu dem anch 
die Räte und Beamten gezilhlt wurden, ordentlich versehen, die zum 
Unterhalt des Hofes notwendigen Lebensmittel, Futter für die Pferde, 
Tuch und Seidenwaren zur Bekleidung des Hofgesindes beschafft 
und die im „Staat" angesetzten Besoldungen ausgezahlt würden. Zu- 
gleich sollte er mit den Länderkammern „gleich massigen, ordent- 
heben und vertraulichen Verstand" haben und darauf sehen, daß 
dort allenthalben gute Ordnung gehalten werde, „damit ihnen von 
ihm und ihme von ihnen, dieweil alles eines Hen-n Sache ist, Hilfe 
bewiesen mag werden." Er sollte sich endlich mit den Kammer- 
räten zu regelmäßigen Beratungen vereinen, wie die „ordinari und 
extraordinari" Einnahmen gehoben werden könnten und wie im Be- 
darfsfalle auf die billigste Art Geld durch Anlehen zu erhalten wäre. 
Die Kammerräte sollten wohl darauf achten, daß ein Geldvorrat 
jederzeit zur Verfügung stehe. „Alle beschwärlich Händel und 
Kamraersachen" sollen sie „neben irem Gutbedünken königlicher 
Majestät allewege fürtragen und ohne Vorwissen Irer königlichen 
Majestät darin nichts Endliches beschließen," Daß die Erstattung 
dieser Referate der Hofkammerräte und die Kundgebungen des 
königlichen Willens überwiegend in den Sitzungen des geheimen 
Rates erfolgten, ist zwar nicht nachzuweisen, aber wahrscheinlich. 
Mit diesen wenigen Bestimmungen wird 1521 die Wirksamkeit der 
Hofkammer umschrieben. Sie bilden aber doch die Grundlage fUr 
alle später erlassenen Kammerordnungen. 



der Uofkammer abhSngig war; MShren und die Lausitzen blieben aber in ihrer 
Unterordnung «nler jene. Der iingariBchen Kauimer waren die ungarischen 
Länder, der Innabritcker Kammer wie ehedem Tirol und die Vorlunde, der 
Wiener Kammer die „fünf uiederösterreichisehen Laude mit GSrz" unterstellt. 

1) Aktenstflcke Nr. 12 I A, S. 105— 106. 

*) Sonst würde die Hofkammerotdnung von 1537 (s. Aktenstücke Nr, 14, 
8. 346 ff.) sicherlich auf eine solctie Bezug genommen haben. 

■) Hierin und zum folgenden Aktenstttcke Nr. 12 I A, S. 105 
bis loe. 
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Die EndabGicht aller landesherrlichen Finanzpolitik war die 
Hebung der „ordinari", aus dem königlichen Kammergute fließenden, 
von der Bewilligung der -Stünde größtenteils unabhängigen EiDnahmen. 
Das Kammergut zu erhalten und — vor allem durch Wiedereinlösung 
verpfUndoter Amter und Güter — zu mehren, war die Hauptaufgabe 
der Hofkammer. Schon in der Hofordnung von 1527 wird dies ver- 
ständlich angedeutet, in der zehn Jahre später — am 1, September 
1537 — erlassenen Hofkammerordnimg aber vollends deutlich aus- 
gesprochen: es sei der „höchst Hauptpunct", daß „unser Kammer- 
gilter ordenlich gehandelt und alles, das zu Mehrung deraelben immer 
dienstlich ist und sein mag, bedaclit, fUrgenommen und in Wirkung 
gebracht werden solle". ^) 

Schon im 16. Jahrhundert begann man zwisehen den Einnahmen 
aus dem Kammergule und den von den Ständen der Königreiche 
und Länder bewilligten Hilfsgeldem, den Subsidien oder Kontribu- 
tionen, zu unterscheiden. Im Laufe des 17. Jahrhunderts — um hier 
zu besserem Verständnis der Entwicklung vorauszugreifen — wurde 
es dann zur Regel, die einen und die anderen, die Einnahmen der 
Kammer (KamraergefllJle) und die meist alljährlich erfolgenden stän- 
dischen Bewilligungen bestimmten Zwecken zuzuführen. Die Aus- 
gaben fllr das „Civile" — den Hofstaat und die Verwaltung — 
sollten durch das „Camerale", das Erfordernis ftir das Militär, das 
„Militare", durch die ständischen Bewilligungen, das „Contrihutionale", 
bestritten werden. Die Verwaltung und Mehrung der Kameralein- 
kUnfle fiel als wichtigste Obhegenheit ganz in den Wirkungskreis der 
Hofkammer. Mit der Veranlagung der Kontribution hingegen, welche 
im Wesen aus der Besteuerung von Grund und Boden floß und in 
den einzelnen Ländern nach verschiedenen Grundlagen hemessea 
wurde, hatte die Kammer nichts zu schaffen. Der Hofkriegsrat gab 
ihr die Summe bekannt, welche man zur Erhaltung der Truppen im 
nächstfolgenden Militärjahre brauchen wurde, die Kammer verein- 
barte mit den Hofkanzleien das von den Königreichen und Ländern 
zu fordernde „Militärquantum" und die Hofkanzleien instruierten 
dann die landesftirstHchen Kommissäre, welche die Verhandlungen 
auf den Landtagen leiten und die Stände zur Gewährung der ge- 
forderten Kontributionssummen bestimmen sollten. Die Aufteilung 
derselben auf die Grundbesitzer oblag den Ständen und die Ein- 
kassierung den von ihnen eingesetzten Organen oder den Grnnd- 
herrschaften (Dominien) selbst. Waren dann größere Summen in die 



•) Aktonstüeko Nr. U, S. 2' 
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etfindisolien Hauptkassen eingelaufen, bo wurden sie entweder un- 
mittelbar an das der Hofkammer untergeordnete Hofzalilamt, später 
Hofkriegszahlamt, eingeliefert, oder es wurden von demselben Amte 
Anweisungen an die erwähnten Kassen ausgestellt, die dann die Aus- 
zahlungen selbst vorzunehmen hatten. Auch die Katastrleriing, das 
ist die Aufzeichnung der herrachafdiehen und bäuerlichen Liegen- 
schaften und die Uestimmung von deren Erträgnissen hatten nicht 
die Hofkammer, sondern die Hofkanzleien im Vereine mit den 
Ständen der Länder vorzunehmen. Man ersieht daraus, daß die Hof- 
kammer keineswegs alle Geschäftszweige, welche einem heutigen 
Finanzministerium zukommen, voll umfaßte. Sie war die oberste 
Finanzstelle für alle Kameralgefälle, aus denen die Kosten des 
Hofhaites und der zivilen Verwaltung zu bestreiten waren, konnte 
aber, wenigstens im späteren 17. Jahrhundert, zur Deckung dieser 
Auslagen auch Beiträge der Stände (Kameralverwilligungen) bean- 
spruchen.') 



') Über die Kontributionen iler Lfinder: Henai, Finanzen Österreichs, 
S. IS ff. uud besonders Beer, Das Finanzweeen der Monarcliie in „Österreichi- 
scher Erbfolgekrieg", bearbeitet im k. u. k. KiiegBarcliive, 1 (1896), Separatah- 
druck, S. 31 ff. Das Militärjahr begann mit 1. November. Die Aufteilong der 
Kriegskontributionen nach Ländern verursachte große Schwierigkeiten. Erst 
im 17. Jahrhundort gelangte man für die böhmischen und öaterreichischen 
Länder zu einem festen Verteil ungescliliiasel. Beer, Finanzwesen, S. 3ö. Die Kon- 
tribution war wohl hauptsUcblicb eine Grundsteuer, betastete aber auch die 
städtische Bevölkerung. Dazu erstlich besaijen viele Bürger ländlichen Grund- 
besitz (Äcker, Wiesen, Weingärten), HiiBerdem aber war njan bemüht, den 
städtischen Erwerb selbst hei der KontributioRsbemessung in Mitleidenschaft 
zu ziehen. Pribram, Die niederüsterreichiBchen Stände in der Zeit Kaiser 
Leopolds I. Mitt.d. Institutes f. öatarr. Geschichtsforschung, 14, 8.649, und Beer, 
Finanzwesen, 8.39 und 41. Vgl. auch Sartori-Montecroce, Geschichte des 
landschuftlicben Steueiwesons in Tirol. Iteitr. zur üsterr. Reichs- und Hechts- 
geschichte, 2 (1902), F.s mag hier noi'h darauf hingewiesen werden, daQ die 

' Stände auch der nichtungari sehen Länder, um schärfsten die böhmischen, auf 

dem Standpunkte standen, der Fürst habe lediglich mit ihrer Bewillignng 
das Hecht, Steuern von den Grundholden und etwa noch von den Städten und 
Märkten einzufordern tind der Subsidienbeitrag der ständischen Mitglieder seitist 
sei eine freiwillige Gabe, Über das böhmische Kontributionswesen geben aus- 
führliche Auskünfte die AkteusEücke: „SysUma des KÖnigieichs Böhmen" und 
„Pro mtinoria, das Contributionale im Königreich Böhmen betreffend," Archiv 
des Minisleriunis des Innern II A 1, Böhmen, 1 ?x 1730 und V B 1, Böhmen, 
29 ex Decembri 1749. — Daß die Hofkammer zur Bestreitung ihrer eigenen 
Bedürfnisse einen Beitrag von den Ständen der Länder verlangen könne, ist 
Euerst klar ausgesprochen in der Hofkammerordniuig von 1681. Akten- 

I stücke Nr. 35, % S5, LandUgabe willigungen, S. 615-616. 



Die HofkaruuierArdnnn^ von 1&37. 

Die Hofkammeiordnung vom ]. September 1537 ist aller Wahr- 
Bcheinlichkeit nach anläßlicli eines besonderen Falles erlassen worden, 
Ktinig Ferdinand hatte zur Unterhaltung seines Hofstaates von den 
ober- und niederösterreichischen Landen ein jithrliehes Hilfsgeld ange- 
sprochen und ein solches auf sechs Jahre bewilligt erhalten. Er hoffte 
damit die Kosten seines Hofstaates und der Verwaltung decken zu 
können, umeomebr als er erwurten zu dürfen glaubte, auch noch von 
den beiden Königreichen Subsidien zur Auslösung der verplUndeten 
Kammerguter zu erhalten. Daraufhin erließ er zur besseren Ver- 
waltung seiner auf diese Weise gekräftigten Finanzen auf die sechs- 
jährige Dauer der bewilligten Hilfe und noch auf ein ferneres — 
siebentes — Jahr die erwähnte Ordnung;; erst „zu Ausgang solcher 
sieben Jabr soll in unserm Gefallen stehen, dieselbig nach Gelegen- 
heit unaers Wesens zu mindern, zu mehren oder in ander notdürftig 
Weg zu stellen"') Sollten die bewilligten ständischen Gelder zur 
Erhaltung des Hof haltes und der Zeotralregierung dienen, so trachtete 
man, mit den eigentlichen Karomereinkünften wohl die Zinsen der 
Schulden zu bezahlen und nach nnd nach die verpfändeten Amter 
einzulösen. Während der Geltungsdauer der neuen Ordnung ver- 
päiebtete eich König Ferdinand, keine neuen Schulden zu machon, 
somit auch keine Kammergüter zu verpfänden. Vorsichtshalber 
wurde aber doch bemerkt: würden kriegerische Verwicklungen den 
König nötigen, sein Kammergut anzugreifen, so wolle er diesen Ein- 
griff nicht machen, bevor er die Hofkammerräte und die Hofräte, 
die aus den von der Kriegsgefahr bedrohten Ländern stammten, um 
Rat gefragt hätte.^) 

Die Ordnung von 1537 bedeutet erst eine festere OrganisatioD 
der Hofkararaer. An ihre Spitze wurde ein Superintendent gestellt 
und ihm vier Räte beigi:geben. Hierzu kamen zwei Sekretäre mit 
dem nötigen untergeordneten Kanzleipersouale, ein Hofzahlmeister, 
Buchhalter, Taxator und Registrator. ') Der Geschäftsgang war fol- 

') Aktenstücke Nr, U, S§ 3-6 und 63, S. 250-261 und ä71. Daß die 
oberuBterreichisclien Länder jiilirlicli 50.000 fl. (Tirol 30.000 11., Vorlands 20.0008.) 
auf eechs Jahre bewilligten; Egger, Gesi-hichte Tirols (1872—1880), 2, S. 113; 
Hiiber, J5tudien, S. 222. 

») Aktenstücke Nr. 14, § U, S. 254. 



=) Ebenda, § 1, S. 2W-249. 
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gender: Zweimal in der Woche hatten die Räte zu einer Beratung 
zusammenzutreten, „v/ie neue Einkomen gemacht und KammergUtcr 
gemehrt werden mögen," Die Kammersachen sollten auf dem Wege 
über die Länderkammern, die der Hofkammer unterstellt waren, zu 
deren Händen nach Hof gelangen. Alle einlaufenden Oeschäfts- 
atücke wurden hier von dem Superintendenten den HekretUren zu- 
gewiesen, welche sie im Katsgremium vorzubringen hatten. Konnte 
das Gremium sich in irgend einer Sache nicht einigen, so war das 
Majoritäts- und MiDoritHtsvotum aufzuschreiben und an den Monarchen 
zu leiten. Der König bestimmte für die eigentlichen Kammersachen 
and die in der Kammer verhandelten Parteienangelegenheiten zwei 
Tage in der Woche, an denen er bereit war, Vorträge unmittelbar 
von Seite der Kammer entgegenzunehmen und die erbetenen Ent- 
scheidungen zu treffen. Welche Geschäfte aber die Kammer selbst 
erledigen könne, und bei welchen die Entschließung des Herrschers 
einzuholen war, wird in der Ordnung nicht mitgeteilt und ebenso- 
wenig wird der Beratungen von Finanzsachen im geheimen Rate 
Erwähnung getan, obwohl solche nach wie vor stattgefunden haben. 
Auch wird nur ganz im allgemeinen gesagt, daß die Hofkammerräte 
die Parteien „mit unserm Vorwissen und Willen verabschaideu" sollen. 
Bei aller Weitläufigkeit fehlen in diesen Instruktionen oft gerade die- 
jenigen Bestimmungen, die man am ehesten zu finden erwarten würde. 
Die Einnahmen, die nach Hof gingen, nahm der Hofzahlmeister „mit 
Vorwissen unser Hof kammerräte " in Empfang. Aus den einge- 
laufenen Geldern wurde zunächst der Aufwand für den gesamten 
Hofstaat bestritten, dessen Bestand und BezUge alle Vierteljahre 
überprüft und auf Grund dieser Überprüfung jeweils neue Hofstaats- 
listen angefertigt. Obersthofmeiater und Hofmarschall unterschrieben 
diese und der Hofzahlmeister hatte darnach die Auszahlungen zu 
leisten,^) ohne erst weitere Aufträge abwarten zu müssen. Alle 



') Aktenstücke Nr. 14, §§ 12, 17, 18 und 48, S. 253, 265-256 und 2e5. 

■) Über die Titügkeit des Hofzahlmeistera Äktcnstui^ke Nr. 14, gg 49, 
56, S.S65ff. fiosentbal, BehSrdenorganiaation, 8. lä3[T2]ff., Mirtaiit, daU der 
Ho&ahluieister außer den Kainmergefälleu auch die von den Ständen bewilligten 
Steuern ei nzu kassieren hatte and daß somit der in fast allen dentschea Terri- 
torien beatebende „ Dualismus " in der Kassen Verwaltung (Verwaltiuig des 
Kauunergutes durch lundesfürfl Hiebe, der ständischen Bewilligungen durch stän- 
dieehe Kaescn) in Osterreiuli nicht Bestand halt«. £b würde noch eine be- 
■ondere Uiitersucbung darüber zu führen sein, ob die Kasseneinbeit in den ge- 
samten Landern Künig Ferdinands I. wirklich ttusnuhmt<1n8 in Geltung war. 
Vgl, auch Rachfahl, Organisation der GesamtHlnftWvcr waltung Schlesiens, 
(8. 137, Anm. 1), S. älü ff. und beaonderg S. 31'J, 
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anderen, die „ extraordinär! " Ausgaben, durl^e der Zahlmeister nur 
mit Wissen und Willen des Hafkammerratsgremiiims begleichen. Es 
war schon nicht mehr Vomcht, sondern wirkliche KleinliL-hkcit, wenn 
zugleich angeordnet wurde, daß alle Zahlungsbefehle, die eich auf 
mehr als 10 fl. beliefen, vom Könige, dem Superintendenten und 
einem Kammerrate zu unterschreiben seien.*) Die Verbescheidnng 
der Parteien in der Hofkammer erfolgte rallndlich und Bcbrifllich. 
Auch die mündlichen Bescheide wurden in der Kammerkanzlct auf- 
gezeichnet. Minder wichtige Sachen, welche man schriftheh hinaus- 
gab, waren vermutlich allein vom Superintendenten, einem Kammer- 
rate und Sekretär zu unterfertigen, wichtige GeschäAsstUcke und 
Briefe hingegen mußten außerdem durch die Unterschrift des Königs 
und durch die Anhängung seines kleinen (Sekret) Siegels beglaubigt 
werden. Die „großen Hauptsachen", ftlr welche man „pergaraeen 
Briefe" ausstellte — vermutlich Schuldverschreibungen, / mter Verpfan- 
dungen, l.ehensverleihungen — trugen die Unterschrift des Königs 
und zweier Kammerräte, waren vom Hofkanzler zu prüfen, ob sie 
„unser Hofcamerordnung nit zuwider gefertigt" seien und hernach 
durch diesen mit dem großen königlichen Siegel zu versehen,*) 

König Ferdinand hatte gleich seinem Großvater den besten 
Willen, Ordnung in seine Finanzen zu bringen. Was nützte aber 
der gute Wille, wenn die Verhältnisse stärker waren als die Vorsätze? 
Die politische Stellung König Ferdinands machte große Ausgaben 
notwendig, zu deren Deckung die regelmäßigen Einnahmen des 
Königs in keiner Weise ausreichten, und dazu waren die finanztech- 
nischen Kenntnisse damaliger Zeit viel zu gering, um eine wirkliche 
Ordnung in der Verwaltung des Kammei-gutos herzustellen.') Der 
König hatte so wenig wie sein Vorgänger einen klaren Überblick 
über seine Einnahmen und Ausgaben. Die unteren -Amter — Salz- 
ämter, Bergämter, Zollämter, MautAmler, Domänenämter, Pflegämter — 
zahlten zuerst ihre Beamten und Diener, oft auch noch Zinsen für 



') Tu einer Verordiiiing aus dem Jalire 11)00 für das InuGfaruckei Eegiment 
wurde die Unterfertigung des Königs und der Hafkammer noch fSr die An- 
weisungen vun 100 S. aufwärts verpflichtend erklärt. BoBenthal, BehÖrden- 
organisatioii, S. 131—132 [81— 82|. 

■) Aktenstücke Nr. 14, §§ 58-61, S. 269-270; ganz kl«r sind freiHoli 
die Angaben ilher die Fertigung der Auslaufe nicht 

*) Schon am 16. Jänner lbi'2 klagt der Eonig, daß die Hofkammerordnong 
von 1&37 noch gleich im Jalire ihrer KrIasBung und seither jo lünger je mehr 
in keiner Weise befolgt werde. Ebenso wieder 1547. Khevenhüller-Schlit- 
ter, Aus der Zeit Mati« Theresias. 1743-17« (1), Einleitung, S. 4-5, Anm. 4, 
8. 6—7, Anm. 2. 
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Anleihen und schickten erat den nach diesen Ausgaben verbleibenden 
Rest der Einnahmen, wenn sie nicht als „exemte" Ämter etwa direkt 
von der Hofkammer abhingen, an die Länderkararaern, denen sie 
unterstellt waren. Auch diese Länderkararaern hatten vorerst fUr 
ihre Verwaltungsauslagen aufzukommen und übermittelten den end- 
lichen zu freier Verwendung bleibenden Rest der eingegangenen 
Gelder an die Hofkammer. Der alte und sicherlich nicht vorteil- 
hafte Brauch, im Bedarfsfalle die Einnahmen eines Landes oder ein- 
zelnen Amtes, wo man gerade Geld vermutete, mit Beschlag zu be- 
legen oder unmittelbar dorthin Zahlungen anzuweisen, blieb auch 
weiterhin aufrecht. Der Amtmann hatte dann alles Geld, das er 
eingenommen hatte und oft noch eigenes dazu einznsendcn und sollte 
sich dafilr aus den Eingängen seines Amtes bezahlt machen dürfen.*) 
Wie sollte aber unter solchen Verhältnissen genaue Evidenz geführt 
werden können? Es war nahezu ausgeschlossen, auch nur zu einer 
annähernd richtigen Gesamtziifer sowohl der Einnahmen als auch 
der Ausgaben zu gelangen. E>st in den späteren Jahren der Re- 
gierung König Ferdinands scheinen sich wohltUtige Folgen der Ord- 
nung des Kammerwesena geltend gemacht zu haben. Die „ordinan" 
Einnahmen — das sind die von den Länderkammem und exemten 
Amtern nach Erfüllung ihrer Verpflichtungen an die Hofkammer 
geleiteten Gelder — aus allen, auch den böhmischen und ungarischen 
Ländern sind für damals auf beiläufig eine Million Rcichsgulden be- 
rechnet worden.^) Von diesen waren die Kosten des Hofstaates, 
der Zentralregierung und der geworbenen Truppen zu begleichen. 
Die Hofljaltungsk Osten waren sehr beträchtlich; König Ferdinand 
benötigte dafür — die Gehalte für die verschiedenen Ratskollegien 
eingerechnet — die jährliche Summe von 300,000 fl. und der Haus- 
halt seiner Söhne kostete ihm jährlich ungefilhr 230.000 fl. Zieht 
man dazu in Betracht, daß in denselben Zeiten allein für die Truppen 
in Ungarn und die Besatzungen an der italienischen Grenze jähr- 
lich 555.000 fl. ausgegeben wurden und daß der Jahrestribut an 
den Sultan 70.000 fl. betrug, so leuchtet ein, daß selbst in gewöhn- 



>) Vgl. dam Huber, Studien, S. 210 i.nd Aktenstücke Nr, 21, §§ 32, 
67 nnd 79, S. 33«, 350 luid 354. Man bemühte sich »war immer, dieee Übel- 
stdnde zu beseitigen, aber es ist Tatsache, daC man noch zu Anfang des 18. Jahr- 
handerts sich in gleicher Weise Geld zd verschaffen suchte. H. v, Zwiedineck- 
Sttdenhorst, Das gräflich LambergBche Familienaruhiv zu Schloß Feistrit^ 
bei tk (VerötTentlicluingon der histuriachen Landes komm ission für Steiermark, 
4), 8.213-313, Regest 1704, Juni W. 

*i Huber, Studien, S. 194, 204, 317, 237. 
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liehen ZeitlHufen der Rjinig mit einem Einkommen von Iiöclistens 
einer Million das Auslangen nicht finden konnte. £b blieb ihm da- 
her nichts übrig, als sich an die Stände der LUnder nm die Bewil- 
ligung von Subsidien zu wenden. In den spUteien Regierun gsjahren 
Ferdinands flößen diese Subsidien minder apilrlich wie früher; man 
kann sie — die Be.wilhgungen Ungarns und Böhmens mit einge- 
rechnet — auf mindestens eine Million öulden jährlich ansetzen. 
Freilieh kamen diese Mummen häufig nitdit in die Hände der Ke- 
gierung, sondern wurden meist nnmittelbar für die Kosten der Auf- 
Btellung, Ausrüstung und Besoldung der Truppen verwendet, welche 
die Länder dem König stellten und aus den von ihnen bewilligten 
Mitteln zahlten. Immerhin ma^ das Defizit mit diesen außerordent- 
lichen Zuwendungen beseitigt worden sein. Vielleicht kam man so- 
gar dazn, einzelne verpfändete KammcrgUter wieder einzulösen.'} 



I)ic Hofkamiuerordnnng von 156S. 

Die Hof kammerordnung von 1537, zunächst nur als provisorisch 
auf sieben Jahre gültig gedacht, bheb auch nach deren Ablauf in 
Wirksamkeit. Erst im Jahre 1557 wurde ein Entwurf zu einer 
neuen Kammerordnung ausgearbeitet, kiim aber, wie sich der elf 
Jahre später erlassenen Ordnung entnehmen läßt, nicht zur Aus- 
führung. Vielmehr scheint sich unter Kaiser Ferdinand in der Hof- 
kammer wenig geändert zu haben; das Personale blieb im großen 
dasselbe, lediglich die Anzahl der Schreiber nahm zu und anstatt 
eines Hofzahl meiste rs werden seit 1544 zwei genannt.') Mit dem 
Tode des Kaisers (1564) trat jedenfalls eine Verringerung der Ge- 
schäfte der Hofkammer ein, weil von nun ab in Graz und Innsbruck 

') Huher, Studien, S. 217-219, 223-!H3, aa? u. a. h. O., freilicli nicht, 
ohne daß seine Berechnungen nisnchual leise Zweifel erregten, lliiher, 8, 217, 
setzt fnr ditti Haaehalt der drei Kähne Kaiser Ferdinands 1. 31Ö.0O0 fl. an. Ich 
nehme 230.000 fl. an, weil der jüngste Sohn Ferdinand von der Innabrucker 
Kammer ein llofdeputat von 84.000 fl. ansgoaahlt erhielt. [Huher, S. 237.) 

■) Aktenstücke Nr. 13 in F G, S. 169. Der Eweite Zahlmeister hatte 
vennntlich die für Kriegszwecke bewilligten Gelder in Empfang txt nehmen 
und wurde später (Ordnung von 1568, s. unten S. 180) geradezu Kriegszahl- 
raeister genannt Besondere Kassen flir das Kriegswesen sollen erst nach Kaiser 
Ferdinands Tode eingeführt worden sein. (Rosenthal, Behtirdeuorganisation, 
S. 1*1 \M\, Anm. 3.) 
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selbständige Landesherren, die Erzherzoge Karl und Ferdinand llber 
die inner- und oberiSaterreichiechen Länder regierten und die Tätig- 
keit der Hofkammer wie anderer Zentralbehörden auf daa Reich, 
Österreich ob und unter der Enns und die KOnigreicbe Böhmen und 
Ungarn beschränkt blieb.*) Diese in ihrem G es chäftsk reise einge- 
engte Kammer erhielt zu Beginn der Keglening Kaiser Maximilians II. 
am 1. Juli 1568 eine neue Ordnung, die sich als eine Umarbeitung 
und Erweiterung der Ordnung von 1537 darstellt.*) Viele Abschnitte 
wurden daraus würtlich übernommen. 

Neu ist in der Ordnung von 1568 die Bezeichnung des Vorstandes 
der Hofkammer und Vorsitzenden des Hofkammerrates, bisher „Super- 
inlendcnl", als „Prüsident", die Einfllhrung bestimmter täglicher Amts- 
Btunden, die Einteilung der Referate nach Ländern und die in Wunsch- 
form ausgesprochene Anordnung, es solle in den Referenten öfter ein 
Wechsel eintreten, damit die referierenden Kammerräte die Finanzver- 
hältnisae jedes einzelnen Landes kennen lernten.') Wie in der Kammer- 
ordnung von 1537 wurde auch hier Gewicht darauf gelegt, daß alle 
Kammersachen im vollen Kamm errate beschlossen wei'den, „damit 
unser President und Hofcaramerräte aller Sachen unsers Kammer- 
guts ... bis zu dem wenigsten Wissen tragen".*} Auch wurde 
festgesetzt, daß über wichtige Dinge die geheimen Kute einmal in 
der Woche gemeinsam mit den Hof kämm erraten im Kammerräte 
beratschlagen sollten und daß die Kammer um Audienzen beim 
Kaiser zum Zwecke des Vortrages von Geschäftsstücken ansuchen 
konnte.^) Welche Angelegenheiten die Kammer im eigenen Wirkungs- 
kreise erledigen konnte und welche an den Herrscher gehen sollten, 
wurde auch in dieser Instruktion nicht genau ausgesprochen. Im 
Falle von Subsidienforderungen an die Stände hatte vorerst die Hof- 
kammer Bericht von den Länderkaramem einzufordern und dann 
die Postulate bei den Landtagen im Wege der kompetenten Ilof- 



') Des Reichtis und seiner Finanzen wird iu der Ordnnng von töSl mit 
keinem Worte gedacht, da Ferdinand damals zwar deutsclier König, aber nii;lit 
Kaiser war; doch wird man mit Sicherheit annehmen dürfen, daU nacli at'inct 
Kaiserproklamation (l&f)^) die kaiserlichen Einkünfte in die der Hofkniiuner 
unterstellte (lofzahl am tsk aase gelloQen sein werden. Aber aiicli in der Ordnung 
von 1568 ist von Keichsgeldarn nirgends die Rede. S, unten S. f*0. 

*) Aktenstücke Nr. 21, S. 319— 357. 

■) Ebeuda, Einleitung und §S 5 und 10, S. 319, 323 und 32i. Nach dem 
Wortlaute der Einleitung dürfte der Präsidenten titel schon vor Erlassuiig der 
Ordnung in Gebrauch gewesen sein. 

*) Ebenda, § 8. S. 323. 

*) Ebenda, §§ 10 und 31, S. 33ü - 327 und 335—830. 
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kanzlet einbringeD zu lasaen.') Scharf wird vermerkt, daß dte 
Kammern in den Ländern von keiner anderen Hofeteiie als der 
Hoffcammer Befehle entgegennehmen durften;*) offenbar hatlen die 
Kanzleien, vor allem die vom Reichs Vizekanzler geleitete Reichshof- 
kanzJei, eigenmäehtig Aufträge an Finanzämter in den Ländern er- 
lassen. K,a gab, wie aus dieser Kammerordiiung erhellt, in den Cre- 
bieten Kaiser Maximilians IL fünf Länderkaminern: die Wiener 
Kammer für Osterreich, die Kammer in Prag für Böhmen, Mähren 
und die beiden Lauaitzen, eine Kammer in Breslau fUr das Herzog- 
tum Schlesien, die Preßburger Kammer für das Königreich Ungarn 
nnd endlich die der Preßburger Kammer untergeordnete Zipser 
Kammer mit dem Sitae in Kascbau. Die Kammern in Wien, Prag, 
Breslau und Preßburg erscheinen einander völlig gleichgestellt; allen 
wird aufgetragen, ihr Aufsehen auf die llofkammer zu haben und 
es wird kein Unterschied etwa zwischen der niederösterreichiBclien 
und der ungarisclien Kammer in Preßbnrg gemacht. Wie eng sieb 
der Kaiser die Verbindung des Kammerwesens der Länder mit der 
Hofkammer dachte, zeigen eine Reihe von Artikeln, welche die 
Finanzen der ungarischen, böhmischen und Österreichischen Länder 
betreffen und die Grundsätze angeben, nach denen die Hofkammer- 
rUte bei der Behandlung dieser durchaus in ihren Wirkungskreis 
fallenden Kamme rangelegenkeiten vorzugehen hatten.^) Ein Unter- 
schied zwischen Hof- und Staatsbedürfnissen wird auch in dieser 
Ordnung von 1568 nicht gemacht. Der Hofkammer oblag wie vor- 
dem die Sorge fUr die Unterhaltung des Hofstaates, fUr die BezUge 
der Hofbeamten, der Beamten der Zentral reg ierung und der Diener- 



') Aktenstücke Nr. 21, § 42, S. 340. Daß die l'ropositionen des Landes- 
fürsten bei <len Lamltagen durch die Hofkanzleien eingebracht wurdeu, er- 
weisen zahlreiche Belege ans den „böhmischen Landtagsverhandhingen'' 
und den „Acta comitialia Hangarica". 

») Ebenda, § 39, S. 338-339. 

*) Ebenda, §§ 67 fC,, S. 3ä0 ff. Über die Errichtung der achlesischon Kammer 
in Breslau (vgl. S. 6ti Änm, 1) im Jahre 1558 Raclifahl, Uesanitstaats Verwaltung 
Schlesiens, S. 325 nnd 32U. Die Einhebung der Einnahmen aus den nördlichen 
und nordöstlichen ungarlDchen Knmitaten wurde wegen der Abgelcgenbcit der- 
selben in der spfiteren Zeit Ferdinands I. dem Befehlshnher der tl&Toser Burg 
und nach dessem Tode der neuerric bieten Zipser Kammer übertragen. DarQber 
Huber, Studien, S. 300. Nach Bidormann, Gesamtstaatsidee, 1, S. 8!>, Anm.34, 
wurde die Zipser Eamiiier am 6. September 1565 errichtet; hier auch weitere 
Bemerkungen hierüber. — Die BergstSdte mit ihren Einkünften waren noch 
unter König Ludwig 11. seiner Gemahlin Maria, der Schwester Ferdinandfl I,, 
verschrieben worden. Als sie 1548 von letEterem eingelöst wurden, uiit«rBt«llte 
BT sie der niedcrösterreicliis«hen Kammer. Huber, a. a. 0. Als im Jahre IßSÖ 
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echftft, und endlich filr die Verpflegung und Ausrilstung der Truppen. 
Auffaltend ist, daß in dieser Ordnung so wenig wie in der dea 
Jahres 1537 der Reichssteuern ErwiShnung geschieht, obwohl die Hof- 
kanimer ihr Votum abgab, wenn Reichshilfe in Anspruch genommen 
werden sollte und die Reichspfenoigmeister das eingenommene Geld 
dorthin ablieferten.') 

Man kann dieser Ordnung von 1568 entnehmen, daß die Finanz- 
wirUchaft auch in den Zeiten Maicimilians IL noch an denselben 
Ubelstünden litt wie unter seinen beiden Vorgängern. Drückende 
Geldknappheit, Verpfandung einer großen Anzahl von Domänen, 
keinerlei Übersicht über die Einnahmen und Ausgaben. Kaiser 
Maximilian I. hatte wenigstens — und nicht ganz ohne Erfolg — 
versucht, die ReehnungskontroUe über seine gesamten Einnahmen 
und Ausgaben in einem Amte — der Innsbrucker Schatz- (Rait) 
kammer zu vereinigen. Sein Nachfolger aber dezentralisierte sie 
wieder, indem er sie in die von ilim eingerichteten Länderkammern 
verlegte.*) Maximilian II. versuchte es wieder, das Verrechnungs- 
wesen dadurch einheitlicher zu gestalten, daß er in seiner Ordnung 
von 1568 den Kammern und „Amtern" Auftrag gab, mehrmals im 
Jahre — teils monatlich, teils je zu Quatember und jedesmal am 
Jahresschlüsse — Rechnungsauszüge zur Überprüfung an die Hof- 
kammer einzuschicken und anordnete, es solle längstens im dritten 
Jahre eine genaue Visitation der Finanzbehördeu in den Ländern 
von der Hofkammer veranstaltet werden.') Ein Hauptgebrechen der 



die endgültige Vereinigung dieser Kdiniuer mit der kaiaerlichen Hüfkammer 
stattfanii, kam auch die Administration dea ungarischen Bergwesens an die Hof- 
kamnier. F. A. Schmidt, Sammlung der Berggesetze II, 4, S.443, 485 und Ti-Sa 
— Wie sehr man bestrebt war, die Tütigkeit der Pceßburger Kammer einzu- 
engen zeigt auch der Umstand, daß die Einkünfte der DreiUigstSmter — das 
i«t der Grenzzollämter — im Westen Ungarns von Freßburg abwürts bis zum 
adriatischen Heere direkt in die Kasse der Wiener Hofkammor flößen und erat 
1G25 auf einen I^andbosebhiD hin wieder der Kammer in Freßburg zugewiesen 
wurden, Bidermann, Gesamutaatflideo, I, S. 21 und 76, Anm. 117. 

') Nach StieTe, Briefe und Akten zur Geschichte des dreifligjfihrigeu 
Krieges, Bd. 15 (1«1I5), S. b7 imd 74, gab es zwei Heichspfennigmeiater. Zacha- 
rias Geizkofler gah zu Ende dea Ki. Jahrhunderts als Beiclispfennigm eiste r auch 
bei Postnlaten, die maD an den ungarischen Landtag stellte, seine Meinung ab. 
(S. Acta comitialia Hiwgarica.} 

") Vgl.Ko8euthaI, Behürdenorganisation, S. 247 [197] ff., der auch viele 
Eimelheiten gibt 

■} Aktenstücke Nr. 31, f§ 30 und 40, S. 332 und 339. Ale „Ämter" 
sind in § 30 die Rentämter in Böhmen und Schlasien genannt Man hat wohl 
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Finanz Verwaltung war es Immer gewesen, daß Anleihen auf die 
unteren Amter fundiert wurden, die Beamten derselben für die ge- 
machten Schulden haften und Kapital und Zinsen von diesen Amtern 
an die Gläubiger ausbezahlt werden mnßicn. So war jede Übersicht 
über die Einnahmen, Ausgaben und Schulden im allgemeinen und 
über die Leistuugsfitliigkeit des einzelnen Amtes im besonderen ver- 
loren gegangen; in den böhmischen und österreichischen Ländern 
ebenso wie in den ungarischen Landern. Diesen Ubelstanden sollte 
jetzt die Bestimmung steuern, daß die Suhuldbiirgschaften der „Ein- 
nehmer und Rentmeister" fortab aufhören und die Zinsen und Kapital- 
rUckzahluugen für die auf die Einnahmen der Länder der böhmischen 
Krone verwiesenen Gläubiger vom Hof- oder Kriegszahlmeisteramte 
fllr Osterreich ob und unter der Enns vom Vizedom in Wien und 
fUr das Königreich Ungarn von den Einnehmern der Preßburger und 
Zipser Kammer ausgezahlt werden sollten.') 

Schon oben') wurde darauf hingewiesen, daß in den vierziger 
Jahren des sechzehnten Jahrhunderts zwei Zahlmeister in der Hof- 
kammer tätig erscheinen; in der Ordnung von 1568 führt der eine 
dieser beiden Zahlmeister den Namen Kofkriegszahlmeister und es 
dürfte sich, wenn auch Instruktionen der beiden Zahlmeister nicht 
bekannt sind, aus dieser Benennung und sonst aus dem Inhalte der 
Kammororduung von 1568 der Schluß ziehen lassen, daß der Ilof- 
zalilmeister auB seiner Kassa die Hofauslagen und der Kriegszahl meiste r 
die Kriegsauslagen bestritten haben wird.^} Auch der im Jahre 1ÖÖ6 
zum Zwecke einer einheitliehen Leitung des Kriegswesens errichtete 
Hofkriegsrat mußte sich, wenn er Geld brauchte, erst au die Hof- 
kammer wenden, auf deren Auftrag dann dem Kriegszahl meiste r die 
verlangte Summe ausgefolgt werden durfte.*) Wenn die Auszahlunge- 
termine füi- die Truppen oder andere Kriegsauslagen in Sicht waren, 
so sollte die Hofkaramer früher davon benachrichtigt werden, damit 
sie das notwendige Geld bereithalten könne.*) Ob man damals schon 
bestimmte Geldeinläufe der Hufkasse und andere der Kricgskasse zu- 
zuweisen pflegte, läßt sich mit Sicherheit nicht ermitteln. Es schelut 
aber wohl, als ob der Hofzahlmeister die zur Erhaltung des Hofhaltes 

überhaupt an die exemten Ämter zn denken, die von den ^'i^odonlon und meist 
ancli von den Landerkamraern unabliStigig waren, 

>) Aktenstücke Nr. 31, §§ 32, 67 ond T9, S. 333, 350 und 351-355. 

•) Siehe S. 77, Anm. 1. 

•) Vgl. Aktenstücke Nr. 21, §§ 18 und 22, ti. 327—329. 

*j Ehenda, § 23, S. 329. 

=) Kbenda, §§ 20 und 21, S. 328-329. 
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und etwaiger Schuldentilgung nötigen Summen aus den gewöhnlichen 
Einnahmen, der Kriegszahl meist er die Kriegsauslagen größtenteils 
aus den Bewilligungeu der Länder gedeckt habe.') 

Einen bedeutsamen Fortachritt in der Ausgestaltung des Kam- 
merwesens bezeichnen endlich die Bestimmangen, daß die Hofkam- 
merräto rechtzeitig zu Ende des Jahres einen Überschlag über die 
„Hof- und Kriegsnotdurften" des nächsten Jahres machen und zu- 
gleich angeben sollten, was an „ordinavi und extraordinari Ein- 
nahmen" im nächsten Jahre zu erhoffen sei. Um die Ermittlung 
eines Jahresbedarfes möghcli zu machen, hatte die Hofkammer ge- 
naue Verzeichnisse der Einnahmen und Ausgaben von allen Amtern 
einzufordern.^) Man kann das wohl als einen ersten ernstlichen 
Versuch ansehen, au einer richtigen Budgetieruug der Einnahmen 
und Ausgaben zu gelangen. Einem verwandten Zwecke soll offenbar 
auch der Befehl an die Hofkammer dienen, durch das Hofkriegs- 
zahl meiste raml und die diesem beigegebenen Zahlämter jedesmal zu 
Jahresanfang ein Verzeichnis der fälligen Hauptsummen und Zinsen 
mit den Namen der Gläubiger und den Zahlungsterminen, also eine 
Art Schuldbuch, für die Kammerräto anzulegen.^) 



IV. 
Geschichte der Hofkammer toh 1568—1681. 

Es ist kaum anzunehmen, daß sich die neue Hofkammerord- 
nnng in den folgenden Jahren ordentlich einleben konnte und strenge 
gehandhabt wurde. Der ganze zentrale Regierungsapparat, durch 
den von Wien aus die Länder der Österreichischen Linie des Hauses 
Habshurg beherrscht wurden, erfuhr durch die Übersiedlung Kaiser 
Rudolfs H. von Wien nach Prag eine gründliche Umwandlung. Wie 
sehr sich der Gedanke, daß Wien der natllrliche Sitz der Regierung 
Bei, schon durchgerungen hatte, beweist die Tatsache, daß die zentralen 
Regierun gsbehordeu einfach geteilt wurden.*) Der größere Teil der 



') Aus demWortlautdea§32 der Ordnung von 1568 (Aktenatücko Nr. 21, 
S. 333) läßt sich aicht zwiugend, aber mit Walu-sctieiiilichkeit der Stliluß zielien, 
daß die von den böhmischen Ständen bewilligten Steuern und die Einnahmen 
BUS dem Biergeiitlle wenigstens teilwei><e fitr das Militttr vetwcadot wurdet]. 

•) Aktenstücke Nr. 21, §ä 29 und 30, S. 331— 332. 

*) Aktenstücke Nr. 21, % 18, 8.327-328. 

•) In der Hof kämme rordnung von 1568 (Aktenetttcke Nr. 31, § 41, 
S. 262) beißt es allerdinge auch, daß „getmmlich und am maialen unser befmrrige 

OttunicMttbt ZtDtnlnmMBDg. I. 1. 6 
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Angestellten und wohl auch die obersten Würdenträger wanderten 
mit Rudolf II, nach Prag, der kleinere Teil blieb in Wien und ver- 
sah mit deu Erzherzogen, die alö Guberoatoren den Kaiser vertraten 
und zugleich Statthalter in Ungarn waren, die Regierung. So wurde 
auch eine Abteilung der kaiserlichen Hofkammer in Wien zurtlck- 
gelasaen. Wie der Wirkungskreis der beiden Hofkammem in Prag 
und Wien geschieden war, Ittßt sich heute nicht mehr bestimmt sagen. 
Aller Wahrscheinlichkeit nach waren die in Wien hinterlassenen 
Kammerräte eine Art Zwischeninstaiiz zwischen der Regierung in Prag 
und den unteren Amtern in Wien und hatten die Erzherzoge in Finans- 
sachen zu beraten. Gewiß ist, daß die in Wien hinleriasaene Hof- 
kammer die niederüsterreicbiBche Kammer leitete und die Kammer- 
artikel für den ungarischen Landtag ausarbeitete, die dann der Hof- 
kammer in Prag zur weiteren Beschlußfassung übersendet wurden.') 
Wie sich die Organisation der Behörden in Wien gestaltete, als 
Rudolf seinem Bruder Matthias im Jahre ItiOS das Königreich Ungarn, 
die Markgrafachaft Mähren und die beiden Österreich abgetreten 
hatte, ist nur in den allgemeinsten Umrissen kenntlich. Matthias 
hatte jetzt seinen eigenen geheimen Rat und seine eigene Hofkanzlei. 
In Kammer- und Kriegssachen scheint er sich der in Wien TOn 
seinem Bruder hinterlassen en Kammer- und Kriegsräte bedient zu 
haben. ^) Naclidem mit Kaiser Rudolfs Tode und Kaiser Matthias' 
Nachfolge die Zweiteilung der Zentralbehörden ein Ende genommen 
hatte und diese wieder nach Wien zurUckverlejit worden waren, 
fanden in den Jahren 1614 bis 1616 Verhandlungen statt, wie dem 
Kammerwesen aufgeholfen und vor allem die großen Auslagen für 
den Hofstaat beschränkt werden könnten. Man kam aber über Be- 
ratungen nicht hinaus und alles blieb beim alten.') 

bopmlttmg , . . in unsem atetten Prag, Wim u»d tu Ynnaprugg ist wni kunftig- 
lich sein toirdet." 

') Vgl. Acta comitialia Hiiagarica und Fellaer, Zur Gte^cliicbte der 
üsteTreichiflchcn Zentral veiwaltuag, M1Ü6, 8, S. 295. 

*) Vgl.Biderman]i,Ge9amtstaBtaidee,l,g.»Es Aiim.51un<iö3; Fellner, 
Zentralverwaltung, S. 300 und Huber, Gescliichte ÖBt«rreicha i, (1892), S. 639. 

') Staatsarcliiv, Akt 12 ex 1615 1, F. 1, früher im Archive des Miaiate- 
riuma des Innern. Ferner Reü'haiinanzaruluv, Herrsch aftsakteo, Fasz. 15. [In 
einem Schreiben aus Linz vom 22. September 1614 will Kaifier Matthias das 
Hüfkammorweeen verbeasert wissen »nil gibt den Auftrag, inan Bolle die alten 
Schriften etwa im Scbatzgewdibe suchen.) Ebenda ein grüBerea Konvolut, die 
„Heformierung der Hofkammor" behandelnd, aus dem Jahre Itilö. Über ein 
im Jahre lÜlÖ abgegebenes Gutachten Kblesls über die Reform der kuiserliuhen 
Finanzen, Hammer, Khlesls Leben (1847—1^1) 3, Beilage Nr. 5T0 und Bei- 
trage zur Geschichte der niederOsterreichischon Statthalterei (1S!)T), S. 22S und 
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Auch in den ersten Jahren der Regierung Kaiser Ferdinands II. 
wurden Versuche gemacht, die zerrütteten Finanzen zu heben. Der 
Kaiser gewann den als tüchtigen Verwalter seines Klosters bekannten 
Abt Anton Wolfradt von Krem sm Uns ter für die Stelle eines Hof- 
kammerpräsidenten.') Abt Anton trat eine üble Erbschaft an. Die 
Einkünfte des Landes ob der Enns waren im Jahre 1620 zum Er- 
sätze der Kriegskosten dem Herzog Maximilian von Bayern, dessen 
Bundeshilfe den Feldzug in Böhmen entschieden hatte, verpfUndet 
worden,*) Außerdem hatte der Kaiser von seinem Vorgänger eine 
Schuldenlast von vier Millionen übernehmen müssen und diese stieg 
in den Jahren von 1619 bis lQ2i von vier auf acht Millionen 
Ouiden, ohne daß auch die großen Güterkontiskationen in Böhmen 
den Finanzen sonderlich aufhelfen konnten. Es bestand eben keine 
ordentliche Wirtschaft, der grüßere Teil des ahen Domänenbesitzes 
war verpfändet, die neu erworbenen Güter wurden verschleudert, 
der Hofhalt kostete viel zu viel und der Kaiser belohnte seine 
Getreuen für die in den harten Zeiten geleisteten Dienste in wahr- 
haft kaiserlicher Weise, aber auch ohne jede Rücksicht auf die 
Ebbe in seinen Kassen.') Einige Monate nach dem Amtsantritte 
des Prälaten von Kremsmünster, am 4. Juli 1624, wurde dem Kaiser 
von der Hofkammer ein ausführliches Gutachten darüber erstattet, 
in welcher Weise die finanziellen Kräfte des Staatswesens gehoben 
werden könnten.*) Es ist eine breit geratene Arbeit ohne größeren 
Zug, Dem Monarchen wird wohl der oft wiederholte Rat gegeben, 
seinen Hofhalt einzuschränken, sein Heer zu vermindern und in 
Gnadeugaben Maß zu halten, aber wie durch Entdeckung und 
Schaffung neuer Hilfsquellen den Einnahmen weitere Zuflüsse ge- 
wonnen werden könnten, darüber enthält das Gutachten kein Wort. 
Daß man das Deutsche Reich stärker in Anspruch nehmen und der 
Papst und der Künig von Spanien jährlich grüßere Summen angeb- 
lich zum Schutze der ungarischen Grenzen beisteuern sollen, waren 



229. Vgl. auch A. Loebl, Beitrage zur Geschichte der kaia. Zentral Verwaltung 
in Mitt. d. Instituts Ssterr. Geschiehtsforschang 27, S. &18-~656. 

') Die Berufung erfolgte am 35. Oktober 1623. Hopf, Anton Wolfradt, 
Fürstbischof von Wien (1891— löM), S. 15. 

»} Huber, Geschichte ÖBterreicha, 5 (1896), S. 229. Erst im Jahre 1628 
wurde das Land wieder an den Kaiser ztirückgegeben. Huber, ebenda .S.210. 
Von 1620—1628 war somit ObetÖBterreich dem Wirkungskreise der Hof kammer 
entzogen. 

») Hopf, Auton Wolfradt, S. 16, 43 und Huher, Geschichte Öaterreichs, 
5, S. 204 f. 

') In der Hunplaache gedruckt bei Hopf, ebenda, S. llff. 
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schöne Wünsche, äeren Verwirklichung kaum zu erreichen war. 
Von Belang iflt eigentlich nur der Vorschlag, eine Hauptkasse am 
Hoflager zu errichten, in die alle Einkünfte fließen aollen. Dieser 
gesunde Gedanke, dem der Kammerpräsident im Juui 1625 noch 
In einem besonderen Gutachten Ausdruck gab, kam aber nicht zur 
Ausführung.') Nach dem Plane der Hofkammer und ihres Vor- 
standes sollten die Lünderkammem und (exemten) Amter lediglich 
die Besoldungsgelder l"Ur ihre Angestellten und die Interessen der 
auf sie ausdrücklich verschriebenen Forderungen auszahlen, alles 
andere Geld aber an die neu einzurichtende, der Hofkammer unter- 
zuordnende Hauptkasae abliefern und nur über Auftrag und An- 
weisung der Hofkammer Zahlungen anderer als der zuvor bezeich- 
neten Art vornehmen dürfen. Treffend wurde bemerkt, daß bei 
den derzeitigen Verbilltnissen, wo der Amtmann liäufig Gläubiger 
des Staates war und aus seinen eigenen ÄmteeinkUnften sich bezahlt 
zu machen hatte, „fast ein jeder Ambtmann sein selbst Kammerrat 
und Präsident sei".') In die Hauptkasse sollten nicht allein die 
Kammergef^lle, sondern auch die Kontributionen der Länder ein- 
laufen und von da aus ihrer Verwendung zugeführt werden.') Der 
Monarch sollte sich verpflichten, von den Herrschaften, Gütern, 
Ämtern, Gefällen und andern Mitteln „ohne Vernehmung der Hof- 
camer nichts zu veralieniren" und die Entschließungen über die 
Verwendung der Einkünfte nur durch die Hofkaramer zur Aus- 
führung zu bringen, „zumaln da das nit beschicht. Mühe, Arbeit 
und alle gute Disposition verloren, ja alle Direction und des Praesi- 
denten Ambt umsonst ist".*) 

Man wird nicht in Abrede stellen dürfen, daß durch die 
Zentralisierung des Kassenweaens und durch eine schärfere Kontrolle 
der Ausgaben etwas zur Gesundung der linanzieUen Verhältnisse 



') Auszugsweise gedruckt von Hnpf, Anton Wolfradt, S. 25ff. Noch im 
Jabro 1628 verhandelte man, ohne zu einem liesultat zu kommen, über die Aof- 
Bteltung einer Generalkasse; ebenda S. S8. 

*) Hopf, ebenda, S. 34. AUnÜcIie AusfUlirungen eutliält übrigens auch die 
Ordnung von 1568. 

') Hopf, ebenda, S.27: „In äiese cdssa [sollen] all und jede dero lattd- 
camer und ämbter gefäü, nit weniger der lättder contributionea vnd veruntligungen 
wnd einkommen, wie die nahmen haben mägm, gesogen, von dannen ans thaÜB 
derseUien ins hofpfennig- and thailt ins kritgsiahlambt, wie es die avigabtn tr- 
fordem, depuHrt und ausgelhaill, und dannenhero die angewiesenen partheit^ irer 
anforderttng conlentiri und betahll werden milssen." 

*) Hopf, ebenda, S. 2i. Alinliuhe Gedanken linden eicli aucli in der 
Ordnung von 1Ö37. 




hätte beigetragen werden kOnnen. Aber alle diese gat gemeinten 
Vorschläge, die dann doch nicht zur Ausführung kamen, waren 
Schläge ins Wasser, solange sich keiue Wege zur wirklichen Hebung 
der Einnahmen finden ließen. Solange zudem die Hauptaufgabe 
der Hofkaramer die Versorgung des Hofstaates war und der Herr- 
scher über die Geldmittel der Kammer wie über sein Privat vermögen 
verfügte und ohne alles Maß Qeauhenko und Gnadengelder aus den 
Kameraleinkünften austeilte, war an eine Besserung der finanzielleu 
Lage gar nicht zu denken.') Nur ein einziger von den vielen Vor- 
schlugen, die Prilsident und Kammer in den Jahren 1624 und IÖ25 
unterbreiteten, erhielt die kaiserliche Genehmigung: Im Dezember 
1625 wurde die niederösterreichische Kammer, welche bis 1628 die 
Kammerein gänge von Österreich unter der Enns allein verwaltete,') 
aufgehoben und die Besorgung ihrer Geschäfte der Hofkaramer auf- 
getragen und diese Verordnung nach vorübergehender Aufhebung 
der Vereinigung beider Stellen im Jahre 1630 fünf Jahre darauf 
(1635) -wiederholt") 

Über die innere Einrichtung der Hofkammer in der Zeit Kaiser 
Ferdinands H. erfährt man aus einer Hofstaatsordnung oder besser 



■] Auch Seifried Freiherr vou Brenner, der natvr Rudolf 11. eine Zeit 
lang Hof katnni errat, in den Jahrou 15iKJ — 1615 Verstand der niederüsterreic bi- 
schen Kammer und hierauf bis zum August 1620 Hof kämm erprSeident gewesen 
war, arbeitete ein Gutacliteu über eine Reform des Finansweaens an». Ea ist 
nicht datiert, wohl aber in das Jahr 1635 (nicht 1G3G) zu setzen; gedruckt ini 
Notixenblatt der kaiserlichen Akademie der Wissenschaften 1857, 393—297, 
309—313, 335-32^, 345-347. Meines Erachtens wäre anzunehmen, der Kaiser 
habe nach Erhalt der Keferate der Kammer und ihres Präsidenton auch Brenner 
als bewährten Finaiizmann um seine Wohlmeinimg über finanzielle Ileformen 
gefragt. Auffallend bleibt, daß Kaiser Ferdinand nicht diesen früheren Präsi- 
denten, weichet bei der gewaltsamen Entfernimg des Kardinals Klesl ans Wien 
eine so groQe Rolle spielte und so wertvolle Dienste leistete und aiigenaclicin- 
lich nicht in Ungnade war, anstatt den noch unerprobten Abtes von Krems- 
mflnster zum HofkammerprJisidenteu gemacht hat. Über Brenner s. Deitrüge 
xar Geschichte der niudetösterreichi sehen Statthai terei, S. 396ff. — In den in 
Druck vorhandenen Listen der Hofkamnierjiräsidenten fehlt der Namen Breu- 
ners. Aber in Akt 1744'2/4 des Fasz. 15 der Herrschaftsakten des HeichsänanZ' 
archives findet sieh der ausdrüekliche Vermerk: Resignation des Ilofkammer- 
Präsidenten Seifried Cii. Freiherrn von Brenner im August 1630. 

•} Siehe S. 83, Anm. 2. 

') Am 11. Dezember 1625 erfolgte die a. b. Entschließung über die Ver- 
einigung der niederösterreirbisflion Kammer mit der Hofkammer, aber erat im 
Februar 1637 kam sie vollständig znr Ausführung. Vgl. Hopf, Anton Wolfradt, 
28 nnd Anm. 58 bis 61; ferner F. Ä, Schmidt, Sammlung der Berggecetze, 
2. Abt, 4. Bd,, S, 443, Nr. 253, S. 485, Nr. 267 und S. 639, Nr. 287. 
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gesagt einem TitelverzeichniBse des Jnlires 1627 — 1628, daß die 
Hofkammer in vier „Expeditionen", also wohl auch Referate geteilt 
war. In die erste Expedition gehörten die Reichs- und ungarischen 
Sachen, in die zweite die böhmischen, schtesischen und mähriacheo, 
in die dritte die nieder- und oborösterreichiachen Geschäftsattlcke und 
die vierte umfaßte die „bergstädtischen" Angelegenheiten, dazu Kriegs- 
und Proviantsachen.') 

Man wird bei dieser Verteihmg der Referate eine Zuweisung 
der seit Kaiser Ferdinands II. Regierungsantritte wieder mit den 
Ländern der Hauptlinie vereinten innerästerreichischeu Länder (Steier- 
mark, Kärnten, Krain, Görz und Trieat) vermissen. Ein neuer Be- 
weis dafür, wie wenig man sich bei den Behördenorganiaationen von 
praktischen Erwägungen leiten ließ. Die innerösterreichischen Län- 
der, welche der Kaiser als Erzherzog von Graz aus regiert hatte,') 
galten als seine eigentlichen Stammländer. Sie erfreuten sich seines 
besondern Wohlwollens und verbheben in ihrer Sonderstellung. 
Graz war nach wie vor flir sie der Mittelpunkt der Regierung. Der 
innerösterreichische geheime Rat führte im Vereine mit dem Grazer 
Hofkriegsrate und der Grazer Hofkammer die Verwaltung dieser 
Ländergruppe, die noch auf Jahrzehnte aus dem zentralen Verwal- 
tungsorganismus ausgeschaltet Wieb. Der Wiener Hofkriegsrat und 
die Wiener Hofkammer hatten in Graz überhaupt nichts zu schaffen 
and die Befehle des Kaiser an die Grazer Stellen gingen durch die 



') Aktenstücke Nr. 12 III W, S. ai2. In dem Verzeiehnisse von 
1627/8 werden fünf HofkammerrSte angeführt; \\et besorgten die Referate 
und der fünfte, Hchelhardt, war Inspektor über die Hofkammerexpedilion. S. auch 
Beicha&nanzarchiv, Registerbuch 1637, Eintragung vom 11. November. Auch 
das Ausmaß der Besoldung der Hof kammerräte aus dieser Zeit ist bekannt. Im 
Februar 1634 wurde an den HofzahlmeiEter Forno der Befehl erlassen, „daß 
ihre M'. AU hofii-ammerrälh mit der hcsoldung der Teichshvfräihe, nenihlich wm 
jährlichen 1000 fl. ordinari und 300 fi. tuepuess gleichivhuUen f/ntdigst verwUligt' . 
Als „Neujahrtfratiak" wurden infolge Dekrets vom 6. Dezember 1626 aus der 
Kammer „Kremnitz" dem HofkammerprSsidenten jedesmnl 4 Mark, jedem Hof- 
kammerrat 3 Mark gekörntes Silber gereicht. Hopf, Anton Wolfradt, S. SS- 
Ferner bekamen auf Grund einer kHiserliuhen Entschließung vom 7. April 1621 
HofkammerpTlisident und RHte jUbrlich je 13 Fuder Salz. ReichefinansBrcbiv, 
Herrsch aftsftkten, Fasz. 15. Ans KürBcliners Sammlung im Reichslinanzarchive 
S. 52 geht hervor, daß EeichshofrSte und Kamuien-Ste früher in der Besoldnng 
gleichgehalten waren und Kaiser Matthias die Besoldung der Hofrät« um 300 fl. 
verbesserte (Auszag aus einem Referate der Ilofkemmer an den Kaiser \ 
26. September 1630). 

') Siehe hierüber u, n. auch Brenners Gutachten über Reformiening der 
Hofkammer (S. 85. Anni. 1). 
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innerösterreichisehe Abteilung der Öateireichisclien HofkaDzlei.') Es 
war vom Standpunkte einer einheitlichen Verwaltaiig ein arger Fehl- 
griff. Auf der einen Seite ging der Kaiser zentralisierend vor, in- 
dem er die niederöaterreichische Kammer mit der Hofkammer ver- 
einigte, andererseits griff er nicht einmal auf die Traditionen Ferdi- 
nands I. zurück, unter dem Steiermark, Kärnten und Kraln Teile 
der niederüsterreichischen Ländergruppe gewesen und von Wien aus 
regiert worden waren, sondern ließ diese Gebiete fast in voller Selb- 
ständigkeit ihre Administration fuhreu. 

Auch in Bezug auf die Finanz Verwaltung in BUhmen befolgte 
man in den letzten Lebensjahren Ferdinands IL eine ähnliche, die 
Einheit des Ganzen schädigende Politik. Sein Sohn, der schon zum 
König von Böhmen gekrönte nachmalige Kaiser F'erdinand IIL war 
nämlich im Jahre 1632 mit großer Machtvollkommenheit zum Guber- 
nator in Böhmen bestellt und ein großer Teil der Einkünfte des 
eigentlichen Königreiches dem neuen Statthalter zur Verfügung ge- 
stellt worden. Ans der Beantwortung einer Beschwerde, welche die 
böhmische Kammer über Eingriffe der Wiener Hofkammer nicht an 
den Kaiser, sondern an den König Ferdinand richtete, erfährt man, 
„daß der Kaiser sich bei der beschchenen Übergabe der Cameralia 
des Königreichs Böhmen anders nicht als die Contributiones und die 
seit anno 1631 ex crtmine laesae Majestatis entstandenen Confisca- 
tionea . . . vorbehalten, die übrigen des Königreichs Böhmen Intraden 
and Einkommen aber unserer [des Königs FerdiDands] Disposition 
allergnädigst überlassen habe".*) 

') Über den iimerdsterTeictuBcbeu geheimen Bat fl. die Tuetruktionen (Kon- 
zepte und ein Original) für die „innerCBterreicIiiBcben Gclieiinen", Ari-hiv des 
Ministeriums dos Innern, III A 4, Innerösterreich, 2 ea; 1631) und 9 ei lüTi. Die 
HofliamioerinBtniktionen für InnerUsterreicfa ans den Jahren HiSü und 1675, 
erstere in Abachrift, letztere in Abschrift und Konzept, finden sich ebenda, 
V A 1, Innerösterreich, 3 ex 1675. Ans der Zeit Kaiser Leopolds I. ist ein un- 
datiertes Gutachten der Grazer Hofkammer erhalten, in dem scharf betont ist, 
daß d'ieEt Kammer stets von der Wiener abgesondert war und der Kaiser aus 
„erhehüchm" Ursachen die hinterlasaenen innerüBterreicbi sehen Stellen mit 
solchen Prärogativen versehen habe, daß dieselben von „niemand anderem als 
bloss von Ihrer kais. Mt. immtdiate dependiren sollen^'. Reiehüfinanzarcbiv, Herr- 
scbnftaakten, Fasz. 15. 

') König Ferdinand aus dem Feldlager zn Heilbrono am 10. August 163Ö 
an seinen Vater und die böhmische Kammer. Eeicbsfiaauzarchiv, Herrachaftsakten, 
Fase. l.'t. Über die Üesletlung Ferdinands zum Gnbernator speziell im König- 
reiche Böhmen mit Ausnahme von Mühren imd Schlesien s. Aktenstücke 
Nr. 31 A, S, 474—470. Die wirkliche admiulatrative Tätigkeit des Königs 
scheint erst im Jahre 1634 begonnen zu haben. 
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Daß nach dem Tode Kaiser Ferdinands 11. in den Spätjahren 
des dreißigjährigen Krieges die finanzielle Leistungsfähigkeit der 
österreichischen Ländern noch aufs äußerste in Anspruch genommen 
wurde, braucht nicht erst hervorgehoben zu werden. E^ scheint 
aber auch gewiß, daß bei richtigem Verständnis für Geldfragen her- 
nach eine wenigstens teilweise Erholung und Besserung hätte ein- 
treten künnen. Aus einem zu Ende des Jahres 1681 erstatteten 
Berichte des Obersthofmarschalls Alhrecht Grafen Zinzendorf an 
den Kaiser Leopold I. geht hervor, daß seit den Zeiten der 
Kaiser Ferdinand II. und Ferdinand III. die Beiträge der Länder, 
die Kontributionen, um die Hälfte gestiegen waren.') Es fehlte aber 
an jedem ernstlichen Willen, Ordnung in das Kammerwesen zu 
bringen. Als nach dem Aussterben der Nebenlinie im Jahre 16ö5 
die lirolischen Länder mit dem Hauptbesitze vereinigt wurden, ge- 
währte man ihnen eine ähnliche Sonderstellung wie den ateirischen 
Ländern, um die Landesinwohner damit zu versühnen, daß sie ihre 
Regen tenfam in e und den glänzenden Hofhalt iu Innsbruck eingebüßt 
hatten. Anstatt die tirolischen Cameralia jetzt zugleich mit den Ein- 
künften aus Innerüsterreich der Hofkammer in Wien zu unterstellen, 
beheß man wie die Grazer auch die Innsbrucker Kammer in ihrer 
Unabhängigkeit und ordnete an, daß sie die kaiserlichen Befehle 
aus der neuerrichteten oberösterreichischen Abteilung der österreichi- 
schen Hofkanzlei empfangen solle. ^) Man darf flbrigens mit Recht 
behaupten, daß es überhaupt nicht müglich gewesen sei, die Finanzen 
zu verbessern, so lange ein Mann wie Sinzendorf die Hofkammer 
leitete. Seit 1656 Hofkammerpräsident, genoß Georg Ludwig Graf 
Sinzendorf das besoridere Vertrauen Kaiser Leopolds I., war aber 
seinem schwierigen Amte weder gewachsen noch dessen würdig. 
Trotz aller Klagen und obwohl selbst Quintin Graf Jörger, der Vize- 
präsident der Hofkammer, beim Kaiser gegen ihn auftrat, belinuptete 
Sinzendorf doch seine Stellang als Kammerpräsident bis zum Jahre 
1680. Die in diesem Jahre gegen ihn eingeleitete Untersuchung er- 
gab, daß er eine Summe von nahezu 2 Millionen Gulden veruntreut 

') Die Kontribiitiflii betrug nach den ZiiEanimeiiBtellimgeu Sinzeudorfs im 
Jahre 1081 — die ungarischen Länder auBgenommen — drei und ciiie halbe 
Million Gulden. Staatsarchiv, Österreicbiscbcr Staat, Fa»/. 1. 

') Vgl. Bidermann, Geschichte der landeEfüretlichen Behilrden in und 
für Tirol in Archiv für Gescliichte and Altertum situ n de Tirols, 3 (1866), S. 339 
und 340. Bidermann, Geaaintataatsidee, 1,^.198-142, Anm. 74-82; 2,8.85, 
Anm. 2 und S. 89, Äiim. 10. Es ist unwahrscheinlich, daß aucli nur eine mittel- 
bare BeeinfiuQung der Tnnsbrucker Kammer durch die Hofkamraer (Bider- 
mann, BeLürdeu iu Tirol, S. 339) stattgefunden hätte. 
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habe, von welcher allerdingB ein großer Teil zurückgeaahlt werden 
konnte.^) Aber durch die leichtsinnige Geschäftsgebarung Sinzendorfs 
war der kaiserliche Kredit arg geschädigt und man mußte sich ent- 
schließen, an eine grlindlielie Reform des Kammerwesens heranzu- 
treten. Wie es so übüeh war, setzte man wieder einmal eine Kom- 
mission ein, die über Verbesserungen in der Organisation der Kammer 
und eine Neuberausgabe der längst veralterten Kammerinstruktion 
beratschlagen sollte. Merkwürdig, daß der Mann, welcher den Kaiser 
Über die Tütigkeit Sinzendorfs entscheidend aufgeklärt und verschiedene 
Reform vorschlage erstattet hatte, Quintin Graf Jörger, nieht in die ge- 
nannte „Hauptkommission" berufen wurde. Ihr gehörten außer dem in 
Finanzsachen nicht unerfahrnen Grafen Albrecht Zinzendorf noch 
an: der böhmische oberste Kanzler Graf Nostitz, der österreichische 
Hofkanzler Freiherr von Hocher und der Hofrat, geheime Sekretär 
und Referendar der innerösterreichischen Länder Christoph von 
Abele.*) Von den Hofkammerrilten wurde niemand zur Beratung 
zugezogen; nicht einmal an den Beratungen der aus Buchbalterei-, 
Kassen- und Mautbeamten zusammengesetzten Subkommission, die 
unter Abeles' Vorsitze gleic-bzeitig tagte und wahrsebeinlich die Vor- 
arbeiten für die Hauptkommission zu hefern hatte, ließ man Rute 
der HoFkammer sich beteiligen. 



1681 



V. 

Die Hofkamraerordnong von 1681. 

Als Resultat der Kommissionaaitzungen ersctiien am 3. Jänner 
Hofkammerordnung,') in welche viele Artikel der 



) neue 



') S. Aktenatüeke Nr. 35, Einleitung, S. 595-5%. i'eruer Kalten- 
baeck, Zur Finanzgesrhiohte Ogterreichs unter Kaiser Leopold J. Äiistria, Üsterr. 
UniverBalkalender, I85I, S. 1—19. Newald, Beiträge z\u Gescliicbt« der 
Belagerung von Wien 1«83 (1883), 1, S. 4 tT. und 2, S. 7; Beiträge zur Ge- 
Bcbicbte der n.-ö. Stattlialterei (1897), S. 270 ff. 

*) Ober Abele von Lilienberg a. Äkteuetücke nud von ibm selbst ver- 
fertigte Eiogabeu im Adelsarcbive des Ministeriums des Innern. Er hatte als 
Referendar der innerdstcrreichisc:1ien Lander in der üsterreichiscben noi'kanzlei 
viel mit FinanzGachen zu tun und nahm die von der inncrOaterreicIiiactien Iluf- 
kammer nach Wien geschickten Gelder in Empfang. Vgl. Zwiedineck, Das 
Lambergiaclio Fsmilienarchiv zu Feistritz bei Hz in den Veröfientlic bangen 
der bist, Koniniission für Steiermark, 4, S. 205 und 207, Er rülimt von sich, 
daß er im Jabre 16t)l aus den innerösterreichi sehen Ländern eine Antizipation 
von 110.000 6, bar nach Wien gebischt bnbe. Adelsarchiv, „Abele". 

») Aktenatüeke Nr. 35, S. 596 ff. 
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Ordnung von 1568 wörtlich übernomraen, andere umgearbeitet UDd 
eine gi'ößere Anzahl endlich neu hinzugefügt wurden. Die Ordnung 
von 1681 ist nichts als eine erweiterte und verbesserte Anfluge der 
Instruktion Maximilians II.; neue Ge(}anken kommen darin nicht 
vor. Man glaubte die offenkundigen Mängel in der Verwaltung des 
Kammergutes durch genauer gefaßte Bestimmungen beseitigen zu 
können. Das war die Hauptsache. Die dringend nötige Scheidung in 
der Verwaltung der Ausgaben für den Unterhalt des Landesfiirsten und 
Beines Hofes und für das Kriegswesen, die nach wie vor die eigent- 
lichen Staats ausgaben blieben, wurde auch jetzt nicht vorgenommen. 
Es herrschte noch immer die Anschauung, daß die Kammereinnahmen 
in erster Linie für die Deckung der Bedürfnisse des Hofhaltes ein- 
Bchließlicli der Gehalte für die Beamten der Zen trat regier ung und 
höchstens noch für die teilweise Bestreitung der Kosten für die ge- 
worbenen Truppen bestimmt seien; sie für andere öffentliche Zwecke 
heranzuziehen, wurde gar nicht in Aussicht genommen. Die Heeres- 
auslagen wurden wie bisher fast ausschließlich aus den Hilfsgeldem 
der Länder, den Kontributionen, bezahlt. Die Kammerinstruktion 
von 1681 unterscheidet demzufolge scharf zwischen „Cameraie und 
militäriachem Quantum" und ordnet den Einlauf der Eingänge aus 
ersterem in das Hof- und aus letzterem in das Kriegszahlamt an. 
Daneben blieb aber der üble Brauch bestehen, daß die einzelnen 
Regimenter die zu ihrem Unterhalt nötigen Kontributionsgelder in 
den einzelnen Ländern selbst an Ort und Stelle einkassieren sollten.*} 
Damit war jede Kontrolle wieder unmöglich gemacht und es mutet 
dies umso sonderbarer an, als man andererseits doch alles mügliclte 
versuchte, Ordnung in das Kontrollwesen zu bringen. Die Amter 
sollten öfters unvermutet revidiert werden, die Kammern in den 
Ländern alle drei Jahre einer gründlichen Untersuchung durch die 
Hofkammer unterzogen werden. Die Amtleute erhielten Befehl, die 
bei ihnen einlaufenden Gelder nach Abzug der aus der Kasse ihres 
Amtes zu bestreitenden Ausgaben mit einem Ausweise über den 
finanziellen Stand viei-tel jährig abzuliefern und alljähriich über ihre 
Einnahmen und Ausgaben Rechnung zu legen. Vom Hofkammer- 
präsidenten selbst wurde verlangt, er solle in jedem Jahre einen 
verläßlichen „Hauptextrakt" verfassen, „wie hoch sich selbiges ganzes 
Jahr der Empfang und die Ausgaben erstreckt und was für Capi- 
taha, Interesse und andere Anweisungen bezalt, was davon noch 
ausständig, item was wir an denen LandtagsbewiUigungen und sonsten 



') Akt. 



,cke Nr. 36, §§2 



ind 3», S. 615—616 v 
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noch in HinterBtand haben".') Daß man trotz alledem keine klare 
Vorstellung von dem wirklichen Stande der Einnahmen und Aus- 
gaben gewann, wurde — von Unregelmäßigkeiten ganz abgesehen — 
schon dadurch bedingt, daß bei der Hofkaramer in Wien nur die 
Gelder verbucht wurden, welche den Länderkammern und Amtern 
nach Abzug ihrer Ausgaben verbheben und die sie nach Wien 
schickten. Die Ausweise aus den Ländern, die ein deutlicheres Bild 
der finanziellen VerhiUtnisse hatten geben können, liefen erst viel 
später und schwerlich regelmäßig ein und wurden wohl auch nicht 
gehörig beachtet.') 

Es wäre vermutlich schon müghch gewesen, durch eine einheit- 
liche Kassaftlhrung in einer Generalkasse, wie sie der Abt Anton 
von KremsmUnster und der Vizepräsident der Hof kammer Graf Jörger 
geplant hatten, zu einer besseren Übersicht über die Eingänge und 
über die Geldausläufe aus der Hofkammer zu gelangen. Aber man 
hielt durchaus an dem Bestände zweier Hauptkassen für die mili- 
tärischen und für die HofbedUrfnisse fest und tröstete sich in der 
Überzeugung, daß eine gewisse Einheit ja doch vorhanden sei, weil 
das Hof- und das Kriegszahlamt der Hofkammer unterstanden und 
ohne Wissen des Präsidenten kein Geld aus den beiden Kassen ent- 
nommen werden konnte.') Für die Evidenthaltung der Kriegsbe- 
dürfnisse und der Eingänge aus den Subsidien der Länder meinte 
man hinlängliche Vorsorge getroffen zu haben, wenn man das „ein 
Zeit hero gebreachig gewcsie obrist" Kriegskommissariat „wieder- 
umben in guete Ordnung" setzte und mit einer neuen Instruktion 
versah.*) Dieses Amt, der Hofkammer und dem Hofkriegsrate 
unterstellt, sollte jedesmal vor Einholung der Landtagsbewilligungen 
einen Bericht „über den Stand unserer (Kriegs) Völker" ausarbeiten, 
„wie erstlich dieselbe in denen Landen und sonsten repartiert, was 
ihre jährliehe Verpflegung erfordert und wie weit zu Erkleckung 
solcher Ausgaben die Länder mit Bewilligung anzusuchen sein 



>) Aktenstücke Nr. 35, g 80, g. 669-^660. Ober die alldreijährige Visi- 
ttemug der LändeTkaDimeni ebenda, g 13, S. 614; vgl. Aktenstücke Nr. 31, 
g 40, S. 339. Über Revisioo dor Ämter, die jälirliche Rechnungslegung der 
Amtleute, die vierlelj übrige Ablieferung der Gelder und den Haupteitrakt des 
KammerprfisideDten Aktenstücke Nr. 3ö, §§ 43, 79, SO und K9, S. 027— 63K, 
Zu Art 42 vgl. Aktenstücke Nr. 21, § 30, S. 332. 

'I Staatsarchiv, Hofkammer, Fas«. 129. Enthält ein Gutachten ans dem 
Jahre 1715 (?) über Änderungen im KasBonwesen und der Kontrolle, welche« 
sich aach über die Verhältnisse der ftillieren Zeit verbreitet. 

•) AktenBttteke Nr. 35, §§ 38 nnd 89, 8.623-624 und S59-660. 

•) Ebenda, § 38, S. 623—634. B. epUter unter „HofkriegBrat". 
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mochten". Auch bei den Abreclmungen, die man mit den einzelnen 
Ländern über die geleistete Kontribntion pflog, sollte das oberste 
KriegBkommissariat entweder durch den obersten Kriegskommissär 
selbst oder einen Beamten vertreten sein, damit „unser Hofcnmer 
von ernieltem Commissariiit jedesmala die eigentlitbe Bewandtnis 
unserer Vülkergebühr, was daran bezalt, was denenselben von Zeit 
zu Zeit und auch was von denen LSndern an ibren Mtlitärbe willi- 
gungen abgeführt oder rückständig ist, wissen und abfordern" könne. 
An der inneren Einrichtung der Hofkammer wurde durch die 
neue Ordnung nur wenig verändert. Der Grundsatz, daß die Kammer- 
saeben im Plenum zu erledigen seien, blieb in Kraft. Man setzte 
aber, um den Geschilftsgang zu erleichtern, fest, daß kleinere Sachen 
vom Prilaidenlen allein abgefertigt werden könnten und nnterscliied 
zwischen Geschililsstllcken, die bloß auszugsweise, und solchen, welche 
in ihrem ganzen Umfange im Rate vorzutragen waren. Berichte und 
Gutachten von den Länderkammern, Amtern und Bncbhaltereien 
Bollte ferner der Präsident im eigenen Wirkungskreise abverlangen 
können. Andererseits war wieder dem Ratsgremium der Einbhck 
in den Gang der Qeschitfte durch die Bestimmung erschwert, daß 
die Imme diatauf träge des Kaisers an den Präsidenten nicht im Rate 
sollten vorgebracht werden müssen. Die Anzahl der Hofkammer- 
räte wurde außer dem Präsidenten auf zehn festgesetzt und diese 
— jetzt zuerst — nach Ständen geschieden; ihrer fünf sollten dem 
Herren-, drei dem Ritter- und zwei dem Gelehrtenstande angehören. 
Das Ratsgremium beschloß mit Majorität; wenn kein Majoritätsbe- 
schluß zustande kam oder auch wenn der Präsident mit dem Ab- 
Btimmungsrcsullat nicht einverstanden war, sollte die Angelegenheit 
dem Monarchen mit den für und wider sprechenden Gründen schrift- 
lich unterbreitet werden. lu der Ordnung von 1568 war jedem 
Kammerrate ein bestimmtes Referat zugewiesen worden; davon ging 
man jetzt ab and es wurde angeordnet, daß nicht mehr die Räte, 
sondern die Sekretäre die G esc hilf tsstlicke der ihnen zugeteilten Ex- 
peditionen im Plenum der Kammer vorlesen und, wenn es nicht etwa 
der Präsident selbst tat, auch darüber referieren sollten.') Wie in 
der Instruktion von 1568 ist auch hier die Abhängigkeit der vier 
Länderkammern (Preßburg, Kaschau, Prag und Breslau') von der 

■) Aktenstttcke Nr. 35, §1, S. 598, §5, S. 601-603; über die Immediat- 
befelile dea Kaisers % 6, Ü. 603; Abschaffung der Keferate der Kammerr&ta § 8, 
besonders S. G05. Vgl. ferner § 69, S. 641 über den Dienst der Sekretfire. 

•) Die Wiener (niedere aterreichiachc) Kammer war 1635 endgültig in die 
Hofkammer aufgegangen. Siehe Ü. 65. 
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Hofkammer ausdrücklich ausgesprochen; alle diese vier Kammern 
müssen ihre Schriften, Berichte und Gutachten „zu handen unserer 
Hofkammer" nach Wien einschicken.') Der Umstand, daß der Hof 
zur Zeit der Erlassung dieser Kammerordnung in Linz, also fern 
der Residenz, weilte, gewährt einen deutlichen EinbHuk in den un- 
glauhlich verwickelten Mechanismus, den man Hir Fälle der Ah- 
wesenheit des Hoflagers von Wien geschaffen hatte. Ein Teil des 
Karamerpersonalea Uieb in Wien, ein Teü begleitete den Monarchen; 
dieser letztere hatte allein die Disposition Über die Ausgaben, wilhrend 
hingegen die Berichte von auswärts allein an die vom Hof „ab- 
wesende" Kammer in Wien einzuschicken waren, welche wieder nach 
der Wichtigkeit der Sache an den kaiseriichen Hof berichten sollte.*) 
War endlich das zur Beglaubigung wichtiger Hofkammerurkiinden 
notwendige große Herrschersiegel, unter Kaiser Ferdinand I. noch 
durch den Hofkanzler, unter Maximilian II. und den folgenden 
Kaisern durch den Oberstkämmerer verwahrt worden und hatte sich 
die Höfkammer im Bedarfsfalle an diese Würdenträger wegen Be- 
siegelung ihrer Urkunden wenden müssen, so wurde durch die Ord- 
nung von 1681 „das kaiserliche Siegel" dem Registrator der Hof- 
kammer anvertraut und nur bemerkt, dieser solle es „nit misbrauchen, 
weniger selbiges jemands andern verti'auen, sonder in gueter Verwahr 
halten".') 

VI. 
Der Banco del Giro. 



Die im Jahre 1681 erlassene Hofkammerordnung bheb bis zum 
Jahre 1714 in Wirksamkeit. Es leuchtet ein, daß die Ereignisse 
dieser Zeit einer Kräftigung der kaiseriichen Finanzen nicht günstig 
sein konnten. Die Belagerung von Wien, der große Tlli-kenkrieg, 
die aufständische Bewegung in Ungarn und endlich der spanieche 
Erbfolgekrieg stellten ungeheure Anforderungen an die kaiserÜchen 

') Aktenstücke Nr. 35, § il, 8. 626-627. Ana diesoui g 41 geht auch 
hervor, daß die Zipser Kammer nauh wie vor (vgl. S. 78) der Preßlnirger 
Kauimer untergeordnet war; die Korrcupondenien aue Kaschau mußten zuerst 
nach PreObiirg gelien. Über die von der luigarisohen Kammer unabhängige Ver- 
waltung der ungarischen BergaUidte immittelbar dnrch die Hof kaminer siclie S. 78, 
Anm.3 und Aktenstücke Nr. 35, SSÜ, &8 und W, S. 626— 627 und 634—635. 

') Aktenstttcke Nr. 36, g 41, S. 626-627. 

») Aktenstücke Nr. 14, § 61, S. 270; Nr. 21, § 58 und 59, S. 347; Nr. 35, 
S 40 und 73, S. 625 und 646-617. 
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Kaseen und aucli die allerbesten Instriiktionen hätten dem finan- 
zieltea Elend schwerlich abhelfen können. Denn die Mittel, über 
welche die Monarchie verfügte, standen in so gar keinem Verhält- 
nisse zu den Kosten der großen Aufgaben, welche der habsburgischen 
Politik damals gestellt waren. Als man in den gewaltigen Kampf 
um das spanische Erbe eintrat und im Jahre 1701 den Krieg in 
Italien eröffnete, wurde ula Erfordernis für den dort zu unternehmen- 
den Soramerfeldzug und für die Ausrüstung der Festungen im 
Deutschen Reiche die Summe von 14 Millionen Gulden veranschlagt. 
In den folgenden Kriegsjahren, in denen am Rheine, in Italien und 
in Spanien Armeen gegen die Heere Ludwigs XIV. und zugleich 
Truppen gegen die Rebellen in Ungarn aufzustellen waren, ging der 
jährliche Militäretat niemals unter 20 Millionen herab, vielmehr über- 
stiegen die militärischen Bedürfnisse gewöhnlich die Summe von 
35 Millionen und beliefen sich auch noch darüber hinaus.'} 

Welche Einnahmen standen nun diesen groÜen, allein fUr Kriegs- 
zwecke erforderlichen Ausgaben gegenüber? Es mag wiederholt 
werden, daß man damals zwischen Camerale und Contributionale, 
dem Hofstaats- und Verwaltungshaushalte und dem Militärli aushalte 
unterschied, und daß in jenen die Eingänge aus den Domänen, den 
Regalien und den indirekten Steuern, in diesen die direkten Steuern 
(Kontributionen) der Länder flössen. Ein richtiges Bild über die 
Summe der Kameraleinkünfte vermochten schon damals selbst her- 
vorragende Fachleute nicht zu gewinnen; kein Mensch konnte den 
Stand der einzelnen Kameratämter, auf die nicht allein die Kosten 
der eigenen Verwaltung, soudern auch Gläubiger angewiesen waren, 
genau kennen.*) Umsoweniger läßt sich die finanzielle Ergiebigkeit 
des Camerale heute verläßlich einschätzen nnd man kann nur ver- 
mutungsweise die Bruttoerträge der Gefälle auf jährlich ungefUhr 
acht Millionen Gulden,*) die aus dem Kameraletat zu bestreitenden 
Ausgaben auf fünf bis sechs Millionen veranschlagen.*) Wenn nun 
aber wirklich einmal in einem Jahre eine Million aus diesen Ein- 
nahmen für andere Zwecke als die des Hofstaais und der Verwaltung 

') Hierzu und xum folgenden Mensi, Die Finanzen Öaterreichs von 1701 
bis 1740 (1890), S. Hl, 'J8, 100 fl". — Eine auafiilirlielio Übersicht über diese Arbwt 
in „Wiener Zeitung", 1«II, Nr. 194-196. 

') Vgl. MeiiBi, Finanzen, H. 7S, 112. 

') FiDgerechnet Ungarn und seine Nebenlilnder; b. Meiisi, ü. T46. 

*) Vgl-Mensi, S.T44ä'. Ich setze fOr die Jahre lun 1700 etwas uied- 
rigere Zahlen an, ala sie Menei für die Jahre von 1705 abgibt, weil damals die 
ütouerschraube noch nicht so stark augezogen war und andererseite die Ana- 
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zur Verfügung blieb, bo muß man dies schon für einen besonders gün- 
stigen Fall ansehen.') Im allgemeinen stand die Sache so, daß die 
Einkünfte der Kammer kaum ausreichten, um die gewöhnlichen Aus- 
gaben und die Zinsen der auf den Xameralstatus Überwiesenen Schulden 
zu decken.*) 

Nicht viel günstiger war es mit den direkten Steuern der Länder, 
den Kontributionen, bestellt. Im Jahre 1697 war der Militärstatus 
neu eingerichtet, eine Art Militärbudget aufgestellt und hei dieser 
Gelegenheit festgelegt worden, daß von den Ländern zur Erhaltung 
der Armee 1'2 Millionen zu verlangen wären und wieviel jedes ein- 
zelne Land an Grundsteuer zu zahlen hätte.') Diese 12 Millionen 
wurden aber nur einmal — 1703*) — gefordert, im Durchschnitte 
war die Kontribution unter den Regierungen der Kaiser Josef I. und 
Karl VI. jährlieh nur mit 7—8 Millionen Gulden veranschlagt und 
auch diese Summe dürfte nur sehr selten vollständig eingegangen 
sein.*) Die Kontribueuteu waren säumige Zahler und die Länder, 
welche die Steuern einzukassieren und abzuliefern hatten, konnten 
oft genug die Vornahme von Abzügen für geleistete Darlehen und 
Vorschüsse beanspruchen. Wenn also die gut unterrichteten vene- 
zianischen Botschafter in den Zeiten Kaiser Karls VI. berichten, daß 
man am kaiserhchen Hofe in Wirklichkeit nicht auf mehr als vier 
Millionen Kontributionen rechnen könne, so wird diese Schätzung 



gaben geringer gewesen sein dürften. Dabei sind aucb die Kameraleingänge 
&UB InnerSsterreich und IHrol in Anschlag gebracbt, wenn aucb die Kammern 
dieser Iiänder im Jahre ITOO der Hofkanuner noch nicht unterEtellt waren. 

■) Siehe Mensi, S. 123. 

*) Mensi, Finanzen, S. 62 fi'. Wenn übrigens hier der Hofkammerpräai- 
dent Graf Starhemberg in einem Berichte vom W. Alai ITll an König KurI III. 
sagt, daQ die Kameralfonde zirka 3 Millionen abwerfen, so wird dies dabin 2U 
verstehen sein, daß nach Bestreitung der notwendigsten ÄusUgeu für den Hof- 
staat 3 Millionen zur Verfügung stOnden. S. aucb Staatäarchiv, Österreichischer 
Staat, Fasz. 1. 

•) Siehe S. 60f. and Aktenstücke Nr. 37 B, 8.27. Tirol und die 
Vorlande sind unter den beisteuernden LSndorn nicht aufgezahlt, da die 
Kontribution von Tirol in der Höhe von 138.000 H. der Landschaft als Äquiva- 
lent für Übernommene Schulden überlassen war und die direkten Steuern der 
Vorlande vermutücb für die Erhaltung der Festungen in diesen LUadern dienten. 
Vgl. dazu die zum Unterricht des Kronprinzen Josefs II. auf Anregung der 
Kaiserin Maria Theresia von Baron Buol im Jahre 1759 verfaßte Schrift: Die 
gefürstete Grafschaft Tirol und die Vorlande. Archiv des Miniateriuma des 
Innern, Kodei 11. 

') Mensi, Pinansen, 8.81). 

») Mensi, Finanseu, S. 78 ft'. und 747. 
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der Wahl-heil ziemlich nahe kommeD.') Für das Jahr 1704 etwa 
ist der wahre ch ein liehe Ertrag der zuerst mit 7,850.000 fl. augesetzten 
KoDtributioQ schließlich — wohl mit Rücksicht auf die geringe 
LeistungsfUhigkeit des verwUsteten Ungarn — nur mit 4,600.000 fl. 
in Berechnung gezogen wurde.') Mögen alle diese Zahlenangaben 
auch unsicher sein, gewiß ist doch, daß die Mittel, welche dem Kaiser 
Leopold I. zur Verfügung standen, vollends unzureichend waren, um 
die großen Kriege gegen TUrken und Franzosen gedeihlich fuhren 
zu können. 

Natürlich waren auch die leitenden Kreise nicht ohne Empfinden 
für die Unzulänglichkeit der 6nanziellen Kräfte und man glaubte 
fUr die Zukunft am besten dadurch zu sorgen, daß man sich die 
Möglichkeit zur Aufnahme neuer Anlehen schaffte. Der grüßte Teil 
der wohl zu niedrig auf ungefähr 22 Millionen Gulden berechneten 
Staatsschuld Bellte von den Ländern übernommen werden. Nach 
längeren Verhandlungen mit den Ständen gelang es im Jahre 1701 
in der Tat, fast die ganzen 22 Millionen auf die Länder zu über- 
wälzen. Hierdurch wurden viele der verpfändeten Gefälle und Do- 
mänen frei und konnten aufs neue belehnt werden.*) Der Geldnot 
war aber auch damit nur wenig gesteuert. Die Aufbringung 
von größeren Anlehen begegnete bei der geringen Kreditfähigkeit 
der habsburgiachen Monarchie bedeutenden Schwierigkeiten, zumal 
gerade jetzt anfangs Mai 1703 mitten im Kriege der kaiserliche 
Kredit durch den Zusammenbruch des jüdischen Bankhauses Oppen- 
heimer in bedenklicher Weise erschüttert wurde. Der kaiserliche 
Oherfaktor Oppenheimer hatte dem Hofo viel Geld geliehen und als 
Heereslieferant die kaiserliche Armee mit Proviant und Kriegserforder- 
niasen versehen. Das Geschäftshaus war zur Aufbringung der hierzu 
nötigen Gelder gezwungen, seinen Kredit, vor allem seinen Wechsei- 
kredit, stark in Anspruch zu nehmen. Als es nun, offenbar von 
Wien aus ohne Hilfe gelassen, die zur Leipziger Jubilate-Messe 
(29. April) 1703 fällig gewordenen Wechsel nicht einzulösen ver- 



') Arnetli, Prinz Eugeu vnn Savoyen, 1 (1858), S. 189, 3, S.96; Schwabe 
V. WoisenfTeund, VeiGUcL einer GesdiichCe des öaterreichisehen Staats-, 
Kredits- und Schiildenweaeus (Wien 1860 und 1866), 1, S. 2S, Anw.; d'Elvert, 
Zuz OaterreicIiiBchen Fiuonx gesell ichte (Scliriften dor liistoriscli-etatiEtisuhen Sek- 
tion der mahriMli-Bclileaiacliea Gesellgcliaft zat Beförderuiig dea Ackerbaues etc., 
24, S. 243). 

») Menai, S. 98-99. 

■) ffierüber eingebend Menei, Finanzen, S. G2ff. Es wurden nur die 
Scbuldpoüt^D bis auiQ Jabre 1683 in Betra<;1it gezogeu. 
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mochte, erfolgte die Insolvenzerklärung, durch welche die großen 
Handelsplätze in Deutschland, Italien und Holland stark in Mit- 
leidenschaft gezogen worden. Ungefähr fünf Millionen Qulden sollen 
die Forderungen der Familie Oppenheimer an das kaiserliche Ärar 
betragen haben. Und wenn auch die Hofkammer mit ihrer Behaup- 
tnng Recht gehabt haben dürfte, daß viele der Oppenheiraerachen 
Forderungen nicht liquid seien und das Ärar in betrügerischer Weise 
übervorteilt worden sei, so läßt sich doch nicht in Abrede stellen, 
daß der kaiserliche Hof ein Hauptschuldner dea Oppenheimerschen 
Nachlasses war und sich ohne völligen Verlust seines Kredites nicht 
der Verpflichtung entziehen konnte, die berechtigten Ansprüche der 
Gläubiger dieses Nachlasses zu befriedigen,') Wer aber sollte jetzt, 
da eine so ausgiebige Geldquelle versiegt war, die kaiserlichen 
Kassen mit Bai^eld füllen, dessen man so dringend bedurfte? Es 
brauchte langwierige nnd zeitraubende Verhandlungen, um nur einige 
hunderttausend Gulden auf Domänen und Gefalle aufnehmen zu 
können. 

Man war sich allmühlich darüber klar geworden, daß etwas 
ganz Besonderes gescliehen müsse, um das Publikum zu gewinnen 
und die Geldtruhen der reichen Leute zu öffnen. In den deutschen 
und italienischen Verkehrszentren, in Amsterdam, Hamburg, Nürn- 
berg, Venedig, bestanden von langer Zeit her Geldinstitute, „Rauken", 
die über große Mittel verfügten, den ganzen Geldverkehr hei sich 
konzentrierten und in der Lage waren, ausgiebige Aushilfen zu 
leisten,') Besonders von den venezianischen Banken war es be- 
kannt, daß sie in schwierigen Zeilen dem Staate oft genug mit ihren 
Geldmitteln helfend zur Seite getreten waren. Als das eigentliche 
Bankgeschäft wurde damals angesehen, fremde Gelder anzunehmen 
and Zahlungen der Deponenten dieser Gelder untereinander durch 

') Ausfilhrlich hiorüber Meusi, S. 132 ff., der auch die ei iischliigige Lite- 
ratur vormerkt. Ferner hierEU luid eutii folgenden das 1810—1613 verfaßte 
Manuskript dea Hüfsektetitrs Mesmer, Geschichte der Wiener Bank (AbscUrift 
im Beichsfinanzarcluve, Konvolut 232/D). Anfangs ,&lai 1703, hIs die Kala- 
Btrophe eintrat, starb der Chef des Hausen, Samuel Ü|ipenheimer. Mensi, 
S. 138. 

') Marperger, Boschreibung der Banquen. Halle und Leipzig 1717. 
Nasse, Das venozianiacho Bankweijen im 11., 15. nnd 16. Jabrliundort. (Jahr- 
bücher für Nationalökonomie, Bd. 34, S, 329 ff.) Gierke, Das deutsche Ge- 
nOBseDBchafCBiecht (1S68— 1881), 1, g. 391 ff. (über die S. Georgsbaiik in Venedig). 
Bandwürterbuch der StaatswiMenschaften, 2. Auflage, Artikel „IlHnteii'', 
Wörterblich für Volkswirtschaft, hg. von Elster, Artikel „Banken", Öster- 
reichisches StaatswÜrterbuch, Artikel „Banken", 

Oilornicbiiche ZiDtnlfeindlaDg. I. 1. 7 
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Umsclireibiingen in den Blüchern der Bank zu vermitteln. 
fUbrung und Zalilung durch Banken galt den Venezianern als eine 
fllr den großen Geschäftsbetrieb unentbehrliche Einrichtung und die 
Kreditgewährung der Unischreibebanken an den Staat war in Venedig 
eine gewühnliche, fast selbstverständliche Sache. Freilich, diese 
Privatbanken konnten sich durchaus nicht lange halten; sie g;ewährteD 
allzu bereitwillig und ohne genügende Sich er Stellung Vorschlisse aaf 
lange Frist, mußten aber selbst bereit sein, die bei ihnen hinterlegten 
Summen jederzeit zurückzuzahlen. So wurde gegen Ende des sech- 
zehnten Jahrhunderts der Plan gefaßt, das Bankwesen ganz in die 
Hände des Btautes zu legen, da nun einmal, wie der venezianische 
Senat es im Jahre 1587 aussprach, die hergebrachte Art des Geld- 
verkehres durch Vermitthing einer Bank nicht zu entbehren sei. Die 
Errichtung von Privatbanken war schon einige Jahre früher ver- 
boten worden und nach langwierigen Erörterungen und Verband- 
langen trat 1Ö87 der „Banco di Rialto" als Staatsbank ins Leben. 
Da das ganze Handels- und Geldgeschäft in Venedig auf dem Um- 
Bchreibe(Giro-)verkehr beruhte, wurde auch die neue und einzige 
Bank als Girobank (Umschreibebank) eingerichtet und der Girover- 
kehr bald darauf (1594) für alle Wechselzahlungen obligatorisch 
gemacht.^) Leute, die in Venedig Geschäfte machen wollten, mußten 
aller Wahrscheinlichkeit nach Geld in den Kellern der Bank hinter- 
legen und ein eigenes Blatt in den BankbUchern haben, wo ihr 
„Credit und Debet" verzeichnet wurde. War ein Wechsel eines 
solchen Blattinhabers ftlllig geworden, so wurde dessen Liquidierung 
durch Zuschreiben (beim Gläubiger) und Abschreiben (beim Schuld- 
ner) in den Büchern der Bank besorgt. Mängel in der Organisation 
des Banco di Rialto führten bald darauf zu dessen Beseitigung and 
an seiner statt zur Errichtung einer neuen Staatsbank, des „Banco 
del Giro", welcher bis zum Jahre 1806 in Wirksamkeit blieb.*) 



') Handwörterbuch dar StaAtswiseeuschafteD, „Banken", S. ITl; Nasae, 
VeiieiianiHplies Bankwesen, S, 331— 35i, Marperger, Baiiquen, Lebnudelt im 
6. Kupitel die großen „Giro- oder Ab- «nd Kusclireibbnnqiien" und sagt liier 
S. fl&; „Betreffend die Definition einer solchen Giro- oder Ab- und Ztiatlireib- 
liank, so ut das lutciniscbB Wort ,gyraE', ein Kreis oder umdrehender Wirbel, 
(davon daH italieniacbe Wort ,g{riren', in Krei« herumblaufen, aiis einer Hand 
in die andere yerwecliseln, gleichsam einen ninden Umlilauf und Circul machen, 
herkommt) bekannt." 

*) Bo mich Hund Wörterbuch der Slaatswissenacbaften , „Danken", 
S. 111. Nach Naaae, K. 358, haben beide Banken eine Zeitlang nebeneinander 
bestanden, bis später die lüaltobank einging und der Banco Giro allein be- 
stehen blieb. 
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Nach dem Muster des venezianischen Banco del Giro scheint 
nan im Jahre 1703 das gieichhonannte Wiener Institut errichtet 
worden zu. sein. Es waren zwar in Wien schon im Laufe des sieb- 
zehnten Jahrhundertes mancherlei Bankprojektc erörtert worden, 
aber erst jetzt, als nach dem LStiirze des Hausoa Oppenheimer der 
Kredit des kaiserlichen Fiskus vüUig zusammenzubrechen drohte, wandte 
man sich mit Eifer und Ernst dem Gedanken der Errichtung einer 
Bank zu. Mao hoffte damit den finanziellen Übeln endgültig zu 
steuern, vor allem zu barem Geld zu kommen und ließ öffenthch 
verbreiten, daß hierdurch der darniederliegende Handel sich kräf- 
tigen und Wohlstand in die kaiserlichen Erhiande einziehen würde. 
Ganz im Gegensatze zu der gewohnten Bedächtigkeil hatte man es 
überaus eilig; eine Kommission, merkwürdigerweise ohne Zuzieimng 
des Hofkanimerpräsidenten Grafen Salaburg, trat zusammen und 
bereits am 15. Juni 1703 erschien als Frucht ihrer Beratungen das 
anscheinend von dem abenteuernden venezianischen Ahbate Norbis 
verfaßte Patent, durch welches das neue Kreditinstitut, der „Banco 
del Giro", ins Leben gerufen wurde.*) Die Bank wurde unter die 
Leitung eines staatlichen Bancokollegs gestellt und erhielt eine Jahres- 
dotation von vier Millionen Gulden aus den Kontributionen der öster- 
reichischen und ungarischen Länder zugewiesen. Bis zu diesem Be- 
trage bekam die Hofkammer das Recht, den Staatsgi ä üb ig er n An- 
weisungen auf die Bank auszustellen, die giriert, das ist auf andere 
„al pari" übertragen werden konnten und deren Annahme an Zahlungs- 
statt niemand sollte verweigern dürfen. Man gab sich auch der 
Hoffnung hin, daß sich Privatpersonen des Instituts als Giro- und 
Depositenbank bedienen würden. Das venezianische Vorbild ist augen- 
fftUig; die Bank führt den Namen „Banco del Giro", wird wie in 
Venedig unter Staatsaufsicht gestellt und in der Bankordnung fand 
die Bestimmung Aufnahme, dass jeder, der Handelsgeschäfte treibe, 
alle Wechsel und kanfmUnni sehen Anweisungen bei lO"/,, Strafe durch 
den Banco laufen lassen müsse. Einkassierung und Auszahlung der 

') Über das FinaiiEweseti unter deo Kuiseru Leopold, Josef I. und 
Karl VI. Boacher, Öaterreicliisclie National Ökonomik unter Leopold I. in 
„Jahrbücher für Nationalitkouamie und Statistik", lig. von Hitlebrand , 2 
(1864), a.2bS. und lOöff. 8. außer Mensi, Finanien Österreidia, Scliwabe 
T. Weiaenfreund, Uesehichte dea öaterreiclüaclien Staatskrudita, S. 194, Anin.2 
und Beer, Das Finanzwesen der Monarchie unter Karl VI. (ÖBleneicliiscber 
Erbfolgokrieg, I), Kaltenbaeek, Finantigeachichte (a. S. SS, Anm. 1) boBonders 
auch Bidermanu, Die Wiener Stadtbank (Archiv für Knndo öslerr. Geacliichta- 
quellen 30(18581, S. 341 ff.). Ferner beaonder? die Aktenstücke Nr. 44-48, 
&I, 53, 54, 59—61 des dritten fiaudes. 
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Wechsel sollten somit nur durch Vermittlung der Girobank vor sich 
gehen können und wie in Venedig die Geschäftsleute genötigt sein, 
durch Geldeinlagen Gläubiger der Bank zu werden.') 

Das Institut des Banco del Giro entsprach nicht den Erwar- 
tungen, die man darauf gesetzt hatte. Schon daß die Anweisungen 
Zwangahurs haben sollten, erfüllte die Handelsleute mit Mißtrauen, 
vor allem aber wäre, um das private Kapital anzulocken, die pünkt- 
liche Erfolgung der vom Monarchen zugesagten jährlichen Dotation 
an die Bank nötig gewesen; aber wie vorauszusehen war, geschah 
es nicht. Die neue Bank schien nur zur Befriedigung der Gliiubi 
Oppenheimers da zu sein. Man verwies alle fUnf Millionen Gulden, 
welche die Firma Oppenheimer von dem kaiserlichen Arar forderte, 
zur Auszahlung an dieselbe; da sie nun nahezu keine Dotation 
hielt, so konnten die staatlichen SchuldpoBten nur als Guthaben dei 
pp en heim er i sehen Erben oder deren Rechtsnachfolger in die Bank- 
bUcher eingetragen und darüber Anweisungen, sogenannte Bauco- 
oder Girozettel, ausgestellt werden; diese mußten dann von allen 
Handeltreibenden an Geldesstatt angenommen werden. Dabei wurde 
nun sehr bald offenbar, daß der Besitzer einer solchen Assignation 
diese zwar auf eine andere Person umschreiben lassen, nicht aber 
von der Bank ein Bargeld daftlr erhalten konnte. Die Folge war, 
daß die Bankanweisungen, für die man nur eine geringe Verzinsung 



'] Der UaDCo del üiro wurde unter die „üben'tujiffcfum und aulurität" 
der geheimen Rfite Johann Adam Fürst Lieclilenstein und Otto Graf von Abeno- 
perg-Traun, niederöeterreii'Iiisuher Landii:iH.rBFhn11, gesetzt iiuii denaelbeo „pro 
directoriu'; also um die Leitung führen zu können, ein besonderes Kolleginm 
beigegeben, iu welchem neben der Hofkauiuier und niederöstorreicUischen Ke- 
giening die niederöaterreichiBchen Stände, der Wieoer Hagistriit uud der Wiener 
Handelaatand vertreten waren. S. AkteuEtücke Nr. 4&, S. ISS. In welchem 
VerhßltiiiBse sich Oberinspektion und Kollegium Eur Hot'kammer befanden, ist 
weder in dem Grund ungsdiplom, noch in der gleichseitig verßfFen fliehten Bank- 
Ordnung gesagt. Wir erfahren aua Iptitcror nilein, daß das Kollegium ver- 
pflichtet war, wöchentliche Extrakte und vierteljährige Bilanien an die Hof- 
kammer einsusenden, „insoweit unser aerarium respectu der einlaiigqaota darbei 
intereisiret ist" (Punkt 13). Aue Mesmer, GescLii^hte der Wiener Bank (siehe 
S. ^, Anm. I), S. ti und 16 geht hervor, daß die Ministerialbancodeputation — 
HO nannte sich die Ob er lnspektion — ohne Vermittlung der Hofkammer Vor- 
trSge an den Kaiser richtete, die mit allerhöchnten Entachließungen ihre Er- 
ledigung fanden. Mun darf äomit die Ohertnapektion EU den Hofmitteln rechnen. 
— Im Handwörterbuch der Staats Wissenschaften, Ranken", 3. Aufl., S. 175, 
wird des Banco del Giro nicht gedacht, sondern nur die Einrichtimg der Wiener 
Stadthank heschriehen und irrtümlich in das Jalir ]703 verlegt. — In Amster- 
dam worden in den Jahren lÜOS nnd 1643 vom Stadtrate Hhuliolie Bei=tiiiimiingen 
fttr die Bank getruffen. Marperger, Banqnen, S. 125 — 126. 
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erhielt, erheblich im Werte sanken und nur angern angenommen 
wurden. Dabei kosteten die Truppen wöciienllich fast eine halbe 
Million, aus Ungaru und Siebenbürgen floß „dermalen kein Heller" 
in die StaatskaEsen ', so groß war die Not, daß die kaiserliche KUche 
oft nur mit Mühe versorgt werden konnte.') Um einen Weg aus 
diesen Übelatänden heraus zu finden, wurden immer wieder Beratungen, 
Konferenzen und Kommissionen abgehalten und die Steuerkraft der 
Untertanen auf das äußerste anzuspannen beschlossen. Natürlich 
wurde dabei auch auf die Unzulänglichkeit des Banco del Giro hin- 
gewiesen; neue Baukprojekte tauchten auf; man einigte sich endlich 
doch dahin, den Banco beizubehalten, ihm aber eine andere Form 
zu geben. Man erkennt deutlich das Ringen zweier Auffassungen 
über das Bankwesen am Hofe des Kaisera. Eine größere Gruppe 
ließ sich noch immer von dem Abbate Norbis lenken, der sich be- 
mühte, den von ihm geschaffenen Banuo del Giro mit einigen Ab- 
änderungen zu erhalten; die Minorität, geführt von dem neuen Hof- 
kammerpräsidenten Grafen Starhemberg, suchte mit der Anschauung 
durchzudringen, daß eine Bank nur bestehen könne, wenn sie wirk- 
hch eine Dotation erhalte und wenn volle Bürgschaft dafür vorhan- 
den sei, daß die in die Bank eingelegten Gelder an den FäJhgkeits- 
tagen sicher ausbezahlt wiirden. Die Dotation wäre aus den ver- 
schiedenen Gefilllen zu beschaffen und die Bürgschaft sollten die 
Stande der Erbländer („Landgarantie") solidarisch übernehmen.') 

Es ist schwer verständlich, wieso damals Abbate Norbis mit 
seinen nebelhaften und unsicheren Plänen den Sieg behalten und 

') Menai, FiDftnzen, S. 141, 186—187, 20S, S05. Dazu das bieher nicht 
benfltzte Referat einer Deputation vom 25. Feliruar 1704, die unter dem l'rSai- 
dium des Reicbsviiekanzlera Grafen Ksuiiitz niebreia Wochen tagte und dem 
Kaiser Vorsebläge nur Verbesserung der finanziellen Lage erstatten snilt«. Ibr 
geborten außer dem Vorsitzenden an : der böhmiscbe Kanzler Griif Kinsky, der 
üsterreichisebe Kanzler Graf Biiceltini und Guadacker Tliomas Graf Starben iberg, 
seit 4. Juli 1703 |Mensi, S. ai; Meer, B. 4] Hofkaminerpröaident. S. Reicbs- 
finanzarcbiv, Miacellano« cameralis, S. 5129 bis B0H9, Band Nr. 145 V D, be- 
gonders 8. 5858, 5861 und 5863. 

') Es ist die Blüte*eit des Komm issi uns wesenB. Über die tiuHDzi eile Lage 
nnd deren Heilung berieten die geheime Konferenz unter König Jnsef (Mcnsi, 
8. 93, 189), die vom Kaiser zum Zwecke der Bedeckung deH Militärerfordernisses 
als st&ndigea Kollegium eingesetzte MiCtelsdeputatiun (Menai, S. 191, 197) nnd 
die eben genannte besondere Deputation unter dem Vorsitze des Grafen Kaunitx. 
— Über neue Bankprojekte s, das Heferat der KannitEiacheu Deputation (Mis- 
cellanea, S. 5847 und 5868) und Menai, S. 90, Anm. 1 nnd S. lT9ff. Der bereita 
fertiggestellte, aber niclit resolvierte Patententwnrf der „Landgarantie" in 
„Miscellanea", S.5!HWti*. 



tos 



Die FinftuE Verwaltung, 



der Kammerpräsident mit den viel besser gegründeten Vorschlagen 
den kürzeren ziehen konnte. Aber Tatsache ist, daß dem so war. 
Am 3. Juni 1704 erschien daa „Ampliationadiploma" Kaiser Leo- 
polds I./) eine Fortsetzuog und Erweiterung des Patents von 1103, 
dessen Bestimmungen, insofern sie hier nicht eine Abänderung er- 
fuhren, weiter in Kraft bleiben sollten. Die Bank war auch in dem 
neuen Statut als eine Girobank gedacht;*) man rechnete aber nicht 
mehr damit, daß Privatpersonen Kapitalien einlegen und die neue 
Anstalt als Zahlstelle benutzen würden, sondern sie sollte in ihrer 
veränderten Gestalt als ein „Banco di afifraneatione, das ist Abledi- 
gungs- oder Befreiungsbanco" wirken. Sie sollte dem Staate die 
Mittel für die Verzinsung und Tilgung der an die Bank übertragenen 
Staatsschulden verschaffen und ihn so von seinen Schulden befreien. 
Da man mit der Überweisung eines Teiles der Kontribution üble 
Erfahrungen gemacht hatte, wurden jetzt verschiedene schon be- 
stehende Kamraergeföüe, der Fleischkreuzer, das TabakgeMI, der 
gerade für Wien und Umgebung eingeführte Mehl aufs ch lag, die 
ungarischen Geftllle und von neu einzuführenden Abgaben das 
Stein pe Ige filll und die Maß- und Gewichtstaxe, welche jührlich — so 
hoffte man — insgesamt 5'/» Millionen Gulden abwerfen würden, 
als Dotation für den Banco di affrancatione bestimmt. Insoweit 
waren die Vorachläge des Grafen Starhemberg doch nicht unbeachtet 
geblieben.') Man setzte ferner fest, daß die für die Bank gewid- 
meten Fonde von dem Bancokollegium, welches beibehalten und 
dem an Stelle der „Oberinspektion" eine „Ministerialdeputation" bei- 
gegeben wurde, „ganz und gar independent von unserer Hofkammer 
und anderen Dycasteriis" zu verwalten seien.') Das Verhältnis 
von Deputation und Kolleg zu einander wird nicht genauer be- 
zeichnet. Es scheint, daß letzteres die eigentlichen Geschälte be- 
sorgte, während die Deputation eine Art Oberaufsicht wie die frühere 

') Aktenstücke Nr. 45, S.125f. 

') Formularien von Girobank extrakten hei Menai, &.38!>, Anin. 

') AnCer ilen genannten Gefällen weiilen allsuvertrniiensvoll aticli als 
eine Aktivpost gerechnet .,dic bereit* verschiedenen creditsparteien hinaus er- 
tbeüten und auf etliche millioncn sich belaufenden anweisuni)efi'. E» kounte dies 
nur deswegen gesehehen, weil die Assignationen auf Geffllle und Ämter sicher- 
gestellt waren. Wie erwähnt, hatten aher diese Sicherstellungen einen ge- 
ringen Wert. 

*) Der Vorstand dieser „Deputation" wie des „Banco" nach der ersten 
Einführung war der reiche Fürüt Johann Adam von Liechtenstein, welcher ali 
tüchtiger Verwalter seiner Güter einen gp-oßen Buf genoÜ. S.Falke, Ge- 
schichte des fürstlichen Hauses Liechtenstein U'^-l'^SS), S, S. 331f 
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Inspektion übte und den Verkehr mit dem Monarchen vermittelte, 
dem sie in Bankangelegenheiten die notwendigen Vorträge erstattete.') 
Einen Beweis für die große Wichtigkeit, die man der neuen 
Schöpfung beilegte, liefert der Artikel in der Bankakte, welcher 
Deputation und Kolleg als Organe erklärt, die „von unserer kaiser- 
lichen Protection allein zu dependireu" haben, somit die Ministerial- 
deputation mit dem Banco, wanu nicht ausdrücklich, so doch tatsäch- 
lich den Hofmitteln, der Hofkammer, dem Hofkriegsrate und den 
Hofkanzleien gleichstellt. 

Ein großer Teil der kaiserlichen Einnahmen wurde damit der 
Verfügung der Hofkamnier entzogen und einem besonderen Amte 
unterstellt, dem es zukam, sie zu „colligiren und administriren". 
Doch erhielt in Anbetracht der großen Dotation der Bank die Hof- 
kammer die Vollmacht, zur Bezahlnng alter Schulden und Bedeckung 
neuer Bedürfnisse des Arars Anweisungen (Assignationen) auf den 
Banco bis zum Betrage von 40 Millionen Gulden auszugeben. Diese 
waren den Giilubigern in den Büchern der Bank mit entsprechen- 
der Verzinsung gutzuschreiben und vom 1. Dezember 1704 an binnen 
zwölf Jahren in genau festgesetzten jährücheu Teilbeträgen zurück- 
zuzahlen. Der Zinsfuß sollte je nach der früheren oder späteren 
Fälligkeit der Anweisungen geringer oder hiiher bemessen werden.*) 

Den Verfassern der Bankordnung von 1704 schwebte nicht 
allein der Gedanke vor, einen Teil der Schulden zu bezahlen, son- 
dern sie gaben sich auch der Hoffnung hin, gegen die Verabfolgung 
von kurz- oder langfristigen Anweisungen reichlich bares Geld zur 
Fuhrung des kostspieligen Krieges zu bekommen;') sie zweifelten 

') In MeaiuarB Arbeit (a. S. 37, Aum. 1) S. Ü, 17, 18 worden a. u. Vorträge 
der MiiiiHterialdepiitatiüii (Ministen albaDuodeputaCion) angefahrt. 

■) Im 1. Jakre Bollteii i Millionen, im 2. und 3. Jahre je 2'/i Millionen, im 
4. Jahre 3V. Millionen, im 5. Jahre i'j, Millionen, im 6. und 7. Jahre je 4 Mil- 
lionen nnd im 8.^13. Jahre je 3 Millionen nurfickgezahlt, die im 1. Jahre fäUigeu 
Anweisungen mit vier, die im 9. und 3. Jahre mit fünf, im i.—6. Jahre mit 
eecha, im 7.— S. Jahre'mit Bieben und im 10. — 12. Jalire mit aeht Proaent ver- 
ninBt werden. S. Aktenstücke Nr. 45, S. 129. 

*) Dafür spricht anch der Vortrag, den die Hofkaramer am 3. Juli 1704 
in Bankangelegenheiten an den Kaiser eretattete. Es heißt daselbst; „Die 
40 mäiionen, so affranchirt sollen werdrn, bestehen cnticederi in schon gtvtachten 
schulde» oder in neu aufnehmenden fopiloiien" (Abschrift in der Hüttnerachen 
Sammlung, Band IG, S. 197 im k. k. Archive für Niederösterreich). Der Text 
des Statuta von 1704 enthält übrigens manchorioi Unklarheiten. So etwa die 
Worte: „die abthunng des eapüals wird btscbehen mit 40 millionen in 13 jähren; 
und gitichwie besagte 40 millionen alUogleich in yiro tu bringen seind, also wird 
das jähr et* solcher befreiang den 1. deiembria 1704 seinen anfang nehmen . , ." 
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gar nicht darao, daß die AffrankAtionsbank gedeihen und das Fubli- 
knm gerne Anweiaangen auf die Bank an Zahlungsstatt annehmen 
werde. Um die Geldleute zu beruhigen und ihr Vertrauen zu ge- 
winnen, ordnete man an, daß von den einzuzahlenden GefUUen alle 
Betrilge von löO fl. aufwärts zu zwei Drittel in Bankposten oder 
Anweisungen, und zwar in soU-hen abzuliefern seien, die noch in 
demselben Jahre zur Einlösung kämen. Dadurch wurden diejenigen 
GelUllseinnehmer,') welche mehr als 150 fl. an die Bank abzuführen 
hatten, genötigt, sich derlei fällige Anweisungen auf irgend eine 
Weise selbst gegen bares 'Geld zu verschaffen. Nach dem allen 
konnte daher das „Ampüationsdiploma" von 1704 mit einigem Grund 
verkünden, „dass solchergestalt auch ein mehrers, als versprochen 
worden, gebalten wird, allermassen noch vor Ausgang des Jahrs die 
Schuldbefreinng oder Affrancation bewürket werden kann".') Ein 
neues wichtiges Privileg für das Institut war endlich die „gitnzliche 
Befreiung der Bancoposten von allen und jeden Kontributionen oder 
Impositionen, so sonsten von den liegenden und fahrenden Effekten 
zu reichen und zu versteuern kommen". 

Die Prinzipien, auf denen die Girobank von 1704 aufgebaut 
war, zeigen eine gewisse .^ hnlichkeit mit denen, auf welchen die als 
„Monti" bezeichneten Geldvermittlungsinstitnte für Staatszwecke in 
Italien beruhten. Eine Anzahl von Kapitalisten trat freiwillig oder 
gezwungen zusammen, um Darleben fllr den Staat aufzubringen, und 
erhielt bestimmte staatliche Einnahmszweige zur Verzinsung und 
Amortisierung der von ihnen geliehenen oder vermittolten Gelder zu- 



(Aktensttlcke Nr. 45, S. 139). Diese sind meines Erai>h[eiis nicht e<^ anzu- 
fassen, als ob mit einem Schlaffe 40 Milliunen Soli nid verselireibungen ansgegeben 
werden könnten und sollten, sondern daß mit dem 1. Dezember 1704 begonnen 
werden soll, die Assignationeii in die BUclior der Bank einzutragen. Es wSre 
bei dem Stande der Geldverhältnisae — so viel wußten auch die Optimisten — 
unmöglich gewesen, eine solche Menge von Anweisungen auf einmal an den 
Mann zu bringen. Die Bank Gcheint nur die Ermlichtigung bekommen KU 
haben, kurz- oder langsichtige Assignationen bis zum Betrage von 40 Millionen 
Qulden auszugeben. Ob es möglich sei, in rascher Aufeinanderfolge ächnld- 
verschrei bungcn in so bedeutendem Umfange in Verkehr zu setzen, das mußte 
erst erprobt werden. 

') Die Gefälle waren meist verpachtet, so etwa der an die Bank Über- 
wiesene Floischkreazer. S. Mensi, Finanzen, S. 198. 

*) ä. Aktenstacke Nr. 45, S. 136. Oa Bankanweisungen — nach dem 
oben Angeführten — oft früher erworben werden mußten, so hatt«n in der Tat 
die VeräuQerer derselben kleine Vorteile gewinnen kennen, vorauitgeeetzt frei- 
lich, duiJ duE Bankinstitut auch ordentlich f auktionierte. 
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gewicBeii,') Auch in Wien Bciiied man gewisse staatliche Einkom- 
mensquellen zu dem Zwecke aus, nm damit die aufzunehmenden 
Kapitalien sicherzustellen. Man wies sie dem Bancobolleg zu, 
welches aber — und hier steckt der Fehler in der Organisation — 
keine Gläubigervereinigung, sondern ein staatliches Amt war, das 
ganz vom Willen des Monarchen abhing. Waren einmal Zweifel 
in die Zahlungaftihigkeit des Arars vorhanden, so wurde die Sach- 
lage nicht geändert, wenn an Stelle der Hofkauimer ein anderes 
Kolleg mit der Verwaltung und Tilgung der Schulden betraut wurde. 



VII. 
Die Wiener Stadtbank und Dlintsterialbancodeputation. 

Die Hofkammer und vor allem deren Präsident Gundacker 
Thomas Graf Starhemberg waren durch die VeröffentUchung des 
Bankpatenta von 1704, die ohne ihr Wissen erfolgte, anf das unan- 
genehmste betroffen. Starhemberg sah, wie alle seine Bemühungen, 
Ordnung in den Staatshalt zu bringen, erfolglos bheben und der 
Bestand der Kammer selbst dadurch bedroht wurde, daß man ihr 
eine völlig selbständige Behörde an die Seite stellte und dieser einen 
großen Teil der Karoeraleinkünfte zu unabhängiger Verwaltung 
zuwies. Er veranlaßte einen ausführlichen Vortrag der Hofkamraer 
an den Kaiser, in dem auf die Schädlichkeit einer Organisation hin- 
gewiesen wurde, welche die Verwaltung der Kanieralfonde zwei von 
einander unabhängigen Ämtern zuweise, und der scharf zum Aus- 
drucke brachte, daß in einem monarchischen Staate eine von den 
Entschließungen des LandeafUrsten abhängige Slaatsliank niemals das 
Vertrauen finden werde; denn in ki-itischen Zeitläufen würde man 
nach allgemeiner Überzeugung sich an das Statut der Bank nicht 
halten und die Interessen des Staates unter allen Umständen denen 
der Staat Sgl ftubig er voransteilen. Kaiser Leopold I. war aber von 
den Vorzügen des neuen Bankdiploms so überzeugt, daß er den 
Vorstellungen der Hofkammer kein Gehör schenkte und resolvierte, 
es solle bei seinen Entschließungen vorbleiben und das neue Institut 
in Wirksamkeit treten.*) Starhemberg und sein Anhang hatten recht 

') Vgl. Hand worterbueli clor RtaBtswisBen sc haften, „Banken", 2. AnO., 
S. leS und Elster, Würterbucli für Volkswirtschaft, „Banken". S. 274. 

■) A. h. Entschließung anf den Vortrag der Hofkammer vom 3. Juli 1704 
(HüttnerBcbe Sammlnng, 16, S. 1!)7). Nach den Dsrstelhingen bei Mensi, 
S. 194 und bei Schwabe, 2, S. 80 möclite man meinen, der Vortrag aei von 
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gesehen: die Äffrankationsbank in Wien fand keinen Boden für ihr 
Gedeihen. Es wäre dazu zweierlei erforderlich gewesen: den ge- 
Bchäftlichen Verkehr wie in Venedig wirklich im Wege des Ab- und 
ZuscLreibens bankmüßig abzuwickeln und vor allem die gewidmeten 
Gefillle dem Baneo richtig zu üborweisen. In Wirklichkeit Sossen 
anstatt der versprochenen jährlichen ö'/i Millionen kaum mehr ala 
500.000 fl. jährlich in dessen Kassen.') Die ganze Leistung des mit 
so großen Hoffnungen und Erwartungen geschaffenen Inslituts be- 
stand darin, daß es fllr 6 Millionen Staatsschulden, die man ihm zur 
Tilgung übergeben hatte, die Zinsen zahlte.*) Ein klilgliches Kesultat, 
wenn man bedenkt, daß die Schöpfer der Bank gemeint hatten, 
40 Millionen Gulden durch sie verzinsen und tilgen zu können.*) 
Noch in den letzten Tagen des am 5. Mai 1705 verstorbenen Kaisers 
Leopold scheint es zu scharfen Auseinandersetzungen in den maß- 
gebenden Kreisen wegen der Girobank gekommen zu sein. Graf 
Wratislaw, der Vertrauensmann des nach Spanien abgegangenen 
Erzherzogs Karl, schreibt am 18. April 170Ö an seinen Gönner: nTy'is 
ganze Welt erkennt den Geldmangel, allein wenige suchen das Mittel 
zu finden, diesem Übel zu steuern, indem die partikulare Animosität 
der Kammer wider den Banco in einen solchen Exzeß gestiegen, 
daß man mit Hintansetzung alles des übrigen nur allein bedacht ist, 
wie den Banco über ein Haufen zu werfen,"*) 

Als Kaiser Josef \. zur Regierung gelangt war, fand endlich 
Starbemberg mit seinen Vorschlägen Gehör. Schon als römischer 
König hatte der neue Herrscher eine Vorliebe fUr die Ideen Starhem- 



Starbemberg eelbst aiiagegaiignu. Tatsäcblieh war der Hergang folgender: der 
KamnierjjräEiilcnt erhob betin KaiEer mündliche Vorstrllimgen und wurde von 
diesem aufgefordert, „golche trhebUcMceiten mittelst eiins gewöhnlichtn »chrifilkhen 
rtferati nomine tatiua greniii an kaüerliche Majestät gelangen iU Iommi". Starbem- 
berg aber brachte, um das „arcanum' za wahren, die Angelegenheit nicht an 
den vollen Kammerrat, anndern an einen Senioren au aacbuß, dorcb den dann 
der Vortrag vom 3. Juli erstattet wurde. Für die obige Darstellung kom- 
men aus diesem Vortrage in Betracht S. 152, 154, 156, ITÜ, ISO, 183 und 306. 
Die Hofkammer beacbwerC sieb darin luiter anderem Qber die Absicht, „tie 
[Hof kaumer] nno ictu übern häufen tu werfen und circa administratiortem aerarü 
ein anders miniiterium einzuführen" (S, 156), oder sie fahrt aus, daß die Eitekten 
des ßaneo allein dem Monarchen geboren und auf inanclierlei Weise angegriffen 
werden können (S. 180). 

') Menai, S. 197 and 198. 
') Mensi, S. 204. 

») S. Schwabe, 3, S. TTff.; Mensi, S. 189fl'.; Beer, S. 77ff. 

') Wratislawa Korrespondenz mit König Karl. Archiv f. Kunde österr. 
Geischichtaquelien, 16, S. 15. 
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bergs gezeigt. Es aeliieii ihm einleuchtend, daß, wie dieser ausfltlirte, 
ein Kreditinstitut, um Vertrauen zu erwecken, sichere Bürgen dafür 
brauche, daß es seinen Verpflichtungen unter allen UmstHnden ent- 
sprechen werde.'} Als es nun offenkundig geworden war, daß die 
„Abledigunga- und Befreiungsbank ■* wegen ihrer unsicheren Fun- 
dierung ihrer Aufgabe nicht nachkommen könne, griff mau auf diese 
Gedanken und Pläne zurück. Es sollte eine Bank errichtet werden, 
die zwar unter staatlicher Aufsicht stehen, aber in ihrer Verwaltung 
unabhängig sein sollte. £9 war dabei ein ganz vorzüglicher Gedanke, 
daß das neue Institut nicht auf dem Kredit des Staates, auch nicht 
auf dem schon stark in Anspruch genommenen der Länder, sondern 
auf den EUrgschaften ruhen sollte, die ein größeres, gut verwaltetes 
Gemeinwesen, wie die Stadt Wien, bieten könnte. Die Girobank 
wurde nicht aufgelöst, aber mit dem neuen Kreditinstitut vereinigt, 
das am 8. März 1706 als Wiener Stadtbank seine Tlltigkeit begann 
und die Bestimmung erhielt, vor allem zuerst die 6 Millionen Gulden 
der Girobank zu bezahlen.*) Die neue städtische Bank sollte den 
Staat mit ihrem Kredit unterstützen und dessen bisherige und künf- 
tige Schulden iu fünfzehnjährigen Fristen abzahlen. Sie kam sogar, 
obwohl dies in ihrem Statut zunUchst nicht in Aussicht genommen 
war, bald in die Lage, dem Ärar mit bedeutenden Barmitteln aus- 
zuhelfen, da man ihr von privater Seite großes Vertrauen entgegen- 
brachte und in ihren Kassen gerne Geld gegen die übliche Ver- 
zinsung hinterlegte.') Die öffentliche Meinung war in der Tat 

') Vgl. Mensi, S. Itfltff. Vgl. auch S. 101, Anm. 2. 

') Das ErrichtUDgediplom ist vom 24. Dezember 1705 datiert, aber erat 
am 8. MäM 1706 vetöfleDtlielU worden. Menfli, S. 207 und Aktenaiücko 
Nr. 45, S. 132 — 137. Der Vorschlag, den Kredit der Stadt Wien heraniuiiehen, 
war zuiu ersten Male in der zu Anfang de.s Jnlires 1704 unter dem Vorsitze 
des Grafen Kauniti tagenden Deputation (s. IS. 101, Anm. If, welcher auch 
Starhemberg angehörte, getnacht worden. Man wart' die Frage auf, ob es nicht 
möglich wäre, „gegen cersichening des interesee a G°je auf das Mesige stadtkam- 
mtramt" vier bis fünf Millionen zu bekommen, wenn man demselben als Dota- 
tion den Fleisch kreuz er (ibeclasse. Der Vorschlag wurde aber damuls nicht 
weiter in Erwägung gezogen. Reichstinanzarchiv, Miscellanea cameralia, f*. &H41. 
Vgl. dazu Meusi, S. 216, Anm. 1. 

') Da die Wiener Stadtbiink nickt eigentlich zu den slaatliciicn Organen 
gdtüblt werden kann, so soll hier nur das zum Verständnieae der damaligen 
FinanzverhaitniBse Notwendige vorgebracht werden. Näheres bei Schwabe, 
2, S. 84ff., 105-106; Mensi, 8. 205 fl". und Aktenstücke Nr. 45, 8.132-137. 
Daß man für deponierte Gelder gewöhnlich fi°/o aablte, weil man sie nin den 
für die Sehnldentilgiuig in Aussicht genommenen Zinsfuß von 5'/o meist nicht 
bekam, Schwabe, ebenda, S. 106. 
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gewonnen Trorden, weil „ein notorie accreditiertes Corpus civile", die 
Stadt Wien, die Haftung für die geliehenen Gelder auf sich genom- 
men hatte und auch die Verwaltung der Bank besorgte.'} Für die 
von der Hofkammer der Stadtbank zur Bezahlung übertragenen 
Schulden und für die dem Staate gegebenen Darlehen mußte der 
Stadt Wien eine Bedeckung von nelm Prozenten Übergeben werden. 
Dies geschah derart, daß eine Anzahl von GefUIlen mit ihren Ein- 
nahmen von der Hofkammer losgelöst wurden und in die städtische 
Verwaltung Übergingen. Man schickte sich endlich an, den wirklichen 
Verhältnissen Rechnung zu tragen, und es war ein ganz bankraiißiger 
Vorgang, für die Abzahlung und Verzinsung einer übernommenen 
Schuld eine entsprechende Deckung zu verlangen. Die fttr die neue 
Anstalt beanspruchten Fonde konnte die Hofkammer entbehren. Sie 
bezifferten sich auf ungefähr tJOO.OOO fl.,') wälirend man früher ohne 
jegliche Überlegung gleich Millionen den Kammerkassen hatte ent- 
ziehen wollen und dadurch die ganze staatliche Finanz Wirtschaft in 
Frage gestellt hatte. Man darf wohl sagen, daß unter all den mehr 
oder weniger staatlichen oder doch staatlichen Zwecken dienenden 
Bankanstalten jener Jahre und Jahrzehnte allein die Wiener Stadt- 
bank es verstanden hat, Einlagen von Privatpersonen heranzu- 
ziehen und daaemd größere Summen dem Staate zur Verfügung zu 
stellen. 

Es erübrigt noch, die staatliche Aufsiclit der neuen Bank näher 
zu charakterisieren. Die Oberaufsicht und oberste Leitung führte die 
kaiserliche „Ministerialbancodeputation", an deren Spitze der nieder- 
österreichische Statthalter Graf Weltz und der Hofkammerpräsident 
Graf Starhemberg gestellt wurden.') Der Stadtmagistrat, welcher 
die Verwaltung der Bank und der von der Hofkammer überwiesenen 
Gefälle führte, wurde dieser Deputation unterstellt, hatte ihre An- 
weisungen zu befolgen und in wichtigen Dingen ihre Entscheidung 
einzuholen. Die Bezeichnung „Ministerialhancodeputation" erklärt 
sich aus der Vereinigung der Wiener Girobank mit dem neuen 
Institate; man behielt für das Aufsichtsorgan dieser kombinierten 

') Eigentlkli war geplant, daß die Stadt als Alleinschuldner für die ihr 
äborwieeenen Staatsschulden auftreten sollte. Der Magistrat .vereinfachte aber 
sein Risiko und stellte nicht Obligationen der Stadt, sondern de« Stadt-Banco 
ans und vorpfliehteto aicli iii diesen Schuldverschreibungen lediglich, Kapital 
and Zinsen aus den der Stadt eingeräumten Bancogefällen zu befahlen. Das 
Publikum nahm daran keinen Anstofi. Mensi, S. SIT. 



•) Schwabe, 3, S. 90. 

■) Schwabe, 3, S. 91 und Mensi, S. 26t. 
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Bank die alte Titulatur bei.*) Die Grafen Starhemberg und Weltz 
verkehrten mit der Hofkammer genau in derselben Weise auf dem 
Fuße amtlicher Gieiehlieit durch sogenannte „Insinuata in Freund- 
Bchaft", wie die früheren Inspektoren der Girobank.*) Wie diese 
richteten auch sie ihre Vorträge unmittelbar an den Kaiser.^) Im 
Jahre 1746 wurden endlich die Folgerungen aus den tatatlcblichen 
Verhältnissen gezogen, die Miniaterialbancodeputation zu einem Hof- 
mittel erklärt und dadurch der Hofkammer, dem Hofkriegsrat und 
den Hofkanzleien formell gleichgestellt.*) 



vm. 

Die Errlehtims der Baui-alitSt. 

Obwohl Graf Starhemberg als Hofkammerprilaident und Mitvor- 
stand der Ministerialbancodeputation Hervorragendes geleistet hatte,') 
fand er doch bei Kaiser Karl VI., dem Bruder und Nachfolger des 
80 früh heimgegangenen Kaisers Josef I., ebensowenig volles Ver- 
trauen me vordem bei Kaiser Leopold I. Kaiser Karl, voll lebhaften 
Interesses für das Finanzwesen, lieh den Personen geneigtes Gehör, 
welche im Gegensätze zu Starhemberg der Erschüpfung der Slaats- 
mittel durch eine radikale Umgestaltung der Ftnanzverwaltung steuern 
wollten. Schon gleich nach seinem Regierungsantritte, in den Jahren 
1712 und 1713 fanden — ergebnislose — Beratungen statt, wie eine 
Besserung der finanziellen Lage herbeizuführen wäre. Ein — niemals 
ausgeführter — Entwurf zu einer Neuordnung des staatlichen Bank- 
wesens wurde ausgearbeitet und die Einrichtung der Hofkammer 



I) Vgl. Mensi, S. 317, Äniu. 3. — Die beiden Prüaidenten gaben sieh den 
Titel „die in bancosachen verordnete kaieerliehe ministerialbancodfputaliori" uud 
abgekllTzt „die MinisterialbaiicodeputiLtion". Mesmer, S. 103. Starhemberg wird 
im AiutischematiamUB von 1730 „Minislerial-Baaco-Deputation-PraeseH und 
Director" geuannt. Ärtihiv des Ministeriums des loDeni. 

") FOrat Liechtenstein und der Herzog von Moles. Menai, S. 206. 

•) Mesmer, S. 135— 12S, Es wurden auch gemeinBirbaftliche Beratungen 
zwischen Hotkamtaer und MiniaterialbancodeputatiDn gebalten nnd darüber ein 
gemeinsamer Vortrag erstattet. Mesmer, S. 144ff. 

*) Am IS. November 1746 erfolgte die Intimation an die unteren Stellen. 
Aktenstücke Nr. 61, 8.526. 

') Nach dem im Juni 1711 erfolgten Ableben des Grafen Weltz übernahm 
die eigentliche Leitung der Stadtbank tiraf Starhemberg, da der an Stelle des 
Verblichenen beateilte Koadminiatrator Graf Khevenbüller sich um sein Amt 
wenig bekUaunerto. Menai, S. 1260— 261. 



110 Dia FinBDEverwaltung. 

erfuhr einige Abändeningen.*) Nach der Beendigung des spanisclien 
Erbfolg ekrieges durch den Frieden von Rastatt am 7. März 1714 ging 
man aber allen Ernstes daran, die Finanzen zu reorganisieren. Trotz 
den üblen Erfahrungen, die man gemacht hatte, erhoüfte man wieder 
alles Heil von einer staallicheu Bank, die mit Staatsmitteln zu 
dotieren wäre. Die Vorgänge vor Erlassung des neuen Bankstatuts 
spielten sich ilhnheli wie in den Jahren 1703 und 1704 ab. Es 
wurde eine eigene „Ministerialdeputation" eingesetzt, die über das 
Projekt einer „Universal-BancalFinanzen-Oeconomie-Demonstration" 
und über eine völlige Umgestaltung der Finanzverwaltung beraten 
sollte. Hofkammer und Wiener Stadtbank sollten zwar bestehen 
bleiben, aber einerseits sollte durch eine Neuorganisation des staat- 
lichen Kredit-, Kassen- und Schuldenwesena der Wirkungskreis der 
Hofkammer, welcher man die Schuld an dem üblen Stande der 
Finanzen beimaß, eingeengt und durch Errichtung eines staatlichen 
Bankinstituts die Stadtbank, wenn es halbwegs anginge, entbehrlich 
gemacht werden. Die berufenste Persönlichkeit, der Hofkammer- 
prftsident Starhemberg, wurde den Sitzungen dieser Deputation nicht 
beigezogen. Der Kaiser ließ ihm zwar das von der Deputation in 
Beratung gezogene und gebilligte Projekt vorlegen, kehrte sich aber 
an das vom Kammerprilsidenten abgegebene ungünstige Outachten 
nicht, er war vielmehr fest entschlossen, die Grundsätze der „De. 
monstration" zur Ausführung zu bringen, gab selbst ausführliche 
Direktiven zur Ausarbeitung des neuen Bankstatuts und erteilte 
darauf dem ihm vorgelegten Pateutentwurf, an dem er selbst einige 
nicht unwichtige Änderungen vornahm, am 14. Dezember 1714 die 
Sanktion.^) Auch das „BancaiitUtspatent" selbst, welches auf Grund 

') Mensi, S. 128 und 431; Schwabe, 2, S. 100 und 120; Aktenstücke 
Nr. 15, S. 137. Der Entwurf der Bankordnung, aiie dem viele Bestimmungen in 
ä&B Bancalitfitspatent vom 14. Dezember 1T14 Aufnahme fanden, trügt das 
Datum vom 34, Müix 1713. Die neue Geachäftaeinteüung der Hof kam mei trat 
mit dem 7. Februar ]7]4 in Wirksamkeit 

') Die oben angefühitu Deputation wird gewöhnlich MinisterialhofdeputB' 
tion genannt, obwohl sie in den Aktenstücken der Jahre 1714 und 1715 ledig- 
lich als Miuisterialde|)iitatioii bezeichnet wird. Niiheres Ober die Vorgänge vor 
Erlasaung des Bancalpateiita außer in den oft ornjlhnten dareteilenden ^Verken 
auch in Aktenstücke Nr. 45, S. 137f. Anfänglich führte in dieser Deputation 
Prinz Eugen von Savoyen den Vorsitz, Sie wurde aber dann unter dem Vor- 
sitze des Fürsten Trantsoti nen kouBtitiiiert und am 1. Oktober 1714 mit einer 
Instruktion versehen, in der die Grundsfltze angegeben waren, nach der die 
geplante Bankakte auBgearbeitet werden sollte. Die kaiserlieke Entschließung 
in betreff der neuen Bank langte am 14. Dezember 1714. 9 Uhr abends herab. 
Beer, S. feä. 
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dieses resolvierten Entwurfes herausgegeben wurde, erhielt dieses 
Datum. ^) 

In dem Bancalitätspatente sind nicht allein die Normen für das 
neue staatliche Bankinstitut, sondern auch die grundlegenden Bestim- 
mungen, nach denen das Kredit-. Kassen- und Schuldenwesen des 
Staates fortan geleitet werden sollte, enthalten. In hochtönenden 
Worten wurden die neuen Einrichtungen angepriesen: das Kammer- 
wesen sollte in Ordnung gebracht, der Kredit gehoben, Handel und 
Wandel befordert werden und als besonderes Lockmittel wurde in 
Aussicht gestellt, daß die Geschäftsleute von der neuen Staatsbank 
Darleben gegen eine nur dreiprozentige Verzinsung erhalten wUrden. 
Zur Dotierung der Bancalität waren dreierlei Fonds bestimmt: der 
„perpetuierliche", der „sekundierende" und der „garantierende" Fond. 

Der erste dieser Fonde ergibt sich nach dem Patente aus acht 
verschiedenen Einnahmsquelleu, von denen die ftinf neugeschaffenen 
die Bezeichnung „Arrhen" erhielten: eine Bancallegitimationsarrha, 
eine Dienstarrha, eine Assi gnations arrha, eine Reservat ionsarrha und 
eine jüdische Beltragsarrha. Jeder, der Bancalist (Teilhaber an den 
Bancalitiltspriviiegien) werden und bleiben wollte, mußte die Legiti- 
maiionsarrha, je nach seinem Stande und seiner Beschiiftigung im 
jahrlichen Betrage von 3 bis 200 fl., leisten.») Jeder Hof, Zivil- 
und Mihtitrbeamte, der in einem staatlichen Bezüge von mindestens 
500 Gulden stand, mußte die Dienstarrha in der Art zahlen, daß 
den bereits in dieser Gehaltsstufe und darüber dienenden Personen 
ein- fUr allemal 6 Prozente eines Jahresgehaltes, den künftig ein- 
tretenden oder zu dieser Gehaltsstufe Vorrückenden einmal die Hälfte 
ihres Gehaltes abgezogen werden sollte.*) Zugleich wurde verfligt, 
daß Beamter nur jener sollte werden können, der mindestens ein 
halbes Jahr lang Bancalist gewesen sei. Die Assignationsarrha 



') Die BeEeichnungen in den Akten wechseln. Wir lesen die AusiirUuke 
„Bancalität", „UDiverHalbancalitiit", „freie Univeraalbancalitlit'', „freie und 
garantieren da Bancalitilt" usw. 

') Dem l'atenl« ist eine „Matricula" beigegeben, in der 17 Bpitraga- 
kUsaen für lukünftjge Banoaliaten unterschieden werden. Jeder In- und Aus- 
länder konnte diese Qualität erlangen, als Hau pteinteilungag rund galt aber bei 
der Klaaaitikation doeh der kaii^erlicli -königliche und landeaftlrstliche Dienst. 
Aktenstücke Nr. 45, S. 145. 

*) Punkt 5 des Patentes, der von der Dienstarrlia handelt (S. 145), drückt 
sich nicLt klar darüber aus, ob dieser 50%ige Gehaltsabzug (jedes erste und dritte 
Quartal) bei jeder Beflirderung in eine hübere Gehaltsstufe oder nur einmal 
stattzufinden habe. Es scheint mir [gegeu Felluer) aber doch wohl das letztere 
angenommen werden tu sollen [Kretachmayrl. 
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bestand in einem dreiprozentigen Abzug von allen Geldern, welche 
die Bank an die Truppen oder andere Forderungsberechtigte (Staats- 
gläubiger) zahlte und war gewissermaßen als Prämie für die sichere 
FlUssigmachung des Geldes gedacht.') Die Reservatio na arrha war 
ein einprozentiger Abzug, den man bei der Gesamtrückzahlung von 
Baukeinlagen von dem Einleger als eine Art Entschädigung fUr die 
Vorteile erhob, welche dieser als Gläubiger der Bank genossen hatte. 
Die Juden endlich hatten, um Bancalisten werden zu können, die 
jüdische Beitragsarrha abzuführen; sie erlangten dadurch das Recht, 
mit dem Staate Geschäfte zu machen und in der Residenz zu bleiben. 
Die Legitimations-, Dienst- uud jlldische Beitragsarrha sollten binnen 
sechs Wochen nach der in den Ländern erfolgten Pubhkation des 
Bancalpatenta eingezahlt werden.*) Der aus diesen fünf Arrhen, 
dazu aus den der BaucalitUt Uberlassenen rückständigen Beorderungen 
des Fiskus, Koofiskationsgeldern, Taxen, Strafgeldern und anderen 
Posten einkomniende „perpetuiorliche" Fond wurde fUr das erste Jahr 
auf etwas mehr als drittbalb Millionen Gulden geschätzt.') 

Als zweiter, „sekundierender" oder nnterattitzender Fond der 
neuen Bank erscheinen alle baren Einnahmen des Staates, welche 
aus den einzelnen Ländern an die Bancahtät abzuführen waren.*) 
Der Hofkammer war damit die Verwaltung des Kassenwesens ent- 
zogen und die Bezahlung der Beamten und der Truppen hatte von 



>) Akteustacke Nr. 45, S. 116. — Mausi, S. 439, Anm. 2 scheint >u 
glaubep, daß die aus den Bau ctilitäCak aasen lu sahlenden Beauiten, n-elclie ohne- 
bin die Legitimations- und Dienatarrha zu loieten hatten, auch noch diesen drei- 
pTOaenttgieii Abiug von Ibrem Gehalte hatt«n erleiden mü&sen; es si'heitien aber 
in g (i (S. 116) des Patents nur die Forderungen der Truppen und der Staats- 
gläiibiger gemeint tu sein. DaC die Einnahmen aus der Aesignations arrha für 
das erste Jahr nur mit 200.000 fl. veranschlagt wurden (Menei, 8. WO, Anm. 4), 
spricht gleichfalls hierfür. Das Militär glaubte mau deshalb zu dieser Arrha 
heranzieheil zu dürfen, weil es jetzt endlich erst die Aussicht erhielt, richtig sa 
seinem Gelde zu kommen. Übrigens brauchten nur diejenigen Offiziere eine 
Legitimationsarrha zu zahlen, welche Hofkriegsrate und Kriegsrlite bei den 
Landesgubernien waren oder irgendeine vom Hofkriegsrate abhSngige Beamten- 
etellung innehatten. 8. Patent %\i, 8. 150. 

») 8. Patent § 7 und 8. 8. 146f. 

■) Genauer berechnet 3,610.000 Ü. nach Schwabe, 2, 8. 1S1; Uensi, 
8. 440, Anm. 4. Den Juden wird in Punkt 8 zwar freigestellt, Bancalisten za 
werden, aber unmittelbar darauf nimmt das Patent als selbslveretfindlich an, 
daß sie die Beitragsarrha zu zahlen haben. Es dürfte somit ein gewis^r Zwang 
zur Bezahlung dieser Arrha auf sie ausgeübt worden sein. 

*) Den sekundierenden Pond schätzte man auf '21) Millionen Gulden. 
Schwabe, 2, S. 121. 
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der Bancalität und ihren Organen au szn gehen.') Als weitere Folge 
dieser Veränderungen ergab sich, daß die Kusaen- nnd Verrechnungs- 
bearalen aus dem Dienstkreise der Hofkammer ausgeschieden und 
der Bancalität untergeordnet wurden.') 

Den dritten, „garantierenden" Fond bildeten die Kautionen der- 
jenigen Beamten, welchen eine Kasse und bare Gelder anvertraut 
waren.*) 

Weitere Zuflüsse sollte die Bancalität durch Depots oder durch 
Geldeinlagen gegen Verzinsung erhalten. Jeder Bancalist war be- 
reclitigt, Bargelder ohne Entgelt bei der Bank zu deponieren und 
im ganzen oder in Teilbetragen wieder zu erheben oder auch nach 
der Höhe seiner Legitimations arrha auf je 3 fl. Arrha ein Kapital 
von 100 fl. gegen dreiproz entige Verzinsung einzulegen.*) Hiefiir 
bekam er eine Schuldurkunde der Anstalt, „Bancalitäts Valuta" ge- 
nannt, welche wie Bargeld weiter verwendet und zediert werden 
sollte. Man erwartete, daß dieses Bankpapier, welches nach einer 
halbjährigen Kündungsfrist rückzahlbar war, die Eigenschaften der 
khngenden Münze annehmen und genau so wie dieselbe umlaufen 
werde. Ja, die Verfasser des Bancalitätspatentes hielten es für 



1) Im BancalilUtspatente § 6, S. I4G ist £war von einer BancalitSUhaiipt- 
kasse die Rede, aber aus dem Wortlaute der Inetruition vom 1. Oktober 1714, 
welcba die zur Ausarbeitung des BancalitAtepatentes eingesetzte Miniaterinl- 
deputation bekam, erhellt nicht undeutlich, daß eine Teilung der HauptkusBe 
in zwei Äbteiliuigen geplant war. Ea boiCt daaelbst im % II, die MiniEt^rial- 
deputadon solle „den modum ausfindig tnaehen, wte am fuglichsten eine dopelte 
generalhaupteassa eifuiiführen und hierdurch aller Vermischung der bancal- mit 
denen durchlaufenden cameral- und mäilargefölen am sichersten für btständig vor- 
subiegen eeie". Aktenstücke Nr. 4ö, S. 140. Beer, Finanzwesen, S. Si. Die 
neae Einführung sah man deswegen als einen Fortschritt an, weil dadurch die 
ganze Geld Wirtschaft in der Bancalität vereinigt wurde, wälireud die früher 
bei der Hofkammer bestehenden zwei Zolilfimter — Hofzahlamt und Kriegs- 
zahlamt — wie allgemein bekannt war, keine Übersicht über die Gesamtein- 
nahmen des Staates hatten. 

') Patent, 8 3, S. 149 und § 5, 8. löO. 

') Das FrtrJlgnis des garantierenden Fondes wurde mit 400.0ÜO tl. ange- 
nommen. Mensi, S. 440, Anm. 1. 

*) Da die h&chste Legitimationsarrlia SOO fl. betrug, konnte ein Bancalist 
bei der Bancalitüt nur bis zu 666« fl. 40 kr. Geld gegen 3°ja Verzinsung ein- 
legen; ob die Juden, welche 300 fi, an Arrha zahlten, wehr als die gerade ge- 
nannte Summe der Bancalität gegen S'/g leihen durften, wird nicht gesagt. Man 
begreift nicht, warum den Baucalisten nicht ermöglicht wurde, der Baucalitfit 
aueb gtüßere Summen zu borgen, zumal jeder im Verhältnis zu seiner einge- 
zahlt«n Legitimationsarrlia sich bis zu 30.000 fl. von derselben ausborgen konnte; 
vgL Patent § 13, S. 151-15-2. 

Odonelolilgcl» ZinlmliunllaDg. I. 1. ti 
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möglich, daß man mit diesen Bankau Weisungen (Valuten) nicLt allein 
Schulden bezahlen, Bondern dieselben auch, da sie doch Geldcharakter 
bekommen würden, gegen die üblichen 6'/^ Zinsen weiterverleihen 
werde können.') Um das Publikum für die Bank zu gewinnen, 
wurden eine Reihe von Begiiustigungen für die Interessenten in Aus- 
sicht gestellt: die angelegten Kapitalien sollten von jeder Vermögens- 
steuer befreit sein, keiner Konfiskation unterliegen, Streitigkeiten in 
Banksachen vor eigene Gerich isins tanzen gebracht und die Banca- 
listen mit keinen Tax- oder Sportelgeldern beschwert werden.*) 

Wie schon die in den Jahren 1703 und 1704 errichteten staat- 
lichen Banken, so wurde auch die Bancalitfit nnabhttngig von der 
Hofkammer gemacht und unter die Direktion eines Bancalguber- 
niums, „Govorno", gestellt, das seine Befehle nur vom Monarchen 
empfing,^) Der „Baiicalgoverno" war als Revisionsinstanz in Bancal- 
Streitigkeiten gedacht und hatte darüber zu wachen, daß die Ban- 
calität von niemandem in ihren Privilegien becintrilchtigt, der perpe- 



■) Patent § 13, S. lölf. Einzelnheiten bei Mensi, S.MI; Sehwabe, 2, 
g.131; Beer, S. 83. Die Erklärung di>s gerade erwUbnten @ 13 bietet einige 
Schwierigkeiteo. Sein Inhalt scheint zn besagen: Jeder Bancalist kann bis 
sa einer gewiesen Höhe Geld gegen jährliche 3'laige Versinsung (Agio) in die 
Boncalitfit einlegen. Er erb&lt über das eingelegte Geld eine Sc'buldurkande 
(Valuta), die, wie mau anuahni, gleich barem Gelde zirkulieren werde. Der 
GlAubiger (BarattanC) ist berechtigt, die Valnta allein, mit Vorbehalt des Zinaen- 
genusses oder auch die ,Valuta' mit dem ,Agio' weiter zu begeben (zu „se- 
dieren''). Begleicht er eine SchuldpoHt mit einer „Valuta", ohne den Ziii»en- 
betrag mitabge treten zu haben, und kündigt der Ühemehmer, um nacli einem 
halben Jahre wirklich das Geld zu erhalten, diese Schuld bei der Bank, bo 
>ablt in dieseoi besonderen Palte das Institut dem ^Barattanten" da^ vorbe- 
bsltene Agio noch für das ganze Jabr aus, in welchem die Assignation flnsaig 
gemacht wurden isL Die Schöpfer des Baucalitfitspatentes waren der Meinung, 
daß es den Bancalisten mOglich sein werde, 3% Zinsen vom Barattierungs- 
kapital aus der Bank zu bezieben un<] zugleich die Bankanweisung gegen 6°/a 
weiter zu verleihen. Bedenkt man, daß die Wiener Stadthank für Gcldeinlageo 
von Privaten fi'/o Zicaen zahlte und sicli, wenn bedungen, verpflichtete, das 
hinterlegte Kapital sofort auf Verlangen zurückzuzahlen, so wird man heute die 
frohe ZuTorsicht, die man bei ErUssung des ßancalitätspatentee hegte, nicht 
verstehen. Man scheint dem auf S'/i Millionen geschätzten perpetuier liehen Fond 
und den Begünstigungen, welche die Bancalisten genießen sollten, eine ganz 
wunderbare Anziehungskraft beigemessen zu haben. Vgl. Schwabe, 2, S. IW 
bb 105 und Mensi, S. 261— 262. 

») Patent §§ 5-11, S. 150—151. 

') Im Patente (S. 154) heißt es zwar: Wir haben für dag Bancalgoverno 
und die Bancalität „tvoM aiugeführte irtstructümts'' verfassen lassen, aber nur 
der Güvcrno und auch dieser erst im Folgejahre erhielt eine solche Instruktion. 
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tuierliche Fond richtig verwendet nod die durch die Bancalkaasen 
gehenden Militär- und Kameralge fälle nicht mit höheren Ausgaben 
beladen würden, als sie ertragen köuiiten. Zum Zwecke der Er- 
reichung einer Übersicht über die Einnahmen und Ausgaben ordnete 
der Kaiser als große Neuerung an, daß Hofkamnier, Governo und 
Bancalität jährlich einen „Anordnungsstaal" aller Ausgaben verfassen 
Boilten, der nach dem Einkommen zu „commensurieren" wäre. Der 
„Governo" sollte ferner darauf achten, daß die Truppen und Beamten 
ordnungsmäßig bezahlt und „täglich die liquidirte Bilanziell und Saldi" 
richtig „gezogen" würden. Dazu wurde die Absicht kundgegeben, 
dem Bancalgoverno LänderbancalkoIIegien unterzuordnen, welche die 
Bancalitätsge sc hafte in den Provinzen führen und die Kontrolle über 
die zur Rechnungslegung verpflichteten Beamten dortaelbst ausüben 
sollten.') 

Die Hauptaufgabe der neuen Bank sollte es natürlich sein, dem 
Ärar im Bedarfsfalle Geld vorzustrecken. Um die öffentliche Meinung 
günstig zu stimmen, wurde mit besonderer Deutlichkeit und Schärfe 
betont, daß die Bancalität nur dann dem Staate Kapitalien verschaffen 
dürfe, wenn die Wiederbezahlung genugsam gesichert erscheine.*) 
Und sichtlich zur Beruhigung der Staatsgläubiger sollte es dienen, 
wenn es zu Ende des Bancalittttspatentes hieß, daß „die auf unserem 
Aerario haftenden Schuldenlasten ehender abgestossen, durch Haltung 
einer täglichen Richtigkeit solchem keine unbilliche Debita aufge- 
bürdet" und „unrechtmässige und nicht genugsam liquidirte Schulden 
nicht abgeführt" werden sollen.^) 

In bezug auf das Geltungsgebiet des Patentes wurde gleich- 
falls mit kaiserhcher Entschheßung vom 14. Dezember 1714 ange- 
ordnet, daß es in Ungarn und seinen Nebenlftndern nicht zu ver- 
lautbaren sei, aber doch auch dort auf die KameralgefÜlie und 
Kameralämter sowie auf die Mihtärfonde Anwendung zu finden habe 
und somit den KameralbehOrden durch die Hofkammer, den Militär- 
behörden durch den Hofkriegsrat zur Kenntnis zu bringen sei.*) 

In großen Umrissen war, kann man sagen, in dem Buncalitäts- 
patente die Richtung angegeben, in welcher der Kaiser einen Teil 
der staatlichen Finanzgeschäfte geftlhrt wissen wollte. Sehen wir zu, 



'; Patent S. IM. Unter „Bancalgescliäftei 
kusierung der Eameral- und Klilitärgefälle und 
Arrhen in verstehen. 

•) Pat«nt S. IH. 

') Ebenda, 8. 164. 

*) S. Menei, S. 448; Schwabe, 2, S. 125. 



' sind in erster Linie die Ein- 

-gelder und der verschiedenen 
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wäDn und wie die festgelegten PrtnztpieD zu Wirklichkeiten umge- 
setzt wurden. 

Da die kaiserliche Entschließung, nach der das Bancalpatent 
* datiert wurde, am 14. Dezember erfolgte und die Drucklegung einige 
Zeit in Anspruch genommen haben wird, so kann wohl nicht früher 
als im Monate Jänner des Jahres 1715 mit dessen Veröffentlichung 
begonnen worden sein. Zuerst wurde es mit Dekret der böhmischen 
Hüfkanzlei vom 9. Jänner 1715 in die Länder der böhmischen Krone 
geschickt; in Wien soll es erst am 26. Jänner publiziert worden sein; 
der Gubernator der ober- und niederösterreiohischen Länder erhielt 
es auf Grund a. h. Entschließung vom 30. Jänner 1715 zur nnver- 
zUgUclien Bekanntmachung zugesendet.') Belege genug, um erkennen 
zu lassen, wie hastig und unpraktisch man bei Einführung der neuen 
Institution vorgegangen ist. Man konnte es nicht erwarten, durch 
Einkassierung der Arrhen rasch viel Geld zu erlangen, und beeilte 
sich mit der Veröffentlichung des neuen Diploms, ohne zugleich den 
zur Geschäftsführung notwendigen Behördenapparat zu bestellen. So 
mußte man sich mit Provisorien bebelfen; die Miniaterialdeputation, 
welche die neuen Einrichtungen znr VerwirkHchung hätte bringen 
sollen, mußte vorerst selbst Behörde spielen.*) 

Und wie wenig entsprachen die weiteren Verfügangen den In- 
teressen einer gedeihlichen Finanz Verwaltung. Im Sinne des Bancal 
patentes wurde in einem a. h. Handachreiben an den Hofkammer- 
präaidenten Gundacker Thomas Grafen Starhemberg vom lÜ. Fe- 
bruar 1715 angeordnet, dass alle Militärfonde und Karaeralge 
einBchließlich Jener in Ungarn, in die neuzu errichten den Baneal- 
kaasen laufen sollten.^) Als Rechnungsabschnitt setzte der Eaisei 



'} Arcliiv des MiniBteriams des Inneru V C 11, Böhmen, 16 ex 1716. — 
Wörzlsche Materialiensamtulung im Innsbrucker Statthai tereiarcliiTe, Fasz, 4. — 
Menai, S. 457. 

■) Vgl. Akt V C 11, Bühmen, 16 «x 1715 im Ärcliive des Ministeriums des 
Innern. Die Kreiaeinnehnier in Böhme« sollten bis auf weiteres die Legiti- 
mations- und Dienstairha eiauehmen und nach I'rag sctiicken, wo sie zur Yer- 
fQguiig der Miniaterialdeputation bereitzuhalten waren. Die monatliclien Aus- 
weise über die eingegangenen Arrhen sollten aber von den Kassierern direkt 
an die Deputation in Wien eingesendet werden. Wie wenig roan damals noch 
orientiert war, zeigt der Umstand, daß der Verfasser des Dekretes der btthmi- 
schen Hof kanzlei vom 9. Jänner 1715 die obgenannte Mini sterialdeputa Hon mit 
der Ministerialbaneodeputation verweobselte, die grundverschieden von ihr war 
und ausschließlich die Leitung der Wiener Stadtbank innehatte. 

■) S. Aktenstücke Nr. iß A, S. 160. Der Kammerpräsident erhielt das 
Handaclirciben am 21.'. Febriiav 1715. Die üarstelluug bei Mensi, S. 446 und 
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für die Militärein nahmen den 1. November 1714, fUr die Kameralein- 
gänge den 1. Jänner 1715 fest.^} Die Einkassierung der Kameral- 
gefUlle eollte wie bisher den Karaeralämtem obliegen, die Besorgung 
der irgend wichtigeren Auszahlungen, der Gelder fUr den Hofstaat, 
die Truppen, die Beamten der Zentral Verwaltung aber Aufgabe der 
Bancalbeh Orden sein; den Amtern sollte lediglich die Bestreitung der 
unumgänglich notwendigen Amtsausgaben — Bcamtenbesoldung, In- 
standhaltung der Amtsgebäude — überlassen bleiben. Die restlichen 
Eingänge waren in guter Verwahrung zu halten, auf Aufforderung 
der Ministerialdeputation abzuliefern und späterhin an die Bancal- 
hauptkassen und die noch zu errichtenden Fiiialkasaen einzusenden. 
Aber man halte aich zugleich gegenwärtig, daß die Hofkammer mit 
allen Länderkamraern und Amtern fortbestand und das Unterord- 
nungaverliältnis dieser Amter unter die Hofkammer wohl einge- 
schränkt, aber nicht aufgehoben wurde. Jedes Amt zählte mindestens 
zwei Beamte; einen Amtmann, der fUr die Leitung und gute Fllhrung 
der Geschäfte im allgemeinen verantwortlich war, und einen Kon- 
trollor, welcher die Gegensperre der Kasse hatte. Diese KontroUore 
(Gegenhandler, Gegen Schreiber) wurden in dem Handachreiben vom 
16. Februar 1715 des Gehorsams gegen die Hot'karamer entbunden, 
einstweilen der Ministerialdeputation unterstellt und sollten später 
dem Bancalguberniura unterordnet werden. Die Amtleute aber und 
somit die Verwaltung der Amter Überhaupt verblieb in Abhängigkeit 
von der Hofkammer. Es war eine Anordnung, die das ganze amt- 
liche GefUge zu zerreißen drohte. Vergebens erhob die Hofkammer 
gegründete Vorstellungen gegen diesen Befehl des Kaisers, die Ver- 
ordnung bUeb aufrecht,*) Der größere Teil der Kameralbeamten 

461, deckt eich nicht; es ist unrichtig, daU alle Kameral am ter, die bisher der 
Hofkammer uoterstandeo, nun dem Bancalguhornium unterstellt wurden. 

*) Da dae Militfirjahr von November bis November lief, nies man die 
MtlitJirEablBtellen an, ibren Kecbnungsabscbnitt mit 1. November 1T14 zu be- 
ginnen nnd über die bisher eingegangenen Kontributionen und deren Verwen- 
dung einen besonderen Ausweis za liefern. Die Verfügungen über neu ein- 
lanfende Kontributionsgeldor wurden der Ministerialdeputation vorbebalten. Ein 
gleicher Auftrag erging an die KomerHlämter in bezug auf die Verrechniuig 
der Auszahlungen, welche sie ans den Kameral gefltllen von 1. Jänner 1715 ab 
geleistet hatten. Aktenstücke Nr. 46 A, S§ 7—9, P. 162f. 

•) Das „ratione dependentiae dere» controlom und gegenhandlern bei denen 
gesambteri kais. camcraläBiblcm" erstattete Referat der Hofkammer vom 36. Juni 
1715 erhielt unter dem 16. Juli 1715 folgende a. h. Resolution; „Soll es bet/ 
meiner vorige» resotueion [vom 16. Febmai] bitiben, dass die gegen- 
handler undt eontrolor inigeeambt von devt governo dependirn undt 
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hatte der Hofkammer, der kleinere Teil der Ministe rialdepatatioo 
oder (lern Bancalgubernium zu gehorchen. Wie wenig eine solche 
Maßregel auch für den Geschäftsgang förderlich sein konnte, leuch- 
tet ein.') 

In Ausführung der im Bancalitätspatente getroffenen Bestim- 
mungen wurde am 9. März 1715 für das noch immer nicht errichtete 
Bancalgubernium eine umfassende Instruktion erlassen.*) Ein Gou- 
verneur (Gubernator) und zwülf Räte, sechs vom Herren- und aeclis 
vom Ritter- und Gelehrtenstande sollten die neue Behörde bilden, 
welche unabhängig von allen Hofstellen gemacht wurde und an- 
mittelbar mit dem Kaiser verkehrte. Zur Hauptaufgabe Btellte man 
auch dem Bancalgubernium, die Ausgaben zu verringern und die 
Kameralgefillle im Eiuvernehmen mit der Hofkammer zu mehren. 
Es sollte darauf achten, daß die jährlichen Kameral- und MilitÄr- 
gelder richtig abgeführt und jährlich mit den Ständen der Länder 
ordentliche „Abraitung" wegen der Kontributionen gepflogen werde, 
femer auch bemüht sein, Geld für die Einlösung der verpfändeten 
K am eralherrs chatten flüssig zu machen, die Mauten, Zölle und Auf- 
schläge mit Nutzen zu verpachten und „Manufakturen" und Fabriken 
zur Einführung zu bringen. Im Grunde Verpflichtungen, die sich 
mit denen deckten, die man in den früheren Instruktionen der Hof- 
karamor auferlegte. Der besonderen Wirksamkeit des Guberniums 
gehen die Bestimmungen, es habe Sorge zu tragen, daß der „General- 
an Ordnungsstaat" jährlich zu rechter Zeit im Einvernehmen mit dem 
Hofkriegsrate, der Hofkammer und der Bancalität fertiggestellt, die 
durch die Bancahtätskassen laufenden Kameralgefillle und die Kon- 
tributionen richtig eingeliefert, die Gehalte vorschriftsmäßig in viertel- 
jährigen Raten ausgezahlt werden und die Arrhen wirklich eingehen. 
Es sollte zudem darauf bedacht sein, daß die Bancalität über alle 
Kameral-, Militär- und Bancal empfange und Ausgaben aus und in 
den Erbkönigreichen und Landen tägliche, wöchentliche, viertel- und 

benetit werdten tollen; in fall aber selbe auch einig adtninistracion 
auf sich hetten. tollen sie quoad huc per governium an die camer »itb- 
ordinirt werdten undt bede stellen gambtreten, umb iu eoncertiren, 
was in tali casu vor ein instruelion verfast icerdfen solle. Carl." 
(Original, ReichsfiiiRnKarchiv, Hoffinanzakt vom 16. Juli 1715.) 

') Vgl. Schwabe, 2, S. 13ti und Mensi, S. 4M, 4(11 und 462. Menai irt 
der irrigen AnBehauunp, daß die Entachließnng vom 16. Februar 1715 alle bis 
dahin der Hofkammer imtergeordnelen Kamera lömter zunächst der Ministerial- 
depatation und dano dem Bancalgubernium unteratellt habe. Uiea war Dicht 
der Fall. 

•) Aktenstücke Nr. 4Ö B, S. 164f. 



ganzjährige Hanptbilanzen verfasse und solche der ihm (dem Guber- 
nium) untergeordneten „Generalcontrolirung" mitteile, dann sollten 
dieselben durch seine — des Guberniums — Vermittlung den Weg 
zum Monarchen nehmen.') Zugleich trug die Instruktion dem Gou- 
Terneur auf, Sorge zu tragen, daß in allen Amtern auch wirklich 
ein KontroUor tatig sei,') welcher die einkommenden Gelder wöchent- 
lich zu den „Bancalhaupt- oder subordinirten Collegien" abzuführen 
hätte und daß Amtmann und KontroUor, der erste „posttäglich" ihm 
(Gouverneur) und dem Hof kämm erprttsidenten, der zweite der General- 
kontrolle pflichtgemäß anzeigen, wie viel an barem Geld erlegt 
worden sei. Damit endlich das dringend notwendige ersprießliche 
Zusammenwirken von Bancalgubernium und Bancalität mit der Hof- 
kammer umso gewisser ermöglicht werde, fügte der Kaiser selbst 
seiner Genehmigung der Instruktion eigenhändig die Worte bei: es 
solle „zu aufbebung aller müssverstandnus noch ein entwurf eiuer 
Instruction verfasst werdten, in welcher deytlich geaezt, was die hof- 
camer vor sich agiren undt wie sie mit dem guberno in denen pas- 
sibus, die sie camer betreffen, sieh verstehen" solle.') 

Ein weiterer Schritt, um endlich zur talsächlichen Durch- 
führung der schon a. h. beschlossenen Umgestaltungen im Kredit- 
und Finanzwesen des Staates zu gelangen, war — acht Tage nach 
Erlaß der Guberniums Instruktion — der Abschhiß des im Bancalitäts- 
patente ausdrücklich vorgesehenen Kontraktes zwischen Bancalität 
und Staataverwaltang.*) Da die Mitglieder des Guberniums noch 



'■) Im HandBchreiben vom Ifi. Februar 1715 erBcheinen Gubernium und 
Genera Ikoiit rolle noch 'nebeneinanderg'estellt, in der Instruktion vom S. März 
1715 aber ist die Unterstellung der Kontrolle unter das Gubernium klar und 
deutlich ausgedrQckt. 

•} S. oben S. 117. 

•) Pör die Tätigkeit des GnbeminmB kommen vornehmlich die SS 10, 13, 
22, 23, 30, m und 39, S. 166, 168, 171, 173, 171, 175 der Gabemiumsinstruk- 
tion in BetTflcht. Vgl. auch Schwabe, 2, H. 127 und Mensi, 8. 449f. - 
Die oben angeführte kaiserliche Heeolntion b. Aktenstücke Nr. 46 B, S. 176. 
Wieviel man sich von der neuen Ordnung erwartete, beweist, daß man hoffte, 
mit den Zinsen des perpotuierlichen Fondes nicht allein die Beamten des Gu- 
berniums, der BancnlitSt und der BancalkoUegien bezaliJen, sondern auch noch 
einen Überschuß für den Fiskus daraus ertlbrigen zu können. 

*) Man legte großes Gewicht darauf, „dass atigtatt dtr concesston und re- 
«M «in Eerbindlirher contract" geschlossen werde, obwohl doch die Bancalität 
kein vom Staate luiabhängiges, sondern auch ein staatliclies, an die Befehle 
des Monarchen gebundenes Institut war. Aber offenbar glaubte man, durch 
ainen Kontrakt das Ärar viel stärker zu hinden und es schwerer möglich eh 
I machen, sich der Vereinbarung zu entziehen. 
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nicht ernannl waren, so wurde wieder die MiDisterialdeputatiou durch 
kaiserliche Vollmaclit ermächtigt und beauftragt, den Kontrakt mit 
der Baticalität, deren höheres Beamten personale zu diesem Zwecke 
eben jetzt ernannt wurde, abzuechtießen. Der zu vereinbarende 
Vertrag war dem Monarchen im Entwürfe bekannt und hatte im 
vorhinein seine Sanktion erhalten. Der Kontrakt trägt das Datum 
vom 17. März 1715 und stellt eich als eine Ergänzung zur Guber- 
nialinstruktion dar, deren Artikel mehrfach hier wiederkehren.*) Für 
die Zwecke dieser Darstellung reicht es aus, anzuftihren, daß hier 
die Unterordnung der Baucalität ausschließlich unter das Guberniuin 
mit klaren Worten festgesetzt wird und daß auch nach dem Wort- 
laute des Kontraktes Bancalgubernium, Kofkammer und Bancalität 
jährlich den „Generalanordnungastaat" zu verfassen haben;') ferner, 
daß die Bancalität nicht verpflichtet sei, ohne „Realhypothek und 
zulängliche Versicherung der Wiederbezahlung" dem Ärar Geld zu 
verschaffen.') Auch im Kontrakt wird wie in der Gubernial Instruk- 
tion die unverzügliche Aufstellung von Bancalkollcgicn in den Landes- 
hauptstädten in Anregung gebracht und in Aussicht gestellt, daß das 
neue Kreditinstitut bei grüßerem Anwachsen seiner Mittel Manufak- 
turen und Fabriken einrichten und sich bei Handelsuni er tiehmungen 
als Verleger mit Kapital gegen 3"/,, Verzinsung beteiligen werde.*) 
War in der Gubernialinstruktion ein Hauptgewicht auf die ordent- 
liche Verrechnung der Ausgaben und Einnahmen gelegt worden, so 
wurde auch im Kontrakte der BancaUtät die richtige Verfassung der 



') Aktenstücke Nr.46C, S.lTBf. Die kaiserliche VoUmncbt zum Ab- 
schlüsse des Kontraktes tr&gt nnch das Datum des 17. MSrz 1T15. Die gntue An- 
gelegenheit war im vorhinein genan abgemacht. Als die Deputation von der 
Kanzlei die Vollmacht erhalten hatte, fand sofort eine Znsamnien tretung mit der 
BancalitSt etatt und der vom Monarchen gebilligte Entwurf wurde mit den Unter- 
schriften der Mitglieder der Ministerialdeputittion und dee BancalitStsprilBideDten 
und seiner Rftte versehen. Vgl. Schwabe, 2, S. 127. 

*) Aktenstücke Nr. 46 C, S 3, S. 177. Mit dem Hofkriegsrate wurde 
wohl nur bezüglich der militärischen Ausgaben verhandelt Auffallend ist 
Übrigens, daß die BancalitSt, die doch dem Gubernium untergeordnet war, in 
diesem Zusammenhange immer beBonders genannt wird. 

•) Ebenda, § 4, S. 177. 

') Ebenda, S9 6, 7 nnd 23, S. 177, 178 und 180. Die Errichtung der 
Bancalkollegien erfolgte allmählich: Ende Ai>ril 1715 in Linz, swischcn Mai 
nnd Oktober 1715 in Graz (für Innerösterreicb), in Innsbmck (flir Tirol and 
Vorderösterreich) und in Brunn. 8. Schwabe, 2, S. 129 und Mensi, S. 44a 
Aus den Provinzen, in denen noch keine Bancalkollegien bestanden, mußten im 
Sinne des HandBchi'eibens vom 16. Februar I7J4 die bei den Ämtern einlaufen- 
den Gelder von diesen unmittelbar an die Bancalität geschickt werden. 
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Tagesbilanzen ond pünktliche tägliche Übergabe derselben an die 
„General kontrollierung" znr besonderen Pflicht gemacht.^) 

Mehrere Tage nach der Vollziehung des Kontiaktes, am 25. März 
1515, fand die Beeidigung der Funktionäre der BancalitJlt statt. 
Mitte April begann diese wirklich ihre Tätigkeit. Am 25. April er- 
folgte die Ernennung des Gouverneurs und der Guberniumsräte. 
Der im Bancalitätspatente von 1714 in Aussicht genommene Behörden- 
organismus war nun voltständig ausgestaltet. Gouverneur wurde 
Fürst Trautsohn, bisher Präsident der zur Einrichtung der Bancalität 
aufgestellten Minist erialdeputation und somit wohl geeignet, Leben 
in die neuen Einrichtungen zu bringen.') An demselben Tage erfolgte 
ebenfalls durch a. h. Entscliheßung die vom Kaiser gewünschte Re- 
gelung des Verhältnisses zwischen Gubernium und Hofkamraei-.') 
Vor allem wird bestimmt, daß Hofkamraer nnd Gubernium ihre 
Korrespondenz „per solita insinuata" zu pflegen haben, das heißt, 
daß sie einander nicht Befehle erteilen dürfen, sondern als gleich- 
geordnete Hofmittel in freundschaftlichem Tone verkehren sollen, 
Zugleich erhellt zuerst aus dieser Kesolution, daß der Hofkammer 
ihr Hauptrecht, das Gcldanweisungsrecht, gewahrt blieb. Sie allein 
war befugt, Auszahlungen aus der Bancalitätskasse zu veranlassen.*) 
Handelte es sich um einen Betrag unter 1000 fl-, so konnte die 
Sammer ohneweiters das Gubernium ersuchen, der Bancalität den 
Auftrag zur Erfolgung der angewiesenen Summe zu geben; bei Be- 
trägen von 1000 fl. aufwärts mußte vorher eine kaiserliche Ent- 
Bchlteßung eingeholt und dann dem BancaJ gubernium „insinuirt" 
werden. Es scheint nun aber, daß nicht jeder Geldbetrag, den die 
Bancalität auszuzahlen hatte, von der Kammer angewiesen sein mußte. 
Die im Generalanordnungsstaat genau angegebenen sogenannten 
spezifizierten Posten, wie die Gehalte der Beamten, mügen ohne 



>) Aktenstücke Nr. IG C, g 20, S. 179. 

•) 8. Schwalbe, 9, S. 129 uud Menai, S. 452 ff. Graf Starhemberg hotte 
am Tafte vorher (24. Aprill unter a. h. Önadenheze(gunf;en die erhetene Ent- 
lassung als KammeTprllaident erhalten, Mensi, S. 459, Damit war der haiipt- 
BacMichete Widersacher des Bancalitlttsprojektea kaltgestellt worden. 

») Aktenstücke Nr. 46 D, S. Ift^f. Schwabe und Mensi kennen diese 
Resolution nicht. Da in derselben noch die MinisterialdepQtation als Platz- 
halteria des Giiborniutas genannt wird, muß sie kurz vor der am 25. April voll- 
EOgenen Ernennung des Guberni alpers onales verfaßt worden sein. 

') Die früher besprochenen Instruktionen enthalten nichts hierüber. Nur 
der Hofkaramerrat MikoBcb redet in seinem Konunentar ziun BancalitätEpstent 
von dieser der Kammer gebliebenen Prärogative. Vgl. Mensi, S. 452. 
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AnweiBungsauftrilge der Hofkammer zur Auszahlung gelangt sein.') 
Es wurde schon hervorgehoben, daß die früher von der Hofkammer 
einheitlich geführten Kameralgeschäfte jetzt geteilt wurden; „das 
Pecuniale", die Kassen geh arung und die Konirolle besorgten fortab 
die Bancalbehfirden,*) wilhrend das „Materiale ac Oeeonomicum", die 
eigentliche Verwaltung der staatlichen Gefälle verbunden mit dem 
Anweisungsrecht, bei der Hofkammer verblieb. Um nnn eine gewisse 
Einheit in der Geschäftsführung aufrecht zu erhalten, ordnete die 
Entschheßnng vom 25. April 171Ö an, daß außer dem von Hofkammer 
und Gubernium gemeinsam abzufassenden „Generalanordnungsstaat" 
noch eine Reihe anderer, einzeln aufgeführter Agenden in gemein- 
schaftlichem Zusammenwirken beider Behörden zu erledigen seien.') 
Konnten sich beide nicht einigen, so hatten ihre Präsidenten dicB 
dem Kaiser zu melden, welcher alsdann die strittige Angelegenheit 
entweder durch eine besondere Hofdeputation beilegen ließ oder in 
einer „andientia publica" nach Erstattung eiues mündlichen Vortrages 
selbst die Entscheidung traf. 

Obgleich man den talentvollen Grafen Starbemberg als Haupt- 
gegner der neuen Finanzordnungen fallen gelassen hatte, stellte sich 
doch schon nach kurzer Zeit heraus, daß Hofkammer und Bancal- 
gubernium, diese vollkommen gleichwertig einander gegenüberstehen- 
den Behörden, sich ganz und gar nicht zu einer gemeinsamen Tätig- 
keit verstehen konnten. Schon ein Jahr nach Schaffung des Bancal- 
guberniums hielt man es für geboten, ein neues Organ aufzustellen, 



die finanzielle Leitung 
ime Finanzkonferenz. Von 
Hier mag es genügen, 



welches wieder die notwendige Einheit 
des Staatswesens bringen sollte: die gehe! 
ihrer Wirksamkeit wird später die Rede 
festzustellen, daß die neue Finanzorganisation, welche man gut aus- 
geklügelt zu haben glaubte, versagte, kaum daß sie recht ins Leben 
getreten war. Die zu gemeinsamer Tätigkeit angewiesenen Behörden 
vertrugen sich nicht und auch sonst ließ sich das Wirken der Ban- 
calitJlt nicht gerade hoffnungsvoll an. Man hatte gehofft, daß der 
perpetuierliche Fond, den die Arrhen speisen sollten, eine ansehnliche 
Höhe erreichen und Ersprießhches ausMhren lassen werde; aber die 



') So Bchoint ans dem Wortlaute des Bancalitfltspatent«!« imd der Guber- 
nialinstruktion im allgemeinen geüt^bloBsen worden ta kGnnon. 

') Eine „Gebarungsinstniktion" des Bancalf^berniimiB vom 30. September 
1715 für die Kassen Verwaltung erwähnt Bidermann, Geaamtataatsidee, 2, 
8. 171, Anm. 10. 

*) Es werden nicht weniger als 19 Fülle angeführt, in denen Kam: 
üuberniiun im EinvemehmeD vorgehen sollten. 
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ArrKen, besonders die Betträge der Beamtet! und der Juden, die als 
der Hauptstock des Fondes gedacht waren, floasen nur spftrlich ein. 
Hatte das Bancalitätspatent gefordert, die Ärrhen sollten innerhalb 
Beclis Wochen vom Tage der Publikation des Patentes ab eingezahlt 
werden, so war es schon dritthalh Monate darnach, am 26. März 1715, 
notwendig geworden, in einem neuen Patente zur Zahlung der Arrhen 
längsten binnen vier Wochen aufaufordern;') mit dem gleichen ge- 
ringen Erfolge. Am 2. März 1716 wurde wieder in einem Patente 
verlautbart, der Kaiser habe mit Mißfallen vernommen, daß die Ein- 
zahlung der Arrhen so langsam stattfinde; ein neuerlicher Zahlungs- 
termin, diesmal von 14 Tagen, wurde festgesetzt. Wie wenig auch 
diese Mahnung fruchtete, erhellt aus der nochmals — am 7. September 
1718 — ergangenen dringenden Aufforderung des gleichen Inhaltes.') 
Was aber war unter solchen Umständen von den neuen Ordnungen 
zu erwarten? 

IX. 

Das Finanzwesen Ton 1714 — 1749: die Hofkammerkommis- 

slonen, die HoFkanimerordnnngen von 1717 und 1732, die 

BancalitSt nnd das Bau <;alg über iiinui, die Finanzkonferenz, 

das Koiunierzdirektorlnm. 

Immer neue Versuche waren seit der Erlaesung der Hof kammer- 
ordnung von 1681 untemommen worden, um den ärarischen Kredit 
zu heben und das private Kapital zu Staatsanleihen heranzuziehen. 
Dabei herrschte augenscheinlich die Absicht vor, das Kreditwesen 
von der Hofkammer unabhängig zu machen und eigene Anstalten 
zur Befriedigung der GeldbedUrfiiisse des Staates zu begründen. 
Doch sollten darum die Mängel und Gebrechen in der Organisation 
der Hofkammer nicht unverbessert bleiben, der nach wie vor die 
Verwaltung der Domänen, Regalien, Zölle und Verbrauchssteuern 



') In dem Dekrete der böhmischen Hofkanzlei vom 5, April 1715, durch 
welche» das I'atent vom 26. März den bähmiechen Ländern übermittelt wird, 
heißt es, daß der langsame Eingang der Arrhen „m grossem abbruck utiaerct 
dienstes gereichet; aUo htfehUn mir euch hiemit gnädigit, durch alsobaldige cur- 
rendas den terminum su der arrhenerkgtmg noch auf vier wochm. doch pertm- 
ptorie tu prorogirtn . . ." Archiv des Minifitorinnu des Innern, V C 11, Böhmen, 
18 ei 1715. 

*) Die genannten drei Mahnpatente (1715, 1716, 1718) Im Archive des 
Ministerium B des Inuerti, Paten teusammlung N.-O. 
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blieb. Zunächst scbien es nötig, die Zahl der Räte zn 
Terriogern. Bedenkt man, daß alle Entscheid ungen der Kammer im 
vollen Rate getroffen werden sollten, und vernimmt man, daß es ina 
Jahre 1705 nicht weniger als 73 Hof kämm errate gab, so wird jedem 
klar sein, wie schwer da eine gedeihliche Gremialberatung durchzu- 
führen war. So ist dann bald nach dem Regierungsantritte Kaiser 
Josefs I. die Zahl der Rate auf 32 Personen beschränkt worden. 
Aber wer müchte glauben, daß auch ein Kollegium von 32 Räten 
die Geschäfte rasch hätte erledigen könneu?') In demselben Jahre 
1705 wurden, um einen einheitlichen Zug in die Finanz verwaltimg 
zu bringen, die innerüsterreichische Kammer in Graz und die tiro- 
lische in Innsbruck, welche die landesfUrstticheD Aufträge bisher aus 
der österreichischen Hof kanzlei erhalten hatten, mit der Hofkammer 
vereinigt.'} Die beiden betroffenen Amter suchten aber die Aus- 
ftlhrnng der darüber erflossenen kaiserlichen Entschließungen zu 
hemmen und auch die Stände der genannten Länder wollten in 
jenen Verfügungen eine Verletzung ihrer Privilegien sehen. Der 
Kaiser blieb in der Hauptfrage wohl fest, ließ sich aber in Einzel- 
heiten doch zu Zugeständnissen herbei. Eigenartig, wie zJlhe man 
immer wieder an alten und überlebten Ordnungen festhielt und wie 
schwer man sich entschloß, damit von Grund aus aufzuräumen. An- 
statt die innerüsterreichischen und tirolischen FinanzgeschäftsstUcke 
ebenso wie die böhmischen und niederösterreichischen zu behandeln 
und in den GremiaUitznngen durch die Sekretäre vortragen zu lassen 
und darnach vorzunehmen, glaubte man, der früheren Sonderstellung 
dieser Länder damit Rechnung tragen zu sollen, daß man ihre 
Finanzagenden ganz in der Art wie die des Königreiches Ungarn 
Im Kammergromium von eigens dafUr bestellten Referendarien vor- 
tragen ließ.') Sogar die Ausfertigung der alsdann gefaßten Be- 



') Hensi, S. 117. Nach Siegmund Friedrich Kheveohfiller ist im Sep- 
tember 1705 die Zahl der Hofkammerräte von 74 auf 93 vermindert worden. 
Khevenhfiller-Sehlitter, Aue der Zeit Maria TUcresiaa, I, Einl., S. 70, Amn. 
Kioem gedniekten Schematismus von 1702 in der Hofbibliothai ist zn ent- 
nehmen, daC im Jahre 1702 dem Herrenatande 36 imd dem Ritterataode 31 Bfite 
angehörten. Die Rlite des Gelehrten« tun des wiurden gewöhnlich geadelt, aber 
auch sonst zur Ritterbank gerechnet. Aus der Hofkammerordnung von 1717 
{Aktenatflcke Nr. 48, § 7, S. 217) erhellt, daß bis eum Jahre 1713 die Ge- 
flchttftBBtücke im Plenum der Kammer beraten wurden. 

') Eine a. h. EntschlietSung vom IG. Jnni 1706 über die Kompeleni von 
Hofkammer und Hofkanzlei in inn er öateneichi sehen Angelegenheiten enth&lt 
Aktl ex 1706, I.-Ö., 111 A 2, Karton 2 des Archives des Ministeriums des Innern. 

■J Aktenstücke Nr. 44, S 21, S. Sä. 
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BchlUsBe erfolgte nicht wie sonst in der Kanzlei der Hofkammer, 
sondern durch die Privatsekretäre der Referenten für Innerüsterreich 
oder Tirol, welche fUr diese Expeditionen eigene Kammeraiegel zu- 
gewiesen erhalten hatten.^) 

Noch unter dem Kammerpräsidinm des Grafen Starhemberg 
entschloß man sich nun zu einer einschneidenderen Änderung in der 
Geschäftsführung der Hofkammer. Es ließ sich nicht mehr verhehlen, 
daß es ein Ding der Unmöglichkeit sei, alle die überaus verschie- 
denen Finanzangelegenheiten in buntem Durcheinander im vollen 
Kammerratc sachgemäß zu behandeln. Schon als Kaiser Kart an- 
läßlich seiner Krönung im Jahre 1711 in Frankfurt am Main weilte, 
unterbreitete ihm Starhemberg Vorschläge zu einer Umgestahung der 
Hofkammer. Als Frucht lüngerer Beratungen erschien mit kaiser- 
licher Entschließung vom 1. Juni 1713 und Hofdekret vom 7. Fe- 
bruar 1714') eine neue Geschäftseinteilung. Alle Geschäfte der Hof- 
kammer sollten fortan je nach dem Gegenstande in acht neugeschaf- 
fenen Abteilungen, „KameralhauptkommiBsioneu", verhandelt und 
beschlossen werden. Es sind vorgesehen eine Kommission für das 
„Oeconomicum mihtare" (I), die „Hof- und Landwirtschaft" (II), die 
„Fiskalien" (HI), das Berg- und Münzweaen (IV), das Salzwesen (V), 
die „Mauten, Posten und Coramercien" (VI), die „Banchi und Pro- 
jecten" (VII) und die Buchhaltung (VIH).*) Jede Kommisaion sollte 



') Einzellieiten über die Schwierigkeiteu, welche die Kanunern und Stande 
Tirols und der Steicrmiirk in&cht«n, bei Bidärmaaa, Oesamtstaatsidoe, 3, 
S. lOff. mit den dazugehörigen Anmerkungen. Die Angelegenheit fand ihren 
endgültigen Abschluß erst in den Jahren 1708 und 1709. Über den Geschäfts- 
gang bei der Hofksmroer in eteiriedien und tiroliachen Sachen e. Akten- 
HtOcke Nr. 44, § 21, S. 98 und Nr. 48, §§ 7 nnd 19, S. 216f. und 235f. 

') Aktenstücke Nr. 44, 8. 6»— 131. Über die Beratungen vgl. Bider- 
mann, Gesamtstaatsidee, 3, S. 37 ff. und dazngehOrige Anmerkungen. Die nicht 
mehr vorhandene kaiserliche Entschließung vom 1. Jnni 1713 (erwähnt in der 
Hofkanimerordnnng von 1717, S. SIT) scheint die Grundpriniipien der neuen Ge- 
BChi^ftseinteilung enthalten zu haben, nach denen die Ordnungen für die acht 
Hauptkummissionen, von welchen nur drei erhallen sind, abgefaßt wurden. 
Jede Kommission erhielt eine Instruktion fflr sich. Alle acht sind offenbar am 
selben Tage, dem 7. Februar 1714, verlantbart worden. Die drei erhaltenen 
Ordnungeu stimmen in den Punkten allgemeiner Natur im Wortlaute vollstBndig 
fiberein. Wenn übrigens im Eingange dieser Ürdnnjig von einer „neuen baiser- 
lichen hofkamtMTOTdnung und ittstruetion" die Rede ist, so moij dazu bemerkt 
werden, daß eine solche sicherlich nicht erlassen wurde, da die Hofkanimer- 
instruktion von 1717 als ihre Vorgängerin ausdrücklich die Ordnung von 1G81 
nennt. Aktenstücke Nr. 48, S. 906. 

') Aktenstücke Nr. 44, S. 63-64 und Nr. 48, S. 217. 
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aus einem Hofkaioinerrate des Herrenstandes als Präsidenten und 
mehreren Kammer- und Raiträten znr Besorgung des Rechnunga- 
wesens gebildet werden.') Merkwürdig geuug, daß man nicht darauf 
verfiel, jeden Verhandlungsgegenstand durch einen besonderen Refe- 
renten vorbereiten zu lassen. Es blieb dabei, daß der Kommissiona- 
sekretär die zur Sitzung bestimmten StUcke mit ihren Beilagen vor- 
las und darüber der Präsident die kollegiale Beratung eröffnete. ') 
Das Plenum der Elofkammer wird nach dieser neuen Geschäftsord- 
nung nur selten versammelt worden sein, da die „täglichen Geschäfte" 
von den Kommissionen erledigt wurden. Ihre Bescbllisse wurden 
dann dem Kammerpräsidenten zugestellt, der sie entweder selbst 
approbierte, oder die kaiserliche Schlußfassung darüber erbat.') Das 
Kammergreminm wurde somit in seinem Wirkungskreise erheblich 
beschränkt, die Haupttätigkeit in die Kommissionen verlegt und diese 
wiederum vom Präsidenten abhängig gemacht, welcher so anstatt des 
Kamraerplenums zum wirklichen Herrn in der Kammer gemacht 
wurde. Es dürfte das ganz im Sinne des Grafen Starhemberg ge- 
wesen sein. 

Aber auch jetzt blieb die Sonderbehandlung der innerßster- 
reichischen und tirolischen sowie der ungarischen*) Geschäftsstücke 
besteben. Nur die Geschäftsstücke aus Ober- und Niederüat erreich 
und aus den böhmischen Ländern unterlagen der regelmäßigen Ge- 
Bchäftsbehandlung in den Kommissionen. Die ungarischen, steirischen 
und tirolischen Sonderreferenten blieben im Amte und nur das eine 
bestimmte die neue Ordnung, daß jeder Kommissionspräsident den 
sein Ressort bezughaben den Einlauf auch ans diesen Territorien 

ein und in einer eigenen Sitzung, welcher der jeweilige Landes- 

') Aktenstücke Nr. 44, S. 65. Der HofkammerprSaident kann, wenn 
er will, jeder Kommission prSsidi«ren, in der MiliCürkommisBion ist er stündlgec 
Vorsitzender, 

■) Vgl. Aktenstfloke Nr. M, § 5, S. 72. In der Hof kämm erordnung 
von ]566 werden allerdinga Referenten nach einzelnen Ländern vorgesehen 
(e, oben R. TT). Aber diese nützliche Einrichtung scheint bald in ^'e^fall geraten 
zu sein und es ist nicht xwoifelliaft, daB es bis in die Zeilen Kaiser Josefs L 
keine Etändigen Referenten für bestimmte Kammergegen stände gegeben habe. 

•) Aktenstücke Nr. 4i, § I, S. 68-Tl. 

*) Bidermann, Gepamtstaataidee, 2, S. 33 und 174—176, Anm. IT. — 

r, g 1, ?i. 70 heißt es, daß „die unüaet und iininenaUtaet 

1 der activitaet und oberaufiicht dtr kais. hofea 
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referent zuzuziehen war, beraten lassen sollte. Die Ausfertigung der 
zuGtande gekommenen KommissionsbegchlÜSHe hatte im Sinne der 
hergebrachten Ordnungen nicht der Sekretär der Kommission, aon- 
dem der Landesreferent zu veranlassen. Die Ungarn hatten dem 
Kaiser im Gesetzartikel 18 von 1715 allerdings das ausdrückliche 
Zugeständnis abgepreßt „ut camera Uugarica cum aulica correspon- 
deat et non dependeat". Aber das war doch nicht viel mehr als 
ein Spiel mit Worten. Auch nach dem Wortlaute dieses Artikels 
war es die Hofkammer, welche die Anträge und Gutacliten der 
ungarischen Kammer dem Kaiser vorlegen und seine Entschließungen 
darüber erwirken sollte. Ob sie es wirblich tun wollte und wie sie 
jene Vorlagen ein begleitete, war ihre Sache. Die nngarische Kammer 
entbehrte jedes unmittelbaren Verkehres mit dem Kaiser und blieb 
trotz der staatsrechUichen Zusicherungen verwaltungsrechtlich auch 
fernerbin der Hofkammer untergeordnet.') 

Als die Hofkatmner diese neue Geschäftseiuteilung erhielt, 
hatten bei Hofe schon jene Kreise überwiegenden Einäuß erlangt, 
welche dem kaiserlichen Fiskus durch Einfuhrung eines staatlichen 
Kreditinstitutes aufhelfen wollten. Bald darauf wurden die Bancahtät 
und das Bancalgubernium geschaffen und der Wirkungskreis der 
Hofkammer in verschiedener Richtung eingeengt. Der Hofkamraer- 
präaident Graf Starhemberg, der die neue Strömung nicht mitmachen 
wollte, schied am 34. April 1715 aus dem Amte und blieb ledighch 
Vorstand der über die Wiener Sradtbank gestellten Ministerialbanco- 
deputation. Nach kurzer Zeit versagten die neuen Ordnungen. Hof- 
kammer, Gubernium und Bancahtät, in ihren Kompetenzen nicht 
deutlich gegeneinander abgegrenzt und außerdem ohne jede einheit- 
hche Leitung, erwiesen sich den Aufgaben, die an sie herantraten, 
in keiner Weise gewachsen. Selbst unter den Männern der neuen 
Richtung brach sich die Überzeugung Bahn, daß die Zerfahrenheit 
in der Geschaftshehandlung im Interesse des Staatswobles nicht länger 
andauern dürfe und daß es unbedingt notwendig sei, einen Mittel- 
punkt ftir die Finanzverwaltung zu schaffen. Wie übhch trat wieder 
eine besondere Konferenz zusammen, welche sich mit der Heilung 
dieser Übelstände befassen sollte. Man hielt mehrere Sitzungen ab 
— sogar der Kaiser präsidierte einmal — und kam schließlich in 
der Anschauung überein, daß das Bancalgubernium überliüBsig sei 
und Hofkammer und BancalitUt zusammen die Finanz Verwaltung 
ganz gut führen konnten, wenn sie nur von einer ihnen beiden Uber- 
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ans einem Hofkammerrate des Rerrenslasdes jJs PrSsidenten nni 
mehreren Kammer- und Raitriten rar Besorgung des Bectuump- 
tremens gebildet werden.') Merkwürdig genug, daß maD nicht dann! 
Ter6el, jeden Verband) ungsgegenstand durch einen besonderen B«f^ 
renten vorbereiten zu lassen. Eä blieb dabei, daß der Konunissioi» 
Sekretär die zur Sitzung bestimmten StQcke mit ihren Beilagen nt- 
laa and darBber der Präsident die kollegiale Beratung eröffnete.'! 
Das Plenum der Hofkammer wird nach dieser neuen Gescbiftsord- 
nang nur selten Tersammelt worden sein, da die „tiglichen GeschJL&e* 
Ton den Kommissionen erledigt wurden. Ihre Beschlösse wutici 
dann dem Kammerpräsidenten zugestellt, der sie entweder selW'' 
approbierte, oder die kaiserliche Schlnüfassnng darüber erbat.*} 
Kammei^jeminm wurde somit in seinem Wirkungskreise 
beschränkt, die Haupttätigkeit in die Rommissionen verlegt 
wiederum vom Präsidenten abhängig gemacht, welcher so 
Kammerplenums znm wirklichen Herrn in der Kammer gemi 
wnrde. Es dUrRe das ganz im Sinne des Qrafen Starhember^ 
wesen sein. 

Aber auch jetzt blieb die Sonderbeb an dl ung der inn< 
reichischen und tirolischen sowie der ungarischen*) GescfaäftsstQ* 
bestehen. Nur die Gesehäftsstilcke aus Ober und Niederösterreii 
and ans den bdhmischen Ländern unterlagen der regelmäßigen Q* 
schänsbehandlung in den Kommissionen. Die iingarischeD, steiriscboK 
und tirolischen Sonderrcferenten blieben im Amte und nur das 
bestimmte die neue Ordnung, daß jeder Kommissionspräsident d< 
auf sein Ressort beznghabenden Einlauf auch aas diesen TerritoriH 
aanuneln und in einer eigenen Sitzung, welcher der jeweilige Land« 



<) AktenetOcke Nr. 44, 8. fö. D«r Hofkammerprasideal kann, w« 
er will, jeder KonuuiEsion prKMdienn, iii der MilitErkoaunission ist er stAndig« 
Vorsitzender. 

■^ Vgl. Aktenatücka Nr. 44, § 5, S. 73. In der Hofkammerordnai 
TOD 1Ö68 Verden allerdin^ Referenten nach einieloen Lündem vorgflaelwi 
(*. oben ti. 77 1. Aber diese nflttliche Einrichtung eeheint bald in Verfall j ' "^ 
m ECin und ea ist nicht xtreifclhaft, daß es bis in die Zeiten Kaiser Joaeä i 
keine ständigen Keferenten fUr bestimmte Kanimergegenstinde gelben I 

■) Aktenstüeke Nr. 44. g 1, S. 68-71. 

*) Bidermann. Gesamtstaatsidee, S, & 33 und 174—176, Anm. T 
AktenetQcke Nr. 44, g 1, S. 70 beißt es, daß „<iie tinilaH und i 
da ptMmbtfn finmuKtMHS in der actititaet und oberauftidit der taia hofea 
eoneentrierl . . , ." werden solle, „da« hunifariache und »ibenbürgiaei 
eammerKtitn lub quadam modificatione iwar aitigenomen, in reaaJ^ 
aten aber mit diesem abgehen ao eil als möglich ■«{ com 
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referent zuzuziehen war, beraten lassen sollte. Die Ausfertigung der 
zustande gekommenen Kommissions bescIilUsse hatte im Sinne der 
hergebrachten Ordnungen nicht der Sekretär der Kommission, son- 
dern der Landesreferent zu veranlassen. Die Ungarn hatten dem 
Kaiser im Gesetzartikel IS von 1715 allerdings das ausdrückliche 
Zugeständnis abgepreßt „ut camera Ungarica cum aulica correspon- 
deat et non dependeat". Aber das war doch nicht viel mehr als 
ein Spiel mit Worten. Ancli nach dem Wortlaute dieses Artikels 
war es die Hofkammer, welche die Anträge und Gutachten der 
ungarischen Kammer dem Kaiser vorlegen und seine Entschließungen 
darüber erwirken sollte. Ob sie es wirklich tun wollte und wie sie 
jene Vorlagen einbegleitete, war ihre Saclie. Die ungarische Kammer 
entbehrte jedes unmittelbaren Verkehres mit dem Kaiser und blieb 
trotz der staatsrechtlichen Zusicherungen verwaltungsrechtlich auch 
fernerhin der Hofkammer untergeordnet.') 

Als die Hofkammer diese neue Geschäfts einte Üung erhielt, 
hatten bei Hofe schon jene Kreise überwiegenden Einfluß erlangt, 
welche dem kaiserlichen Fiskus durch Einführung eines staatlichen 
Kreditinstitutes aufhelfen wollten. Bald darauf wurden die Bancalität 
und das Bancalgubernium geschaffen und der Wirkungskreis der 
Hofkammer in verschiedener Eichtung eingeengt. Der Hofkammer- 
präsident Graf Starhemberg, der die neue Strömung nicht mitmachen 
wollte, schied am 24. April 1715 aus dem Amte und blieb lediglich 
Vorstand der über die Wiener Stadtbank gestellten Ministenalbanco- 
deputation. Nach kurzer Zeit versagten die neuen Ordnungen. Hof- 
kammer, Gubernium und Bancalität, in ihren Kompetenzen nicht 
deutlich gegeneinander abgegrenzt und außerdem ohne jede einheit- 
liche Leitung, erwiesen sich den Aufgaben, die an sie herantraten, 
in keiner Weise gewachsen. Selbst unter den Männern der neuen 
Eichtung brach sich die Überzeugung Bahn, daß die Zerfahrenheit 
in der Geschäftsbeliandlung im Interesse des Staatswohles nicht länger 
andauern dürfe und daß es unbedingt notwendig sei, einen Mittel- 
punkt für die Finanz Verwaltung zu schaffen. Wie übHch trat wieder 
eine besondere Konferenz zusammen, welche sich mit der Heilung 
dieser Übelslände befassen sollte. Man hielt mehrere Sitzungen ab 
— sogar der Kaiser präsidierte einmal — uud kam schließlich in 
der Anschauung überein, daß das Bancalgubernium überflüssig sei 
und Hofkammer und Bancalität zusammen die Finanz Verwaltung 
ganz gut ftlhren könnten, wenn sie nur von einer ihnen beiden Uber- 
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aus einem Hofkummerrate des Herrenstaniles als Präsidenten und 
mehreren Kammer- und Rai träten zur Besorgung des Rechnungs- 
wesens gebildet werden.') Merkwürdig genug, daß man nicht darauf 
verfiel, jeden Verband! ungsgegen stand durch einen besonderen Refe- 
renten vorbereiten zu lassen. Es blieb dabei, daß der Kommissions- 
sekretfir die zur Sitzung bestimmten StUcke mit ihren Beilagen vor- 
las und darüber der Präsident die kollegiale Beratung erüffnete,') 
Das Plenum der Hofkammer wird nach dieser neuen Geschäftsord- 
nung nur selten versammelt worden sein, da die „täglichen Geschäfte" 
von den Kommissionen erledigt wurden. Ihre Beschlüsse wurden 
dann dem Kammerpräsidenten zugestellt, der sie entweder selbst 
approbierte, oder die kaiserliche Schlußfaasnng darüber erbat.') Das 
Kammergreraiam wurde somit in seinem Wirkungskreise erbeblicli 
beschränkt, die Haupttätigkeit in die Kommissionen verlegt und diese 
wiederum vom Präsidenten abhängig gemacht, welcher so anstatt des 
Kammerplenums zum wirklichen Herrn in der Kammer gemacht 
wurde. Es dürfte das ganz im Sinne des Grafen Starhemberg ge- 
wesen sein. 

Aber auch jetzt blieb die Sonderbehandlung der inneröster- 
reichischen und tirolischen sowie der ungarischen*) GeschäftsstUcke 
bestehen. Nur die GeschäftsstUcke aus Ober- und Nlederüsterreich 
und aus den böhmischen Ländern unterlagen der regelmäßigen Ge- 
schäftsbeliandlung in den Kommissionen. Die ungarisclien, steirischen 
und tirotischen Sonderreferenten blieben im Amte und nur das eine 
bestimmte die neue Ordnung, daß jeder Kommissionspräsident den 
auf sein Ressort bezughabenden Einlauf auch aus diesen Territorien 
sammeln und in einer eigenen Sitaung, welcher der jeweilige Landes- 



') Aktenstacke Nr. 44, S, ^. Der HofkammerpräBident kann, wenn 
er will, jeder Kommigsion prfisidieren. in der MilitfirkommiBHion ist er atändiger 
Voraitiender. 

•) Vgl. Aktenfltacke Nr. 44, § 5, S. 72. In der Hofkammerordnung 
von 1568 werden allerdinga Refereoten nacl> einzelnen LBndem vorgesehen 
(s. oben H. TT). Aber diese nflttliche Einriclitung aelieint bald in Verfall geraten 
zn sein und ea ist nicht zweifelhaft, daß ea bis in die Zeiten Kaiser Josefs L 
keine etSndigen Referenten für bestimnitc Ksnnnergegenstünde gegeben habe. 

■) Aktenstücke Nr. 44, g 1, 8.68-71. 

*) Bidermann, Gesamtstaatsidee, 2, S. 33 und 174— 17G, Anm. 17, — 
Aktenstücke Nr. 44, % I, S. 70 heißt es, d&ü „die unitael und xmineTMlitaet 
des gesamhten finaruieaens in der activitaet und oberauftidit der kais. hofeammer 
eoncenfriert . . . ." werden solle, „das hungarieehe und sibenhürgiieh« 
cammertBese» sab quadant modifieattone tivar aufgenomen, in re telb- 
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referent zuzuziehen war, beraten lassen sollte. Die Ausfertigung der 

zustande gekommenen KommissioDsbescblUsee hatte im Sinne der 
hergebrachten Ordnungen nicht der Sekretär der Kommission, son- 
dern dar Landesreferent zu veranlassen. Die Ungarn hatten dem 
Kaiser im Gesetzartikel 18 von 1715 allerdings das ausdrückliche 
Zugeständnis abgepreßt „ut camera Ungarica cum aulica con-espon- 
deat et non dependeat". Aber das war doch nicht viel mehr als 
ein Spiel mit Worten. Audi nach dem Wortlaute dieses Artikels 
war es die Hofkammer, welche die Anträge und Gutachten der 
ungarischen Kammer dem Kaiser vorlegen und seine Entschließungen 
darüber erwirken sollte. Ob sie ea wirklich tun wollte und wie sie 
jene Vorlagen ein begleitete, war ihre Sache. Die nngarisebe Kammer 
entbehrte jedes unmittelbaren Verkehres mit dem Kaiser und blieb 
trotz der staatsrechtlichen Zusicherungen verwaltungarechtlich auch 
fernerbin der Hofkammer untergeordnet.') 

Als die Hofkammer diese neue Geschäftseinteiiung erhielt, 
hatten bei Hofe schon jene Kreise überwiegenden Einfluß erlangt, 
welche dem kaiserlichen Fiskus durch Einführung eines staatlichen 
Kreditinstitutes aufhelfen wollten. Bald darauf wurden die Banealität 
und das Bancaiguberniam geschaffen und der Wirkungskreis der 
Hofkammer in verschiedener Richtung eingeengt. Der Hofkammer- 
präsideot Graf Starbemberg, der die neue Strümung nicht mitmachen 
wollte, schied am 24. April 1715 aus dem Amte und blieb lediglich 
Vorstand der über die Wiener Stadtbank gestellten Ministerialbanco- 
deputation. Nach kurzer Zeit versagten die neuen Ordnungen. Hof- 
kammer, Gubernium und Banealität, in ihren Kompetenzen nicht 
deutlich gegeneinander abgegrenzt und außerdem ohne jede einheit- 
liche Leitung, erwiesen sich den Aufgaben, die an sie herantraten, 
in keiner Weise gewachsen. Selbst unter den Männern der neuen 
Eichtung brach sich die Überzeugung Bahn, daß die Zerfahrenheit 
in der Geachäflsbehandlung im Interesse des Staatswohles nicht länger 
andauern dürfe und daß es unbedingt notwendig sei, einen Mittel- 
punkt für die Finanzverwaltung zu schaffen. Wie üblich trat wieder 
eine besondere Konferenz zusammen, welche sich mit der Heilung 
dieser Übelstände befassen sollte. Man hielt mehrere Sitzungen ab 
— sogar der Kaiser präsidierte einmal — und kam schließlich in 
der Anschauung libereiu, daß das Bancalgubernium überflüssig sei 
und Hofkammer und Bancalitflt zusammen die Finanz Verwaltung 
ganz gut führen könnten, wenn sie nur von einer ihnen beiden über- 
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geordneten Behörde geleitet würden. Am 19. August 1716 wurde 
das Bancalgiibemiiim aufgehoben, die Im Prinzipc schon beEchlossene 
geheime Finanzkonferenz endgültig resolviert und zugleich deren 
Mitglieder namhaft gemacht.') Daß die Beziehungen zwischen der 
Kammer und der BancaüUlt in einer den neuen Verhältnisseu ent- 
sprechenden Weise zu regeln seien, wurde noch ausdrücklich betont. 
Demgemäß wurde durch ein kaiserliches Dekret vom 5. November 
1716 der Geschäftsverkehr zwischen den beiden Stellen im Einver- 
nehmen mit diesen geregelt und die Finanzkonferenz arbeitete für 
sich selbst ein „Hegulamentum" aus, das am 9. Jänner 1717 die 
kaiserliche Approbation erhielt. Am 30. Dezember 1717 endlich er- 
hielt auch die Hofkammer eine neue Instruktion, in welcher der 
Wirkungskreis der Kammer und ihr Verhältnis zur Finanzkonferenz 
und Bancalität klar umschrieben wird und deren ausfiihrhche Be- 
Btimmungen den besten Einblick tu die Organisation der obersten 
Fi uanzT er waltung gewähren.*) 

Aber dieser Behördenmechanismus war viel zu verwickelt, als 
daß er trotz aller Bemühungen zweckdienlich hätte arbeiten kOnnen. 
Hatte man das Bancalgubernium als Hemmnis für die Führung der 
Geschäfte beseitigt, so hielt man andererseits wieder nur allzusehr 
an den in den Jahren 1714 und 1715 getroffenen seh werfilll igen Ein- 
richtungen fest. War ehedem das „Kamerale" allein von der Hof- 
kammer besorgt, hernach der Hofkammer und dem Bancalgubernium 
unterstellt worden, so teilten sich jetzt gar drei Organe in die Kameral- 
sachen: die geheime Finanzkonferenz, die Hofkammer und die Ban- 
calität. Versuchen wir es, uns aus der Hof kammerin struktion und 
der Geschäftsordnung der Finanzkonferenz ein Bild des Wirkungs- 
kreises der obersten Finanzstellen zu machen! 

Die Finanzkonferenz ist als keine Behörde gedacht, welche im 
Namen des Monarchen aus eigener Machtvollkommenheit Gebote und 
Verbote erlassen konnte, sondern soll lediglich beratendes Organ 
des Herrschers sein und nimmt somit eine ganz ähnliche Stellung 
ein wie die geheime Konferenz und ehemals der geheime Rat,') Sie 

') Aktenstücke Nr. 47 A, S. 186f. 

*) Aklenetücke Nr. 47 B, 47 C und 4.?, S. lÖOff., 197ff. und 203ff. 
Bei der Ausarbeitung der HofkammerordDiing tegte man die Ordnung von 
16S1 Rugmnde. Eine Beihe von Artikeln in beiden Ordnungen stiininün übrigens 
wörtlich tiberein. Das Aktenstflek Nr. 47 B (Regelung der Korrespondenz 
zwischen Hofkammer imd iianealitüt) ist wörtlich in die Hofkammerordnnng 
(s. ebenda, S. 23S ß.) aufgenommen. 

*] Man kannte nach den Eingangsworten der ITofkammerinstniktion (S.SOl) 
luid der Geschäftsordnung für die Finanzkonferenz glauben (S. 197), daß diese 
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ist der Hofkammer und Bancalität Übergeordnet; alle Banoal- und 
Hofkammerangelegenlieiten, die eine kaiserliche Schiußfaasung er- 
heischten, wurden in der Konferenz durc hbe raten ; Alhrte, wie es 
häufig vorkam, der Kaiser selbst dabei den Vorsitz, go traf er auch 
gleich unmittelbar die Entscheidung; wenn nicht, so wurde ihm das 
Konferenz Protokoll zur Schlußfassung vorgelegt. Wie Tiir die Ge- 
Bchilfte der auswärtigen Politik die geheime Konferenz sich als ein 
stundiger Ausschuß aus dem geheimen ilate abzweigte, so ist auch 
die Finanzkonferenz als ein solcher aufzufassen; sie hatte die wich- 
tigsten und schwierigsten Finanzsachen dem Kaiser mit ihrem Votum 
vorzulegen. 

Zugleich soll eine genaue Scheidung zwischen dem Wirkungs- 
kreise der Bancalititt und der Hofkammer alle Zweifel beseitigen, 
die nach dem Inalebentreteu der neuen Institutionen sich etwa geltend 
machen könnten.') Der Hofkammer verblieb die Besorgung der 
Verwaltung des „Oeconomicnm", des Kammerweaens, der BancaliUU 
wurde das „Pecuniale", die oberste KeclinungakontroUe zugewiesen; 
in ihre Kassen flössen alle Staatseinnulimen, sie leitete auch das 
Kreditwesen des Staates. Aus der Hofkammerordnung geht deutlich 
hervor, daß man im Interesse einer ordentlichen Finanzgebarnng 
vor allem eine Trennung der Verwaltung der tteiUlle von dem Kassen- 
gescliilfte, der Kontrolle und der Geldbeschaffung anstreben zu müssen 
glaubte. Immer wieder wird betont, daß die Hofkammer und ihre 
Amter mit der „treuen nud richtigen Manegierung der Gelder" und 
mit dem Kreditwesen nichts zu tun habe, daß es allein Sache der 
Bancalität sei, im Wege des Kredits Geld aufzutreiben, während der 
Hofkammer obliege, für die gehörige Sichcrstellung der aufgenom- 
menen Gelder Sorge zu tragen.*) 

Der Hofkammer bheben die Länderkammern und niederen 
Amter unterstellt, das Maut-, Zoll- und MUnzwesen sowie die Salz- 
ümter wurden nach wie vor von ihr verwaltet. Alle Einnahmen aber 
aus diesen Amtern, soweit sie nicht an die Wiener Stadtbank ver- 
pfändet waren, mußten an die Kassen der in verschiedenen Ländern 



ein aelbBlfiuiügeB Rocht, Befehle zu erteilen, golinbt hätte; aber beide Ordnungen 
lasaen in Ibrein weiteren Verloufe keinen Zweifel darüber, diiß die Finunzkon- 
feronz nur dann Dekrete an Hofkammer und Banealitfit ergehen lasticii konnte, 
wonn der KaiBer ihre daranf bezäglicheD BeachlüEae resulviert hatte. 

') Akteiietacke Nr. 47 C, § 4, S. 300f. 

*) S. Aktenstücke Nr. 48, Einleitung, 8.204 und S05, §g 15, 2, 5 und 6, 
46 und 05, S.22Ü-S32, 271f. und 279f. Der Kredit, heißt es iiiletit, flei ein 
„höchst tchätebares ileinod, ja in ipso effectu vithr als das bare geld geachut." 

ÜiMniidiiisha Z(iit»lT*rwilluu|. I. 1. 9 
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errichteten Bancalämter abgeliefert und von ilineti, wenn nicht ancler»- 
wie beatiDiint worden war, in die BancalhauptkaBsa nach Wien ab- 
gegeben werden.') Im Übrigen liefert gerade die Einricbtung der 
Maut-, Zoll- und Salzänitei- einen deutlichen Beleg, wie sehr auch 
noch jetzt die Wirkungskreise der Kummer und BancaUuit ineinander- 
liefen und wie schwer ihre Kompetenzen auseinanderzuhalten waren. 
Alle diese Amter kassierten Geld ein und griffen dtumt im Grunde 
der Baneahtät und ihren Organen vor. 

Das Amtsperaonale unterstand wie bisher halb der Hofkammer, 
halb der Bancalität; die Amtleute ernannte die Hofkammer, die 
Kontrollorc wurden von der llofkamraer im Einvernehmen mit der 
Bancalität dem Kaiser zur Ernennung vorgeschlagen und legten bei 
der Bancalität den Diensteid ab. Es ist zwar nirgends ausdrücklich 
gesagt, aber nach dem allgemeinen Zusammenhange sehr wahrschein- 
lich, daß die von Amtleuten und KontroUoren gemeinsam verfaßten 
und gefertigten wöchentlichen, monatlichen, viertel- und ganzjilhrigen 
Amtsausweise — „Extrakte" — an die Hofkammer und die Banca- 
lität gehen sollten. Außer der Verwaltung der Geftlle war der Hof- 
kammer auch das ausschließtieho An Weisungsrecht auf die in den 
Kassen der Bancalität belindhchen Gelder geblieben, sofern Über 
deren Verwendung nicht früher schon durch die Generalanordnungs- 
staaten Bestimmung getroffen war. Die Generalanordnungsstaateu, 
einer fUr die militfirischen und einer für die Ausgaben der zivilen 
Verwaltung wurden von der Hofkammer im Vereine mit der Ban- 
calität festgestellt, und hatte dieses Militär und Zivilbudget einmal 
die kaiserliche Genehmigung erhalten, so war die Bancalhauptkassc 
berechtigt, die darin eingestellten Posten ohneweiters auszuzahlen 
oder auszahlen zu lassen. In allen nicht im Budget vorgesehenen 
Fällen aber stand allein bei der Hofkammer das Recht, Befehle znr 
FlUBsigmachung von Geldern zn erteilen.*) 



') Häufig etellte man von Wien aus Äaweisuagen uiiioittelbar auf die in 
irgend einer Bancalkasse befindliclieu Gelder aus, die alsdann von dieser Kasae 
&uiu)ua1i1eu waren. Über die in den KOnigreicben aufgestellten Buncaläuiter 
und deren Tätigkeit wären noch geuaiiere Untersuchungen anzuateJleu. Auch 
in PreOburg war ITIH eine „BancalrepriLsentation" errichtut worden, obwohl es 
in der Einleitung zur Hofkmumeroi'daung von 1TI7 beißt, daO der Wirkungs- 
kieia der Bancalität iticb auf die „au« unicm diesuitigen trbhötiigrtiche» und 
landen »ich ergebend- und erieugende proventus" erstrecke. (Aktenstücke 
Nr. 48, 8. 204.) Vgl Scbwabe, 2, S. 12« und 134 und Mensi, 8. 458 und 4iJ9, 

*) Über die Ewei Anorduungas tasten Aktenstücks Nr. 48, § 15, 3 und (i, 
S. 230f. und 233. Dio Hofkaniiner batlc das AQ»'eisungBrecht bi« eu BetrUgeu 
von lUUO fl. Bei grüCurcii Betrügen war eine kuiserliebu tlntscblieÜiuig eiozu- 




Bei der Ausführlichkeit der Hofkammeroi-dnung von 1717 muß 
es genügen, hier die Hauptprinzipien derselben klarznlegen. Mit 
den vor vier Jahren aufgestellten Grundsätzen, nach welchen der 
HofkammerprUaident im Vereine mit den flir die verschiedenen Ma- 
terien bestellten Kommissionen die Hauptentscheidung treffen konnte 
und sollte, wurde wieder gebrochen und die ausechlaggebende Be- 
ratung und die Beschlußfassung wieder in das Plenum der Kammer 
verlegt. Die Verteilung der Geschäfte nach Kommissionen blieb 
wohl bestehen, aber das Einteilungsschema wurde geändert. Man 
stellte jetzt folgende sechs Hauptkameralkommissionen auf: Die erste, 
die Haupthofkommiasion, hatte die „ Hofwirtsc haft" und das „Reichs- 
camerale" zu besorgen.*) Der zweiten, der Hauptmilitärkommission, 
in der wie früher der Kammerprilsident den Vorsitz führte, oblag 
das „Oeconomicum militare"; sie hatte die Gelder flir die Erhaltung 
des Heeres und die Anschaffung des gesamten Kriegsmaterial es aus 
den Kontributionen der Lilnder mögUch zu machen; natürlich, daß 
ihr die größte Bedeutung beigelegt wurde.') Als dritte folgt die 
Hauptreclmungskommission, der vierten war die „Beobachtung" des 
ganzen Camerales „in Hungarn, Siebenbürgen, Sclavonien und an- 
deren dahin confinirenden Provlncien",*) der ftinften die Finanzver- 
waltung der böhmischen Länder, der sechsten die Kameralien der 
Osterreichischen Länder zugewiesen.*) Diese Kommissionen hatten 
aber, wie bemerkt, keine selbständige Stellung mehr und bereiteten 
nur die Materien vor; über ihre Vota wurde dann im Plenum der 



holen. In solchen Füllen erging der Auftrag von der Hof kanuuer an die Ban- 
calit&t in Form eines kaiserlichen Befehles, „per deeretH/n", sonst „per insinua- 
tWB", in Freundschaft. Aktenstttcko Nr. 48, g Ui, 2 iiiid 9, S. 22Ö und 232. 
') Dia Konimiseionen werden aufgezählt in der Ordnung Aktenstacke 
Nt, 4ä, § T, S. 317f. Da die tinanzielleu Leistungen des Reiches (das „Reichs- 
camerale") immer geringer geworden waren, wandte man ihrer Fflege erhöhte 
Sorgfalt za. S. ehenda, §§ 4ö— 63, S. 272—276. Die in das Ueicli gehenden 
Hof kammersaclien wurden vom Reiche Vizekanzler und einem Hofkammersekretür 
unteTzeitiinet. Akt 1 ex 1716, BShnion, II B 1, Archiv des Ministeriums des 

») Ebenda, §§ 7 und 28, S.216f. imd 261 f. 

*) Dadurch, daß dieser KommisBion daa gesaml« Camerale der ungarischen 
Länder untorBtand, wurde eine gewisse Einheitlichkeit in der luigarischen FinanE- 
verwaltuug erzielt, wenn aucli SiebenbOrgen und andere den Tütken abge- 
nommene Gebiete von der I'rei3liurger Kammer unabbtlngjg blieben. Vgl. 
Bidermann, Uosamtstaatsidee, 1, S. 43—45. 

*) Die inner- und oberöBterreichischen Länder wurden auch „(krmafen" 
noch nicht in die Kommissionseinteilung einbezogen und behielten die ihnen 
1713 eingerannte besondere Stellung bei. Akteustttcke Nr. 48, § 7, S. 219. 



132 



Die nnaniTerw&lluiig:. 



Kammer referiert und dieees traf die endgültige Entscheidung. 
Welche Angelegenheiten unter allen Umständen an den Monarchen 
geleitet werden mußten, wird in der Ordnung von 1717 so wenig 
wie in den frUlieren Instruktionen bestimmt gesagt; es heißt nur, 
daß Sachen von größerer Wielitigkeit oder ^da unser Praesident 
contra maiora oder auch contra unanimia schlUessete*', dorthin ge- 
langen sollen. Die Machtvollkommenheit des Präsidenten war zwar 
im Vergleiche zu seiner im Jahre 1713 geschatTenen Stellung etwas 
eingeschrilukt, doch verblieb ihm das bedeutsame Recht, daß er, 
wenn Oefahr im Verzuge war, gegen nachträgliche kaiserhche Ge- 
nehmigung Kntacheidungen auf eigene Faust selbst im Widerspruche 
mit der Majorität des Kammcrgrcmiums treffen konnte.*) 

Neben der Hofkammer nahm in dem neuen Finanz regulierungs- 
plane die Bancalität eine hervorragende Stellung ein- Ihre Auf- 
gaben, die Einkassierung der Staatseinnahmen, die Aufbringung der 
Staatsanleihen und die zentrale Rechnungskontrolle wurden schon 
umschrieben. Im Interesse einer einheitlichen Leitung des Finanz- 
wesens wurde der Hofkammer und Bancalität aufs neue zur Fäicht 
gemacht, Jn freundschaftlichem Einvernehmen vorzugehen. Beide 
Amter hatten allwöchentlich der Finanzkonferenz einen Tätigkeils- 
bericht zu erstatten und außerdem mußte die Bancalität am Ende 
eines jeden Jahres eine Hauptbilanz über die Einnahmen und Aus- 
gaben liefern. Es war das aufrichtige Bestreben vorhanden, über 
die Leistungsfilhigkeit des Ärars und über die Verpflichtungen, die 
es zu erfüllun hatte, zu voller Klarheit zu gelangen,') Zu Ende des 
Jahres 1715 wurde die Aufstellung einer Schuldenkommission und 
die Errichtung einer Schuldenkusse augeordnet, die mit 2'/, Millionen 

Im Jahre 1718 wurde noch eine siebeute in der Instruktion von 1717 übdgeus 
bereits in AiiBaichl genominene Koinmisaion eingerichtet, die sogenannte Haupt- 
arrhenkoDuniesion, welche die Verwaltung des perpetuierliclian Fondea der 
BancaUtat leiten sollte. Vgl. ebenda, g 7, S. 218 und Schwabe, 2, S. 138. 

') Unter dem „pttnum coneilium", welches aicb wüchentlich wenigstens 
zweimal vereammeln sollte, bat man nicht die gesamten HofknmmerrUte, deren 
Zabt nach und nach auf 8Ü besoldete Uäte bescliräukt werden sollte (Ilofkamnier- 
orduung, Aktonetücke Nr, 48, § 1, S. 206), ku verstehen, sondern eine» engeren 
AiiBBchntl, der gewöhnlich aus dem KamiiierprüBidonten, den Prilsidenten der 
Kommissionen und den taai Referate befohlenen Rüteu bestand. Außerdem 
Bchiekten diejenigen Kommissionen, welche kein Geforat zu liefern hatten, außer 
ihrem l'riisidenten noch je einen Rat in die I'lcnarsitiung, Vgl. ebenda, g 4, 
S. 210-215. 

') 8. die Geschäftsordnung der Finanikonferenz, Aktenstücke Nr. 47 C, 
S 4, 8. aOOf. und Hofkammerordnung, Aktenstücke Nr. 48, S§ 15, 1, 6, 7, 10 
und 4e, 8.229f.und271f. 
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Gulden jährlich „aus den sicherEten Cameral- und MilitärgeiUllen" 
dotiert werden sollte. Aber bald darauf stellte man schon wieder 
eine Konferenz über diese Kommission und erschwerte damit den 
Geschilftsgang, Die Schuldenkoramiasion hatte den Schuldenatand 
verläßlich zu erheben, eine Liste der Gläubiger anzufertigen und 
Ab Zahlungstermine für die Schulden nach Erwägungen der Billig- 
keit in eine bestimmte Reihenfolge zu bringen. Aus der Schulden- 
kasse hätte dann die Bancalititt die Auszahlungen zu leisten gehabt. 
Während man sich mit allen diesen Maßregeln um die Sanie- 
rung der Finanzen bomilbte und dio erlassenen Ordnungen zur 
Ausführung zu bringen suchte, war bereits wieder — seit dem Jahre 
1716 — ein Krieg mit den Türken .im Gange und die Staatskassen 
aufs neue in ungewöhnlichem Maße in Anspnich genommen worden. 
Man wußte nicht, wober das Geld zur Führung des Krieges nehmen; 
wie sollte es da erst müglich geworden sein, die Schuldenkasse mit 
ausgiebigen Geldmitteln zu versehen?^) Aber auch das Verhältnis 
zwischen Hofkammer und Bancalität als zweier vollkommen gleich- 
wertiger und gleichberechtigter Institute verschob sich bald. Die 
Hofkammer wußte es durchzusetzen, daß ihr als Hofmittel das alte 
Recht gewahrt blieb, direkt Vortrage an den Kaiser zu erstatten, 
während die Bancalität ihre an den Kaiser geriehteten Eingaben dem 
Senior der Finanzkonfereoz tibergeben mußte. Die Bancalitilt war 
zwar in Bezug auf das Kassen-, Kredit- und Kontrollwesen ein un- 
abhängiges Amt, aber sie galt nicht als Hofmittel und konnte, wie 
gesagt, mit dem Monarchen nur im Wege der Finanzkonferenz, mit 
den andern Hofmitteln aber, den Hofkanzleien und dem Hofkriegs- 
rate, nur vermittelst der Hofkammer verkehren.') Es ist klar, daß 



') ilber SctiuldenknsBe, Schuldoiikominission iind Schill deukonferetiE diehe 
dia aosfüfar lieben Darste Illingen von Beer, Finanzweaeu, H. !>1 IT.; Menai, 
8. 479 ff.; Schwabe, 3, B.VS'JB.; endlich Hofkammerorduuug, Aktenstücke 
Nr. 48, % 46, ü. 27tr., auch Bttncalitiltspatont, ÄktenatUcke Nr. 45, S. 154. Die 
SchnldenkoinmiEBion stand in einem Abhängigkeitsverhältnis zur Hofkammer 
und Bancalität. Die Schnldenkonferenz hatte nnfüaglich eine iinahhllngige 
Stellung imd empfing direkt vom Kaiser ihre Befohle {Schwabe, 2, S. 140— 
141). Nach Errichtung der Finanz knnfereM wurde sie dieser iintergeordiiet und 
mit ihren Vorschlägen und Beschlüssen an sie gewiesen. Oeachfiftsordnung der 
Finanzkonferenz, Aktenstücke Nr. 47 C, % 5, S. 201, auch Beer, Finanz- 
wesen, S. 92. 

■) Hofkammerordnung, Aktenstücke Nr.48, g 15, 2, S.239 f. tind Geschafts- 
ordnong der Finanzkon fereni, Aktenstücke Nr. 47 C, g§ 1—3, S. 197-200. 
Wieder ein Beispiel för die unglaublich schleppende Geschäftsführung der Zeit. 
Die Bofksmmer schickte zwar ihre Referate direkt nach Hof. Diese wurden 
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diese teils selbstÄndige, dünn doch wieder etwas abhängige Stellung 
der Bancalitat zum AolnssB von Eiferallchteleien und Zwistigkeiton 
werden konnte. Doch hat immerhin die Bancalitat in den ersten 
Jahren ihres Bestandea dem Staate große Dienste geleistet; es ge- 
lang ihr, bedeutende Summen gerade damals anfzübringen, als das 
Arar während des Türkenkrieges in ärgste Bedrängnis geraten 
war.') Bald nach dem Friedensschlüsse zeigte es sich aber, 
daß sie ihren Kredit allzustark in Anspruch genommen hatte und 
ihren Verpflichtungen nicht mehr recht nachkommen konnte.') Die 
Finanzkonferenz unterzog ihre Geschäftsgebnrung einer Prüfung, 
fand aber daran allerdings nichts auszusetzen und sprach ihre, auch 
vom Kaiser gebilligte Meinung dahin aus, das staatliche Bankinstitut 
habe seine Pflicht erfüllt und möge in seiner Organisation, deren 
Abänderung vorgeschlagen worden war, verbleiben.') 

Es scheint nun aber doch, als oh diese Beschlüsse der Finanz- 
konfereiiz weniger in Anbetracht der tatsächlichen Verhältnisse als 
vielmehr im Hinblicke auf die Empfindungen des Monarchen gefaßt 
worden seien, dessen Eingreifen die Bancalitat ihre Entstehung ver- 
dankte. Zudem wollte man das Publikum nicht aufregen und den 
Staatskredit nicht noch mehr erschüttern, als es ohnehin schon 
der Fall war. Tatsache aber ist, daß die unter der Oberleitung 
des damaligen Hofkammerpräsidenten Grafen Starhembcrg stehende 
Wiener Stadtbank im Jahre 1721 25 Millionen Bancalitätsschulden 
zur Verzinsung und Abzahlung übernehmen mußte, und daß von 
nun an bis in die Zeiten der Kaiserin Maria Theresia die Ministerial- 
bancodeputation, der die Stadtbank unterstand, das Institut war, an 
welches sich der Staat, wenn er Geld brauchte, wandte und welches 
auch Geld zu verschaffen wußte.*) Die Bancalitat, die mit diesem 

aber dann an die Finanzkonfereiu: geleitet, dort efaena« wie die Gutachten der 
BancalitSt dorchberatea und dann erst zur SchluBfaEsiing dem Monarchen vor- 
gelegt Auch die Finanzkonferenz konnte hinwieder nur durüh die Kammer 
in Verbindung mit den anderen Hofstellen treten. 

') Menfli, S.H3. 

>) Beer, S. 83 und Schwabe, 2, S. 146. 

») Aktenstücke Nr. 51 A, S. 400— 402. 

*) Über die Tätigkeit der Wiener Stadtbank und besonders Starhemberga 
B. Menfii, S. 550 und 573^. und Beer, S. SiS. Die „kaiserliehe MiniEterial- 
bancodeputation" ist mit ihrem BeamteiiEtande als Staatsamt aufzufassen. Die 
„kaiserliche Bancogeffilladnnnistration" im RathauBe wurde aber von Mitgliedern 
des inneren Stadtrates nnter Vorsitz des Bürgermeisters und mit Beiziehung 
einiger Beamten besorgt. (^Schematismen von 1T30, S. 73 und 1734, S. SB. Archiv 
des Miniateriums des Innern.) Und dies ist wohl auch der Grund, warum das 
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Hervortreten derMiriaterialbancodeputation und Stadtbank ihre eigent- 
liche Bedeutung aU Geldvermittlungs- und S chu I denti lg tingsin atitut 
verloren hatte, blieb nicht lange mehr in ihrer alten Wesenheit 
bestehen. Durch kaiserliches Dekret vom 15. August 1723 kamen 
die Pläne einer Abänderung ihrer Organisation, mit denen man sich 
schon geraume Zeit getragen hatte, zur Ausführung und wurde das 
Institut umgestaltet.^) Das Schwergewicht in der Leitung des Kam- 
merwesens wurde wieder in die Hofkammer verlegt. Sie hatte wie 
früher die obcrBte Rechnungszensur zu besorgen und führte wieder 
Buch über die Staatsschulden; die Bancalität blieb nur als Staats- 
kasse beateben, der die beiden Zahlämter, das Eamer.tl- und MilitUr- 
zahlamt mit ihren Hilfsorganen untergeordnet waren,*) Die Banca- 
lität wollte sich in die Minderung ihrer Stellung nicht gerne fügen 
und strebte die Einsetzung in ihren vollen Wirkungskreis an. Sie 
erreichte es in der Tat, daß am 1. Juni 1127 ihren Beschwerden 
stattgegeben und ihr dieselben Kompetenzen wie in den Jahren 1716 
und 1717 wieder eingeräumt wurden. Aber sie konnte gleichwohl 
nicht mehr zur früheren Bedeutung gelangen. Da sie nahezu keine 
Mittel zur freien Verfügung hatte, so vermochte sie nicht mehr als 
Kreditinstitut zu funktionieren und ihre Tätigkeit blieb auf die Ein- 
kassierung der Staatseinnahmen beschränkt.^) Im .lalirc 1745 kam 
man endlich zur Einsicht, daß es unnötig sei, für diesen Zweck einen 
so großen Beamtenkürper zu unterhalten; eine kaiserliche Ent- 
schließung hob am 24. März 1745 die Bancalität vollends auf and 



Publikum dem Bankinstitute auch dauii noch so großes Vertrauen entgegen- 
brachte, als nicht mehr der Wiener Magistrat, sondern — seit 1721 — die 
MiniBterialbnncodeputation die Schuld Urkunden (Obligationen] aiUBtelltc. Vgl. 
Hensi, S. 580 and 584. 

') Aktenatücke Nr. 51 B, S. 405-407. 

*) Demselben Dekrete vnm 15. August 1723 entnimmt man auch, daO die 
Hoffnungen, die man auf die Eingänge aus den Arrhon gesetzt, sieb nicht er- 
füllt hatten. Die Einnahmen aus der Dienstarrha wurden, weil EU gering- 
fügig, dem HofkammertBiamt zugewiesen, dessen Einkünfte zur Aufbesserung 
der Bezüge der Hofkammerbeamten dienten, Genaiierea bei Schwabe, 2, 
S. 151 ff.; Menei, 8. 569 ff. und Aktenetftcke Nr. 51 B, S.402f. Die eigent- 
lichen BucbbaltungageschSfte besorgte vom Jahre 1723 ab wieder die Hofkam- 
mer, während bei der Bancalität die Empfänge und Ausgaben nur in „merkan- 
til istischer " Weise, das heißt nach den Regeln der doppelten Biicbftthrung 
eingetragen werden sollten, in deren Wesen aber die Buchhaltungsbeamten 
noch nicht recht eingedrungen waren. S, Lichtnegel, Geacbichte der 
Entwicklang dea österieichi sehen Rechnunga- und Kontrollweseus (1872), 8.37 
und 38. 



•) Aktenstücke Nr. 51 C, S. 408-409 i 



id Mci 



, S. 644 ff. 
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unterstellte die Zentralkasse Verwaltung, wie es einst der Fall war, 
unmittelbar der Hofkammer.') 

Es Latte sich immer deutlicher herausgestellt, daß die Finauz- 
einrichtnngen, welche man in den Jahren 1714 — 1717 getroffen hatte, 
ihren Zweck nicht erfüllten, I>ie Hofkammer, deren Tätigkeit mau 
hatte einschränken wollen, trat wieder in den Vordergrund und 
wurde allmählich aufs neue zum Mittelpunkt der Finanzverwaltung. 
Mehrjährige Beratungen über die Vereinfachung und Verbosserung 
ihrer Verfassung führten zum Erlasse einer neuen Hofkammerord- 
nung vom 2. Jänner 1732, durch welche die Hofkamm er in struktioo 
von 1717 in wichtigen Punkten eine Abänderung erfuhr,*) Zu- 
nächst sollten durch Verringerung des Personales Ersparungen er- 
zielt werden.') Von größerem Belange war, daß man von dem 
Prinzipe, die Gegenstände in Kommisaionen beraten zn lassen, wieder 
teilweise abwich — es blieben nur die militärische, die „neoacquisti- 
Hche" und die Kommission für das Rechnungswesen bestehen*) — 
und daß unter Berufung auf die alte Kamraerordnung von 1568 
bestimmt wurde, daß fortab eigene Referenten die zugewiesenen 
Gegenstünde selbständig zu bearbeiten und darüber im vollen Rate 
zu referieren hätten.*) Der Präsident sollte von allen Kameral- 
an gel ogenheiten unterrichtet und ihm das Recht eingeräumt sein, 
heikle („sekrete") Sachen mit Hilfe des damit betrauten Referenten 
und unter Zuziehung einiger Kammerrätc selbst zu erledigen. Da 
man sich von der Kommissionsbehandlung nicht ganz lossagen wollte. 



*) Ea winde eine GeneralkaBseolierdiroktion mit zwei Oberdirektoren be- 
stellt, von dcueu der eine die Leitung der Kameral- ond der andere die der 
Militärkaa=e hatte. Aktenstücke Nr. 59, S. 521. 

■) Akteustttcka Nr. 53, S. 411-420. 

') Vgl. Beer, S. IG; die Zahl der KanimerrUte wurde auf 24 verringert. 

*J Die KameralliaiiptkomiuiKsioneii waren seit 1718 von 6 auf 13 an- 
gewachsen. Der neoBcqniBtischen Kommiasioa war die Administration des 
Kamerale in den durch den Karlowitser und Passarowitzer Frieden erworbenen 
LKndetn zugewiesen. Vgl. Langer, Serbien unter der kaiserlichen Regierung 
1717—1739. Mitt. des k. u. k. Kriegsarchivee, N. F., 3 (1889), 8.-A., besonders 
8. 186 und 198. FQr die Kothniingskon trolle wurde eine Art Gerichtshof - Judi- 
cium delcgatam — eingesetzt. Vgl, Aktenstücke Nr. 53, 8.413. 

') Es wurden für folgende Materien Referenten bestellt: ^Zur besorgwig 
des reichscameralis et aulid", „pro canierali universali'', ^pra militari'', nPro 
Hungarids^, „pro Bohemicis", „für Österreich ob- und untA der Enns, wie auch 
die ad revitorium gelangende bancatraitungsprocess", „für die i. ö, länder^, „für 
die 0. und v. ö, länder" und „für das ungarische salaceien^. Der ,jiro militari" 
genannte Referent Imtle in der Haujitkommission für die Mi litfir Sachen das 
Referat zu führen. S. Aktenstücke Nr. 53, % 6. S. J14. 
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Bo wurde dem Prüsidenten auch gestattet, in ecliwieriged Fällen 
eolcbe Kommissionen besonders einzusetzen und von ihnen den in 
Frage atebenden Gegenstand für das Plenum klarstellen zu lassen.') 

Es erübrigt noch, der Tätigkeit der geheimen Finanzkonferenz 
zu gedenken, welche vor allem berufen war, eine einheitliche Ge- 
schäfts f üb ruog in dem so verwickelten Behörde norganismua der 
Finanzverwaltung zu ermöglichen und an die alle bedeutenden Ge- 
Bcbäftsstücke zur Beratung gelangten. Sie arbeitete sehr eifrig, hielt 
Sitzungen auf Sitzungen ab und bemühte sich wirklich, eine gewisse 
Einheit in die Verwaltung des Kammerweaens zu bringen. Der 
Kaiser zeigte anfangs lebhaftes Interesse für die neue Bebörde und 
besuchte eifrig ihre Sitzungen, Nach und nach erkaltete aber seine 
Teilnahme und damit htt auch das Ansehen und die Stellung der 
Konferenz.*) Maria Theresia hob dann bald nach ihrem Regierungs- 
antritte im Frühjahre oder FrUhsomraer 1741 die geheime Finanz- 
konferenz auf und gab ihrem Vorsitzenden, Gnndacker Grafen 
Starheraberg, diese Entschließung mit den bezeichnenden Worten 
bekannt: „Wegen der Finanzenconferenz finde selbe nnnöthig, in- 
deme er Graff aHein mir in selben an die Hand gehen solle, welches 
geschwinder und besser sein wird . . .".') Graf Starhemberg bekam 
dadurch nicht etwa eine die Hofkamraer überragende amtliche Stel- 
lung; die junge Herrscherin wollte sich mit jenem Auftrage lediglich 
des persönlichen Beirates des erfahrenen Finanzmannea eindringlich 
versichern. 

Mit der Auflösung der Finanzkonferenz und der Aufhebung der 
Bancalität unter der Königin Maria Theresia war daa ganze ver- 
wickelte Finanzsystem des Kaisers Karl VI. bei Seite geschoben 
und man kehrte zu den früheren noch immer einfacheren Verwal- 
tungszuständen zurück. Die Hofkammer sollte wieder allein die 
Finanzgeschäfte besorgen. Nur eine einzige Einrichtung, die unter 
Kaiser Josef I. ins Leben gerufene, von Kaiser Karl VI, und seinen 
Käten wenig geachtete und nur gerade geduldete Wiener Stadtbank, 
bewährte sich in vorzüglicher Weise und hat wesentlich dazu bei- 
getragen, daß der Kredit des österreichischen Staatswesens während 
aller der großen Kriege, die das Haus Osterreich in der ersten 
Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts führte, doch aufrecht bheb. 
Es kam auf eine Anerkennung der Leistungen der Stadtbank hinaus, 





>) Ebenda, Aktenstücke Nr. 53, §§ 3, 7 und 8, S. 313 und 415-116. 

*) Beer, 8.11. 

*) Aktenstücke Nr. 54, S. i20. »am Monei, S. 708. 
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wenn das im April 1746 von Maria Theresia als „Hofinittel" ins 
Leben gernfeno üniversalkommerziendirektorima — wenn man will, 
ein erBtes Handelsministerium — unter das Präsidium des Präsi- 
denten der Ministerialbancodeputation gestellt wurde.') 



') S. Aktenstücke Nr. GO A, S. 522— 525. Die neue HofBt«lle wird er- 
richtet, damit „liie dai commercium respieirende mat^Un", welche bisher „«pnr- 
tim bei allen hof- und landmitteln sehr different tractiret worden", fernerhin 
„uniixrealiUr'^ und „conjunctim" behandelt würden. Als Mitglieder eiad anUar 
dem Grafen Kinsky, dem PrSsidenten der Miniatcrialhanpodeputation. je ein 
Hofrat der 6a («rreichi sehen, böhiniBchen und ungarisuhen (Hof)kanzlei und der 
Ministerialbancodeputiition in Aussicht genommen, Die bestehenden LSnderkom- 
merikollegien verbleiben in ihrer bisherigen Unterordnung unter die Hof- 
kanEleJen; diese aber sind ebenso wie alle anderen Hofstellen gehalten, die bei 
ihnen „in re commerciaW'' einlaufenden Stücke an das Univerealkommeniea- 
direktoriiuu zu leiten, woselbst sie beraten, beschlossen nnd hernach dem Mon- 
archen unterbreitet werden sollen. Die Expedition erfolgt durch die Hofkanzleien, 
doch müsaen die Auslaufe „ante txpeditionem" dem UniversalkommerEiendirek- 
tnrium vorgelegt werden. Den Kanzleien wird nachdrücklich eingesehfirft ,„in 
manu/aeCwr- tmd anderen eommerdalmehen" nichts vorEunehmen noch zo ex- 
pedieren, „Kelches nicht vorhero in dem gentralcommerciendireclorio btrattehtaget 
und resolvirt worden". Als besondere Aufgabe wird dem neuen Direktorium 
vorgezeicbnet: bessere Einrichtung des Maut- und Zollwesens, Pflege der wirt- 
schaftlichen Eigenart der einiselnen Länder, Erhültung und Neuerrichtung von 
Handelsstraßen zu Walser nnd zu Lande, aorgfültigo I'Rege des wichtigen kttaten- 
llindischen Handels; endlich Verhandlung mit den auswärtigen Möchten wegen 
der Herstellung von Handel sver trügen. Hierzu besonders Bidermann, Gosamt- 
Btaatsidee, 2, S. 34—35, 74, 178-180 und 330, Anm. 24-32 und 245. - Unter 
dem nahem gleichen Datum wurde auch das „Münz- und Bergwerksdirek- 
tinnskollegium" als eine uti mittelbare Hofs teile begründet (Aktenstücke 
Nr- 60 B, S. 534— 53ö), doch liegen genauere Angaben über dessen Kompetenz 
anraeit nicht vor. 



Drittes Kapitel. 
Die österreichische Hofkanzlei. 



Itie kSnl^Iiche llofkanzlel 1536-1559. 

Krzlierzog Ferdinand war auf dem Generallandtago der Östev- 
reiuhisclien Erbländer zu Augsburg von den stÄndischen ÄuasdiUsGen 
aufgefordert worden, der Hofkanzlei eine Ordnung zu geben, und 
kam auch dem Verlangen der Stände nach, indem er noch in Augs- 
burg selbst am 6. März 1526 eine Instruktion für die Hofkanzlei 
erließ,') Er ordnete darin an, daß drei Sekretäre die Kanzlei- 
geschäfte — die Vorlage der ihm zukommenden Stücke im Rate 
und deren Ausfertigung und Expedition — besorgen sollten: der 
erste alle Karamersachen überhaupt und die Angelegenheiten der 
niederösterreichischen Länder „ausserhalb Partei enaachen, die jiisti- 
ciam betreffen", der zweite die „Sachen des Reichs, der oberöster- 
reichischen und vordem Lande, auch des Fürstentums Württemberg 
und was denselben Landen und Regierungen angehörig und zue- 
gewohnt samt der Bunds- und Eidgenossen haudlungen", der dritte 
die Parteien Sachen — „alle und jede Supplicationen, die justieiam 
betreffen" — , für deren Behandlung besondere und eingehende Bestim- 

>) gieheasgf. und Akten» tttcke Nr. 11, S. »1—96. Hierzu Seeliger, 
Erükanzler und Reiehakanzleien, S. 109, Änm. 1. Zur Geschichte der Hof- 
ksnzleien vgl. auch die bemerkenswerten AusfShrungen von Tezoer, Osterr. 
Verwaltiingsrechtapflege, I. Heft, S. 140—164. Ferner i^eidler, Studien aur 
Geschichte und Dogmatik des Österreich ischen Staatsrechtes, S. 113 ff. und 
LuBlkandl, „Zentralstellen" im öBterreichisehen Staats Wörterbuch 11 1, S.236 
—237. Eine Monographie Aber die ungarische Hofkanzlei ist zurzeit nicht er- 
schienen, auch nicht in tmgoriHcher Sprache. — Ferdinand erklärt gleich xti Be- 
ginn der Ordnung von 1&26, er wolle die Beachworden abstellen, welche die 
Kanzleiflekretäre und Schreiber vorgebracht hStteu. 
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mnngeD getroffen werden. Das gesamt« Personale der Hofkanzlei 
wurde einem Kanzler untergeordnet, dem der Herrscher vor allem 
empfahl, die richterlichen Entscheidungen vor der Hinansgabe einer 
genauen Durchsicht zu unterziehen.') Daß nach dieser Ordnung 
die Hofkanzlei aoeh die Kammersachen expedieren sollte, konnte 
einer ersprießlichen Behandlung derselben nicht forderlich sein und 
war offenbar nur verordnet worden, um die Verwaltungs Organisation 
bei Hof nicht zu kostspielig zu gestalten.') 

Obwohl Ferdinand noch in demselben Jahre — 1526 — König 
von Ungarn and Böhmen geworden war, hielt er an seinem den 
österreichischen Stunden gegebenen Versprechen fest, richtete wirk- 
lich zu Anfang des Jahres 1527 seinen Hofstaat „nach deutschem 
fürsthchen Muster" ein und traf bei dieser Gelegenheit auch allge- 
meine Bestimmungen über die Hofkanzlei, die im Jahre 1528 durch 
eine eigens für den Kanzler erlassene Instruktion ergänzt wurden,*) 
FQr beide bildet die Kaozleiordnung von 1526 die Grundlage. Die 
Sonderung der Geschäfte nach Ländern behielt man bei; es traten 
nur ftir die ungarischen und böhmischen Sachen neue Sekretare 
hinzu. Alle diese Sekretäre wurden dem Hofkanzler unterstellt und 
man nahm keineswegs Rücksicht darauf, daß in Ungarn und Böhmen 
von alters her besondere Kanzlerämter und Kanzleien bestanden.*) 
Wie König Ferdinand den Hofrat zu einer zentralen Regierungs- 
behörde machen wollte, in der neben den Geschäften des Reiches 
— der König war kaiserlicher Statthalter — und der österreichischen 
Länder auch ungarische und böhmische Angelegenheiten verluindelt 
werden sollten, so hätte nach der Ordnung von 1526 die Hofkanzlei 

') Zum Kanzler war, nocli bevor die Hofkanxleiordnung erlassen wurde, 
ani 1. Jänner 1526 wiihrend des Augsbiuger Generallandtages Lennhard von 
Harraeh mit 1000 fl. jährlicher Iteüoldung ernannt worden. Er verwaltete 
dieseH Amt bis za seinem am 2. Dezember 1537 erfolgten Tode. Biderniann, 
Gesamtataiitsidee 1, S. 70, Amn. 74, 

*) Die etAndisclien AnsschüsBe in Augciburg balten einen Sekretär fUr die 
Expedition der Geschäfte des Reiphes und je einen für die der nieder- und 
oberüatetreichisehen Lande, nicbt aber eine Vereinignng der Rameralexpcdiüon 
mit der Hofeipedition verlangt Vgl, Mayr, Generallandtag, S. 37. 

') Siehe Aktenstücke Nr. 12 I A und Nr. 13, S. lOOff. und 238fF, 

*) „£s ist auch unser mainung \md bevelh^', heißt es in der Kanxleiinstmk- 
tion von 1528, „was in UTtserm namen durch gedacktn unser» obrislen eamkr un- 
gern behaimbischen und hungerüchen secretarim aufgelegt und angesagt uiirdet, 
das 9Ü dasselbig guetwilUg und fürderlich expediem" (Aktenstücke, Nr. 13. 
§ 21, S, 245). Das Hofataatsverzeiebnis vermutlich von 1527—1528 nennt ala 
ungarischen Sekret&r Pranciscus Vilackhi, ala böhniiscben Sekietlir Doktor 
WenUlau von WUhartita. S. Aktenstücke Nr. 12 III B, S. 147. 
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die bei Hof einlangenden und von dort ausgebenden Geschäfts- 
stUcke von und nacli allen diesen Ländern zu tlbernelimen und ex- 
pedieren gehabt. Die Eammersachen wurden im Gegensätze zu der 
Kanzleiordnuug von 1526 bereits in der Hofordnung vom Jahre 1527 
im Sinne der Reformen Kaiser Maximilians I. einer besondern 
Eammerkanzlei zugewiesen. Durch die Verleihung des Titels eines 
obersten Kanzlers an den Chef der Kanzlei in der Ordnung von 
1520 sollte ohne Zweifel dessen höhere, die Kanzler der ungarischen 
und böhmischen Lilnder überragende Stellung zum Ausdrucke ge- 
bracht werden. Es waren energische Vorstöße auf dem Wege zu 
einer ausgesprochen zentralistischen Verwaltung. 

Aber diese Pläne einer einheitlichen Regierung kamen doch 
nur sehr teilweise — vornehmlich in der Errichtung des geheimen 
Rates und in der Finanzverwaltung — zur Ausführung. Den Ge- 
danken, einen Hofrat mit Personen aus Ungarn und Böhmen zu 
besetzen, hat König Ferdinand bald aufgegeben und ebenso wurden 
die Expeditionen, welche nach Ungarn und Böhmen gingen, nur 
ganz kurze Zeit in der königlichen Hofkanzlei von ungarischen und 
böhmischen Sekretären ausgefertigt. Noch während der Kanzler- 
scliaft des ersten — imd einzigen — obersten Kanzlers, des Kardinals 
von Trient, Bernhard von Cles, erscheinen böhmische Vizekanzler 
mit eigenem Kanzlei personale nnd etwas später auch ungarische 
Vizekanzler tätig.*) Inwieweit die Hofkanzlei in der ersten Zeit 
der königlichen Regierung Ferdinands einen Einflui? auf diese Vize- 
kanzler hatte, läßt sich bei dem dürftigen Stand des urkundlichen 
Äktenmaterials nicht ausmachen;^) wohl aber ist sichergestellt, daß 
Ferdinand als Kaiser bei der Neuordnung der Reichskanzlei im 
Jahre 1559 dem Kurfürsten von Mainz die Erklärung abgab, daß 
die ungarischen und böhmiBchen Sachen nicht in der Hofkanzlei, 

') Fellner, Zur QeBchichte der Ustorreichischen Zentral Verwaltung, 
MIÖG. 8, S. 274. 

») Im HofstaatavorzeichniBBO von 15-28—1536 (Aktenstücke Nr. in C, 
B> 155] 6ndet sich die Notiz; „Behemitcher vicecamler ist bestimbt IjüliTlicb] 1600 fi. 
für sein telbs und «einer kaneleiptrsontn underhaltung". Im Jahre 1544 wird ula 
erster ungarischer Vizekanzler Nicolaua Olah, Bischof zu Ägrikm, anget'ührt 
(Aktenstücke Nr.l3 IUP, S. 163). 

*) Vielleicht ist gleich nach dem Tode des oberst«u KaiiKlers, des Kardiiials 
Ton Trient {t28. Jfluner 1639) irgend eine Änderung in der Stellung der un- 
gariBcbcn und bßlimiacben Kanzlei peraoneu eingetreten. Es werden näuilicli 
vom Jahre 1539 (Aktenstücke Nr. IS IIl D, S. 159) angefangen die ungari- 
Bchen und böhmiaehen Kanzleiporsüneu abgesondert von dem rersouale der 
Hofkanxlei aufgezühlt. 
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sondern in besonderen Ivanzleien ihre Erledigung fanden.*) Offen- 
bar sollten die staatsrechtlichen Prinzipien, daß uilmlicli die Majestäts- 
briefe und Konfirmationen eines Königs von Ungarn und von 
Böhmen von den Kanzlern dieser Länder zu unterschreiben und in 
deren Kauzleien auszufertigen seien, uicht verletzt werden. Da nun 
aber die ungarischen und böhmischen Kanzler sich gewöhnlieli nicht 
am Hoflagev aufhielten — erst im siebzehnten Jahrhundert wurde 
dies zur Regel — , so waren der Hofkanzlei des Königs Korapetenz- 
Ub e rscb reit un gen ermöglicht, ohne daß die untergeordneten ungari- 
schen und böhmischen Kanzleiorgane um Hofe ernstlichen Wider- 
stand hätten erheben können. Zudem war die Hofkanzlei als Haus- 
kanzlei in ihrer Eigenschaft wohl befugt, auch SchriftstUcke zu ex- 
pedieren, die sich auf ungarische und böhmische Dinge bezogen, 
wenn sie sich nur als die Laudesprivilegien nicht berührend und in 
den persönlichen Wirkungskreis des Herrschers gehörig aufiassen 
ließen.*) 

Zusammen fassend wird man also die Tätigkeit der Hofkanzlei 
dieser frühen Zeit dabin umschreiben dürfen: sie war ein Schreib- 
organ und keine Behörde; sie hatte weder zu beraten, noch zu be- 
schließen, sondern bloß auszuführen; es kam ihr zu, die Schreib- 
geschäfte des Herrschers und Hofes, des geheimen und des Hofrates 
zu besorgen.') War sie in der ersten Kanzleiordnnng von 1526 als 



') VgLSeeliger,ErKkftiiBler,S.175-I76wndAkteiiHtü(ike Nr. 18,8.289. 

*) Zur Erläuterung einige Beispiele: Schreiben Kaiser Rudolfs 11. vom 
18. Dezember 1577 au die Stattlialter von I'rng wegen Beatellung von bobmi- 
Hchen Räten am Huflager und wegen Vermebrung des Hofkammerrates gehen 
von der Reicbekanilei in ibrer EigeDscbaft als Hofkanzlei aus {Akt H ex 1728, 
BUhmen, IH, A, i, Arcbiv dea Ministeriums des Innern). Im Jabre IliO» erfolgt 
die Verständigang an den Präsidenten nnd die Appell ationsräte in l'rag, daß bei 
Inatallieiung iiud Beeidigung der Appellationsriite der oberste Kauzler nicht 
feblen dürfe, durch die Roielis- und Hofexpedition (Akt i ex 16Ü8, BQhmeti, 
Karton i)2i, Arcliiv des Ministeriums des Innern). Besenders auffallend ist, daß 
der böhmische Visekaiixler im Jaliro I61S Bein Ernenn iingEdekret nicht aus 
der bßhmischon Kanzlei, sondern ans der Hofkanzlei des Kaisers bekammt 
(Registerbuch der Hufkanzlei des Königs [Kaisers] Mattliias aus dem Jahre 
1613, Oktober, Arcbiv des Ministeriums des lauem, Kodex til). Als Maxinülisn IL 
starb, fertigte der Sekretür der Reicliskanzlei Obernburger unter Gegenzeich- 
nung des Kelch ^Vizekanzlers ^Veber als Vorstandes der Hofkanzlei die Scbrift- 
stOcke aus, welche nach Ungarn gingen (Ktaatsarcbiv, Hnngarica, !^1. Dezember 
15Tti), ebenso wurden die Propositionen, welche man dem ungarischen Land- 
tage machte, blinfig in der Reichskanzlei ausgearbeitet (Mouuuienta Huugariaa 
historica. Monumenta comitialia, Bd. I5G1— 1572, S. 9iä'. und Bd. loa»— 1601, 
8. 36, 39, 54, 69}. 

*) Sehr prüziso bei Roseutbal, BehOrdonorganisation, S. 98 (48). 
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eine Zentralstelle lUr alle und jede GescliätUtucke bei Hofe gedacht 
worden, so wurden schon im Folgejalire die Kammersachen ilirem 
Wirkungskreise entzogen and bildete es sich im weiteren Verlaufe 
immer mehr zur — allerdings oft genug durchbrochenen — Regel 
heraus, daß sie Ausfertigungen nui- in die österreichischen Erblande 
und — bei Abwesenheit von Kaiser und Reichs Vizekanzler — in das 
Reich hinausgehen durfte. Auch den Titel eines „obersten Kanzlers" 
ließ man nach Ableben des Kardinals Bernhard im Jänner 1539 
wieder fallen und ließ fortab die Kanzicigeschufte von btlrgerüchen 
Hofvizekanzlern versehen.') 

n. 

Die lteicliä(liof)kaiizlel 1539-1(J30.>) 

Im Jahre 1559 trat eine bedeutsame Änderung in der Ge- 
schäftafuhrung bei Hofe ein. König Ferdinand war nach dem im 
September 1556 erfolgten Rucktritte seines kaiserlichen Bruders im 
März 1558 zum Kaiser proklamiert worden. Am 1, Juni des Folge- 
jahres erschien als endliches Ergebnis der auf dem Reichstage von 
Augsburg geführten, langwierigen Verhandlungen des Kaisers mit 
dem Kurfürsten von Mainz als Erzkanzler des Reiches eine Reichs- 
hof kanzteiordnung, nicht nur die Grundlage für die ganze künf- 
tige Entwicklung der Reichskanzlei, sondern fUr zwei Menschenalter 
bestimmend auch für die Verwaltung der gleichzeitig mit der Reichs- 
kanzlei vereinigten österreichischen Hofkauzlei.*) Der Vizekanzler 
Dr. Georg Sigisraund Seid, der zuletzt unter Kaiser Karl V. die 
Reichsknnzleigeschäfte als Reichsvizekanzler geführt hatte, trat in 
dieser Stellung an die Spitze der neuen Reichs (hof)kan2lei.*) Ein- 



>) Kellner, Zentralvermaltung, MIÖG., 8, S. 284. — Kretachmayr, Das 
deutsche ReicIiavizekanzleramL Archiv f. öaterr, Gesiih. tj4, ä. 402—401 (SS— 24). 

■j Hierzu besoaders KretBuhmayr, ebenda, 8. ä5>J9 (405—429). Vgl. 
anch Loebl, ÜeiCr, z. Gesch. d. kais. Zentral verwaltong. Mitt. d. Inst. Csterr. 
GeschichtsforHüliiiug, 27, S. WS- «4y. 

*) Allem Aiisclieine uach wurdeu aucli die Sekretäre, Scliieiber UB^^'. dar 
fiofkanzlei Ferdiiiauda 1. iii die Keicliakaiizlei hl du bergen oiiiitieD. So wird iiu 
kOniglicheu Hofstaat von 155T unter den SekretSrea Leopold Kirckschlager auf- 
gefGhrt (Aktenstücke Nr. 12 UI N, S. ITT), der hernacli die ReickshofraW- 
ordnung vnni 3. April 1659 and die Seicheliofkauzlei Ordnung vom I. Juni 1659 
unterBchriobeii hat 

*) Nach Kaiser I^arb V. Abdankung im Jalu'e I56ti besorgte der Hof- 
vizekuuzler König Ferdinands Dr. Jakub Jonas bis zu seineni iiu Dezember 
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gangs der Ordnung von 1559 wird erklärt, die Reichskauzlei sei für 
die Aügelegenheiteü des Reichs bestimmt und es sei Sorge za tragen, 
daß diese und die „Sachen und Geschäfte" der „ansehnlichen König- 
reichen, Landen und FUrstenlllmer", mit denen Kaiser Ferdinand 
sonst noch „versehen" sei, „nit under einander Tcrmischt" werden.*) 
Gleichwohl schließen die Vorschriften ftir die Sekretäre mit der 
Bestimmung, daß der Kaiser dieselben auch „in unsern eignen, auch 
unser Erbkünigreichen und Landen Sachen zu gebrauchen bedacht" 
sein werde, „wofern sie mit unsern kaiserlichen Re ichsg es c haften nit 
beladen und es ungehindert derselben geschehen" könne.') 

Es spiegeln sich da die zwei grundverschiedenen Auffassungen 
deutlich wieder, welche Kaiser und Erzkanzler über die Ausgestaltung 
der Reichskanzlei hegten. Der Erzbischof von Mainz wollte die Reichs- 
kanzlei mögliclist unabhängig und selbständig gesteUt sehen, um sich so 
leichter einen maßgebenden Eiuäuß auf deren Leitung zu erhalten. 
Mau mag sich in Mainz der Zeit erinnert haben, in der Kaiser Maxi- 
milian I. die Reichskanzlei durch die Hof kanzlei bei Seite scUiehen und 
überflüssig hatte machen wollen.*) Man suchte daher zu verhindern, 
daß nun Kaiser Ferdinand seine erhländischen Angelegenheiten von 
der Reichskanzlei erledigen lasse. Der Kaiser kam dem Kurfürsten 
insoweit entgegen, als er erklärte, die ungarischen, bühmischen und 
Kammergescliäfte würden ohnehin nicht in der Reichskanzlei vor- 
genommen, und eine Sonderbehandlung der österreichischen Sachen 
in der Art zugestand, daß diese dnrch eigene Sekretäre erledigt und 
durch getrennte Registerführung von den Reichsagenden getrennt 
gehalten werden; aus Ersparungsrück sie Uten würden nur Rcgistnitor, 
Taxator und die Schreiber gemeinsam sein. Allerdings scheinen 
diese Zusagen in der Praxis nicht genau eingehalten worden zu sein. 
Auf erneuerte Vorstellungen und Beschwerden des Erzbischofs von 
Mainz hin wurde in den Reichskanzleiordnungen der Jahre 1566 
und 1570 die Trennung der üsterreichischen nnd Reiehsagenden noch 



1668 eingetretenen Tode die Expedition der Reichsgeschäfto. (Kre tsclimajr, 
Reichsvizekanzleramt, 8,400, JOi iiud 4(fö.) Die Reichshof kanzloiordniuig vom 
I. Juni 1559 ist schon von Seid unlerschriehen. Die Reichshofratsurdnung 
vom 3. April ist vom Kuiser und dem Sekretär Kirch Bclilager allein gezeichnet. 
S. Aktenstücke Nr. IT und Nr. 18, S. 286 [das ^vidit Seid" iat dort lu tilgen; 
B. „Nachtrüge") und 307. 

>) AkteuBtücke Nr. 18, S. 290. 

') Aktenstücke, ebenda, S. 296 ff. und 301 ff. In den Artikeln, welche 
den TaxatoT und die Kanzleischreiber betreffen, finden aich ühnliuhe Wendungen. 

*) Seeliger, Erzkansler und Reichskanzleien, S. 80, 83, 85 f. 
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nachdrücklicher betont.') Die Schriftstücke in das Reich — Privi- 
legien, GnadenbezeiguDgen, Nobilitationeo, ReichshoffatserkenntuisBe 
— zeichnete der Reichavizekanzler „vice ac nomine reverendissimi 
domini archicanceUarii Moguntini", ^) die vom Kaiser als Erzherzog 
in die österreichischen Erblande') geschickten Erlässe trugen den 
Namen des Reichs Vizekanzlers bloß mit einem vorgesetzten „vidit".*) 
Daß Kaiser Ferdinand und seine nächsten Nachfolger kein Be- 
denken trugen, die Reichskanzlei auch als ihre geheime Haua- und 
Gsterreichiache Landeskanzlei zu beschäftigen, ist ein bemerkenswertes 
Zeichen dafUr, wie ionig sie sich mit dem Reiche verbunden fühlten. 
Stand jene doch in einem ausgesprochenen Abhängigkeitsverhältnis 
snm KorfUrsten von Mainz als Erskanzler des BeicbeB, dem durch 



') Aktenatacke Nr. 18, S. 388 £f., besonders S. 289, Nr. 20, 8. 313-318 
und Nr. 33, S. 3^7—360. Dazu auch Seeliger, Erzkanzler und Reichskanzleien, 
8.175f. und Kretachmayr, Reichs vizekanzloramt, S. 417 (37) f. Am 3. Jänner 
1565 schreibt Kaiser Maximilian II. dem Kurfürsten von Maine: „Nachdem m 
derselben [Ordnung vun 1559] dU reichs von den andern irer Mt. erbkOnigreieh- 
tmd landsachen goUen abgesondert sein begriffen, so wissen wir uns selbs wol eu 
erindern, sovü insonderheit die erbkönigreich, nembUch Hungern und Behaim be- 
langt, das dititlben sacken mit der reichscanslei oder expeditum nie nichts su 
Aum, sondern jedeneit ire besondere leut und ort gehabt, da sie verrichtet morden. 
Was aber die österreichische handlwngen betrifft, kaiapt uns für, das dieselben 
gleichergestalt ire eigne secretarien und expeditiones auch in abgesonderten eimmern 
gehabt und undcr die reichsaachen nit sonders oder anderer gestalt vermischt 
leorden, dann allein, daß man etliche cansleipersonen als taxator, registralor und 
die eaneleischreiber umb eraparung merers uncostens und vile der personen wÜlen 
in gemain eu beiden expeditionen gebraucht." Weiter wird bemerkt, d&ß die 
Oslerroichische Expedition bei der Reichskanzlei jetzt ohnehin „vast geaehmelert" 
werde, da die selbstllndig geatellteu Erzherzoge in Graz und Innsbnick sich 
eigene Kanzleien eingerichtet hlitten. Bald darauf, am 20. April 15G6, erliielt 
die Reichskanzlei ihre neue Ordnung, in welcher neuerdings bestimmt wird, 
dafi die niederüsterreichiscben Landsauhen in der Reichskanzlei abgesondert zu 
expedieren seien. Zu einer völligen Teilung der Regiati'atur konnte innn sieh 
aber nicht entschließen; es wurde in der erwähnten Ordnung zwar dem einen 
Registratur ein zweiter beigesellt, aber beide „vervxttten noch mit einander sowot 
vnser reichische als österreichische sacken". Erst die Reichskanzleiordnnng vom 
IS. November 1570 aprach eine vollständige Trennung der beiden Registraturen 
aus und bestellte neben dem reichiechen einen eigenen Ssterreichischen Regietrator. 

•) S. Aktenstücke Nr. 18, % 15, S. 297, woselbst auch von der Besiege- 
Inng die Rede ist. Die obige Formel zeigt im Gebrauche kleine Abweichungen. 

*) Seit Maximilian II. standen, wie mehrfach erwfihnt, nur mehr das Erz- 
herzogtum Österreich ob und unter der Eons unter der unmittelbaren Herr- 
schaft dea Kaisers. 

*) S. Patenten Sammlung im Archive des MiniaCeriums des Innern nnd 
Kretschmayr, Reichsvizekauzleramt, S. 433 (33). 

öiteniichiHh« Z«a(nlT«rwkltuDs. 1. 1. 10 
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die KanzleiordnuDg von 1559 das ausdrückliche Recht der Ernennung 
des Reichsvizckanzlera und aller Kauzleibeamtea — allerdinge iiii 
Einvernehmen mit dem Kaiser — zugesiirochen wurde") Und ge- 
rade dieser meist dem deutschen Juristen stände entnommene Reichs- 
vizekanzter hatte bis in die Zeit Kaiser Ferdinands II. eine maß- 
gebende Stellung am kaiserlichen Hofe inne, nicht allein als Vor- 
stand der Reichs- und Hofkanzlei,*) sondern auch als Mitglied des 
geheimen Rates und Hofrates.') 

Die Expeditionen nach Rühmen und Ungarn gingen in der Tat, 
wie der Kaiser im Jahre I&j9 dem Erzbischof versicherte, wie schon 
vor 1559 so auch jetzt und in Hinkunft nicht durch die Kanzlei bei 
Hofe, sondern durch die Landeskanzleien, aber allerdings, wemgsteDS 
nach Ungarn, zunächst nicht vollständig. Im sechzehnten Jahrhundert 
wurden vornehmlich doch nur Gnaden- und besonders Justizsaclien 
durch die ungarische Kanzlei (Hofkanzlei), die politischen Sachen 
aber durch die der Kanzlei bei Hofe unterstellte ungarische Espe- 
dition hin ausgegeben. Schon mit Ende dieses Jahrhunderts und be- 
sonders im siebzehnten Jahrhundert gewinnt die ungarische Hof- 
kanzlei, die nun dauernd ihren Sitz in Wien hat, auch die Ilinaus- 
gabe der politischen Sachen für sich und die ungarische Expedition 
rilckt aus der früheren Unterordnung unter die Kanzlei bei Hofe in 
die unter die ungarische Hofkanzlei ein. Im Jahre 1690 ist das 



>) S. Aktenatücke Nr. 18, S. 291. KaiBer Ferdinands Nachfolger macUteti 
übrigens dieseR Recht deui Mainzer Erzbischofe mit Erfolg streitig und die Er- 
neniiiuig des KeichavisekiuulerB ging meiatsiiteilB uicht vom Grzbischofe im 
Einvemelimen mit dem Kaiser aus, sondaro umgekehrt vom Kaiser nach Be- 
fragung des Kurfüisteu. In der Wahlkapitiiladuii Ferdinands IV. (1653) wurd» 
dann dem Mainzer das Ernenn ungsre cht des Vizekanzlers neuerdings in un- 
zweideutiger Weise znge^procben. Soeliger, Erzlcanzler, S. biS. und KretBch- 
mayr, Eeiclisvizekanzleramt, 8. WC (26) und 419 ff. (30 ff.). 

') In der Ordnung von 1569 wird der Stelliuig der Reichskanzlei nie Hof- 
kanzlei dadurch Beclmung getragsii, daü nebeneinuuder die Auedrüuke „Keiehs- 
kanzlei" und „Reiehshofkanzlei" gebraucht werden. Der Reichsvizekgnzler 
wird in den Kanzle iordnungen von 1559, I5(>6 und 15T0 einfach aU Vicekanzler, 
von kaiserlicher Seite fast ausscIilieCüch als Hof Vizekanzler bezeiolmet. Vgl. 
KretBchmayr, Reiehsvizekanzlerarot, 8.408(28), Aiim. 2 und die Hofstaata- 
verzeichniBfle aus diesen Jahren (Aktenstücke Nr. 12 IH P ff., S. 179 ff.). Im 
Hof Bta ata Verzeichnis von 1615 finde icli zum ersten Male die Benennung: ReicliB- 
hofvizekanzler. {Aktenstücke Nr. 13 IH V, S. 203.) 

■) Kretachmayr, Reichs Vizekanzleramt, S. 411 (31). Der Reichavise- 
kanzler führte aber nie das Präsidium im geheimen Kate (gegen Kretscb- 
majr), er war ein eintluQreichea Mitglied desselben dadurch, weil er in den 
meisten Füllen das Referat geführt haben dürfte. Vgl. Stieve, Die Politik 
Bayerns 1691—1607, 2 (1883), S. 318, Anm. 2, 
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euhon eine ausgemaclite Sache. Die ungarischen Stände ließen sich 
BclioD in Gesetzartikeln der Jahre 1559, dann wieder 1567 und 1569 
die auäsehließliche Verwendung ihrer Landeskanzlet ftir ungarische 
Expeditionen zusichern und ein Gesetzartikel des Jahres 1715 be- 
tonte aufs neue die Unabhängigkeit der ungarischen Hofkauzlei von 
den Wiener Zentralstellen. Inwieweit ihr aber doch der unmittelhare 
Weg zum Kaiser durch diese gelegentlich verlegt worden ist, wäre 
noch sorglich zu prüfen.') 

Die Verlegung der kaiserhchen Residenz im Jahre 1578 durch 
Kaiser Rudolf II. nach Prag zerriß die Einheitlichkeit des gesamten 
Behürdenwesens und auch der Reichskanzlei. Kaiser Rudolf war 
mit Recht der Meinung, daß in Wien wegen der drohenden Nähe 
der Tllrken eine mit besonderen Vollmachten ausgestattete stellver- 
tretende Regierung notwendig sei; an deren Spitze trat abwechselnd 
einer seiner Brüder.*) Es war eine Art Zwischeninstanz zwischen 
der Prager Zentralregierung und den Laudesämtern im Erzherzog- 
tum Österreich und in Ungaru, der es besonders zukam, die mili- 
tärischen Vorkehrungen gegen die Tllrken zu beraten und zu treffen. 
Den in Wien residierenden Erzherzog beriet ein oder der andere 
geheime Rat oder Hofrat, außerdem stand ihm für die Geschäfls- 
fUhrung ein Teil der Hofkammer und des Hofkriegsrates zur Ver- 
fügung, und ebenso blieb eine Expedition der Reichskanzlei dortselbst 
zurück. Man kann mit gutem Recht in dieser Zeit von einer Teilung 
des zentralen Behürdenorganismus reden. Aber der wirkliche Sitz 
der Zentralregierung war Prag. Dort weilte das den Kaiser in allen 
wichtigen Angelegenheiten beratende erste Regierungsorgan, das ge- 
heime Ratskollegium und amtierten die Rei ch shof kanzle i, der Reichs- 
hofrat, die Hofkammer und der Kriegsrat. Es läljt sich heute nicht 
mehr genau feststellen, welche Angelegenheiten die Wiener Regierung 
selbständig erledigen konnte und welche sie nach Prag leiten mußte. 
Qewiß ist, daß in den ungarischen Landtagsangelegenheiten die in 
Wien weilenden geheimen Hof- und ungarischen Räte sowie die 

■) Ungar. GeseUartikel !t von 1Ö&9, 40 von 156T, 38 von 15G9 und IT vou 
1716. 8. AkteoatUcke Nr. 1(5, ß. 280, Nr. 18, S. 289, Aum. 1. Ferner Bidar- 
inann, Geeamtataatsidee, 1, b. 129— 13Ü; Fellner, Zentral Verwaltung, MlÖG., 
8, S. 292—293; auch Soidler, Doginatik des ÖBterr. Stuatsreclita, S. 123—124 
und 14Ö nnd Tezner, Üatcrr. Verwaltuugweolitspllege, S.llT — ]4ä, [EodliL'h einige 
gütige Mitteilnngen des Herrn Sektionsrates Dr. A. von KÄrolyi. KrctBclimayr.j 

*) Die Erzherzoge Ernst, Maximilian und zuletzt Matthias; siebe Qher 
diese Zwiscbeuregieriug in Wien Fellner, Zentral Verwaltung, MIÖQ. H, 8.295 
(40) ff. und Kretschmayr, Keichavizekanileramt, ä. 421 (41}ff. 
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dortige Honuiinmer- und Hofkricgsratsabteiliuig ihre Wohlmebmiig 
abgaheo, die endgültige Schloßfassang aber in Prag stattäuid.') 

NetM VerbAlUiiue wtirden durch die Übertragung der selb- 
•Undigea R^erung in Ungarn, Ober- and Kiederesterreicli and 
HllhreD durch Kauct Rudolf an seinen Bruder Erzherzog Ma K hiaa ') 
im Jahre 1608 gezeitigt. Matthias, mittlenreile such zum König von 
Ungarn gekrönt, rendierte in Wien und knftpfte, wie b^reiflicb, 
mit der Kinrichtung seines Behörde Dweeens an die bestehenden In- 
•titationen an- Er umgab sich wie der Kaiser in Prag mit eigenen 
geheimen Räten nnd gestaltete die Wiener Exposituren der Hof- 
kammer, des Hofkriegsrates und der (Beichs) faof kanzlei zu könig- 
lichen .' mtem aus. So wurde die bisher erzherzogliche Hofexpedi- 
tion in eine königliche Hofkanzlei umgewandelt*) Wie Matthias za 
geheimen Räten Personen verwendete, die unter ihm als SteQvertreter 
des Kaisers gedient hatten, so scheinen auch die Kriegs- und Kämmet^ 
rate and Kanzleipersonen der irUhereu Zeit in ihrer Tätigkeit be- 
lassen worden zu sein,*} Die Sonderregierung des Königs Matthias 
in Wien war Übrigens nur von kurzer Dauer und nach dem Tode 
Kaiser Rudolfs H. (20. Jänner 1612) stellten sich die früheren Zu- 
stände wie von selbst wieder her. 

Zunächst besorgte noch die „österreichische Hofkanzlei" die 
Kanzlcigcschäfte,^) nach der Kaiserwahl des neuen Herrn wurde im 

'} Kahfreicbe Boiapielä in don Monumenta regni Ilungariae historica, 
Bd. VI ff. 

») Biohe Huber, GeBchlebto Österreichs, 4, 8.514. 

■) Sie erhielt die Bezeielmang „königlicher Majestät Österreichische hof- 
cantM". Über dieBS königliche Hofkanzlei s. Aktenstücke Nr. 25 A— O, 
B, äH'i^St'Jd. Man war im Jahre 1608 noch nicht einig darüber, ob man dem 
VorRtaiido der Kanzlei den Titel eines Hofkanzlers oder Vizekanzlers geben 
nullt), wahrend in einem Aktenstücke des Jahres 1609 sich schon folgende Be- 
merkung findet: „58. augu»t 1609. Seine Majestät haben den herm von Krenberg 
wegen »Hner bisher geleitteten dienste ei* ihrent geheimen rath und hof^cekantler 
peuiilrdigt und lasten ihm anjeeo, da er bisher desselben nicht mit eid verbunden, 
das jwament vorbehalten" (Akt 7 ex 1609, IV D 2, N.-Ö., Archiv dos Ministe- 
rliims doH Innern). In einer Beilage za Akt IV F. N,-Ö., 3 ei 1582 vom 24. Sep- 
tember 1610 (in dcnieelben Archive) heißt es: „Bei der eu Sungern küniglichen 
Msitstät unsers a. g. herm und landsfvrsten öaterreichitehen hofhantlei diese frm 
htitm . . . durch mich Hansen Findsgutl, taxator und registrator daselbst, coUa- 
timirt.' Über Pindsguot s. auch Akt IV D 7, N.-Ö., ad 7 es 1615, Archiv des 
Min{«terinms dos Innern. 

*) Über Matthias und seine Bäte Huber, Geschichte ÖsterreicliB, i, 
S. 452, 46.') und 537 ff. 

') Ana einem Originalaktenropertorium des Jahres 1612 im Archive des 
Miniaterhimu doa Innern (Kodex tll) erhellt, daß die österreichische Hofkanilei 
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Einvernehmen zwischen Kaiser und Knrfilrst ein neuer Reichsvize- 
kanzler — Hans Ludwig von Ulm — bestellt nnd besorgte die 
Reichskanzlei in alter Weise wieder sowohl die Reichsaogelegenheiten 
als auch die Hofagenden und die österreichischen Sachen. Daß 
— wie 68 aiif den ersten Blick wohi scheinen rauchte — noch unter 
der Regierung dieses Kaisers etwa durch Einfluß des Kardinals KhlesI 
eine Trennung der Österreichischen Geschäfte von den Ueichsange- 
legenheiten herbeigeführt und neben der Reichskanzlei eine Öster- 
reichische Hofkanzlei errichtet worden wäre,') ist nachweislich un- 
richtig. In dera Hofstaaten Verzeichnisse von 1615 wird die öster- 
reichische Kauz 1 ei ahtei lang ausdrücklich als unter dem Reichsvize- 
kanzler stehend und zur Reichskanzlei gehörig angeführt.*) Ebenso 
spricht eine kaiserliche Entschließung vom 25. August 1616 deutlich 
aus, daß „Ihre kaiserliche M'. selbst ihrer beiden Erzherzogtümer 
Österreich, wie auch insgemein ihres ganzen Hauses Sachen durch 
den Reichsvicecanzler tradieren, fürbringen und in der Reichskanzlei 
fertigen lasse". ^) Schließlich tragen die während der Regierung des 
Kaisers Matthias vom Hofe aus nach Ober- und Niederösterreich 
gerichteten Erlässe bei vielerlei Unregelmäßigkeiten doch überwiegend 
die Fertigung des Reichs Vizekanzlers und des Österreichischen Sekre- 
tärs der Reichskanzlei.*) Wohl aber scheint die österreichische Ab- 

des Königs und (seit 3. Juni l<iI3) Kaisers Matthias die Kanzleigeschäfte bei 
Hof bis tax Neueinriohtimg der Reichskanzlei dnrcli den am 29. September 1012 
üum Reichsvizekanzler ernannten Hana von Ulm fülirte. So erhält am 29. Fe- 
bruar 1612 der ReiclishofBekretÄr Englhofer den Auftrag, außer den öster- 
reichiBchen Akten auch die in der Reichskanzlei befindlichen Hof- und Ö8t«r- 
reicliiscben Protokolle dem Uorm von Krenberg, Hofvizekanzler des Königs 
Matthias, aiiaznhSndigen. I^benda, S. Gi. 

') Seeliger, Erzkanzler, S. 177. 

•) S. Aktenstücke Nr. 13 IC V, S. 204-205. Dem Reichshof viaekander 
unterstellt erscheinen daselbst ein Reichshofsekrelär (Puecher), ein österreichi- 
scher Hofsekretär (Graplerl, ein Taiator, ein Konzipist, ein deutscher, lateini- 
scher und Österreiclii scher Registrator und Kauzliaten deutscher, lateinischer und 
öaterreichiecher Expedition. 

') Akt 6 ex 1616, III A 2, Karton 12, Archiv des Ministeriums des Innern. 

*) Die Patente und andere Geschilftastilcke, welclie aus der Hof kanzlei 
nach Nieder- und Ob er Österreich gingen, sind vom Keichsvizekanzler Ulm 
und SckretÜr Grapler unterschrieben. Das letzte von Ulm und Grapler gi^zeich- 
nete, im Archive des Ministeriums des Innern erhaltene Dokument trilgt das 
Datum vom 2. Jänner 1G19 (Paten tensammlung und Akt 15 es 1GI9, IV J, N.-Ö-, 
daselbst). Hierzu mag noch bemerkt werden, daß nach dem Tode des Kaisers 
Matthias Ulm am 10. April 1619 nach Mainz berichtet, er habe die Verfügung 
getroffen, daß alle Eeichssachen, „loe/cÄe drauseen bei den rättn und secretarien 
stehen", einzuliefern seien, und sich erboten, die österreichischen Akten, „welche 
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teilung der Reichshofkanzici offenbar im Sinne der Ordnungen der 
JaLre 1608 — 1612 öfter kurzweg als „öeterreichische Hofkanzlei" be- 
zeichnet worden zu sein,') ähnlich, wie man später in den zwanziger 
Jahren des achtzehnten Jahrhunderts die Sektion fUr auswärtige 
Geschäfte der cistcrreiiilii sehen Hofkanzlei „Staatskanzlei" nannte, ob- 
wohl diese als selbständiges Amt erst im Jahre 1742 bestellt wurde. 



nr. 

Die fiofkaiizIciordDungon von 1638, 1669 nnd 1683. 

Mit Kaiser Ferdinand II. kam die steirische Nebenlinie des 
Hauses Habsburg auf den Kaiseilhron und zur Herrschaft in Ungarn 
und Böhmen und dem Stammlande der Dynastie. Bis auf die tiro- 
liachvorländiachen Gebiete war der habsburgiache Gesamtbesitz wieder 
in einer Hand vereinigt — eine Talsache, die für die bedeutende 
Wendung in der habsburgischen Fohtik der Folgezeit kaum belanglos 
ist. Unter Ferdinand I. und seinen nächsten Nachfolgern war noch daa 
Reich im Mittelpunkte der habsburgischen Interessen gestanden und 
die Erblande in zweiter Linie in Betracht gekommen. Noch ver- 
suchten die Kaiser auf den Heichstagon unmittelbar auf die Keichs- 
Btände einzuwirken, mit Vorliebe wurden die kaiserlichen Berater 
aus dem Reiche genommen, durch die Hände des Reichs Vizekanzlers 
ging die ganze E:cpedilion, anch der geheimen Sachen des Hauses 
nnd aller Geschäfte, die das Erzherzogtnm Osterreich berührten. 
Anders unter Ferdinand H. Dieser sah sich gezwungen, den dop- 
pelten Kampf gegen die Protestanten erst in den eigenen Territorien, 
dann aber auch im Reiche aufzunehmen und war dabei je länger 



(fcnt löblichen ershause inständig'' und sich in besonderen Gewülben «nd Zimmern 
befinden, wegen des taglichen Gobrnuches „unverbietschierter" zu lassen. Staate- 
archiv, kaiserliche Akten, Reichehofkanzlei, Fa»z. 85. 

'} Das Hofkanzleirepertoriiun von IBIS (MiDistertiiiu des Innern, Kodex 81) 
eothält auf S. 3f>2 zum Novemher — also uach der am 29. September 1612 er- 
folgten Ernennung Ulms zum KoichsviEekanzler ~ die Notü; „Dittributio der 
reich*- »nd öiterreichischen hofeatalei eimmer e« ihrer kaieerlicheit Mt. htraitthu*^t 
von Prag nach Wien; bei den hoßansleisachen [aufzubewahren]." Vgl. Kretseh- 
mayr, Reichs Vizekanzler am t, S. 436 (46). Auch In den Liechtensteinischen 
Akten dea Adelsarchives (Ministeriam des Innern) wird z<un 12. Dezember 1619 
ein „römisch kaiserlieher Mt. öaterreichiseher hofkatizleiregistrator" erwähnt, ob- 
wohl die Abtrennung der österreichischen Kanzlei von der Reichskanzlei erst 
im Anfange des nächsten Jahres erfolgte. 
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je mehr gegen die wachsende Zabi äußerer Feinde auf die Macht- 
mittel der Erbländer angewiesen. Das Reich verlor für die Politik 
des Erzhausea zusehends an Interesse. Diese Änderung in der po- 
litischen Richtung drückte sich auch in der Entwicklung des Be- 
hörden Systems am Kaiaerhofe aus. Das Keichsvizekanzleramt verlor 
an Ansehen und der Reichshofrat, welchen der geheime Rat früher 
oft auch in politischen Fragen angehört hatte, verwandelte sich immer 
mehr in eine reine Reichshehürde, vor welcher keine Prozesse Osler- 
peichischer erblUndischer Untertanen mehr zur Entscheidung ge- 
langten.') Die Geacliiiftsbehandlung am kaiserlichen Hofe mußte 
Bchon aus dem Grunde, man darf wohl sagen, „österreichischer" 
werden, weil sich die Fälle mehrten, in denen das Haus Osterreich 
mit Rücksicht auf seine europaische Machtstellung eine Politik zu 
treiben genötigt war, die mehr seinen als den Interesacn des Reiches 
diente. Natürlich, daß man unter solchen Umständen zur schrift- 
lichen Erledigung der geheimen Angelegenheiten des Erzhauses nicht 
wie früher die Reichskanzlei und den vom Mainzer Kurfürsten ab- 
hängigen Reichsvizekanzler verwenden wollte, sondern diese einem 
neu zu schaffenden, durchaus vom Herrscher abhängigen Organe 
übertrug. 

Diese neue Institution ist die von Kaiser Ferdinand 11. als 
selbständige Kanzlei bestellte österreichische Abteilung der Reichs- 
kanzlei. Sie sollte nicht bloß wie bisher eine Expeditionsstelle für 
die österreichischen Landesangelegcnheiten sein, sondern sich zu 
einer Kanzlei des Erzhauses ausgestalten, welche die Jura" und die 
gauthoritas domus Austriacae" zu wahren hatte. Man wird sich 
ferner gegenwärtig halten müssen, daß die Einrichtung der öster- 
reichischen Kanzlei nahezu gleichzeitig mit der Regelung der böh- 
mischen Verhältnisse in der verneucrten Landesordnung erfolgt ist, 
durch welche die böhmische Hofkanzlei, bisher ein einfaches Kanzlei- 
organ, zu einer wirklichen Behörde gemacht wurde. Das war der 
Gang der Entwicklung auch bei der österreichischen Kanzlei. Frei- 
lich, solche Veränderungen können sich nicht auf einmal vollzogen 
haben. Es dauerte eine Reihe von Jahren, bis es bei der geheimen 
österreichischen Hofkanzlei gelang, den Einfluß der Reichskanzlei 
zu beseiligen und deren Tätigkeit auf die Besorgung der Reichs- 
geschäfte zu beschränken. Und ebenso wird sie erst nach und nach 
sich zu einer wirklichen Kegierun gasteile umgebildet haben, welche 
die bei ihr einlangenden Einlaufe in sachliche Behandlung nahm 



') Über den Reichshofrat s. Bpiite 



■ „Hofrat". 
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und £ntsclieidungBgewaIt gewann. Ihre Tätigkeit wird in der erstell 
Zeit TorDehmlich darauf beschränkt gewesen sein, die Erledigung 
der an den LandesfUrsten gerichteten Eingaben vorzubereiten und 
wenigstens einen Teil der geheimen Korrespondenz des Herrsclier- 
Iiauses, die man der Reichskanzlei nicht mehr Überlassen wollte, zu 
iUhren, Aber einen großen Teil der diplomatischen Korrespondenz 
behielt die Reichskanzlei durch das ganze siebzehnte Jahrhundert in 
Händen und erst mit dem Kegierungsantritte Kaiser Josefs 1. trat 
auch hierin eine entscheidende Wandlung ein. 

Das genaue Datum der Errichtung der Bsterreichischen Kanztä 
läßt sieb Dicht «Dgeben ; gewiß ist, daß sie in die ersten Monate des 
Jahres 1620 IHÜt. Nach dem Tode des Kaisers Matthias scheint 
eine arge Verwirrung in den Kanzlei Verhältnissen eingetreten zu seinj 
die verschiedensten Hofwürden träger unterzeichneten die kaiserlichen 
Diplome.') Kaiser Ferdinand 11. ließ auch wahrscheinlich einen 
Teil seiner Grazer Kanzlei nach Wien kommen, so wie er Vertrauens- 
männer von dort mitnahm, und hatte offenbar von allem Anfang an 
die Absicht, die Rcichssachen von den österreichischen vollständig 
zu trennen.*) Seit dem Tode des Kaiser Matthias wurden keine 

*) Im Jahre 1619 ist unmittelbar nacli dem Tode des Kaisera Mattliias 
in den österreiehieclien GeBcbUftaatUckeu kein Kanzler nntcrBchriebea. Kaiser 
Ferdinand und der SaterreichiBche Sekretär der Beicliskaoilei Grapler EeichDeten, 
soweit das Material bekannt ist, allein (Saalbuch, Band 27, S. 205. Adelsarchiv 
des Ministeriums dos Innern). In den Jahren 1620— 162B finden sich anßer der 
Unterschrift des Vorstandes der österreichischen KanElei, Verda, in Angelegen- 
heiten, die speziell den Hof hetrcR'en, nilmlich in Hofdienstbriefen und Roffrei- 
heiten die Namen sfertigungen des Ober »th ofmeis ters Ulrich Freiherrn von Eggen- 
berg (1620—1623), des Oberste rbstallmeisters Karl Freiberm von Earrach (1620 
bis 1621), des Freihenn von Horherstein (1620-1621) und des Obersthofmar- 
Bchalla Siegmund Grafen zu Losenstein (1620-1625). Saalbücher Nr. 27 und 28. 
Ale Sekretttre sind in allen diesen Urkunden die Sekretäre der ÖsterreicluBchen 
Kanzlei Grapler oder Gertinger nntersehrieben. Erst nach dieser Zeit scheint 
die Verwirrung in den Kanzlei rerhültnissen bei Hof aufgebort zu haben und 
Verda als Hofkanzler ausschlieijlich auch die Hofdienststticke unterschrieben 
SU haben. Vgl. dazu noch Kretscbmayr, Reichsvizekanzleramt, S. 426 (46) ff. 

') Leonhard Goez, auch Götz und Gez, Hof Vizekanzler Ferdinands in 
Graz, spaterer Fürstbischof von Lavant, reiste mit Ferdinand zur Kaiserwahl 
nach Frankfurt. Von ihm ist ein aus Frankfurt an Erzherzog Leopold in Wien 
gerichteter Brief Ferdinands vom 16. September 1619 unterschrieben (HI B 4, 
4 ex 1619, N.-Ö, Archiv des Ministeriums des Innern), ebenso ein Dienstbrief 
vom 9. Jänner 1620 für einen kaiserlichen Diener (Saalbuch Nr. 28, S. 138, 
Adelaarchiv des Ministeriums dos Innern). Den Oberstbofmeister Freiherr« von 
Eggenberg, den spätem österreichi scheu Kanzler Verda (Graf Werdenberg) und 
den gerade genannten Leonhard von Goez hat König Ferdinand von Graz nach 
Wien als Uatgeber n ' 
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Österreichischen GeschäftsstUcke mehr von der Reichskanzlei ansge- 
fertigt lind bereits zu Anfang des Jahres 1620 weiß der von Ferdi- 
nand IL als Reichsvizekanzler übernommene Hans von Ulm nach 
Mainz zu melden, daß man sich am Hofe mit dem Gedanken trage, 
eine von der Reichskanzlei unabhängige Hofkanzlei zu schaffen. 

Wahrend nun unter Ferdinand I. und Maximilian Tl. der Mainzer 
Erzbischof versucht hatte, eine Scheidung der österreichischen und 
der Reichsgeschäfte durchzusetzen, war er jetzt fUr das gerade Gegen- 
teil bemüht; angeblich weil durch solche Trennung die Interessen 
des Reiches geschädigt würden, in Wahrheit freihch, weil die Schei- 
dung der Kanzleien eine erhebliche Schmälerung der Einnahmen 
aus dem Reiehstaxamte bedeutete.') In den Monaten Februar und 
März des Jahres 1620 fand darüber ein lebhafter Briofverkehr 
zwischen dem Mainzer Ktirftlrsten und dem Reichsvizekanzler statt. 
Es galt, die „Separation" der üsterreichischen Kanzlei in letzter 
Stunde doch noch zu hindern; der Kurfürst achrieb selbst an den 
Kaiser. Aber alles vergeblich; schon am 1. April berichtet Ulm nach 
Mainz: „Ich befinde, daß in der neuen Österreichischen Kanzlei viele 
Pnvilegien und Patente ausgehen sub clausula , Darauf gebieten wir 
allen Kurfürsten des Reichs', dero Text nunmehr Euer churfürst- 
liehen Gnaden Tax entzogen wird, weil selbe nicht mehr zu meiner 
Subscription gelangen."') Die üsterreichische Kanzlei amtierte also 

') Vgl. hierzu auch Seeliger, Rezension aber Eretschmajr, ReidiB- 
vizekanzleramt in der deutsclien Zeitschrift für Geachichtswiaaenachaft 18äT/98, 
S. 3G0-3S1. 

*) Über die Trennung der österreichischen Kanzlei ab teiltuig von der 
Reichskanzlei einiges Material in den Reichaakten des Staatsarchives. Ulm 
acitreibt an Mainz am 6, Februar IGiJO: „Demnach man Vorhabens die öster- 
reichische camlei von der reichscanslei iti trennen, hmn es ohne verUtiung der 
churfiintlichen Onaden iurisdktion über die camteipersonen und merkliche gchmä- 
lerung der tax nicht färgehen"; am 19. Februar: „Wegen geparation der reichg- 
und öHerreiehieehen caneleien hat herr doctor Göte . . . etliche punkt begriffen, 
die man mir euitellen will; eöbalA es geiehicht, gib idt es dem herm laxator um 
sein gutachten, lasse mich aber in nichts ein, bis dass ich es Euer ehurfürstlichen 
Onaden iibcrsehickt und von dero gnädigste resolvtion haben teürde; bis dahin 
lasse ich mich nicht praesentim." {Reichskanzlei und Taxamt, Fass, 30, 115 ff.) 
Am 3. März schreibt dann der Erzknnzler, <im die Errichtung der österreichi- 
schen Kanzlei EU verhindern, an den Kaiser (KietBchniajr, ßeichsvizekanzler- 
amt, Beilage n, 8. 480 [100]) und am 18. März meldet ihm Ulm, er habe den 
Brief dem Kaiser zu eigenen Händen geschickt „und veil kaiserliche Mt. davon 
mit mir weiter nicht geredt, schälte ich mohl, man tcird damit nicht eilen; dab^ 
habe ich aber gehorsamst erinnern wollen, dc^ die österreichische expedilion ihre 
neue camlei in ihren rollen, die sie Ihrer kaiserlichen Mt. ad subseribendum über- 
schickt, rubricieren oder lituliren quasi wäre diese keine kaiserliche, sondern ein 
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bereits an diesem I. April des Jahres 1620') and der Reichsvize- 
kanzler hatte gleich anfangs über Übergriffe derselben zu klagen. 
Es ist dies vorbildlich für alle Zukunft. Reichskanzlei und öster- 
reichische Kanzlei haben sich, so lange das alle Reich bestaod, nie- 
mals verstehen können und in den Verhandlungen über die Wahl- 
kapitulationen der Kaiser beschwerten sich die Mainzer Kurfilrstcn 
immer aufs neue, daß die österreichischen Kanzleiorganc sieb Ein- 
griffe in die Gerechtsame des Reiches erlaubten. 

Die älteste erlialtene fisterreichische Kanzleiordnung stammt aus 
dem Jahre 1628 und stimmt in vielen Funkten mit den Reichs- 



ßgterrei^tüch hcfaerare, daraus viel abiurda und praejudicia folge» mäieen". 
(KeichBkanilei iind Taiamt, Fasz. 30, 124.) UarauH erhellt, daß die östeireiolii' 
s(^he Kauz leinb teil im g damals actioa UDabhSngig von der Heicliskanzlei vorging. 
Am 1. April maclit danu Ulm die im Texte gebrachte Mitteilung über die eelb- 
fltändige neue Österreichische Kanzlei (Reicbskanzlei und Taxamt, Fast. 30, 
Folio 124). Wann Johann Itaptist von Verda, der erste Voretand der Ö^ter- 
reichiBchen Kanzlei, zum Hefviiekanzler ernannt wurde, iet nicht festzusteilen ; 
Bieher ist, daß ein Diplom vom 30. Jfinner 1G20 bereits seine Unterschrift trägt 
{Saalbuuh, Bd. 28, Folio 119, 131 im Adelsarchive des Ministerinms des Innern). 
Ein nngefJihr gleiclizeitiger Vermerkzettel sagt: -Anno 16S0 den 11. martii war 
der erste öaterreiehUehe geheime" hofkander (?) J. B. Verda." (Kretschmayr, 
Seichevizekanzleramt, B. 43^ [48|, Anm. 3.) Nuch einmal versuchte der Etx- 
kanzler in einem Schreiben an den Kaiser vom G. Mai (Kretachmayr, 
ebenda, Beilage II, S. 4H0— 4S2 |100— 103]) das Geschehene rückgängig xn 
machen. Aber umsonst. Am 24. Mai 1G20 schreibt Ulm an Mainz, er hahe 
diesen Brief abgegeben, auch selbst Vorstellungen wegen der Trennung der 
Kanzleien erhoben, aber Kaiser und Räte fest gefunden (Reichskanslel und 
Taiamt, FaflE. 30, Folio 137), Bezeichnend sind die in Faszikel „Reiehskaiulei 
nnd Taxamt" 30 erliegenden, schon iui Mai lö20 beginnenden mannigfaltigen 
Klagen Ulms über die Übergrift'e der neuen Kanzlei. 

') Seeliger, Erzkanzler, S. 77, Anm., vermutet, daQ die österreichische 
Hofkanzlei in den letzten Regierun gsjabren dos Kaisers Matthias eingerichtet 
worden sei und gründet seine Anschanung uuf eine Stelle des Schreibens des 
Erzbischofs Schweikbard von Mainz vom 6. Mai 1620 (Kretachmayr, Beiclia- 
Vizekanzleramt, S. 481 [101]): es seien alle „corrcfpondemen, kriege- und andere 
fachen, die haben gleich das reich oder E. kaiserliche Mt. erblande ausser beeder 
königreieh Hitngam tmd Bäheimb betroffen, ohne unterechitd jederzeit bei der 
reiehicamlei geweitn und in des reichsvicecamlera - . . direction tmd expedition 
gestanden, bis data cardinal Clesel bei der negstabgelebten kaiserlichen Mt. su seinem 
privatwrtheü nit one vieler stände merkliche beschwerung und andern dara«s er- 
folgten confusionen ein anders de facto gleichsamb durelitudringen unterstand^*'. 
Aber gegenüber den hier beigebrachten Belegen verliert diese Stelle jede Be- 
weiskraft Der Mainzer Kurfürst mag gemeint haben, durch die Erwähnung 
des verhaßten Kardinals Klilesl den Kaiser zum Aufgeben seines Versuches zu 
veranlassen. 



J 



Die öBlarreiobisciio IIofbsiiKloi. 105 

kanzleiordnungen des sochzohnten Jahi-bunderts überein.') Damach 
steht an der Spitze der Knnzlei der Hofkanzler, auf den die Sekre- 
täre and übrigen Beamten „ihr Aufsehen haben" und mit dessen 
Wissen sie handeln sollen. In dieser Kanzlei sind „alle nnd jede 
Sachen gedachtes unser Herzogtums Österreich, desselbigen Hoch- 
beit, Recht, Herrlich- und Gereuhligkeiten, Pfandschaftlüsung, Re- 
galien, Privilegien, Indult, Conßrniation, Lehen Verleihung und anders- 
wie solches Namen haben mag, zu expedieren und registriren." 
Den SekretUren wird aufgetragen, die Saal- und Lehenbücher und 
überhaupt das wichtige Aktenmaterial in der Registratur zu stu- 
dieren, damit sie die Rechte und Gerechtigkeiten des Erzbauaes 
kennen lernen und ihm umso gctroulicher und nüfzHcber dienen 
können.') Daraus erhellt deutlich, daß die österreichiBche Ranzlei 
nicht allein etwa für die Ausfertigung der GeschäAc des Erzherzog- 
tums Oaterreicb bestellt war, sondern daß ihr auch die sogenannten 
Hanssacben der Herrseberfamilie anvertraut werden sollten. 

Die unglückselige Sonderstellung der inner- und tiroh ach- vorder- 
österreichischen Lflnder, die in der Finanz Verwaltung so viel Schwie- 
rigkeiten verursachte, kommt auch in der Organisation der Hofkanzlei 
zum Ausdruck. Die innerösterreichischen Länder, der Gegenstand 
der besonderen Fürsorge und Rücksichtnahme Ferdinands IL, be- 
hielten auch nach dem Jahre 1619/20 eine sehr unabhängige Stel- 
lung; der innerösterreichische geheime Rat regierte als Stellvertreter 
des Landesherrn von Graz aus Steiermark, Kärnten, Krain und 
Görz, die innerösterreichische llofkammer und der inneröster- 
reicbische Hofkriegsrat ebendaselbst blieben fortbestehen. Nur von 
dem Monarchen wollten diese Behörden abhängig sein. Einzig die 
österreichische Hofkanzlei sollte an einem Orte — in Wien — ver- 
einigt bleiben und als Kanzlcie Spedition die Übermittlung der Be- 
fehle des Herrschers besorgen. Man trug aber auch hierbei den 
inneröaterreichischen Interessen und Anschauungen ausgiebig Rech- 
nung, indem zum österreichischen Kanzler eine Persönlichkeit aus 
der steirischen Umgebung Kaiser Ferdinands — Verda von Werden- 
berg — gemacht und die Kanzlei in zwei Expeditionen, eine nieder- 
und innerösterreichiscbe, geteilt wurde, welche zwar einen gemein- 
samen Kanzler, sonst aber vom Sekretär angefangen ein eigenes 

') Gedruckt in Aktenstücke Nr. 30, S. 455—474. 

*) Den dekretieren wird weiter besonders anbafohlen, die Batsehlä^e, „m 
»ie IUI rat der camiti oder sonst in geheimb vemainbtn, sehreihen oder haiidlea 
teerden, in gueter geheimb tu halten". Aktenstilcke Nr. 30, Einleitung, ^ 16 
und 65, S. 456, 460 und 472. 
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Kanzleipersonale hatten.') Als im Jahre 1665 die tirolischen Länder 
wieder an die Hauptlinie fielen, wurde ihnen die gleiche Sonder- 
stellung zugebilligt und die im Jahre 1669 im Hinblicke auf die ge- 
Jlnderten Verhältnisse von Kaiser Leopold L gegebene nene Kanzlei- 
instruktion wurde ansdrlicklich als fllr die inner-, nieder- und ober- 
österreichischen Hofkanzleien erlassen bezeichnet. Die drei Kanzleien 
hatten ihre eigenen Sekretäre und Beamten und nur der Kanzler 
für die nun endgültig unter einem Herrscher vereinigten üsterreichi- 
schen Lande blieb gemeinsam.*) 

Erat im Jahre 1683 geschah ein ernster Schritt vorwärts auf 
dem Wege der Zusammenfassung der Kanzlei. Die am IL Juni 1683 
erlassene Kanzleiordnung — wieder fflr die drei Kanzleien erlassen 
— läßt zwar dieselben auch wieder als Expeditionen für sich, nur 
durch den ihnen überstellten Kanzler vereint, erscheinen, aber au- 
dererseits wird hier mit voller Bestimmtheit ausgesprochen, daß ein 
ans den fUnf Referenten der Kanzlei zu bildender Rat die Materien 
verhandeln und darüber Beschlüsse fassen solle. „Diese gesamte 
ftlnf Hofsecretarii und Referendarii", heißt es, „sollen zugleich unsere 
Räte sein und mit und samt unserm Hofkanzler und Hofvicekanzler 
auf jedesmalige Ansage des Hof kanzlers zusammenkommen und die 
zu allen dreien Kanzleien einkommende Memoralia, Schreiben und 
Acta insgesamt beratschlagen, auch von unserm Hofkanzler der 
Schluss jedesmal secundum maiora gemacht werden."') Damit war 
das Prinzip der Kollegialität in voller Schürfe zum Ausdruck ge- 
bracht und wenigstens die Milglichkeit gegeben, eine gewisse Einheit 
in die Behandlung der Geschäfte zu bringen. Wenn in der Kanzlei- 
ordnung von 1628 auch schon von einem „Rate der Kanzlei" die 
Rede ist, so wird doch bei dem vollständigen Mangel weiterer Be- 
lege über diesen Kanzleirat mit gutem Grunde anzunehmen sein, 
daß eine feste kollegiale Organisation im Sinne, wie sie 1683 anfge- 

') In der Kanzleiordnung von 1628 wird zwar nicht gesagt, daß sie auf 
die innerästerreit^hiachen Lüader Anwendiuig finden solle, wohl aher im lüui- 
gange der Ordnung von 1689 Hnndrücklich hemerkt (Aktenstücke Nr. 34, 
S, 538), daß am 1. September des Jahres 1628 von Ferdinand H. eine Hnnülei- 
Drdnung für die geheimen nieder- und innerösterreichischen Hofkanzleien ge- 
geben worden Bei. 

■) Auch die Eegiatratiiren und TaxBmter waren getrennt und hatten 
ihre eigenen Beamten. Vom 27. Oktober 1674 ist eine Instrnktion Leopolds 1. 
für den Registrator und Taiotor boi der geheimen innoröBterreichi sehen 
Hofexpedition Wilhelm Knöringer vorhanden. Siehe Aktenstücke Nr. 34, 



•) S. Aktenstücke Nr. 3G, § 13, S. 3-4. 
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tragen wurde, damals noch nicht bestanden hat. Es gab Bwei bis 

drei Sekretäre, welche mit dem Kanzler die Erledigungen der ver- 
schiedenen bei der Kanzlei eingereichten Schriftstücke durchberaten 
haben dürften;') aber erst, als auch auf dem Gebiete der Recht- 
sprechung der Einfluß der Kanzlei sich Baiin zu brechen begann, 
bildete sich allmählich die kollegiale Organisation heraus, die durch 
die Ordnung tou 1683 die Sanktion erhielt. 

Noch unter Kaiser Matthias war der Keichshofrat die Revisions- 
Instanz fUr die Prozesse, die aus Kieder- und Ob er Österreich an den 
Hof gelangten; vornehmlich aus ErsparungsrUcksichten, damit nicht 
ein besonderer österreichischer Gerichtshof bestellt werden müsse. 
Wahrscheinlich unter Kaiser Ferdinand 11., sicher aber unter Ferdi- 
nand III. hörte dieser Instanzenzug auf.*} Es war dies ganz im 
Sinne des Systems, dessen Ausfluß auch die Trennung der Kanzleien 
war. Mitbestimmend dürfte dabei gewesen sein, daß seit 1564 in 
den inner- und oberösterreichischen Ländern eigene Landesfürsten 
saßen, die an dem Privilegium „de non appellando et non evocando" 
festgehalten und ihren Untertanen verwehrt haben werden, Recht 
außer Landes zu suchen, somit die Beschreitung des Rekursweges 
an den Reichahofrat verhinderten. Da in Innerösterreich vor und 
nach der Vereinigung mit dem Stammlande der geheime Rat in Graz 
als Revisionsbehörde waltete, so lag es nahe, auch für das engere 
Erzherzogtum (beiderseits der Enns) eine ähnhche Ordnung einzu- 
führen und dessen Gerichtsordnung ganz unabhängig vom Reichs- 
hofrat zu stellen. 

Die erste „Revisionsordnung" fllr Ober- und Niederöstevreich 
stammt aus dem Anfange der Regierung Ferdinands III. und trägt 
das Datum des 26. Juni 1637.^) Darnach sollte die Revision hei 
der österreichischen Hofkanzlei angemeldet und für jeden einzelnen 
Prozeßfall besondere der Hofkanzlci zuzuordnende Revisiunskommis- 
säre vom Landesfürsten bestellt werden. Diese Kommissäre hatten 
ein Gutachten Über den „revisiblen" Fall zu verfassen und zur a. h. 
Schlußfassung vorzulegen, welche gewöhnÜch im geheimen Rate er- 

') In den ernten Regier im gsjahreu Kaiser Ferdinands II. waren Grapler 
(Orabler) und Gertinger die l^ekretäre der üBterreichisclien Hofkunzlei. Es hat 
aber, wie unter anderem aus der Ordnung von li>83 zu scIilieQen iet, jedenfalls 
auch einen iiiekretUr für die innerüatecreichiacha Expedition gegeben. 

') 8. epUter unter „Hofrat" und Aktenstücke Nr. ÖÖ, S. 481—482. 
Über den unter Ferdinand II. in Österreich ob und unter der Enns beob- 
achteten Vorgang in HevisiönsBacheu läßt uua die Überlieferung im Stich«, 

■) AkteoBtücko Nr. 32A, S. 49Ö-503, 
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folgte und durch die Hofkanzlei expediert wurde.') Die in Aen 
Jahreu 1655 und 1669 erlassenen Revisionsordnungen fUr Nieder- 
und OberOaterreieh stimmen in der Hauptsache mit jener von 1637 
llbereln.*) Als belangreichere Zusätze der Ordnung von 1669 treten 
die Bestimmungen hinzu, daß nicht weniger als fünf Revisionskom- 
missäre einen Prozeß verhandeln sollen und daß, wie es wohl einige 
Jahre her schon Braufh geworden, die ReviBionskommiasion die Re- 
vision nicht bloß der von der niederösterreichischen Regierung (Statt- 
halterei) einkommenden Prozesse, sondern auch der Urteile des 
Obersthofmarachallamtes und des Hofkriegsrates vorzunehmea habe. 
Dem obersthofmarsebaUischen Gerichte unterstanden alle Hof- 
bediensteten, also auch die geheimen Räte.^) Gegen Entscheidungen 
desselben gab es bis in die späteren Zeiten Ferdinands III. ein Re- 
kursrecht an den Reichshofrat; bis ungefähr zur gleichen Zeit stand 
auch bei der böhmischen Hofkanzlei widerspruchslos die Qericbts- 
barkeit über ihre Angehörigen. Von da ab beginnt sich die öster- 
reichische Kanzlei immer mehr zur eigentlichen Ilofkanzlei und 
Trägerin der Gerichtsbarkeit über alle zum Hofe gehörigen Personen 
zu entwickeln.*) Den deutlichsten Ausdruck fand diese Änderung 
durch die Bestimmung der Kanzleiordnung von Ui83, nach welcher 
fortab nicht mehr eine der öaterreichisohen Kanzlei angegliederte 
Kommission, sondern diese selbst als Revisionsinstanz gelten sollte. 
Die bisherigen revidierenden Kommissäre wurden durch den Hof- 
kanzler, Vizekanzler und einige Hofräte ersetzt und nur in schwe- 
ren oder die Summe von 70ÜO Gulden übersteigenden Fällen 



') Aktenstnuke Nr. 32 A, g 9, 8.500-503. 

') Aktenstücke Nr. 32 B und C, S. 503-519. 

') Nur die fieiclisliofratsangetiurigon setzten es durdi, daß sie durch die 
Wahlkapitiilationeu davon auegoacliloaaen wurden. 

*) üo erBclieinen gegeo Eude des IT. Jalirbiinderta hIs ReviBionsinstanxen 
rechtens fttr Nieder- und <Jberösterreich tmd für dia mit Gerichtsbarkeit be- 
gabten Hofatellen die Oeterreichifiche, für die bühmtBehen Länder die bchmisehe 
Hofkanslei, fiir die inner- und „ober" öuterreichiBchen Länder die iust£ndigan 
Revision BS teilen in Graz und lunsbrnuk, fUr Ungarc scbon seit der Zeit Ferdi. 
nands L, wenn aucli nicht ohne Eingriffe, die uugariacha Hofkauzlei. (Vgl. Bi- 
dermann, Gesamtateataidee, 1, 8. 129—130; Fellner, MIÖÖ. 8, 8.293.) Im 
übrigen acheint man sich an die Revisions Vorschriften nicht genau gehalten 
eu haben. Dem melirfacb erwühnteii Dorichto des Überstliofmarsclialla Grafen 
Zinzendorf von 1681 ist zu entnehmen, daQ die Justizsacbeo bei der öater- 
reichischeu Bofkaiuslei nicht vorHchriftamüQig behandelt und oftninla kein 
Referat darüber im goheimen Rate erstattet wurde, sondern der Kanaler 
„a parle" die kaiserlielie Entecliließung oiuliulle. (Staatsaivliiv, Fasz. „Öaterr. 
Staat", 1.) 
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sollten zwei fremde Räte diesem HofkanzleiausBchusse beizuziehen 
sein.') Die österreichische Kanzlei wurde dadurch eine richterlich 
entscheidende Behörde, ihr Äcaehen war in stetem Wachsen, sie nahm 
auch 8chon entgegen den Ansprüchen des Obersthofmeisteramtes den 
geheimen Räten den Eid ab und zog Referate in Angelegenheiten 
des kaiserlichen Hofmarschallamtes an sich.^) 

Nur die Erledigung der auswärtigen Korrespondenz mußte die 
Österreichische Hofkanzlei noch mit anderen Kanzleien teilen. Bis 
zum Jahre 1620 hatte die Reichskanzlei die in die auswärtige Poli- 
tik einschlägigen Schriftstücke verfaßt und die Erledigung auch der 
geheimsten politischen Geschäfte besorgt. Ausgenommen waren nur 
gewisse, in der böhmischen oder ungarischen Kauzlei zu fertigende 
Schriftstücke. Mit der Errichtung der österreichischen Hofkanzlei 
trat hierin ein entschiedener Wandel ein. Die Familienangelegen- 
heiten des Herrscherhauses, Korrespondenzen anläßhch von Verhei- 
ratungen, Ausfertigungen von Ehe- und Familienverträgen n. a. 
wurden jetzt in der österreichischen Kanzlei als Hauskanzlei erledigt 
und auch der Verkehr mit dem spanischen Zweige des Hauses, mit 
der Republik Venedig, der Eidgenossenschaft und der österreichischen 
Oesandtschaft in Regensburg wurde von dieser gepflegt.') Ein großer 
Teil der auswärtigen Geschäfte wurde aber auch noch in der Reichs- 
kanzlei ausgefertigt. Der Referendar der lateinischen Expedition 
derselben verfaßte die diplomatischen Schriftstucke nach Frankreich, 



') Aktanatücke Nr. 36, g bG, S.O. Die Vorsüliriften der ReriBioRaoril- 
itung von 1669 bliebeu auch fernerhin in Gebrauch, wie % liB der Gerichts- und 
Taxordnung der Wieuer Universität vom 2S. November 1724 durtut Codex 
Austriaciis, Sup|i lein entband 3, S. 244. 

") Über die Difterenzeii Ewischon Obersthofmeisteramt und HofkanElei s. 
die Akten 4 ex H!86 und 4 ei 1693, 1, Pubz. 1 im Staatsarchive. Über einen 
im Jalire 1G30 stattgehabten Streit um den Vorrang zwischen dem öaterreiebi- 
ttchen Hof kanzler und dem HofkammerprSaidenten s. Kodex 14193, Folio la— 3a 
in der llofbibliothek. Der Hofkansler fUlu't darin untej: anderem aus, daß er 
„alleti geheimen rälhen und allen hofämbtern die iuramenta fürhoiU, des kais. hof- 
mancfMlUnnbU, ja aller harUchieren und trabanten sacken, fo die tiais. liiT^ 
tragen, referiere und, was noch mehrers ist, so habe ich erat anieUo tu Frankfurt 
die tartaritche andiene verantworten mOssen, ainig und allein aus diesem funda- 
mrnt, weil ich hofcamler seit". 

') Hieraber und über das Folgende s. Aktenstücke Nt. 39 A und B, 
S. 4flft'. (Denksclirift vom 10. MHtB 1701 nnd Referat Sinaendortla votn 2. Ok- 
tober 1706) nnd ein nicht geieicUnotör Vortrag, oft'enbar dos bekannten Frei- 
berm von Bartenatein, an Maria Theresia über das l'ersonal der Staatekanslei 
vom 21. Mai 1749 (Staataarehiv, Staatakanzloi, Iiiteriora Fafli. 1» 1742—1825). 
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England, Holland, Schweden, Dänemark und Italien.') Es herrschte 

dieselbe schwer begreifliche Vielseitigkeit oder besser Sjatemlosigkeit 
in der Führung auswärtiger Politik wie in deren geschäftlicher Be- 
handlung. Wie die auswärtigen Angelegenheiten in verschiedenen 
Kommiaaionen und Konferenzen des geheimen Hates durchberatea 
wurden, so war auch die schriftliche Ausfuhrung der dort gefaßten 
BeschlüsBe uuter mehrere Kanzleien verteilt. Vor altem wohl die 
Österreichische Kanzlei und die Reichskanzlei, aber auch der Hof- 
kriegsrat und die hUhmische Kanzlei wurden zu diplomstiEcheD 
Diensten verwendet, indem die Expeditionen nach der TllrkeJ und 
Rußland durch jenen, die nach Polen durch den schlesischen Re- 
ferendar dieser gingen. Ein klar zusammengefaßtes Bild der 
Tätigkeit der österreichischen Hofkanzlei in der späteren leopoldi- 
niBchen Zeit läßt sich aus einem dem Jahre 1704 entstammenden 
Qutachten eines ungenannten Staatsmannes gewinnen, welcher der 
näheren Umgebung des Kaisers Leopold und wohl auch des Prinzen 
Eugen angehört haben mag. Der Verfasser — vielleicht der spätere 
österreichische Hofkanzler Philipp Ludwig Graf Sinzendorf — fahrt 
aus: die Geschäfte der Kanzlei bestehen aus Publica, Landsachen 
und Juatizangelegenheiten. Unter den „PubUca" seien die von der 
Osterreichischen Kanzlei besorgten auswäi-tigen Korrespondenzen und 
die „das durchleuchtigiste Erzhaus geheim angehenden Sachen" zn 
verstehen. Die Landsachen bestehen „in pohtischen, Guberno und 
Haltungen der Landtagen, mitliin in Einrichtung des Status tributarii 
und allen anderu onerum pubhcorum und was sonsten dem Land 
aufzubürden oder zu nutz eingerichtet werden kann"; es aind 
die eigentlichen Verwaltuugsagenden. Über die Handhabung des 
Justizwesens verbreitet sich unser Gewährsmann nicht näher, nur die 
Abhängigkeit des inner- und oberüsten-eichischen Kammer- und 
Kriegswesens von der Hofkanzlei oder besser von den zuständigen 
Sektionen der Hofkanzlei ist ihm ein Dorn im Auge. Der Verlust 
so vieler Plätze in Vorderösterreieh und am Rheine sei dem Um- 
stände zuzuschreiben, daß die militärische Direktion in diesen Ge- 
genden nicht dem Hofkriegsrate zustehe; das wenigste, was im In- 
teresse der Monarchie zu fordern wäre, sei eine Trennung der in 
den Wirkungskreis der österreichischen Hofkanalei einbezogenen mili- 
tärischen Agenden dieses Teiles der Österreichischen Länder.*) 



') Dazu boEOndera Bartenstcms eben zitierter Vortrag 
*) Aucb mit der Porson dos derzeitigen Hofkanzlere Grafen 
der Verfaaser der Denkeclirift von 1704 nicht einverstanden. Nach 
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We die Wünsche des Verfassers der Denkschrift von 1704 von 
Kaiser Leopold aufgenommen wurden, ist nicht bekannt, wohl aber 
wandte ihnen der neue Kaiser Josef I. sein volles Interesse zu. Eb 
zeugt fUr die Tatkraft des jungen, mitten in die KUmpfc um das 
spanische Erbe hineingestellten Herrschers, daß er noch Zeit und 
Muße fand, aich inneren organisn torischen Aufgaben zuzuwenden. 
Kurz nach seinem Regierungsantritte wurde das Kammer- und Kriegs- 
wesen der innerßsterreichischcn und tiroHschen Länder von der Hof- 
kanzlei vollständig abgelöst und der Hofkammer und dem Hof- 
kriegBrato zugewiesen.') Aber auch die Hofkanzlei selbst erhielt 
eine bessere Organisation. Einen Monat nach des Kaisers Regierungs- 
antritt erscheinen an ihrer Spitze zwei Kanzler, von denen der erste, 
Freiherr von Seilern, wegen seiner juristischen und politischen Be- 
fllhigung das besondere Vertrauen des neuen Herrn genoß.') 



fasBong sollte dioae hervorragende Stelle ein Mann i 
nissen einnehmen. S. Aktonetücke Nr. 30 A, 8.41. 



t gediegeneren Kennt- 



') Dfta genaue Datum der Trennung der Kamcral- und Militürageuden 
dor genannton Lfinder von der Hofkanzlei ist nicht bekannt; aichei ist, daß 
bereits vor dem 23. Juli 1706 der kaiserliche Befehl dazu gegeben war. Der 
Scheidung der Gescbüfte wurden Schwierigkeiten bereitet und es dauerte einige 
Jahre, bis sie durchgeführt war. S. Aktenstacke Ni. 40, 8.40; ferner S. 2G3, 
472 und 473 und in Botreff dos Militare Akt 7 oi 1708, VII A 2 im Archive 
des Ministeriums des Innern. Daraus erhellt auch, daß die Differensen, wclehe 
anläßlich der Einverleibung des inneräaterreichieclien Kriegewescns in den Hof- 
kriegarat zwischen Kanzlei und Kriegsrat entstanden waren, erat dureU Dekret 
vom 4. April 1708 endgültig beseitigt wurden. S. auch „Uofkriegsraf. 

*J Die Ernenn ongsdekrete beider Kanzler sind nicht erhalten. Kaiser 
Leopold war am 5. Mai 1705 gestorben, die UnterBchrift des Grafen Bu- 
cclleni — seit 161*3 tisterreicbiscben HofkaDzlers — findet sich noch in 
einem VermSgcnss teuerpatente vom 9. Mai 1T05. Johann Friedrich Froüicrr von 
Seilern nnd Philiijp^Lndwig Graf Sinzendorff sind zum ersten Male als Hof- 
kanzler in einem Patente vom 4. Juni 170;'> lut torzeichnet (I'atentensammtiing 
im Archive dos Ministeriums des Innern). Näheres über diese Fersün liebkeiten 
in der „Allgemeinen deutschen Biographie", in Wurzbnch, Biographisches 
Lexikon und bei Arneth, Prinz Eugen von Savoyen (1864), 2. und 3. Band. 
Siuzeudorff erscheint bei Arnetli als Staatsmann nitd Charakter in fiberaas nn- 
gOnstigem Lichte. S. besonders 3, S. 344—346. Eine Scheidung des Agondcn- 
kreises der l)eiden Uofkanzlor scheint damals noch nicht stattgefunden au haben. 

OiUrnicbitcli» ZcuUsItonitlLDDE. I. I. II 
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Wieder läßt sich aus einem Vortrage, den der zweite ÖBterrei- 
chische Hof kanzler Philipp Graf Sin zondorff, der vermutliche Verfasser 
auch der erwähnten Denkachrift vom März 1704, an Kaiser Josef I. am 
2. Oktober 1706 über die Behandlung der Geschäfte bei Hof er- 
stattete, vieUeicht nicht so sehr die wirkHche Tätigkeit der Oster- 
reicIuBclien Kanzlei, aber doch die von ihr beanspruchte und ihr 
vom Kaiser zugewiesene Kompetenz als Haus-, Hof- und Staats- 
kanzlei deutlich abnehmen. 'J Sie hatte alle „Testamente, Pacta, Re- 
Duntiationen und Heiratskontrakte, so von und unter dem Erzhaas 
errichtet wurden", auszufertigen, werde zu allen Konferenzen zuge- 
zogen, welche das Reich und den „Status publicus" überhaupt be- 
träfen, vornehmlich zu denen, die man in Gegenwart des Kaisers 
abzuhalten pflegte. Sie wohne den Zusammen tretungen der Hof- 
ämter bei, in denen die rein hbfisch-zeremoni eilen AngelegenheiteD, 
etwa bei Hochzeiten, Leichenbegängnissen u. a. verhandelt werden. 
Außerdem gehen die Instruktionen für die Hofämter schon seit einiger 
Zeit von ihr aus und der jeweilige Hofkanzler nehme den geheimen 
Räten, den Hofämtern, dem Hofkammer- und Kriegsratspräsidenten 
den Eid ab.*) 

Kaiser Josef I. entschloß sich überdies — wie dem Vortrage 
Sinzendorffs zu entnehmen ist — bald nach seinem Regierungsantritte, 
der Zersplitterung der Kanzleigeschäfte in auswärtigen Angelegen- 
heiten grüßtenteils ein Ende zu machen. Zwar fUr die Leitung der 
auswärtigen Politik behielt er noch die von seinem Vater eingeführten 
Kommissionen des geheimen Uates bei, aber er traf zugleich die 
Verfügung, daß die gesamte diplomatische Korrespondenz mit ein- 
ziger Ausnahme der deutschen Reichsangelegenheiten und der tür- 
kischen und russischen Sachen in der österreichischen Hofkanzlei zu 
bearbeiten sei. Die Korrespondenz mit der Türkei und Rußland 
BoUte nach wie vor der Hofkriegsrat besorgen. Die Reichskanzlei 
aber sollte mit den auswärtigen Geschäften nur mehr so weit zu 
tun haben, als es sich um Angelegenheiten des Reiches handelte 
und lediglich Expeditionsstelle für diese und fUr die Reich sbofrats- 
agenden sein. Nur was der Kaiser „nomine imperii" an die Kur- 
fllrsten und Stände des Reiches ergehen lasse, solle durch die 
Reichskanzlei gehen und die Instruktionen und Vollmachten für die 
Gesandten seien nur dann durch die Reichskanzlei abzufassen, 



') Aktenstücke Nr. 39 B, 8. 43 f. 

*) Siebe S. 159. Seit EWei HofkanRler amtierten, wit'd diea wohl dem 



«rsteu EUgeatanden haben 
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wenn das Reich „in corpore" an den Verhandlungsgegenständen be- 
teiligt sei. Eb konnte daher vorkommen, daß an die QeBandten 
doppelte Instruktionen sowohl von der österreichischen als von der 
Reichskanzlei ausgefertigt wurden.') Trete der Kaiser aber als 
Territorialherr, nicht als Reichsoberhaupt, mit Kurfürsten und Fürsten 
des Reiches In Verhandlung, so falle der schriftliche diplomatische 
Verkehr ebenso wie der mit den anderen Potentaten in die Kompe- 
tenz der Österreichischen Hofkanzlei, welche für die geheimen pohti- 
Echen Angelegenheiten des Herrscherhauses bestimmt sei.*) 

Das Gutachten des zweiten österreichischen Kanzlers erhielt in 
der Hauptsache die Billigung des Kaisers und man darf mit dem 
besten Kenner aller dieser Verhältnisse, dem hochverdienten Staats- 
sekretär der Kaiserin Maria Theresia, Freiherrn von Bartenstein, 
behaupten, daß damals der Orund zu einer besonderen Kanzlei für 
die „Staatssachen", das sind die auswärtigen Angelegenheiten, also 
zur „Staats''kanzlei gelegt wurde,') In der üsterreichiscben Kanzlei 
wurde augenscheinlich noch nnter Kaiser Josef eine eigene „Staats"- 
expedition eingerichtet,') im Laufe der Jahre immer weiter ausge- 
staltet, unter Kaiser Karl VI. schon als Staatskanzlei bezeichnet^) 
und endHch im Jahre 1743 als selbständiges Amt von der öster- 
reichischen Kanzlei ganz abgetrennt. Mag auch in den ersten Jahren 
der Regierung Kaiser Josefs der Reichskanzlei die Führung der aus- 
wärtigen Korrespondenz, soweit sie ihr noch zustand, nicht ohne 
weiteres entwunden worden sein,*) so wurde sie von der Zeit an, 
als der bisherige zweite Kanzler Graf Sinzendorff, der eigenthche 
Diplomat der Hofkanzlei, in die erste Stelle einrückte (1715), immer 
mehr daraus verdrängt. Die Hofkanzlei Ordnung vom Jahre 1720 

') Auch der Si^hriften Wechsel mit dem Königreicli Polen ging jetzt durch 
die österreichische Hofkanzlei. Vgl. Voltelini, Bezension über KFeteclimayr, 
Reielisviiekanzleramt. Mitt. d. Inat. (. ÖHtetr. Geschiclitsforacliimg, 20 (1899), S. 184. 

») 8. Aktenstücke Nr. 39 B, S. 46-^7. 

•) Vgl. den Bericht Bartensteins vom Jahre 1749 (159, Anw. 4). 

*) Ebenda. Der Refereudiir fftr die oberöatarreichiachen Bachen Freiherr 
von BhoI versah auch die nSiaoij"oxi)editiöa. Ührigena wird bereita im Hof- 
kalender von 1T12 (Aicliiv des MiniateriumB dea Innern) bei der niederöster- 
reichisehen Hofkanzlei ein ,Staafs"kon2ipist und Itegistrator angefUhrL 

*) In einer Kostgeld liste, die wahrend dea Äiifentbaltua Karla VI. in Prag 
i[u Jahre 1723 angefertigt wurde, werden österroicliische geheime Hofkanilei 
nnd österreichische geheime StaatakauElei unterschieden. ReichsfiaatiKaTchiv, 
Herrschaf taakten, Öaterreich W, Fanz. 23/1. 

*) Vgl. uocIimalH das ßutatliten Bartenateina aus dem Jahre 1749, worin. 
geaagt wird, daß bis Kum Jahre 1710 der Reichsreferendar Couabruck viele. 
diplomatische Stücke konzipiert habe. 
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cliarakterisiert sclion in deutlichster Weiee die österreichische Kanzlei 
als Staatskanzlei, als Kanzlei des Äußeren.') 

Die Ordnung von 1720, in der die Tätigkeit der österreichi- 
schen Hofkanzlei im einzelnen dargestellt ist, bedeutet einen Mark- 
stein in der Entwicklung dieser Kanzlei. Kaiser Karl VI. hatte im 
Jahre 1719 der böhmischen Kanzlei eine ausführliche Instruktion 
gegeben und dieser Umstand dürfte mit dazu beigetragen haben, 
daß man nun auch fUr die Österreich iscbe Kanzlei ein ihre Kompetenz 
regelndes Statut ausarbeitete. Der Kaiser wollte, um einen rascheren 
Geachftftsgang zu erreichen, wieder zwei Hofkanzler bestellen und 
forderte den nunmehrigen ersten Kanzler Philipp Grafen Sinzendorff 
auf, seine Wohlmeinung darüber abzugeben. In seinem Gutachten 
über den Wirkungskreis der Kanzlei ließ Sinzendorff durchblicken, 
er hielte es vom Standpunkte einer einheitlichen Geschäftsftlhrnng 
aus für angezeigt, sich mit einem Kanzler zu begnügen. Der Kaiser 
schloß sich dieser Meinung aber nicht an, sondern erheß bald nach 
Sanktionierung der böhmischen Kanzleiordnung ein Handschreiben 
an Sinzendorff, in dem er ihm seine Absicht, das Personale der Hof- 
kanzlei zu vermehren, und die Ernennung des Grafen Stürgkh zum 
zweiten Kanzler mitteilte.') Zugleich ließ er diesem Kabinettschreiben 
eine Inatrnktion beifügen, nach der sich die beiden Hofkanzler bei 
der Behandlung der Geschilfte richten sollten. In dieser wurde aus- 
gesprochen, daß die „Haus- und fremden Staatssachen" der erste 
Kanzler und die „Provincialia", die Sachen der inneren Verwaltung 
und Justiz, der zweite Kanzler zu besorgen habe.*) Kurze Zeit 
darauf traten nach dem Wunsche des Kaisers die Hofräte der Öster- 
reichischen Hofkanzlei unter dem Vorsitze Sinzendorff» zur Aus- 



>) Wenn VoUolini (e. a \fß, Anm. 1) meint, daß die Rdcliskaiiiilei »icht 
im IT. Jahrhunderte, sondern noch unter Josef 1. und Karl VI. im hedeutonden 
HaOe für die Ähfaasung von diplomatischen Schriftstücken verwendet wurde, 
eo ist diea eu berichtigen. Die Reichskanzlei trachtete etete und eo auch bei 
den Verhandlungen üher die Wahlkapitulation Karla VI. (Archiv des Miniate- 
liums des Innern, Bfihmen, 45 oi ITll und Staatsarchiv, Keichsakten in spocie, 
Fasz. 31), ihren früheren Einfluß auf die Kanxl ei geschilfte wieder «iirackm- 
gewinuen, aber es waren erfolglose Versuche, die mit allgemeinen und nichts- 
sagenden Redewendungen abgefertigt wurden. 

») Siehe Aktenstacke Nr. 50, S. 34T f. 

*) Diese Instruktion fUhrt die Ühorsehrift ^Norma, teelcHtrgtsialteH meine 
dermalen bei der österreichischen kanrlei verordnete sicei hof kamlern tiimühl ruptclu 
der einem jedieedem eugethtüifn varichtiing, oIs sie gelbsten unter und aoiacheH 
ihnen »ich verhalten sollen', bildet eine Beilage des Handachreibens vom 31. Mai 
1719 and wurde fast würtlich in die Hof k an »lein rd nun g von 17äO aufgen 
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arbeltuDg einer Instruktion fUr die ßstcrreictiische Kofkanzlci nach 
dem Muster der böhmischen Kanzleiordnung zusammen.') Diese 
AuBarbeitung erhielt die kaiserliche Genehmigung und wurde am 
26. März 1720 ala verpflichtende Norm veröffentlicht.») 

Durch diese Hofkanzleiordnung wurde der Geschäftsgang für 
die Behandlung und Erledigung der auswärtigen und österreichischen 
Agenden endlich in feste Formen gebracht. Die nach den drei öat«r- 
reichischen Ländergruppen geteilten Expeditionen wurden beseitigt und 
die ganze Kanzlei in „ein Corpus", bestehend aus zwei Elofkanzlern, 
einem Vizekanzler und neun Räten und dem übrigen Personale, zu- 
sammengezogen. Der Obsorge des ersten Kanzlers und der ihm zu- 
gewiesenen zwei Räte und Beamten unterliegen alle „Raus- und fremden 
Staatssachen"; Verträge mit fremden Staaten, die Heiratsangelegen- 
heiten der Mitglieder des Erzhauses, die Ausfertigung der Ernennungs- 
dekrete der Gesandten und geheimen Ritte, die Korrespondenz mit 
den fremden Mächten und was sonst zu den auswäiligen Angelegen- 
heiten gehört, das Zeremonien wesen bei Krönungen und überhaupt 
bei Hofe. Außerdem hatte er, wenn der Landeafiirst in den öster- 
reichischen Landen einen Landlag persönHch eröffnete, die Proposi- 
tionen vorzutragen. Bezeichnend für die überragende Stellung des 
ersten Hofkanzlers ist es, daß er an allen Sitzungen des geheimen 
Rates und allen Konferenzen, mochten sie was immer für einen 
Namen haben, auswärtige, Reichs-, Haus- oder Er bland sauge lege n- 
heiten betreffen, teilnehmen, mit Ausnahme der Reiclissachen auch 
das Referat führen und die Ausführung der Beschlüsse bewerk- 
stelligen sollte; denn es müsse wenigstens ein Mann vorhanden sein, 
der einen Überblick über die Geschäfte bei Hof habe.') 

Der zweite Hofkanzler hatte mit der auswärtigen Politik nichts 
zu tun; ihm waren die inneren österreichischen Geschäfte, politische 
und judiziellc, zugewiesen und er wurde daher zu allen Deputations- 
sitzungen — zu den Verhandlungen also über die Kontributionen 

■) Vgl. Eiulcituni; zu Äkteastücke Nr. 50, S. 317 f. Am S3., 2G. und 

S8. JiJi und 1. Augast 1719 wurden unter dem Vorsitze SinEoudorfTs in der 
Hofkanzloi Beratuugen über die Organisierung der öaterroicliiacheu Kanzlei ge- 
halten, an denen auch der zweite Kanzler Graf Ötörgkh beraita teilnnhm. Dio 
Ernennung Stürgkhs zum zweiten JiBterreichischou Kanzler ist im Wiener Dia- 
rium vom 9. Juli 1719 verzeichnet. Er legt« 1735 altershalber aoino Wflido 

•) Abgedruckt in Aktenatücko Nr. 50, 8. 351—376. Ein Äuaniig bei 
Langer, „Verfassung und Verwaltung der deutschen Erblando etc." Ostor- 
reiehischer Erbfolgekrieg, hg. v. k. u. k. KriegBarchiv (1B96), 1, S. 57 ff. 

•) S.AkteoBtacke Nr. 39 B, S.45f. 
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der Länder — and zu jenen Konferenzaitziingen gezogen, in denen 
Dinge nprovincialer" Natur zur Sprache kämen. Ebenso liatte er 
im geheimen Kat zu ereclieioen, sobald über österreichische Prozesse 
referiert wurde. 

Man darf sich aber diesen zweiten Kanzler nicht als Vorstand 
der politischen Verwaltung im heutigen Sinne denken, so wenig uls 
man den ersten etwa als einen Minister des Äußeren wird ansehen 
dürfen. Man muß vielmebr vor Augen haben, daß sie Gelbständige 
Entscheidungen zu treffen nicht berechtigt waren. Alle Geschäfite, 
welche dem zweiten Kanzler oblagen, sogar die Besetzungen er- 
ledigter Stellen sollten bei der Hofkanzlei in Ratssitzungen beraten 
und beschlossen, die Beschlüsse dem Monarchen vorgelegt und dar- 
über die Entschließung eingeholt werden.'} Keinsr der beiden 
Kanzler — auch dem ersten Kanzler stand es frei, Ratssitzungen zu 
präsidieren — hatte das Recht, an einem Majoritätsbeschlüsse etwas 
zu ändern, es war ihnen bloß gestattet, ihre abweichende Meinung 
schriftlich abzugeben. In den Fällen, wo kein a. u. Vortrag zu erstatten 
war, mußte der Schluß der Majorität unbedingt ausgeführt werden.*) 

So ausfuhrlich die Hofkanzleiordnung vom Jahre 1720 ist, nach 
hergebrachter Weise gibt auch sie keinen Bescheid darüber, welche 
Geschäftsstilcke au den Kaiser zu bringen waren und welche das 
Gremium im eigenen Wirkungskreise entschied. Ks heißt nur, daß 
alle „wichtigen" Sachen der höchsten Scblußfassung zn unterziehen 
seien. Es stand somit meist im Ermessen der im Rate versammelten 
Räte, was sie als wichtig gelten lassen wollten.') Fragen von weit- 
tragender Bedeutung, bei denen etwa landesfllrstliehe Rechte und 
Regalien in Betracht kamen, Besetzungen von hohen Stellen, schwer- 
wiegende Endurleile sollten im Plenum des Rates beschlossen werden.*) 

Für die gewöhnlichen Angelegenheiten wurden zwei Senate, 
ein politischer und ein Justizsenat, eingerichtet. In dem ersten, der 
mindestens aus drei Räten bestehen mußte, wurden die „Provincialia" 
zum Austrage gebracht, im zweiten die Revisionsprozesse vor- 
getragen.*) Da Innerösterreich und die tirolischen Lande auch jetzt 



') Aktenstüekö Nr. 50 (Hofkanzlei Ordnung), Art. Ill, g 7, S. 368. 

») Ebenda, Art. I, § 9 und Art. II, % 10, S. 354 und 3Ö3. 

■) Ebenda, Art. III, § 7, S. 'dm. 

*) Ebenda, Art. I, § 19 iiad Art. IH, § 7, S. 3f>5 und 368. 

■) Ebenda, Art. I, g 8, S. 351. — Nach der noch in Kraft stehenden Ke- 
virioDBordaung für Nieder- und Oberöaterreich von 1669, § 10 (Aktenstücke 
Nr. 32C, S. 517—518) mußten mindoBtena fünf Häte oioon Revision sproieß ver- 
handeln. 
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noch ihre besonderen RevisionsinsUnzen beibehielten, bo dürflen meist 
nur Prozesse aus Nieder- und OberÖsterreich im judiziellen Senate 
zur Verhandlung gekommen sein. 

Die Kompetenz der beiden Kanzler erscheint zwar in der Hof- 
kanzleiordoung nicht undeuthch abgegrenzt; dem zweiten Kanzler 
sind mit deutlichen Worten die Provinzial- und Justizsachen zuge- 
wiesen.') Nachdem aber auch der erste Kanzler in den Terschledenen 
Senaten pr&sidieren konnte und vom Stande der laufenden Angelegen- 
heiten unterrichtet werden mußte, war eine Einmischung dessel- 
ben in die „Provincialia" und „Justicialia" der Hofkanzlei nicht aus- 
geschlossen.*) Kaiser Karl VI. scheint dafUr auch das richtige 
QefUhl gehabt zu haben; in dem die Sanktion der Hofk&nzleiord- 
Dung begleitenden Handschreiben entband er den Grafen Sinzendorff 
„von den viel Zeit und Mühe brauchenden provincialium" und ord- 
nete an, daß „der andere Kanzler die wirkliche Obsorge und nächste 
Verantwortung" in diesen Dingen tragen aolle.') 



Clescliiclite der Ostcrrelclil sehen Itofkanzlei von 1720—1749. 
Das höchste Revisionsgericht. 

Daß nach der Erlassung der Kanzleiordnmig die beiden be- 
stellten Kanzler einträchtig ihre Geschäfte versehen htttten, darf billig 
bezweifelt werden. Schon im Jahre 1725 wußte der erste Kanzler 
Graf Sinzendorff eine die Tätigkeit seines Kollegen Grafen Sttlrgkh 
stark einschränkende kaiserhche Entschließung zu erwirken, welche 
zwei Jahre darnach am 30. Juni 1727 in Form eines als „appendix 
instnictionis" bezeichneten Hofdekretes bestätigt und erweitert wurde.*) 
Darin wird besonders die schon in der Ordnung von 1720 enthaltene 
Vorachrift eingeschärft, daß dem ersten Kanzler alle „einkommenden 
Memorahen und Berichte" zuzustellen seien. Offenbar hatte der 



') Aktenstücke Nr. 50 {Hofkanileiordnung), Art. 1. % 9, S. 35t. 

•) Ebenda, Art. I, § 8 und § 10, S. 3&t-365. 

*) Ebenda, S. 350— 351. DieKaazleiordnungraumtzwar demeretenKanzkr 
die Möglichkeit dn, sich mit den Provinzialien EU befassen, aber das Hand- 
Bchreibea an Sinzendorff vom 26. MSrz ITSO läßt deiitlicb oTketmen, daß der 
Kaiflor lieber Bäbe, er würde sich um die Ländersachen nicht viel kümmern. 
Der Gehalt SinzcndorÖH wurde in diesem Handschreiben mit 30.000 fl. angesetzt 
und aus besonderer Qnade legte Karl noch jUbrlich 15.000 fl. dazu. 

*) S.AktBnstaoke Nr. 50, S. 399-400. 
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zweite Kanzler Graf StUrgkh sich dtiran nicht gokehrt und sich den 
Kinlauf aus den Ländern mit Umgehung Sinzendorffs unmittelbar vor- 
legen lassen. Daran schloß sich im Dekrete aber auch im direkten 
Gegensätze zu den Bestimmungen der Kanzletordnung Ton 1720 die 
Verfügung, daß der erste Kanzler allein oder mit dem Vizekanzler 
die in die Länder abzusendenden Expeditionen zu unterschreiben 
habe, während doch nach der Ordnung diese Expeditionen von den 
beiden Kanzlern zu unterfertigen gewesen wären.') Weiter endlich 
wurde in demselben Hofdekrete bestimmt, daß dem Jastizsenato, im 
Falle der erste Kanzler dazu die Zeit nicht finde, der Vizekanzler 
Graf Seilern zu prilsidieren habe.*) 

Damit war der Wirkungskreis des zweiten Kanzlers grllndhch 
eingeengt. Man wird, obwohl dies nicht ausdrücklich gesagt ist, 
doch annehmen müssen, daß im Jahre 1727 die Juätizsacben von 
den anderen provinzialen Gescbäftcn abgesondert wurden und daß 
nur die letzteren fernerhin unter der Leitung des zweiten Kanzlers 
blieben. Doch waren diese Veränderungen vielmehr Ausfluß pereön- 
h eher Verstimmungen als prin^iipieller Anschauungen; nach dem Rück- 
tritte des Kanzlers Grafen StUrgkh (1735) trat der Vizekanzler Graf 
Seilern, der mit dem Grafen Sinzendorff auf gutem Fuße stand, als 
„andevter" Hofkanzler in die Gerechtsame des Amtes ein, wie sie 
ihm in der Hauptsache vor dem Jahre 1727 zugestanden waren: der 
erste Kanzler besorgte die auswürligeu und der zweite die inländi- 
schen Angelegenheiten.') 

Maria Theresia beließ in der ersten Zeit nnch ihrer Thron- 
besteigung die geheime österreichische Hofkanzlci in ihrer alten Ver- 
fassung. Nach dem Tode des Grafen Sinzendorff aber — 8, Fe- 
bruar 1742 — nahm sie eine einschneidende Veränderung in ihrer 

') Entsprechend den Bestimm ungen der Hof lc«n*l ei Ordnung nnterfichroiben 
von 1720 bis 1725 Sinzendorff und Stürgkh geineinsam, von 1735 liis 1727 unter- 
schreibt gom&ß der kaiserliuhen Entschließ iiiig von 1735 Sinzendorff allein. In 
dieser war nllm)ich bestimmt, dnO Sinzendorff allein mit dorn Sekretär die in 
die LUnder gesandten Expeditionen zu leiclinen habe. In den folgenden Jahren 
an terzei ebnet Sinzendorff noch ab und zu allein, in den meisten Füllen aber 
gemäC dem Hofdekrete von 1737 zusammen mit dem Vizekanzler Seilern 
(I'atonton Sammlung im Archive des Ministeriums des Innern). 

') Diese Bestimmung ist nen und findet sich in der Entecbüeßung von 1725 
noch nicht. Iji dem Dekrete von 1727 wird ein Hofrnt des Hcrrenstandes erwUhnt, 
der in Abwesenheit des ViKekanzlers dem judiziellen Senat vorzusitzen habe. Man 
unterschied also auch in der Hofkanzlei wie beim Reichshof rat, der Hofkammer, 
der niederösterreichiscben Begierung itsw. Herren- und Gelehrtenstand. 

') Vgl. das a. h. Handschreiben Kaiser Karls VI. vom 1«. Mai 1735. Hött- 
nersche Sammlung (k.k. Archiv f. Niederösterreich), 18, S. 173—473. 
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Organisation vor. Mit königliclier Entschließung vom 14. Februar 
1742 wurde die Abteilung „Stantskanzlei" von der österreichischen 
Kanzlei abgetrennt, zu einer selb stund igen Kanzlei gemacht und an 
deren Spitze Cortix Graf Ulefeld mit dem Titel eines Ilofkanzlers 
bestellt. Diese neue Kanzlei hatte fortan die Expedition der aus- 
wärtigen Geschäfte') und der geheimen Haussachen zu besorgen und 
außerdem übertrug ihr die Entschheßung von 14. Februar 1742 auch 
diejenigen Agenden, „insoweit ein [Österreichischer] Hof kanzler sonst 
respectu deren HofUmter eine Influenz gehabt". Von einem wirk- 
lichen Einflüsse der Staatskanzlei und ihres ersten Leiters auf die 
auswärtige Politik dürfte man aber vorerst nicht reden. Znnüchst 
war noch immer die geheime Konferenz die entscheidende Stelle. 
Erst mit dem Aratsanlritte des Grafen Kaunitz (1753), der schon als 
Botschafter in Paris (1750^ — 1753) nachhalfig auf die Führung der 
auswärtigen Geschäfte gewirkt hatte, beginnt die Staatskanzlei zu 
einer maßgebenden Bohürde zu werden.*) 

Die österreichische Kanzlei wurde mit ausdrücklichen Worten 
der ungarischen und böhmischen Kanzlei gleichgestellt und betont, 
daß allein die „Provincialia ", in welcher auch die „Judicialia" mit- 
inbegi-iff'en waren, in ihre Kompetenz gehören. Damit war die 
österreichische Kanzlei ihrer hohen Stellung bei Hof entkleidet und 
zu einer üsterreichischen Provinzialbehörde herabgedrückt worden. 
Nur um die Verwaltung der österreichischen Länder hatte sie sich 
fortan zu kümmern. Auch ihr Amt als Kevisionshehörde erlitt zu- 
nächst eine Beeinträchtigung, indem man ihr die Revision der 
obere thofmarsc hallischen Prozesse entzog.") Auch wurde die zweite 

') Nach Firnhuber, Zur Geaohiuhte des üaterreichischen Mi litSr Wesens. 
Archiv f. K. österr. GescliichtBiinellen, 30, BeilaffC XIV— XV, 8. 138—140 hörte 
der diplomatische Vorkohr des Hofkriegsrates mit der Pforte im Jahre 1742 
auf, Bo daß also seit Errichtung der Staatskanilei die gesamte auswärtige 
KorroBpondenz von dieser Stelle ausgegangen wäre. S. auch apftter unter 
„Hofkriegsrat". 

■) Vgl. Aktenstücke Nr. 56, S. 4T9f. Außer dein Handschreiben an den 
Obersthofmeiator vom 14. Februar 1742 kommt auch das Dekret des Oborst- 
hofmeiateraiiiteB vom 15, Fobrnar an die öateireiehiaohe Kanrlei in Betracht, in 
welchem die Abtrennung der Staal^kaiizlei auBgCEprocIien und zugleich bekannt- 
gegeben wird, daU „die tnpi [ein Huf- und ein Vizekanzler] und der rat nebst denen 
secreUtTÜii in ihren offieiia" bestätigt „und in dero wirklidien königlichen dienst" 
aufgenommen wurden (Aktenstücke Nr. 57 A, ti. 486). Etwas später, wahrschein- 
lich noch in demselben Jahre bestätigte Maria Theresia die sogenannte untere 
Kanzlei und setzte deren Bcsoldungeu fest (Aktenstücke Nr. 57 B, 8.437 f.) 

") Aktenstücke Nr. 57 C, S. 494 f. — Am 30. August 1743 erging auch 
eine a. h. Eutschließong der Kaiserin-Königin, daU wie in allen anderen Rechts- 
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Kaozlerstelle aufgelassen und die Kanzlei bis za ihrer Auflösang im 
Jahre 1749 nur von einem Kanzler geleitet. 

In diesen letzten Jnliren des Bestandes der alten öaterreichi- 
Bchen Kanzlei nehmen noch einige bemerkenswerte VBraadeningea.J 
auf judiziellem Gebiete unsere Aufmerksamkeit in Anspruch. Zaf 
Anfang des Jahres 1745 erstattete die üsterreichieche Hofkanzlei ei 
Vortrag an die Herrscherin, in welchem auagefiihrt wurde, daß wegenl 
Überlastung mit Geschäften in der Erledigung der Revisionsprozesssf 
Störungen eingetreten seien, eine Reihe von Prozessen zwanzig undl 
mehr Jahre unerledigt in der Kanzlei läge, und Verbesserungsvor^l 
schlage vorgebracht wurden. Maria Theresia erklärte in ihrer 
pulsiven Art, daß diesem Übelstande sofort abgeholfen werden mUssej 
und daß eine präzise arbeitende Revisionsbehürde „in sich htichBtl 
nöthig, weilen in diesen Sachen gar nicht informiret bin, und eiao T 
der gi-Ußten Schuldigkeiten eines Fürsten die Justiz zu administrieren 
ist". Zugleich verfligto sie, ohne sich viel um die Vorschläge der 
Kanzlei zu kümmern, daß ein eigener Senat unter dem Präsidium 
des Vizekanzlers Grafen Kuefstein sich mit der Aufarbeitung der J 
rückständigen RevisionaprozesGe beschäftigen und trachten solle, alla J 
vierzehn Tage wenigstens einen Prozeß zu erledigen. Dieser Senat^ J 
durch drei Mitglieder des niederlisterreic bis eben iandmarscballschen. I 
Gerichts verstärkt, sollte die bis Ende des Jahres 1744 eingelanfenen 1 
Prozesse bearbeiten, während die anderen Räte der Kanzlei vep» I 
pflichtet wurden, die Prozesse des laufenden Jahres vorzunehmen.^ J 

Die Entschließung der Kaiserin, die Revisionsprozease in einem I 
eigenen Senat der Kanzlei verhandeln zu lassen, lief den Bestimmungen I 
der österreichischen Kanzleiordunng nicht entgegen. Aber die Hof- i 
rate der, Kanzlei fühlten sich verletzt, weil die im Range lief unter i 
ihnen stehenden Räte des landmarschallachen Gerichtes in diesen | 
Senat ala Beisitzer einberufen wurden.*) Die Kaiserin gab den | 
sofort erhobenen Vorstellungen der Kanzlei nach und verordnete, daO \ 



angelegenheiten, die das Ärarinm beträfen, flO auch in Revisiottsprozesaen dia I 

Uofkammer durch einen Hofkamin errat in den BeviBionaaitziingon vertreten aeia I 
solle. Hüttnerflche Sammlung, 15, S. 497—503. 

') Aktenatücke Nr. 58 A, S. 497 f. (Hüttner, 16, a 541-548). 

') Ein der EeaoUUion vom 3. September 1743 (Aktenstücke Ni. 57 D^ 3 

S. 4%) heigekicbter Zottel enthfilt dia Mitteihmg; „Ühtr heigehmde rtsolution 1 

habere ikro tön. Jf', auf mtiterc Vorstellung des Herren hofeansltrs grafen Seitlem 1 

exccllene mündlich a. g. bewäliget, daß die regiernngsräthe miä aasessores des tand- 1 

marsckallischen gerichts, als oft es der dienst erforderet, ohmnilUlbahr rur coniM 1 
berufen werden mögen. Bett 6"' septembris I7J3." 
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der umstrittene Senat nur auE Hofräten der Hofkanzlei beateben solle, 
scheint aber nicht viel Hoffnung gehabt zu haben, daß eine Beschleuni- 
gung in der Erledigung der Prozesse eintreten werde; sonst würde sie 
nieht resolviert haben: „vfiü es also [mit diesem Senate] drei Monate 
probii-en" ') In der Tat entsprach dann die richterliche Tätigkeit der Hof- 
kanzle! den Erwartungen der Fürstin nicht. Sie setzte daher, um den 
Prozeßparteien rascher zu ihrem Hechte zu verhelfen, am 18. Jänner 
1740 einen eigenen ^Consesaus" unter dem Priisidium des Grafen 
Ferdinand Bonaventura von Harrat-b ein, „welcher die älteren bis 
Ende Dezember 1743 nach Hof gediehenen ilsteiTeichiscben Kevi- 
sionsacta durchgehen und darüber de caau in casum den a. u. Vortrag 
an Ihro kaiserliche und künigliebe MV . . . unmittelbar abstatten solle."') 
Fast gleichzeitig aber leitete sie eine noeh viel umfassendere 
Refoiin im Bereiche des Justizwesens ein, die man wohl als Vor- 
läuferin der gi'oßen Umgestaltungen des Staatsorganismus in den 
Jahren 1748 und 1749 ansehen darf. Am 24. Mära 1744 war ein 
„Judicium delegatum" bestellt worden, das aus Räten der verschiedenen 
Hofstellen zu bilden war und zunächst einen Sonderfall, nämlich die 
schweren Beschuldigungen zu untersuchen hatte, welche man von 
Seite des ruseiechen Hofes gegen den früheren außerordentlichen 
üsterreicbischen Gesandten, Feldmarscbaileutnant Marchesc Botta 

') S. AktenBtücke Nr. 58 A, S. 497-503 (Vortrag dor österroichiaclieti 
Hofkanzlei vom 35. Jünner 1T4Ö mit a. Ii. Entsdiließiing Maria Theresias). — 
Am 10. Februar erging dann, k und gemacht am 28. Februar, eine kaiBoilielio Ver- 
ordnung, daß alle EUr Zeit laufenden BevJaionRproKeitBa binnen dreier Monate 
vom Tage der Kundmachung nea angemeldet worden müßten oder als ab- 
getan angesehen würden. HttttnerBche Sammlang, 7, 3i)03/5. 

■) Aktenstücke Nr.58C,S. 617 f. Am 21. Mail746 konnte Harrach über 
die Tätigkeit des „Consessus" Bclireiben, daU „bis dato von i7ir M'. rtiolvierte pro- 
ceeae 15 in der aniahl expediert worden sind" (Hüttnerache Sammlung, 7, 
3907 tf.). Da Harrach, der Früsident dieses „Conaossus", ala Abgesandter nach 
Holland geschickt werden sollte, wurde für seine Abwebenbeit der niedor- 
öaterreichiscUo Eegiarungarat Graf Brouner aum Voraitienden von der Kaiserin 
bestellt (Hüttnerache Sammlung, 7, 3909/5). Gegen die Wirksamkeit dieses 
BeviBionsgerichtea erhob die österreichische Kanxlei keine Vorstellung, offenbar 
weil in ihm fast nur Räte der niederösterreichischen Regierung saßen und die 
Kanilei froh war, die alten Prozesse los« «bekommen. Die I'rozeßreferate wurden 
der Kaiserin selbst überreicht und diese reaolvierto, ohne weiter die Kanzlei zu 
befragen. Ob, wie man voraussetzen darf, die Verkündigung dieaer judieiellen 
a. h. Entschließungen im geheimen Rate geschah, bt nicht mit Sicherheit über- 
liefert. Über den „Conseasus" und die Veränderungen auf dem Gebiete des 
Juatizwesens in den ersten Regier« ngsj ah rea Maria Thereaias vgl. besonders 
Maasburg, Geschichte der obersten Justiestolle in Wien, S. Aufl. (li^^l), S. 7, 
8 und 375 ff. 
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d' Adorno, erhob.') Die Herrscherin behielt sich, „um ihr zartestes 
Gewissen zu entladen", vor, „auch andere sich etwa ergehende, in 
das Justiz wescn einschlagende wichtige Vorfallenheiten" diesem 
Spezialgerichte zu Überweisen, und wandelte es ein Jahr später, 
am 27. Februar 1745, in ein höchstes Revisionsgericht um.*) 

Es ist schwer, den Wirkungskreis dieses Gerichtes zu um- 
echreibeu, aber es läßt sich füglich sagen, daß Maria Theresia sich 
dasselbe als den obersten Gerichtshof, wenn nicht aller, so doch 
wenigstens der böhmischen und österreichischen Länder gedacht 
hat.^) Durch die Bestellung eines aolchen höchsten Gerichtes wurde 
nun der Wirkungskreis der verschiedenen Hofkanzleien nicht wenig 
geschmälert. Es ist noch ein Vortrag der Österreichischen Kanzlei 
erhalten, in welchem diese ihre Bedenken gegen das ^Revisorium" 
auaflihrlich ausspricht; es sei zu besorgen, daß „die liehe Justiz an- 
durch in eine noch größere Hemmung kommen und das Revisorium 
ilir die österreichischen Länder nichts Ersprießliches werde leisten 
können, da in demselben kaum zwei Räte sitzen, welche von den 
österreichischen Land- und Gerichtsbräuchen einige Kenntnis haben". 
Bisher sei die Kanzlei jenes höchste Kollegium gewesen, wo zur 
Ausarbeitung der Prozesse die letzte Hand angelegt wurde; es sei 
selten vorgekommen, daß ein auch nur per majora ausgefallenes 
Kanzieivotum in dem geheimen Rate wäre abgeändert worden. Nach 
der Meinung der Kanzlei sei das Revisionsgericht mit dem „Kanzlei- 
instituto incompattbel" und wUrde, wenn die Kanzleireferate noch an 
ein „anderwcites" Revisionsgericht gehen mußten, als unvermeidliche 

') Hüttnersche Sammlung, 7, 3903/1 und 3903;2 (Kopien). 

*) Vgl. Aktenstücke Nr.58B, S. 507-515. 

*) Daß dieseg Gericht dann bestimmt war, die Revieioitsprozesse vod Ost«r- 
reich ob und unter der Ejina — die innerösterreicliischen und tiroÜBchen Gebiete 
hatten in den geheimen Stellen ihre eigenen Kevisorien — und der böhmischen 
Länder la verhandeln, geht aus dem Promemoria eines der Präsidenten des 
RevisionsgerichteR, des Grafen Hartig, vom 7. DeKouiber 1745 in deutlicher 
Weifle hervor (Aktenstücke Nr. 58 B, S. 513-616). Für diese Auffassung 
spricht ferner noch der Umstand, d«C die für die bölnniachen und österreichi- 
schen Länder bestellte Justisslelle im Mai 1749 die unerledigten I'rozeBfie de« 
aufgohoboncD Revieoriums zugewiesen erhielt (Hüttnersche Sammlang, 7, S. 3971). 
Die ungarischen Länder, die Niederlande und die HerEogtämer Mailand and 
Mantua waren in Verwaltung und Justiz gans sonder gestellt; gleichwohl ge- 
langten auch aus diesen Ländern Prozesse an den Hof mid wurden von Maria 
Theresia, wenn es ihr notwendig erschien, dem neu eingerichteten Keviaorium 
zugeteilt. Es uiaeht den Eindruck, als ob die Herrscherin dieses höchste Ge- 
rieht eingeeetEt habe, weil die Ablesung der PrOEoOakten im geheimen Rate zur 
Formaiität geworden war. 
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Folge sich ergeben, daß der „Justizlauf" merklichen Schaden er- 
litte. Die österreichische Kanzlei stelle daher den Antrag, den alten 
Zustand zu belassen und das über ihr stehende Revisorium wieder 
aufzulassen.') Eine Entschließung Über diesen Vortrag ist nicht 
vorbanden; jedenfalls aber machte er auf die Kaiserin keinen 
Eindruck, da sie im Dezember 1745 die Reviaionsstelle mit neuen 
Arbeitakrftften ausstattete und die betreffende Resolution mit den 
bedeutsamen Worten schloß: „Ich entschütte mich meines Gewissens 
völlig auf dieses Revisorium, welches es bei Gott zu verantworten 
haben wird."*) Ein Jahr darauf, am 30. September 1746, wurde 
das höchste Revisorium zu einem Hofmittel erhoben, dem unter 
Gleichstellung mit den übrigen Hofkanzleien und Hofatellen der un- 
mittelbare Verkehr mit der Monarchin zustand.') 

Das Revisorium ist der unmittelbare Voriäufer der obersten 
Justizstelle, Aber so wie die Einrichtung jetzt zuerst geschaffen 
wurde, war auf eine raschere Erledigung und ersprießlicbe Behand- 
lung der Justizangelegenheiten nicht zu hoffen. Die österreichische 
Kanzlei hatte gute Gründe für sich, wenn sie meinte, durch das 
Revisorium werde die Justiz keine Förderung erfahren. Der Ge- 
schäftsgang wurde in der Tat nicht einfacher, sondern eher noch 
verwickelter, wenn, wie es nach den Verfügungen der Jahre 1744 
und 1745 sein sollte, fUr die Aufarbeitung der bis zum Ende des 
Jahres 1743 bei der östen-eicbischen Hofkanzlei eingelaufenen Re- 
viaionsprozease ein eigener „Consessus", für die Erledigung der 
weiteren Prozesse der Justizsenat der Kanzlei aufzukommen hatte 
und zur Überprüfung wenigstens der von der Kanzlei geschöpften 
Urteile nun auch noch das höchste Revisorium bestimmt wurde.*) 
Aber bedeutsam war ea doch, daß durch die Einführung des Reviso- 
rinras zum ersten Male der Grundsatz durchbrochen wurde, daß die 
Hofkanzleien in Verwaltungs- und Justizangclegenbeiten die höchsten 
Instanzen für die ihnen unterstehenden Länder seien ttnd daß, wenn 
auch noch unklar und verhüllt, der Gedanke einer völligen Trennung 
von Verwaltung und Justiz zum Ausdruck gebracht wurde. 



') Aktoustacke Nr. 58 B, S. 513. 

') Ebenda, S. 517. 

>) Aktenstücke Nr. 58 D, S. 519-520. 

*) Ob auch die Prozeesc, welche der Conaessus zu roTidieren hatte, noch 
dem ReviHorium zur Prüfung übergeben wurden, ist eine offene Frage. Nach 
dem Inhalte der oben angefiiUrten, dem CunaoHSKa gegebenen Instruktion acheint 
aiiziinelinieii, daß dies nicht der Full gewesen sei. 
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Viertes Kapitel. 
Die böhmische Hofkanzlei.') 



I. 

Die bSümlsche Kanzlei der Habsborger Im 16. Jahrbandeil 

JVlit der einstimmig erfolgten KönigBwahl Ferdinands von 
Osterreich*) am 24. Oktober 1596 waren die böiimtscben Länder an 
das Hans der Habsburger gekommen. Es ist hier nicht am Platze, 
eine ausführliche Darlegung der Verfassungszustände des König- 
reiches Böhmen und seiner „incorporirten" Lunder zur Zeit dieser 
Übernahme zu geben, doch sei bemerkt, daß bei den der Wahl und 
der Krönung Ferdinands vorangehenden Besprochungen der Vertreter 
der böhmischen Stände und des Erzherzogs in Frag immer aufs 

') Über die bühmiacba Kanzlei der habsburgiscben Zeit ausfllhrlicb 
ÖelakoTsky, De vernnculis et extraiicis registris, praecipiie de bis, quae ad 
Bolieinicam et alias ÄuatriacsB anlicaa caacellarias pertinent (0 doinäclcb a 
cijiicb registrecb, avUäte o regiatrecb tesk^ a, jin^cli rakousk^cb dvorak^d» 
kanceläfi). Abhundlungeu der k. böbmiiicben Geaellscbaft der WiBsenschaften, 
7. Reibe, 3. Band. Philos.-bist. Kl. Nr. 6, S. 46ff. — Für die ÜberseUung und 
ErklSrnng der in Betruclit kommenden (ecbieclien Texte echalde icb Herrn 
Dr, Frajiz Wilhelm besonderen Dank, — Ferner Teinor, Osterr. Vernaltimga- 
recbtspilege, 1. Heft, S. Uaff-, 8. Heft, B. Iff.; die einseblägigen Partien bei 
Soidler, Studien zur Qeacliicbt« und Dogmatik d. österr, Staatsrechtes, S. llSff.; 
endlich besonders Racbfiihl, Die Organisation der GesamtataaUverwaltiuig 
Schlesiens vor dem DreiCigj übrigen Kriege (Sebnioller, Staats- und soEialwiBsen- 
Bchaftlicbe Forecliungen, Band 13, 1809). Von filteren Arbeiten sind zu neunea 
Btrausk^, Keapublica Bobemie, cap. XIV, p. 436ff.; Gindely, Rudolf IL und 
Beine Zeit, 2, (186&), S. 3l>5ff. und Anhang, K. ä45ff.; Tonian, Das böbniiscbe 
Staatereuht von 1527—1848 (1872), S. 27fF.: Ü'Elvert, Zur österreieliischen 
Verwaltungsgescbicbte (Schriften der mfihiiscb-scblesi sehen Gesellschaft, 24, 
1890), S. 6 ff. 

*) Ilezek, Geschichte der Regierung Ferdinands I. iu Büliwen, 1, 
(1878), S. 78. 
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neue der Gedanke durchbrach, Böhmen sei ein eigenständiges König- 
reich und könne von seinem Könige nur im Vereine mit einheimi- 
schen Ratgebern regiert werden. Dabei kamen auch die Wünsche 
der böhmischen Stände in Betreff der bühmiachen Kanzlei zur Sprache 
Dnd Ferdinand Heß durch seine Gesandten die Erklärung abgeben, 
an seinem Hofe zu Prag eine eigene büfamische Kanzlei halten und 
durch diese alles, was die Regierung der böhmischen Länder an- 
gehe, erledigen lassen zu wollen.'} 

Kurz darauf faßte der bühmiscbe Landtag eine Reihe von 
schwerwiegenden Beschlüssen über das Verhältnis des Landes zu 
seinem Könige. Der Artikel Über die Stellung der Kanzlei des 
Königreichs erhielt die Fassung, „es solle auch ein künftiger Rünig 
zu Böhmen keine Majestätsbriefe nnd Confirmationen in das König- 
reich Böhmen und die eingeleibten Länder, desgleichen in das Reich, 
was zu Krone gehört,') von anderswo als der höhmiflchen Kanzlei und 
von einem böhmischen Kanzler unter dem Insigel eines Königs zu 
Böhmen auszugehen nicht verschaffen oder zulassen, also wie es von 
rechtswegen sein soll".') 

Nun war König Ferdinand weit entfernt, allen Forderungen der 
böhmischen Stände vollinhaltlich zuzustimmen. Hinsichtlich der Kanzlei 
ließ er noch vor seiner Krönung mitteilen, die Mährer seien über 
den Kanzleiartikel sehr aufgebracht und machten sich anheischig, viele 
lateinische und deutsche Vorschreibungen vorzulegen, welche nicht 
aus der böhmischen Kanzlei geflossen seien. Er, der König, könne 
daher den die Kanzlei anlangenden Artikel nicht bestätigen und fordere 
die böhmischen Stande auf, zu erklären, was flir eine Kanzleiordnung 
früher beobachtet worden sei.*) Obwohl die böhmischen Stände in 
ihrer Antwort darauf beharrten, daß die böhmische Kanzlei für alle 
Länder der böhmischen Krone bestimmt sei,*) traf König Ferdinand, 
als er der Huldigung halber in Mähren weilte, gleichwohl die Be- 
stimmung, es solle bezüglich der Ausstellung der Majestätsbrtefe fUr 
das Land Mähren seinem Ermessen Überlassen bleiben, aus welcher 

') Rezek, S. 57—58. Es gescliah dies am U. Oktober 1526. 

*) Gemeint sind die Lehenabriefe für die eut bÖhmischeii Krone gehöiigBn 
Lehen im deiitscheji Reiche. 

') Böhmische Landtugaverhandlnngen nnd Beschlüsse, hg. vom haa- 
detausachuese, 1, S. 42 uud Rezek, S. 60 nnd 63. Am IH. Oktober 1526 wurden 
die oben genannten IteEclilflsse im Landtage gefaUt und am 19. Oktober sank- 
tionierte dieser sie eigenmüuhtig dadurch, daQ er den Befehl erteilte, sie in die 
lAndtafel einzutragen. Vgl. über diese Vorgfinge auch Oelakovsk^, S.46fif. 

•) Resek, Ferdinand L, S. 136. 

■>) OelakovBk^, S. 476. 
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Kanzlei er diese Briefe erlassen wolle.») Damit war den Milhrern 
ein weitgehendes Zugeständnis gemaclit worden. Aber man nimmt 
nicht wahr, daß in der Folgezeit in dessen Sinne vorgegangen wor- 
den wäre. Vielmehr blieben in Kanzleiangelcgenheiten doch die 
Forderungen der böhmischen Stände die Richtschnur und die 
Majestiltshriefe — die feierlichste Form königlicher Verfügung — 
Bestätigungen and andere Urkunden wurden f\ir Böhmen und Beine 
Nebenländcr in der böhmischen Kanzlet ausgestellt.*) 

Nur das eine, allerdings sehr beträchtliche Zugeständnis er- 
reichte König Ferdinand, daC er zur Verwaltung der königlichen 
EinkUnl^e eine höhmische Kammer mit Leuten seiner Wahl ein- 
richten und durch deren Kanzlet alle das Kammerwesen anlangenden 
Entschließungen solle ausgehen lassen können. Es war doch eins 
bedeutsame Einschränkung des Geschäfts kreis es der Kanzlei des 
Königreichs, daß es nun neben ihr ein besonderes Amt mit eigenem 
Kanzleipersonale fUr die Erledigung der finanziellen Angelegenheiten 
gab. Nach der Kamraerinstrnktion vom 25. März 1526 war die 
böhmische Kammer sogar berechtigt, Majestätsbriefe zu verfassen, 
welche von zwei Kammerrüten und dem Kanzleisekretär zu fertigen 
und zur Einholung der Unterschrift des Königs und Anhängung des 
großen Siegels an den Hof zu schicken waren.') 



') Hajestätobrief (üecliiech) für MUlixen vom 34. April 1527, unterschrieben 
vom König und obersten Kanzler Adam von Neuhaua. R«zak, ü. 144 und 173; 
Gindely, Rudolf IL, 2, S. 2G6 und 346f.; d'Elvert, Zur öBtarroichiscban Ver- 
waltungBgeschicht«, S. 63. 

*) Die mäbiiacben Stünde scheinen ihre Anschauungen über die böhmische 
Kanzlei bald ge&ndert zu hubeo, denn schon im Jahre 1539 stellten sie die 
Bitte, daß die buhmiscbo Kanzlei so orgauiaiert und gebalten werde wie unter 
den Vorfallron Seiner Majestät und der KauEtor ;ini Interesse der Purteieo bei 
Hof verweilen solle. Vgl. Öelakovsk J, S. Gl und Luksebe, Notizen von der 
polltiscben und Justiz Verfassung Mährens (180H), 8. >S3, Aus den Laudtagsver- 
handliuigen des Jahres 1535 gebt hervor, daß die Mitglieder der mährischen 
Stände, um TeEtamonte errichten zu können, „Machtbriefe" aus der böhmischen 
Kauzlei brauchten, Luksche, S. 97. Für die Ausfertigungen der Privilegiums- 
bestätignngen bewilligten die mährischen Stände im Jahre l&SO dem oberaten 
Kanzler 1000 Schock Groseben oder 2000 fl., dem Herrn Oswald Schönfeld von 
Schönfeld 300 Schock und den Schreibern in der böhmischen Kanzlei lUO Schock 
Groschen. Lukscbe, S. 137. Diese Ueispiele zeigen zur GenQge die Abhängig- 
keit Mährens von der böhmischen Kanzlei; daß deren Ingerenz sich auch auf 
Schlesien und die beiden Lausitieii eratreckle, wurde überhaupt nicht in Zweifel 
gezogen. 

') Hierüber besonders ÖelakovskJ, 8.48 h. 49. Das MaJestStssiegel, 
wohl EU unterscheiden von dem kleinen, dem Sekretsiegel, scheint eich damals 
in der Verwahrung des Königs befunden zu haben. 
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Entgegen dieser Verfügung gelang es im Jahre 1530 den 
bohmisclien Ständen, eine königliche Verordnung zu ertrotzen, daß 
die auf Pergament geschriebenen Majestätabriefe, auch wenn sie das 
Kammerregale beträfen, erst dem Kfinig zur Unterschrift zuzu- 
schicken, dann aber dem obersten Kanzler vorzulegen wären, damit 
dieser sie mit dorn küoigliclien Siegel versehe und untei-schreibe,') 
In den folgenden Jahren scheinen aber solche M aj es tUtsb riefe wieder 
aus der köoigHchen Kammer in Prag ohne die Unterschrift des 
Kanzlers und unter dem von der Kammer verwahrten kleinen (Sekret-) 
Siegel ausgegeben worden zu sein. 

Durch einen vom König genehmigten Landtagsbeschluß wurde 
dann im Jahre 1541 neuerdings angeordnet: weil Maj es tätabriefe aus 
der Kanzlei des böhmischen Königreiches von altersher immer unter 
dem Siegel ausgegangen seien, welches der oberste Kanzler des 
Königreiclies in Verwahrung habe, und auch in Hinkunft kein an- 
deres Siegel tragen sollten, so aolle dieser Kanzler wie alle übrigen 
auch die in der Kammer Seiner Majestät geschriebenen Majestäts- 
briefe — falls sie Gültigkeit haben sollten — mit diesem Siegel be- 
siegeln und — dtirfen wir hinzusetzen — auch unterschreiben.*) 
Wenn die Stände aber durch diese Anordnung durchsetzen wollten, 
daß alle bedeutenden Kundgebungen des böhmischen Königs nur 



') Im Jahre 1530 war ulao das Majeatätssicgel bereits wieder in der Ob- 
hut des oberste» KunElers, der seinen Anttssitz auf der I'r&ger Burg hatte, 
wKhreod die Kammer das Sekretsiegel fülirCe. S. böhmische Kammerorduung 
vom 34. April 1580, Linz, bei äe)akovek>S S. 51. In welchem Falle MajeütäU- 
briefe ausgegeben wurden, läßt sich schwer sagen, 

•) Lsndtagsverhandlungen und Besehlüsse 1, S. 528. ÖelakovskjS 
S. 52. Der auf die bühmiselie Kanzlei sich liedehendo Oesetzartikel 17 vom 
Jahre 1541 wdrde seinem Siune nach wiedergegeben. Die Stelle über die 
königlichen Briefe, die in der Kammer geschrieben wurden, lautet in würtlicher 
Obersetinng: „so toll der kamler da bökmiacben königrticlu, falls irgend mekhe 
tuajestätsbriefe in der Jcammer S. Mt. geichriehen icordm sind, diese und gleicher- 
weise auch die frislhrieft (frystunky) vtii demseiben (vom oheraten Kaniler ver- 
walirtenl sieget versehen und alle, wekhe mit einem andern Siegel veruheii sind, 
gölten keine geltattg haben". Friatbriefe sind als eine Abart der Majestätsbriefe 
aozasehen, wie aus Artikel Ü desselben TiinndtagBschliiijseB eraichtiieh ist. Es 
iat nicht zu bezweifeln, daß der Kanzler, welcher das Siegel zu verwahren und 
anxuhfingen liatte, gewühnlich auch die zu siegelnden Urkunden unterschrieb, — 
Die Entwicklung der böhniieclien Kanzlei würde eine hesundere Monugraphie 
verdienen; dabei würe die schwierige Krage za erörtern, welche formelle Merk- 
male ein königlicher Majestätsbrief trugen miiUte. Im allgenieineii Archire 
(Kod. 1 u— f) und Adelaarehive (Saalbuch *2Ö1) des MinisteriuiDs des Innern er- 
liegen seclia Bände gleichzeitiger Keg-isterbQcher der deutachen Abteilung der 

Oitatreldilselio ZeiilniTeiirittuni. I. I. . Vi 
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mit Wissen eines aus ihrer Mitle genommenen Vertrauensmannes — 
eben des Kauziera — erscheinen könnten, so erreichten sie dieses 
Ziel doch nur recht unvollkommen. In demselben Landtag'sscblusse 
von 1541 war stiiUcliweigend zugestanden, daß minder wichtige 
königliche Verfügungen, welche des Majestätsaiegels nicht bednrAen, 
auch ohne Kenntnisnahme des Kanzlers sollten erlassen werden 
können, Wo aber war die Grenze von , wichtig' und , minder wichtig*? 
Es war damit eine Situation gegeben, die sich wohl ausbeuten ließ 
und von Seite des Hofes auch ausgenützt wurde.') 

In diesem Kampfe zwischen ständischer und monarcliischer 
Gewalt, wie er keineswegs aliein in Böhmen gestritten wurde, be- 
fanden sich die Stände in einer Stellung der Abwelir gegenüber dem 
Künig; ihr ganzes Bestreben mußte darauf gerichtet sein, die könig- 
liche Gewalt nicht Überhandnehmen zu lassen und soviel als miigÜch 
von ihren eigenen Rechten und Privilegien zu erhalten. In diesem 
Sinne ist auch der Artikel B 5 der Landesordnung von 1549 zu 
deuten, der Künig dürfe in Angelegenheiten der zur böhmischen 
Krone gehürigeu Lehen, wo immer sie lägen, kein Schreiben aas der 
„deutschen", das ist aus der Österreichischen Kanzlei, sondern nur 
aus der böhmischen Kanzlei ausgehen lassen.*) Da der buhmische 
oberste Kanzler damals gewöhnlich nicht am königlichen Iloflager, 
das seinen Aufenthalt oft wechselte, sondern meist auf der Prager 

bÖlimiBchen Kanzlei Über die Jfthre I5S9— 1571 (ea waren im gaiieen nenn 
Bfinde, von denen die ereten drei zurzeit verecliollen sind), ans deueti hervor- 
geht, daß die Heatimmungen des Ijandtagsschliisses von 1541 über die Ver- 
walirung des köiiigiidieit Biegeis eiiigelialten wurden. So erteilte am IH. MSte 
1548 ta Augabiirg Künig Ferdinand dem Kurfürsten Morit* von SacliBen, der 
hier dureli Bevollmächtigte um Itelehniing mit den böhmisehen I^hen nacb- 
Biichte, Indult bis zu seiner Aukunft in Bobinen, „weil wir mit aitdefn hodi- 
wichligen sachfn beladen und vornemhlich, das auf daamal wutre heiieimisehe 
räth, auch utiser eron Beheim obritter Kanzler, der unser grüner JturtitfiicA itiaigl 
hti tieh in venoarung hat. nit bei itnn". (Kegiaterbiidi 4 IKod. 1 b], Folio 73; 
dazu auch Folio T4'iinJ 93.) 

') Vgl. Öeiakovak^, S. r,2. 

*) Landeaordnung von lö49, mehrfach gedruckt, neuesteus (fechiscb) hei 
Jirefek, Codex iuris llobemici, IV, 1 (1882). Deutsch bei V. Sturba, Ue- 
heimiache Landeaordnung (1604). Die oben angeführten HegisterbUcber ent- 
halten eine Reihe von Lehensbriefen über böhmisclie liehen, die in der 
deutschet! Abteilung der bühniiscben Kanzlei in deutscher Sprache ausge- 
stellt wurden. Vgl. dazu t'elakovsky-, S. 53 und öT. Die böhmischen SUnde 
vermengen im Jnhro 1615 irrtOmlich die selbstündige achlesische Kantleiespe- 
dition mit der in der Landeaordnung von 154y, Art. B 5 genannten deutschen 
(d, i. Ssterreichiflcheti) Kanzlei. 
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Burg weilte, so mügen, da er doch allein berechtigt sein sollte, das 
Hajestäts Siegel zu fuhren, oft bedeutende Verzügeruiigen in der Aus- 
stellung von künighchen Briefen eingetreten sein.') 

Da der neue König nur selten in Prag residierte, von wo aus 
nach den am Wahllandtagc von 1526 geäußerten Anschauungen das 
Ktinigreiuh regiert werden sollte, so fragt sich, in welcher Weise 
Ferdinand für die Erledigung böhmischer Qescliäl^sstlicke bei Hofe 
vorsorgte. Seinem Versprechen gemäß wäre eine bühmische Kanzlei 
einzurichten gewesen; er dürfte aber diese Zusage, welche eine prin- 
zipielle Regelung der Stellung der böhmischen Kanzlei im Vereine 
mit den Ständen bedingt hätte, von allem Anfang an nicht ernst ge- 
nommen haben und hoffte offenbar mit einem untergeordneten böh- 
mischen Kanzlei personale am Hofe das Auslangen finden zu können.') 
In der Hofordnung vom l. Jänner 1527 heißt es einfach: „Die be- 
hetmischen und hungarischen Secretarien betreffend, will königUche 
Majestät mit der Zeit Ordnung ihnen geben" und in der Instruktion 
für den obersten Hofkanzler vom Jahre 1528 wird verordnet: „Es 
ist auch sonderlich unser Meinung und , Befehl', was in unserm Namen 
durch unsern obristen Kanzler unsern beheimischen und hungarischen 
Secretarien aufgelegt und augesagt wird, das sie dasselbig gutwillig 
und fUrderlich CKpedireu und vollziehen sollen wie sich gebührt."*) 
Man ersieht daraus, daß Ferdinand zwar bühmische Sekretäre an 

■) Öelakovsky, B. 61— 5S, scheint lu glauLeu, daß MajcBtätabriefe nur 
in der Präger Ivanitlei auf der Prager Burg ausgefertigt werden konnten. Ich 
halte aber für wabrscbeinliub, daß der bübmiache Kanzler, wenn er das Hof- 
lager aufsuchte, auch das küniglicbe tiiegel mit sich führte und so aiicli Msje- 
etälabriefe am. Hofe ausgestellt werden konnten. Für diese Ansieht sprei-lieii 
uikundliclie Angaben in den Kegisterbliuborn des Ari-bives des Minisleriuuiu 
des Innern, i [Kod. 1"). Folio 73—74, 3 (Kod. 1"), Folio 2 und 4. 

") In den Verhandhiugen, weiche iuiniitt«lbar vor und nach der Krünuug 
in Prag stattfanden, ist von einer eigenen hQhmischen Kanzlei bei Hof gar 
nicht mehr die Rede. 

») Vgl. Aktenstücke Nr. 12 I A und Nr. 13, S. lOt und g 21, ü. 21.'j. 
Eurx bevor die lustruktiou für den obersten Kaoiler bei Hofe erlassen wnrde, 
hatten die bOhmisuben Stände dringend gebeten, man mOge die böhmische 
Kanzlei in ilirer alten Verfassung belassen (November 1527). Obwohl der 
Konig ihnen antworten ließ, man mfJge ibin mitteilen, welche Eingriffe in 
die Fülimng der Kanilei er sich erlaubt habe (Antwort Ferdinands vom 
21. Jünner 152» ans Ofen), erschien doch schon am 12. Februar lb2S, uluie daß 
eine Entgegnung abgewartet worden wilre, die Ordnung, durch welche die 
bChmischon Sekretäre dem H.jfkanzler unterstellt wurden. Vgl. Celakovakf, 
S. 49 und Bühjuische LandtH|i:sverh»n'dliLiißou und BeacblUsse, 1, S. 2)15 
und 270. 

12* 
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Beinem Hoflager Iialten, sie aber dem Vorstande der Hofkanziei 
untergeordnet wissen wollte.') 

Daß die bubtaischen Stilnde durch eine solche SteUiiDg der 
bölimiacben Sekretäre zufriedengestellt wurden, ist nicht wohl zu 
glauben. Die Unterordnung unter den Hofkanzler hat auch nicht 
lange angedauert; schon im Ilofataats Verzeichnisse aus den Jahren 
1528 — 1536 wird der böhmische Vizekanzler gesondert von der Hof- 
kanziei angeführt*) und ihm fUr sich und fUr die Erhaltung seioer 
Ranzlei eine fixe Summe angewiesen. Allem Anscheine nach wollte 
man den böhmischen Ständen ein Entgegenkommen in der Weise 
bezeigen, daß eine Abteilung, gowisserniassen eine Expositur der 
böhmischen Kanzlei am Hoflager, die eigentliche Kanzloi mit dem 
Kanzler aber nach alter Gewohnheit auf der Prager Burg amtierte. 
Aus der Kanzlelahteilung am Hoflnger bildeten sich dann wieder 
zwei Unterabteilungen heraus, eine für die böhmischen und die an- 
dere für die deutschen Geschäftsstücke; an ihrer Spitze je ein Vize- 
kanzler.') 

') In dem Hofstaate Verzeichnisse von 1537/1538 wird unter dem Per- 
sonale der Hofkanziei als böhmischer Sekrctür Doctor Went^ieelaus vod Wil- 
hartitn aufgeführt und folgt die Bemerkung! ^Dem ist kain arual pfeTl ttoch 
bestimbt, hat aber auf »ein und der bdieimiichen catuki wtderhalltmg olJe monal 
83 fi. ^ kreugfr." Unmittelbar darnn reiht eich die Noiix; ,,I^ug»nitei»i:her m- 
crelari Georg von Losakam", der hat ^k^ne hatimhte besolduytg nocA empfangen." 
Vgl. Aktenstücke Nr. 12 III B, S. 147. 

') Eb heiOt daselbst: „Hofcamki «nd posterei lauft sich laut aijis sondern 
itatt monatlich." Darauf folgt; „Mungariichrr teeretari mit geineit echreibem", 
dann: „Behemischer vtcecatuler ist besiimbl 1600 fl. für sein selbe und seiner eanxlei- 
personen unäerhaitung ein monat 130 fl. SOir." »nd unmillelbar daranf: ^Sehh- 
singiach teeretari mit einem Schreiber 40 fl." monatlich. Vgl. Aktenstftcke 
Nr. 12 m C, S. 165. 

*) Übet die böhmische Kanzleiabteihing beim König vgl. auch Cola- 
kovsk^. Im Hofstaatsverseichni&se vom Jahre 1527/28 werden, «ie oben ver- 
merkt, ein böhmischer und lausitiischer Sekretfir und in den von 1628—1536 
bereits ein böhmischer Vizekanzler nud ein BchlesiEcher Sekretfir angeführt. Im 
VerEeichnis von 1563 sind zum ersten Male ein böhmischer und deutscher Vize- 
kanzler, in dem von 1562—1564 wieder diese beiden Viiekaneler der Krone 
Böhmen und auch ein doiitacher imd böhmischer Sekretfir am HoSage.r nam- 
haft gemacht. Der schleBiach-lauBitxische 8ekretär war offenbar zum deutsehen 
Vizekanzler geworden. Aktenstücke Nr. 12 III L luid Q, S. 175 und 186. Es 
wurde mit der Zeit üblich, die bühinische Kansleiabteilung bei Hof „bühmisclie 
Hofkanziei" (u nennen. So heiQt es iti einer Urkunde des Jahres 154ti, welche 
in Abwesenheit des böhmischen Kanzlers ausgestellt wurde: „Datum Augspurg 
in ihrer ktmiglichen Mt. etc. beheimischen hofcamki d«i 34. man anno ete 
im acht und riersiii'lfu" (Arrhiv des Ministeriums des Innern, Kegiater- 
biich 4 [Knil. 1'']. Foliü Tfi.l In d.'u Landtagsverhaudlungen finden »ich weitere 
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In welchem Verhältnisse standen nun diese Vizekanzler zum 
obersten böhmischer Kanzler? Vermutlich wird nach dem Tode des 
KArdioals von Trient (1539) die Unterordnung' des bühmiBchen 
Kanzleipersonales unter die österreichische llofkanzlei vollsUliidig 
aufgehört haben und dieses in volle Abhängigkeit vom Haupte der 
Kanzlei« dem böhmischen obersten Kanzler gekommen sein, der auch, 
sobald er am Hoflager weilte, die höhmische Hofexpedition leitete.') 
Die beute herrschende Meinung geht nun dabin, daß die Anstellung 
sämtlicher Ueamten der böhmischen Kanzlei, also auch der Vize- 
kanzler, lediglich die Sache des obersten Kanzlers und dieser somit 
alleiniger Herr in der Kanzlei gewesen sei.') Es ist aber durchaus 
nicht wahrscheinlich, daß die zur Umgebung des Königs gehörigen 
Vizekanzler ohne dessen Wissen und Willen einzig vom obei'sten 
Kanzler bestellt worden wären. So wie in der Zeit der Kaiser Ru- 
dolf und Matthias die böhmischen Vizekanzler und Sekretäre ihren 
Gehorsamseid dem König und dem Kanzler schwören mußten, wird 
es auch während der Regierung Ferdinands I. der Fall gewesen 
sein, und es erscheint die Meinung vollauf gerechtfertigt, daß die 
Bestellung der höheren Kanzleipersonen nicht ohne königliche Zu- 
stimmung habe erfolgen können,^) 

Die beiden Vizekanzler sollten alle aus den böhmischen Ländern 
an den König einlangenden Sachen ftir ihn bearbeiten und der Er- 
ledigung zufuhren. Diejenigen Expeditionen, welche nur unter dem 
Sekretsiegel erlassen wurden, konnten sofort anstandslos an die Par- 



sahlreiche Belege dafür. Ea scheint aber, AnQ der Aasdnick „llofkannlei" nur 
in deutseben Urkunden und AkteoBtiicken gebraucht witrde, während in böhmi- 
schen Schriftstücken der Ausdruck „böLmische Kanzlei" oder „Kanzlei des 
böhmischen Königreiches" angewendet zu werden pflegt. Noch in den Verliand- 
lungen, welche zwischen den bdbinischen, scbleaiecheii und mlibrieclieu stän- 
dischen Deputierten wegen der Kunzlei im Jahre 1611 geführt wurden, tadelten 
die ersten, daß in der vorgeschlagenen Ausgletchsformel von einer „königlichen 
Üofkanzlei" und von einem „Hofkanzter" die Rede sei; sie wilßten nur von 
einer „böhmischen Kanzlei" und von einem „obersten Kanzler des Königroichs 
Böhmen". GindeU, Rudolf II. luid seine Zeit, 2, 8.354. 

') Vgl. auch ÖelakovskjS S. 50. 

■) Gindel^, Rudolf H., 2, S. 267 und 271. 

•) Eidesformeln von Sekretären , Kanzlisten und anderen Kanzleiver- 
wandleu aus den Jahren 1611—1622 in Kod. Nr. 50, Folio 182—183, IST- ISHt 
und in Akt II ei 1611, III A 2, Folio 9—10 des Archives des Ministeriums des 
Innern. Nach Öelakovsky, S. 57, erklÄrte im Jahre 1612 Erzherzog Maxi- 
milian ausdrücklich den mührischen Ständen, daß dns böhmische Vizekanzler- 
amt nach althergebrachter Gewohnheit mit Wissen und Willen Seiner Majestüt 
besetst weide. 
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teien ausgefütgt werden, jene, welche dos MajeBlätssief^els be<]urften, 
mußten, wenn der Kanzler dem Hofe ferne war, bis zu seiner An- 
kunA liegen bleiben. Die Spaltung der böhmisehen Kanzleiabteil aog 
bei Hof in eine böhmiBclie und deutscbe Unterabteilung war ein ^aiiK 
natürlicher Vorgang, da aus einem Teile Btihmens, besonders aber 
aus Schlesien und den Lausitzen deutsche Eingaben an den Köaig 
gelangten, die auch in deutscher Sprache beschieden wurden, und 
da ferner viele Lehen der böhmischen Krone an deutsche Fürsten 
und andere Standespersonon vergeben wurden, welche die Lebens- 
briefe in deutscher Ausfertigung erhielten.') Die vorherrschende 
Sprache aber in der böhmischen Kanzlei sowohl auf der Prager 
Burg als bei Hofe war damals die ßechische, die man auch insofern 
als die oflizielle des Königreiches bezeichnen könnte, als sich ihrer 
der Landtag, die Adelsgerichte') und die Landtafel bedienten. 

Der vielerwähnte oberste Kanzler des Königreiches Böhmen 
(supremus regn! ßohemiae canceliarius), das Haupt der Kanzlei, war 
einer der höchsten Beamten des Landes, ein oberster Landesoffizier, 
mußte dem Herrenstando angehören, wurde vom König im Einver- 
nehmen mit den Obersttandesoftizieren und den Landrecbtsbeisitzem 
ernannt und sowohl auf den König wie auf das Land vereidigt. Die 
böhmische Kanzlei erhielt dadurch eine Art Doppelstellung; der 
Kanzler war nicht ein rein königlicher, sondern auch ein Beamter 
des Königreiches, der die Geschäfte zwar auf Befehl des Königs, 
aber unter Wahrung der Rechte der das Land repiüsen tierenden 
Stände zu filbren hatte.') In den Aratsräumen der böhmischen 
Kanzlei in der Präger Burg versammelten sich gewöhnlich die obersten 
Landesbeamten, die OberstlandesofiGziere, um mit dem König oder 



') Die Eegiaterh fleher Kod. 1* — 1' im Ärcliive des Miuisteriiima des Innero, 
beeonders 4 (!<') und 9 (1<), enthalten eine große Anzahl von aolehen BelehnungG- 
urkunden. Ob eine strenge Scheidung in der Tätigkeit der beiden Vizeknnsler 
etattgefimden hat, erBcheint zweifelhaft. Eine Polizeiordnung, welche nm 6. Fe- 
bruar 1570 für die Präger Stfldle in böhmischer Sprache erlassen wurde und 
während der Tagung den Landtages und der Ad Wesenheit des kaiserlii^heu 
Hofes gelten sollte, trägt niiOer der Unt«rgchrift das Kaisers Maximilian die 
von Pernatein „supremus regni Soluniiae canceliarius" und „ad mandatum 
J. Aft«, N. Waller", (Land tags Verhandlungen, 3, S. 469.) Dr. Mehl war aber 
VizekanEler in der deutschen Abteilung der böhmischen Kanslei. 

*) Für König Ferdinand, welcher der cechischen Sprache nicht kimdig 
war, wurden Übersetzungen der Landtagspropositionen und Beschlüsse in 
dentscber Sprache angefertigt. 

') S. dazu auiJer Öelakovsk^, S. 53 imd 54 heaonders noch Kachfahl, 
üesamtverwaltung Sdilesiena, S. 422. 
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in dessen Abwesenheit mit seinem Stellvertreter die Angelegenheiten 
des Königreiches zu beraten; auch sie, die berufeneu Ilatgeber des 
Herrschers, mußten wie der Kanzler „dem Herren- und Ritterstand 
und der Gemein" des Königi-eichee den Eid geschworen haben. 
Wenn sie es für notwendig hielten, konnten sie sich durch Mitglieder 
des Land-, Kammer- und Hofrechtes und durch andere kilnigliche 
Räte verstJtrken. Jeder Beisitzer dieser drei Gerichte und jeder 
königliche Rat konnte nach seinem Belieben übrigens auch ungerufen 
in der königlichen Kanzlei erscheinen und an den Ratssitzungen teil- 
nehmen,') In wichtigen Angelegenheiten berief der Herrscher den 
Kanzler und einige der Landesoffizierc an seinen Hof, ein Vorgang, 
der bis zur Übersiedelung Kaiser Rudolfs H. nach Prag in Übung 
blieb.^) Es ist nattlriich, daß dabei der oberste Kanzler, als Landes- 
oflizier ein verfassungsmäßiger Ratgeber der Krone, besonderen Ein- 
fluß auf die königlichen Entschließungen nehmen konnte, und nahe- 
liegend, daß er vom König vor Ausstellung bedeutsamer Rechts- 
oder Gnaden Urkunden vernommen oder wohl auch beauftragt wurde, 
sich mit Landesoffizieren oder anderen könighchen Räten Uber den 
Fall ins Einvernehmen zu setzen.*) 

Bildeten den Rat des Königs somit gewöhnlich die obersten 
Land es Offiziere, so hatte die königliche Kanzlei lediglich die Be- 
stimmung, die Aufträge des Königs und die von ihm gebilligten Rats- 
beschlUsae auszufertigen; sie war zunächst so wenig eine Behörde 
wie die österreichische Kanzlei. Und hier wie dort die gleiche Er- 
scheinung, daß der Wirkungskreis der Kanzlei sich in der habsburgi- 
schen Zeit mehr und-mehr ausdehnte. Für jene frühe Zeit (vor 1627) 



■) Raelifahl, W. 422. Wenn Strausk^ im 11. Kapitel seiner „Eespu- 
bliea Bohemiae" einen weiteren und engeren königlichen Rat unterscheidet, bo 
liegt ea uahv, die obersten LandeiiofBKiere &\s den engeren Rat ansueehen, 
Land-, Kammer- und Ilnfrecht waren Gerichte filr den Herren- nnd Kitter- 
stand. Die Bemerkiin{;en Stranskys über den küaiglichen Rat wären noch einer 
UaterBuehung m unterziehen. 

*) BiShmiBche Landtagsverhnndlungon, 3, S. mi, PneUuripta und 
S. 1-23—4^4. Der bühmische Landtag faßte am 6. September 1575 im Einver- 
Etündnisse mit dem König den Beschluß, daß in dessen Abwesenheit vom Lande 
vier Personen, je zwei aua dem Herreu- und Ititteratande auf Kosten der Stände 
als Katgelier bei ihm weilen sollten, doch srheint dieser Beschluß nicht ver- 
wirklicht worden zu seia. Böhm. Landtagtiverhandlungen, 2, S. 217. 

') Bei Erledigung von gowisaen, etwa Lehensangulegenheiten, scheint e» 
iiblieh oder auch notwendig gewesen zu sein, daß der König sich darüber mit 
seinen böhmischen üäten beriet. Ländtagsverhandlungen, 3, S. S3H, Post- 
aoripta. Registerbücher, Kod. 1" (Bd. 4), Folio 73, 74 und 90, Jahr 1548, Kod. 1', 
(Bd. 9), Fol. 2, i, 8, 10 etc., Jahre 1558 ff. 
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läßt er sich dahin umschreiben, daß alle GeschäftsstUcke, welche aus 
den Ländern der böhmischen Krone zurei König gelangten, in der 
böhmischen Kanzlei ihre Erledigung finden sollten. Hier wurden — 
die vielgestaltige Tätigkeit der Kanzlei läßt sich schwer im einzelnen 
umschreiben ^ Bcstätigungsbriefc aller Art, Lehenbriefe, Adels- und 
Wappenbegnadungcn, Machtbriefe, besonders solche, durch welche 
adeligen Leuten gestattet wurde, Testamente zu errichten, dann 
Mandate, auf die Bestellung von Vormündern, auf den Schutz und 
Schirm von Witwen und Waisen bezüglich, ausgefertigt. Die Kanzlei 
konnte auf Befehl des Königs Herren, Ritter und Bürger königlicher 
Städte vor sich laden und zur Verantwortung ziehen. Die Land- 
tagspro Positionen nicht allein für Böhmen, sondern auch für Mühren 
und Schlesien wurden in der böhmischen Kanzlei in die Form ge- 
bracht, in der man sie den Ständen dieser Länder zum Voi-trag brachte.') 
Der Geschäftsgang wurde dadurch, daß die Kanzlei in Prag 
ihren eigentlichen Sitz hatte und eine Abteilung derselben beim 
König sich befand, ein verwickelter und man sieht überhaupt nicht 
klar, wie der Wirkungskreis der beiden Expeditionen begrenzt und 
geregelt war. Es scheint, daß die Kanzlei auf der Prager BuJ^g die 
aus der Expositur bei Hof einlangenden Aufträge zur Ausführung 
zu bringen hatte, vornehmlich diente sie aber als Erledigungsatelle 
für die in Abwesenheit des Königs iu Prag eingesetzte Regierung 
des Königreiches.') Die oft lange währende Abwesenheit des obersten 
Kanzlers vom Hofe mußte nun aber trotz aller Bestimmungen dahin 
fuhren, daß die durchgängig am Hofe weilenden böhmischen Vize- 
kanzler stetig an EinSuß gewannen, ihre geschäftliche Tätigkeit mehr 
und mehr au Umfang zunahm und der Kanzler zusehends in den 
Hintergrund gedrängt wurde.') Es lag andererseits in der Natur der 
Sache, daß der oberste Kanzler sich nicht damit bescheiden wollte, 
fern vom König als einer der Landesoffiziere die Regierungsgesc hafte 
zu besorgen und die Regierungskanzlei auf dem Prager Schlosse zu 
leiten und dabei am Königshofe immer einflußloser zu werden. So 
finden wir denn, daß bereits unter Kaiser Maximilian H. die obersten 
Kanzler Joachim von Neuhaus und Wratislaus von Pernslein vorzugs- 
weise am Hofe des Königs sich aufgehalten haben. ^) 



1) Dazu Aktenstücke Nr, 33, S. 360-368 (Gutaditen der sc) ilcei sehen 
Kammer von 15T2) und Lukeche, Notizen, S. 97. 

•) ßelakovaky, S. 53. 

•) Über die Tätigkeit der bälimiBchen Hofeipeditoren ÖeUkovsky, S.52. 

') Anderereeita hatten auch die Stände durcli ihren Beschlnfi vom 6. Sep- 
tember Iblb über die Rute eines Königs von Böhmen bestimmtere EinflaÜDabiiie 
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Mit der Verlegung der kaiBerlichen Residenz nach Prag durch 
Kaiser Rudolf II. versclimolzen dann böhmische Hofexpedition und 
Hauptkanzlei wie von selbst in einen Körper. Die böhmische Kanzlei 
erschien wieder als uuheEtrittener administrativer Mittelpunkt des 
böhmischen Lllndergebietes uud unter der Kegierung Rudolfs II., der 
im Laufe der Jahre immer unzugänglicher wurde, bot sich ihr die Mög- 
lichkeit, ihre Befugnisse immer weiter auszudehnen und sich im Wider- 
spruche zum herrsehenden Rechte mißbräucUich zu einer förmlichen, 
vor allem richterlichen Behörde aufzuspielen und auch auszugestalten.'} 

Man lernt die eingerissenen Mißbräuche in der Kanzlei am 
besten aus den Streitschriften kennen, die in den Jahren 1611 bis 
1Ö16 zwischen den Vertretern Böhmens und der Nebonländer in 
bczug auf die Stellung der böhmischen Kanzlei gewechselt wurden. 
Nach diesen hat die Kanzlei den natlirtichen Lauf der Justiz ge- 
hemmt, indem sie Klagen der Parteien mit Umgehung der Gerichte 
entgegennahm und entschied j sie mischte sich in die Jurisdiktion 
der Stadtgerichte; sie hemmte die Exekution rechtskräftig ausge- 
sprochener Urteile durch sogenannte „literae inhibitoriales", bewilligte 
säumigen Schuldnern entgegen den Erkenntnissen der Gerichte eigen- 
mächtig Zahlungsm Oratorien, berief Bewohner aller Teile der bölimi- 
sehen Krone zur Verantwortung nach Prag, ohne dazu durch die 
Verfassung berechtigt zu sein, uud hielt sie mitunter monatelang fest. 
Hüufig geschah dies in Angelegenheilen des religiösen Bekenntnisses; 
CS kam vor, daß Bürger böhmischer Städte, welche sich kirchlichen 
Feierlichkeiten entzogen, auf den im Namen des Königs erlassenen 
Befehl der böhmischen Kanzlei im Prager Schlosse gefangen gehalteu 
wurden. Die Kanzlei gewährte verurteilten Verbrechern auf Bitte 



auf den meist aiiawÜrU weileudea l.aii<leBlierni versucht. Der BeachliiQ iuutet: 
„Und da eg sich tvtträege, dasa ihre kait. Mt. tau diaem kunigreich verreitm 
sollten, haben sich nlle drei stände dahin verglichen, data vier taugliche personen 
aus diesem kanigreich, swo Herren and nco personen bim der ritterschafl, für räthe, 
deren sich ihre kaia. Mt. mü den obristen landesofftcieren tawL rechtsiUem, denen 
auch alle drei stände bei diesem landlage hiersue volligen macht und getoalt geben, 
vergleichen teurden, sollen erwählet werden, iceliche Kesentlich an ihrer kais. Mt. 
hofe und bei erteägumj und expedirung allerlei behmischen »aehen war«», denen 
alle drei »tände ihre bezahlung lu derselbigen unterhalt, wie sieh die obristtn land- 
of/icitrer und rechtsitter mit ihnen deslialb vergleichen werden, su reichen schuldig 
sein teerden." (Böhmische Land tags Verhandlungen und ßesuhlilsfie, 4, S. 347; 
Fellner in MIÖG. S, 8. 391.) J. von NeuliauB wird 1565 vom kaiserlichen 
Hofe bis zum Si^hlusee des böhmischen Landtages beurlaubt. Landtagsver- 
handlungen, 3, S. ±i04. 

') iBier die Tätigkeit dea Kaiialers Zdenko von Lobkowitz 15DS-1637 
fl. ÖelakovBky, S. 51 und 56. 
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derselben oder ihrer Freunde Amnestie, ohne »lön 
ständigen Gerichte irgendein Gutachten über die Würdigkeit der 
Petenten geben zu lassen; die Folge war, daß die Urteile der Ge- 
richte der Geringschätzung preisgegeben waren.') Die mähriBcben 
Stände erhoben gegen die Kanzlei noch den besonderen Vorwurf, sie 
maße sich die Qoschäfte an, welche zu Recht dem Landeshanplmanne 
zustehen, und trachte von Prag aus das Land Mähren zu regieren.'^ 



SchleslHche nnd mShrlsche Sonderkanzlcl 1608-1616. 

Als der König von Ungarn, Erzherzog Matthias, durch die 
Liebener Verträge im Jahre 1608 selbständiger Regent von Mftbren 
geworden nnd sich dadurch das Verhältnis dieses Landes zur Krone 
Böhmen stark verschoben hatte, wurde auf lütten der Mährer eine 
eigene mährische Hofkanzlei am Hüflager des Königs in Wien er- 
richtet, welche die Erledigung der mährischen Geschäfte vornehmen 
sollte und bis zur Wiedervereinigung Mälu'ens mit Böhmen im Jahre 
1611 in Wirksamkeit blieb.') Die Verhandlungen, weiche aus dem 
letztgenannten Anlasse von Ausschllssen der böhmischen und mähri- 
schen Stände gefuhrt wurden, zeitigten auch neue Abmachungen in 
betreff der Machtbefugnisse der böhmischen Kanzlei.*) Die Mährer 
willigten ein, daß ihr Land wieder der Kanzlei des Königreiches 
unterordnet werde, stellten aber zugleich eine Reihe von Anspi-iicfaen 
im Sinne einer Beschränkung der Einflußnahme der Kanzlei auf die 
mährischen Geschäfte. Die böhmischen Stande waren entgegen- 
kommend und sagten mehr zu, als der König bewilligen wollte; die 
Mährer mußten endlich froh sein, daß im Jahre 1613 durch einen 

'1 Genau nach Gindel^, Rudolf IL, 2, S. 269. Die StreitBchrifen durften, 
wenn auch als tendenziös, BD doch im grollen ein zutreßendoe Bild der KaoBlej- 
übeTgriRe geben. Über einzelne Fitlle ?. Land tage Verhandlungen, 10, 
Nr. 195, 347, 459, 460 und 4G], 484, 510, 513-515, 1518. 

*) P. V. Chhiraecky, Karl von Zierotin und seine Zeit (1862], S. 194, 
254, 306, 322 und bi-conders S. 517. 

*) Dazu Chlnmeck]^, Zierotin, S. 784, Anm. Eine genaue Zeitang-abe 
über die Auflösung ist nicht vorhanden. Vgl. Aktenstücke Nr. 27 B, S. 419 
bis 423. 

*) Die darüber aiugeatellte Urkunde trügt das Datum vom 26. Mai 1611. 
Vgl. Chlnmeck^, Zierotin, S. 76 ff.; Gindel^, Rudolf IL, 2, S. 269ff. und 
Akteustücke Nr. 27 B, S. 420-423. 
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MaJBEtätabrief der größere Teil ihrer Wünsche befriedigt wurde.') 
Es wurde ihnen zugesagt, daß fortan keine Verordnung aus der 
böhmischen Kanzlei erlassen werden sollte,*) welche gegen die 
Landesverfassung, die Freiheiten und Rechte des Markgrafen tu ms 
Mähren verstoße. Geschähe dies dennoch, so sollten solche An- 
ordnungen ungültig sein. Ferner sollten Befehle, welche die Stände 
Mährens berührten, nur dann im königlichen Namen ergehen 
dürfen, wenn sie fiTlher von den Ständen dieses Markgrafentums 
erwogen worden seien. Ein weiteres Zugeständnis war es, daß den 
Herren und Kittern Befehle nicht durch Dekrete aus der Kanzlei, 
sondern unmittelbar durch königlichen Brief erteilt werden sollen.^) 
Sehr erwünscht wäre es den mährischen Ständen gewesen, wenn 
sie einen Einfluß auf die Besetzung des böhmischen Vizekanzler- 
anitcs erlangt hätten. In der von den Bevollmächtigten Böhmens 
und Mährens abgeschloasenen Vereinbarung heißt es zwar: „Zum 
Vizekanzler von Böhmen soll eine von den Ständen Böhmens und 
den mährischen Bevollmächtigten vorgeschlagene Person vom General- 
landtage gewählt werden." Aber Kaiser Matthias konnte nicht be- 
wogen werden, diese Bestimmung in den Majestätsbrief von 1613 
aufzunehmen, einfach weil er sich eine offensichtliche Schmälemog 
seines Rechtes, selbst auf Vorschlag des Kanzlers den Vizekanzler 
zu ernennen, nicht gefallen lassen wollte.*} Die mährischen Stände 
waren somit, als Matthias nach der Vcrzichtleistung Kaiser Rudolfs IL 
in dem gesamten Ländergebiete der böhmischen Krone die Regierung 
antrat, wieder in den Kompetenzbereich des bithmischeu Kanzlers 
zurückgekehrt. 

Andere die Schlesier und Lausitzer. Diese benutzten gerade 
die schwierige Lage, in welcher der neue König im Jahre 1611 sich 
befand, und machten die Leistung ihrer Huldigung davon abhängig, 
daß ihnen eine eigene schleaische Kanzlei zugestanden werde. ^} Erst 

') Eine Übersetzung dieses MsjostülBbriefeB vom 19, Februar 1613 ßndet 
sich bei d'Elvert, Die Vereinigung der böhmischen KronlSnder Böhmen, Mähren 
und Hchlwien zu einem gemeinschaftlichen Liindtage und einer Zentral Verwal- 
tung (1^48), S. ST tr. Den M&hrem wurden in diesem Majestittfbriefe viel 
weniger Rechte eingeräumt, ala ihnen die böhmischen Stände Euerkannt hatten. 
Vgl. Aktenstücke Nr. 27 B, S. 423. 

') d'Elvert übereetit nicht richtig; „bühmische Uofkanzloi". 

') Artikel T der Wiedervereinigungsurkunde bei Chlumeck^, Zierotin, 
8.764 und Aktenstücke Nr. 27 B, S.421. 

•) ÖeUkovsk;^, S.57. 

') Über diese Kanileistreitigkeiten ist im Präger Statthalterei Archive 
reichliches Material vorhanden, welches Giadel^, Rudolf IL, 2, 8. 346ff. ver- 
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in Piag, (lann in Breslau fanden (1611) VerliaDdlungon Ulter diese 
Forderungen der EcliIcEiscIien und laasitziechen Stände statt und in der 
Tat setzten die Sclilesier und Lausitzer ihren zäh festgehaltenen Äd- 
spruch durch und erhielten eine von dor bühmischen nnahhängige 
Kanzlei. Mochte sich der oberste bühmische Kanzler, welcher den 
König nach Breslau begleitet hatte, auch mit aller Energie den Be- 
strebungen der scblesisehen Fürsten und Stände widersetzen, mochte 
er es auch den Privilegien und Landtagabeschlüeaen des Künigreiches 
Böhmen villlig zuwider erklären, daß ein deutscher schlesischer Vize- 
kanzler, welcher früher auch dem obersten Kanzler durch Eid ver- 
bunden und ihm, wie schon der Name besage, untergeordnet ge- 
wesen, nunmehr vom König allein abhänge:') alle Vorstellungen 
nützten nichts. Matthias wUnschte seholich, in Breslau die Huldigung 
entgegennehmen zu können, und bequemte aieb daher, den Wünschen 
der Schleaier und Lausitzer nachzugeben. Freilich war er nicht 
gewillt, sich darum mit den böhmischen Sihnden zu Überwerfen; in 
dem Rezesse vom Jahre 1611, den er mit den Fürsten und Ständen 
Schlesiens und der Lausitzen abschloß, gab er die feierliche Erklä- 
rung ab, die getroffenen Maßnahmen sollten den Rechten des König- 
reiches Böhmen nicht schädlich sein, die jetzt getroffene Entscheidung 
nur für eine vorläufige gelten und erst in besonderem Einvernehmen 
mit den Ständen Böhmens und Schlesiens in eine definitive verwan- 
delt werden. Diese „vorläufige" Entscheidung ging dahin, daß eine 
selbständige schlesische Kanzleiabteilung deutscher Expedition, ho- 
Btehend aus zwei Appellationsraten, einem Vizekanzler und einem 
Sekretär, welche der König auf Vorschlag der schlesischen und lau- 
sitzischen Stände ernennen sollte, am Hoflager einzurichten sei; in 
den Wirkungskreis dieser Kanzlei sollten die schlesischen und lau- 
sitzischen Justiz- und Landessaclien, welche an den königlichen Hof 
gelangten, fallen. Zugleich wurde angeordnet, daß der Vizekanzler 
allein vom Herrscher abzuhängen habe und nur diesem und nicht 

arbeitet hal. Auch das Archiv liea Mitiiateriums des Innern enthält einige 
wichtige darauf bojughabendo Stücke unter der Signatur UI A 3. Ea Bei noch 
hervorgehoben, daß diese strittigen Angelegenheiton zuerst in der Hofkanslei 
des Königs Matthias, welcher der Vizekanzler Krenberg vorstand, und, aU König 
Matthias Kaiser geworden war, in dor üsterreichischen Abteilung dor Reichs- 
kanzlei bearbeitet und erledigt wurden. 

') S. Aktenstücke Nr. 27 A, S. 414-419. (ProteBUtionsacbrifC des böh- 
mischen obersten Kanzlers Lobkowitz gegen die Errichtung der scbleEischen 
Kanzlei vom T.Oktober 1611 nnd weitere Vorstellungen desselben vom T.Mai 
und 17. Juli 1612; .ikten 11 ex 1611, 20 und 21 ei 1612, TU A 2. Arohiv des 
Ministeriums des lauern.) 
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dem obersten Kanzler der Krone Böhmen durch Eid verpfliclitet 
werden solle,') 

Es ist begreiflich, daß die böhmischen Stände diese Sonder- 
atetlung der sehlesischen Expedition und die Einftlhrung von eigenen 
Bchlesischen Kanzleiräten als einen Eingriff in die Rechte der böh- 
mischen Krone empfanden. Nach der bülimischen Landesordnung 
hatte die böhmische Kanzlei die Kanzleigeschäfte für die gesamten 
Lftnder des Königreiches zu besorgen nnd waren die obersten Landes- 
offiziere und Rechtsbeisitzer allein die Berater des böhmischen Königs. 
Kaiser Matthias beeilte sich auch nicht sehr, die den kSchlesiern ge- 
gebenen Versprechungen zu erftillen. Erst im Anfange des Jahres 1612 
wurde auf Dringen der Fürsten und Stände Schlesiens die schlesi- 
sche Kanzleiabteilung bei Hof mit dem nur dem König unterstellten 
Vizekanzler und den zwei Appellationsräten eröffnet,*) nicht ohne 
daß von böhmischer Seite die eindringhchsten Vorstellungen dagegen 
erhoben wurden. Matthias versuchte wiederholt, den zwischen den 
Böhmen und Schleaiern bestehenden Gegensatz auszugleichen, aber 
alle Vermittlungs vorschlage führten zn keinem Resultate. Als jedoch 
schließlich die Schlesier ihr vermeintliches Kecht dem König gegen- 
über in ungeziemender Weise verfochten, hob Matthias die schlesi- 
sehe Expedition, die sich bereits ganz selbständig gebürdete und 
den Namen „schlesische Hofkanzlei" angenommen hatte, einfach auf 
und vereinigte sie samt ihrem Personale im Jahre 1G16 wieder mit 
der böhmischen Kanzlei.') Damit war in der Hauptsache der alte 
Zustand wieder hergestellt. Zu einigen Zugeständnissen an die 
Schlesier hat Kaiser Matthias sich allerdings bereit finden lassen. So 
sollten alle in sehlesischen und Lausitzer Angelegenheiten erflossenen 
Entscheidungen neben dem obersten Kanzler von dem sehlesischen 
Vizekanzler unterzeichnet sein und unter dem Titel „Decretum in 
consilio regis Bohemiae expeditionis Sylesiacae oder Lnsatiae" aus- 
gehen, die Beratung und neschlußfassung über diese Geschäftsstückc 
durch den Vizekanzler und seine sehlesischen Räte auch dann er- 
folgen, wenn der böhmische Kanzler, dessen Anwesenheit fUr ge- 

') Der Kezeß trügt das Datum vom 7. Oktober IGII; es scheint, doQ »oi^li 
eine zweite Ausfertigung vom 8. Oktober ausgegeben wurde. Am 10. Oktuher 
fand dann die Huldigung in Breslau statL Vgl. Aktenatürke Nr. 27 A. 

*) Am 19. Mürz 1612 erst leistete der zum sclilesischen und lautiitzi scheu 
Vizekanzler bestellte Georg von Scbünaicli dem Rezesse von 1611 oiitsp rechend 
dem Künig allein den Eid. Vgl. Kodei BO, Folio 182 und Akten IG, 18 und W 
ex Idlä Hl A 2 im Archive des Ministeriums des Inneru. 

■) Am BUsführliehaten darüber Gindely, Kudolf 11., 2. S.34Ht)'. 
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wohnlich vorgesehen war, den RatBsitzungen lieizuwoimeD verlüiidert 

war; fUr dieae Sitzungen wurden eigene Amtstage in der schlesischen 
Kanzleiabteilung bestimmt Den bübmiachen Ansprüchen wurde 
in der Instruktion vom September 16 IC vor allem durch die Kanzlei- 
vereinigung, außerdem aufh durch die Verfügung Rechnung getragen, 
daQ „hochwichtige" schlesische Sachen oder solche, welche den 
ganzen Status aller oder mehrerer Länder der böhmischen Krone 
berührten, durch den Vizekanzler und seine Räte mü den anwesen- 
den obersten Landesoffizieren zu beratschlagen seien.') 



in. 

Die verneuert« Landesonlnung' (16ü7). 



Die Kanzlei Verfügungen, welche Kaiser Matthias im Jahre 1616 
aus eigener Machtvollkommenheit traf, hatten nicht langen Bestand. 
In den gewaltigen Umwälzungen der Folgejabre zerbrach die stun- 
dische Macht und Kaiser Ferdinand II., siegreich über die ständische 
Gegenbewegung, führte als absoluter Herr eine ganz neue Ordnung 
in den Ländern der böhmischen Krone ein.') Nach der Nieder- 
werfung des böhmischen Aufstandes in der Schlacht am Weißen Berge 
— 8. November 1620 — leitete durch mehrere Jahre der im Jahre 
1608 zum Fürsten erhobene Karl von Liechtenstein, mit außerordent- 
lichen Gewalten ausgestattet, die Verwaltung des Landes Btibmen, 
während mittlerweile in Wien die alte Landesordnung einer um- 
fassenden Umarbeitung unterzogen wurde. Die Länder der böhmi- 
schen Krone blieben wohl als eine staatliche Einheit bestehen; 
Kaiser Ferdinand II. ließ aber keinen Zweifel an seiner Anschauung 
obwalten, daß die Böhmen infolge der Rebellion ihre früheren Rechte 
verwirkt haben und er nunmehr eine neue Ordnung der Dinge 
kraft seiner königlichen unbeschränkten Machtvollkommenheit treffen 
werde. ') 



') Die neue Ordnnng der schlesiecli-lauBiti lachen Expedition bei der bcib- 
miachen Kanzlei wurde in l'rag am 19. September ItilO erlassen. S. Akten- 
Btücke Nr.27C, S. 423-427. 

•) Über die bübmisclie Kanzlei des „Winterküni^" Friedrieb Öelakovak^, 
S. 48, Anin. 4. 

') Der Umstand, daß noeh vor Zuaammentritt der »nr Ausarbeitung der 
neuen LandoBordoiing berufenen KommisBion die alten Hei'.bte des Künigreicbes 
Bcilimen vom Kniäer alfl zu Kecbt beslehend «nerknnnt wurden, i 
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Die vemeuerte Landesordnung vom 10. Mai 1627,') durch 
welche eine gründliche Änderung der Gereclitsame der böhmischen 
Stände in diesem Sinne vorgenommen wurde, enthält auch eine Reihe 
von Bestimmungen über die anscheinend vom Jahre 1624 an dauernd 
an das Hoflager und damit nach Wien verlegte böhmische Kanzlei.*) 
Diese wurde aus einem Schreiborgan zu einem wirkhcheu Amte 
gemacht, das ganz vom König abhing, den offiziellen Titel Hof- 
kanzlei*) erhielt, die oberste Verwaltung der Länder der böhmischen 



Uruiidlugeii für die Tlicories des böhmischen ätaatarechtes geworden. Eia na- 
befsngenea Urteil wird solche Konstriiktiouen für eine Zeit der politischen 
Mat^htfiagen sehr wohl bestreitbar finden dürfen; es ist ein gfroCer Msngel der 
soust so vortre ff Hellen „(ioBchichte Österreichs" von A. Huber, Usli ilir Ver- 
fasaer eu dieser Frage, die so bedeutsam such das Leben der Gegenwsrt be- 
wegt, Stellung zu nehmen unterlassen list. 

') Gedruckt (deutsch und üecliisch) im Codex iuris Bobemici ed. Herme- 
negild JireiSek, V, 2; die der böUmischen nahezu durchaus gleichlautende 
Landesotduung fOr Mähren ebenda, V, 3. 

■) Art. FI bis FVII, F LXXIV bis FLXXXIIi der VLO. S. Akten- 
stücke Kr. 29 C, S. 440—449. — Im November 1613 wurde nach dem He- 
giemngBsntritte des Kaisers Miitthias in den gesamten von seinem Vorgänger 
beherrschten Landen zugleich mit den anderen Zentralstellen gewiß auch die 
Expedition der bülimischen Ilofkanzlei, wie dies schon vorher der Fall gewesen, 
nach Wien übersiedelt. Vgl. Bidermann, Gesamtstaatsidee, 1, S.9(), Anm. 5G nach 
Akt 4 ex 1612, N.-Ö., 1184 im Archive des Ministeriums des Innern. Der 
Vermerk iu Trimmels Geschichte der vereinigten Hofkanzlei (handschriftlich 
in der liibliothek des Ministeriums des Innern), S. Itll — 192 ist irrig und liernht 
auf einer Verwechslung des Aktes 11 ex 1629 mit 14 ex 1613 des Archives des 
Ministeriums des Innern. Als rechter Situ der böhmischeii Hof kanzlei (Kanzlei) 
und des böhmischen obersten Kanelers gilt in diesen Jahren noch immer Trag; 
dies wird, wie man der Fassung eines a. h, Reskriptes an den böhmischen 
obersten Kanzler (15 ex 1617, Böhmen, 111 A 4, Archiv des Ministeriums des 
Innern) entnehmen kann, nicht bestritten. Auch nach dam Biege am Weißen 
Berge ist die Verlegung der böhmischen Gesamtkanzlei noch augenscheinlich 
nicht sofort erfolgt. Dagegen spricht die bühmischo Kanslei in einem aus den 
Jaliren 1T40— 1T45 stammenden Gutachten selbst aus, daß nach ihren Registern 
und Protokollen ihre Transfer! er im g nach Wien im Jahre 1624 erfolgt sei. 
(Hüttnersche Sammlung, 18, 49ö'; k. k. Archiv f. Niederösterreich, Wien.) 

') Die Bezeichnung „behaimische Hof kanzlei" findet sich zuerst, soviel ich 
sehe, in einer Urknnde vom 24. März 1646 (S. 180, Anm. 3), später wieder in einer 
Aufzeichnung aas dem Jahre oder für das Jahr IbTi (Reichsfinauzarchiv, Herr- 
Bchaftsakten, Fusz. 17) und auch weiterhin in den Herrsch aftsakteii (W, Fass. S3/i) 
eben dieses Archiros; offiziell, soviel ich sehe, xuerat für das Jahr 1607 (Dekret 
per imperatorem vom W. Dezember 1607; Akt 3 ex 1607, I B 1, l^ihmen, Archiv 
des Ministeriums des Innern). Indem nunmehr diese von den Ständen immer 
beanständete Namenafonn ausdrilcklieh festgelegt wird, spricht sich der Sieg 
des monarchischen Zentralismus auuh iu einer Formfrage aus. 



Krone vom Hoflager aoB führte, auch an der Rechtsprechung Anteil 
bekam und — wie der Vertrauensmann Ferdinands H. und spfttere 
oberste Eanzler Slawata sich ausdrückte — ein „Tribunal des König- 
reiches" warde.') Die böhmische Kanzlet ist von nun an der ad- 
ministrative und judiaielle Mittelpunkt der bclhmischen Lilnder. 

„Alle politischen Sachen und die, welche den Status betreffen", 
Bittschriften, Lehenesachen, Privilegienerteilungen, Onadenerweisun- 
gen jeglicher Art, mit einem Worte alle GegeustUnde, weJche mit 
der Verwaltung des Landes zusammenhängen, wurden von der Hof- 
kanzlei nicht allein expediert, sondern auch durchberaten und dar- 
über dann dem König Vortrag gehalten. Der große Unterschied 
gegen früher bestand darin, daß nicht mehr die Landesoftiziere nnd 
die Beisitzer der höchsten Landesgerichte den Kat des Königs bil- 
deten — es wurde diesen sogar untersagt, ohne AutForderung in der 
Kanzlei zu erscheinen — , sondern daß nunmehr ausschließlich der 
oberste Kanzler, der Vizekanzler und nach Belieben ausgewählte R&te 
den Träger der bühmlGchen Krone in den Angelegenheiten des 
Königreiches und seiner Nebenlilnder berieten.*) 

Außer den politischen Angelegenheiten wurden dem obersten 
Kanzler und Vizekanzler auch Befugnisse in der Rechtsprechung ein- 
gerünmt. Nach der alten böhmischen Verfassung hatte die Kanslei 
mit der Jurisdiktion von Rechts wegen nichts zu tun gehabt und wenn 
sie sich doch öfter damit zu schaffen gemacht, so war es, wie die 
Kanzleistrcitigkeiten mit den mährischen und schlesischeu St&ndeit 
zeigen, nie ohne AViderspruch geblieben und immer als eine Kom- 
petenzUberschreitung verurteilt worden. Nach der vemeuerten Landea- 
ordnung aber konnte in anfgefuhrten Fällen'} die Klagschrift so- 
gleich bei der böhmischen Hofkanzlei anhängig gemacht und darüber 
von dieser der Prozeß eingeleitet werden. Znr Durchführung solcher 
Prozesse sollte von der Kanzlei ein Senat von neun Personen zu- 
sammengestellt werden; die Neunznhl der Beisitzer scheint der böh- 
mischen Appellationsordnung von 1547 entnommen zu sein.*) Diesem 



•) Aktenatilcke Nr. 31 D, S. im. 

•) Vemeuerle LandeBOrdnnng, Art. F I. Aktenstücke Nr. 29 C, S. 441 
bis 442. In der vemeuerten Landesonlniing ist nur von einem Kanzler tmd 
Vizekansler die Rede, wührend frülier gowölinlich »wei ViRekanzler in der 
Kanzlei tätig waren. 

') Bei Gewalttaten, Totschlägen, Ehrenhändeln und schweren Kriminal- 
fällen, durch welche des Künigs Intereaaa berShrt wurde, ,,ituotiderlieit, iocnm 
jtmartii mch in einrx andtm pülher unrechlmäasigenreisr dniie fuhrt". 

*l VjTl S. I!I5, Aniii. :!. 
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Richterkoüegium sollen Kanzler und Vizekanzler angehitren und 
außerdem auch einzelne oberste — eeit Verfügung vom 3. Sep- 
tember 1628^) „königlich" oberste ^- Landesoffiziere, Land- und 
Kamm errechta hei sitz er oder andere zur „Justiz geschworne" Räte 
beigezogen werden. Doch soll der Senat kein endgültiges Urteil 
filllen können, dieses vielmehr dem König vorbehalten bleiben, dem 
die gefaßten Urteile zur Bestätigung durch seine a. h. Resolution vor- 
zutragen waren.*) 

Die königliche Kanzlei Übte in diesen Fällen eine mit dem 
eigentlichen Gerichtsstand für den Adel, dem größeren Landrecht'), 
konkurrierende Tätigkeit aus. Nach der alten Landesordnung hatte 
der König auf die Entscheidung von Zivilprozessen keinen Einfluß, 
indem die Gerichte selbständig ihre Urteile fiillten und eine Berufung 
von ihnen an den König nicht gestattet war. In StrafprozeßfUllen, 
bei denen es sich nm Ehre und Leben handelte, konnte der Kläger 
nach seinem Beheben den Prozeß bei dem König oder bei dem 
Landrecht anhängig machen. Im ersten Falle bestand das Gericht 
aus dem König, den obersten Landesbeamten und den Beisitzern 
des Landrechts und Kammerrechts;*) im zweiten Falle stand dem 
König kein Recht zu, den Geklagten durch Erteilung des freien Ge- 
leites gegen die Exekution des Urteiles zu schützen.^) Durch die 
verneuerte Landesordnung wurde das Landrecht zwar belassen, aber 
das Sondergericht unter königHchem Vorsitz beseitigt und der König 
schlechtweg als die Quelle jeglichen Rechtes und Träger der obersten 
richterlichen Gewalt zur Gericbtsinstanz neben dem Landrecht gemacht, 

') Aktenstücke Nr. 29 D, S. 453—454^. 

») Verneuerte Laadesordnuiig Art F I— F IV. S. A k t o n 8 1 ü o k e Nr. 29 C, 
S. 441-443. 

*) DaB Landreclit ist dsa erste und vornehmste LHndeBgerioht, der erBte 
GerkhUhof für die Mil^lieder des Herren- und Eitteratandes and der Geist- 
liclieii als Besitzer landtüflicher Güter. Eis erecheint ein „grüBeres" und „klei- 
neree" Landreclit unterschieden ; jenes, unter dem Vorsitze des Königs, be- 
ziehungsweise des Obers tburggtafeu, und bestehend aus OberBU8,nde8käraineter, 
OberatlandeBrichter und ernannten 13 und 8, beziehungsweise seit Ferdinand II. 
16 lind 10 Mitgliedern des Herten- und Ritterstandes, entschied ala der eigent- 
liche Gerichtshof alle StraffUlle und bedeutenderen Zivilstreitigkeiten, dieses, 
BUS mehreren niedrigeren Landesbeamten zusammengesetzt, entschied gering- 
fagige Zivilfälle. S. Schmidt- Bergenhold, Geschichte der Privatrecbta- 
gesotzgebung und Gerichtfl Verfassung im Königreich Böhmen {1866), S. 77 ff., 
32 ff. Huber-Dopach, Österreichische Eeicbsgoscbichto, S. 18G. 

') Das Kammerrecht war neben dem Landrecbt ebenfalls ein Adelagericht. 
Über dessen Wirkungskreis wieder Schtnidt-Bergenhold, S. 430 u. a, a. 0. 

") Gindel^, Geschichte der Gegenreformatioa in Bübmen (18»4), S. 434. 
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Die bühmiscliG Hofkanzlei, in der nnn die an den Herrscher ein- 
langenden Prozesse zu arbeiten waren, gewann aU Gericli teste 11 e 
nmsomehr an Bedeutung, als jetzt auch der Grundsatz ausgesprochen 
wurde, daß von allen Gerichten des Landes, somit auch von dem 
früher inappellablen Landreclit der Revisionszug an den König mög- 
lich und die Revision bei dessen Hof kanzlei einzubringen sei. ') 

Um einen allzu zahlreichen Einlauf von Reviaionsprozessen zu 
vermeiden, wurde die Revision bei Zivilprozeesen nur in genna um- 
schriebenen Fällen und vor allem nur dann zugelassen, wenn der 
Wert der Prozeßaache mindestens 300 Schock böhmischer Groschen 
betrug und die Revisionswerbung innerhalb zweier Monate nach ge- 
sprochenem Urteile erfolgt war.*) Trafen diese Beetimmungen zu 
und hatte jemand mit Grund um die Revision gebeten, so wurde 
noch geprüft, ob mit ihrer Einbringung nicht etwa bloß eine Ver- 
zögerung der Entscheidung beabsichtigt wftre. Erst wenn auch diese 
Prüfung nichts Anstößiges ergab und der Revisionswerber überdies 
den siebenten Teil vom Werte des Klagegegenstandes als Kaution 
erlegt hatte,') ging man in die Revision selbst ein. Für die Be- 
handlung der Revisionsprozesse bestand bei der Hofkanzlei ebenso- 
wenig ein besonders organisierter Gerichtshof wie für die dort un- 
mittelbar eingereichten Prozesse; in beiden Füllen ernannte derKiSnig 
von Fall zu Fall das schon erwHhnte NennerkoUegium „aus unsem 
vornehmsten geschworenen Justiz- und anderen Itäten", dessen Urteil 
ihm dann zur Ratifikation vorzulegen war und in seinem Namen er- 
lassen wurde. Denn wie sehr sich der König als oberster Gerichta- 
herr fühlte, zeigt auch der Umstand, daß die Kanzlei die Ermäch- 
tigung bekam, unter Umständen Prozesse „suramarissime" mit Ab- 
kürzung des formalen Prozeßganges verhandeln zu lassen.*) 

War in zivilen Prozessen eine Revision in vorgedachter Weise 
möglich, so fragt sich, wie der Revisionazug bei den Strafprozessen 
geordnet war? Nach der vemeuerten Landesordnung sollte eine 



') ÄrtFIV, F LXXIV-LXXXm der VLO. Aktenstücke Nr. 29 C, 
a 443-449. DftBU Aktenstücke Nr. 82 D, P und G, 8. 620—533. 

') VLO. Art. r LXXIV, 8; auch Deklaratorien und Novellen K. Ferdi- 
nands III. von 1640, Art.DdII; vrI. Aktengtflcke Nr. 29 C, S. U6 und 450. 

■} Vgl. Gindeiy, Gegenreformation in Böhmen, S. 496. — Daß es in den 
Folgejahrcii zu starken Veretößeii gegen diese Bestimmungen gekommen, ver- 
rät die BrlasBung des RevieiooEpBteutes vom 33. Juli 1644 (Eodci 32 [Novellae 
novellarum üher die veriieuerte Landesordniuigj, Folio 10—22, Archiv des Mini- 
BterioiuB dee Inoeru, Kod. 13629, Folio 66— 57 der Hofbihliothek.) 

•) Vemouerte Landesordnung, Art F V. Aktenstücke Nr. 29 C, S. 4«. 
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Revision in peinlichen Sachen nnr gestattet sein, wenn grobe Irr- 
tUmer zu fUrmlichen Gesetzverletzungeii geführt hätten, der Ange- 
klagte etwa erweisen konnte, daß er gar nicht verhört worden sei.*} 
E8 solle hiednrch, weil „die Revision zu Aufziehung der zuerkannten 
wohlverdienten Straf leichtlich mißbraucht" werden könnte, die 
Wie derauf nah nie des Prozeßverfahrens erschwert werden. Mit dieser 
Regelung der „Hals"gerichtsbarkeit fand noch ein neues Prinzip in 
die böhmische Rechtsordnung Eingang: jedem, dem dnrch richter- 
lichen Spruch Leben und Ehre aberkannt worden war, sollte daa 
Recht zustehen, die Gnade des Königs anzurufen. Nach der neuen 
Landes Ordnung waren alle Urteile des Landrechta auf Verlust des 
Lehens und der Ehre dem Herrscher zur Bestätigung vorzulegen, 
während nach der alten Ordnung der König niemanden gegen die 
Durchfllhrung des Urteiles des Landreehtes schlitzen oder, wie man 
es ausdrückte, keiner Person freies Geleit vor dem Landrecht er- 
teilen konnte.*) 

Man beachte wohl: in der Landesordnung ist nur auf die 
Rechte und Pflichten des Herren- und Ritterstandes, also des Adels, 
Bezug genommen, die für den Straf- und Zivilprozeß gegebenen 
Normen sind nur auf diesen bezogen. Aber man wird nicht be- 
zweifeln dürfen, daß nach dem Willen des Gesetzgebers auch der 
Bürger- und Bauernstand an den Rechtswohltaten, welche die neue 
Landesordnung enthielt, teilhaben sollten. Für die königlichen Städte 
waren in Straf- und zivilen Angelegenheiten die Stadtgerichte der 
Gerichtestand, f\lr die bäuerliche Bevölkerung in jenen die „Hals"- 
nnd in diesen die Patrimonia Ige richte. Wie es mit der Revision von 
den Stadtgerichten vor dem Jahre 1627 beschaffen war, läßt sich 
nicht dentlich erkennen. Jedenfalls konnte von denselben in zivilen 
Streitfällen an das im Jahre 1547 eingesetzte Appellationsgericht 
berufen werden.*) Die verneuerte Landesordnung verfügte über 

') Art F. LXXVI der VLO. und Art, Dd. XII der Deelaratorien nnd 
Novellen; Akteustücke Nr. 29 C, S. 446-146 und 452-463. Gindaiy, Gb- 
genreformatioD, S. 488 uod 496. 

■) Öindelj'-, Gegenreformation, S. 483J 

■) Aus der verneuerten Landesordniing geht aber auch hervor, daQ für 
böhmiache ProzeBso das Kammerreclit Revisioasiustani war. Vgl. Art F LXXIIL 
Ob in den deutsch geführten ProsesEen eine Revision möglich gewesen war, 
darüber gibt die Landesordnung keine AuEkunft. Über das Appellationsgericht 
(Appellationskammer} s. J. C. Graf Auersperg, Geschichte des kgh buhmiBcbeii 
Appellati ousgerichtes {1805); J. F. Schmidt, Monographie des kgl. böhmiBchen 
AppellatiOQSgerichtea (1850); BuchboU, Geschichte Ferdinands I., 6, S. 43Tff. 
-- Das ÄppellatioDsgericht ist im Jahre 1547 nach der Niederwerfung der 
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diese ReTision nichts, sondern stellte nur eine spätere Entschließang 
des KUnigs darüber in Aussicht. Noch Kaiser Ferdinand H. ließ 
dann eine Resolution dahin ergehen, daß „gleichwie die ultima pro- 
vocatio ein vornehmes Regal, so der höchsten Obrigkeit zuständig*', 
die Revision von dem küniglichen Appellationsgerichte an den regie- 
renden König von Böhmen zu gehen habe und in den „Novellen 
und Deklarfttorien" zur böhmischen Laiideaordnung aus dem Jahre 
1640 wurde neuerdings eingeschärft, daß von den Urteilen des 
Appellationsgerichtes die Revision „inskünftig nirgends anderswobin 
als an uns, unsere Nachkommen und Könige von BShmen ein- 
gewendet und vor unserer königlichen böhmischen Hofkanzlei aas- 
geflbt werden dürfe".') 

In Strafsachen der bürgerlichen und bänerltclien Bevölkerung 
gestalteten sich die Verhältnisse allmählich dazu aus, daß alle Hals- 
gerichte — die städtischen und die ländlichen — mit Ausnahnae 
der „befreiten"') — in zweifelhaften und schwierigen Fällen beim 
Appellationsgerichte in Prag Belehrung suchen, darnach den Prozeß 
führen und daa Urteil wieder vom Appellationsgerichte einholen 
sollten. Auch sollte dieses jeden Strafprozeß, den ihm das Hals- 
gericht nicht richtig zu führen schien, auch zur Führung vor sein 
Forum ziehen können. Von diesen Strafurleilen des Appellations- 
gerichtes fand für gewöhnlich keine weitere Berufung statt. Allem 
Anscheine nach ist von Seite der bürgerlichen und bäuerlichen Be- 
völkerung eine Berufungsklage in peinlichen Sachen überhaupt nor 
selten eingereicht, desto häufiger aber die Gnade') des Königs durcb 
Einreichung sogenaunter Rekurse „pro gratia" bei der Hofkanzlei 
angerufen worden. Ob übrigens eine Revision, namentlich von Seite 
eines bäuerlichen Revisionswerbors und in Zivilfllllen ernstlich durch- 



proteBtantJBcben Bewegung ala Borufangsinatanz fOr die Stadt- und grund- 
herrlicben Gerichte, BOmit als Obergericbt für die nichtadeligeii Volks- 
klsBsen — Bürger und Bauern — in den böhmischen Ländern erriditet worden. 
J. F. Schmidt-Bergenhold, Privatrechtagesetz gebung und GcriditaverfaBsuiig, 
S. 166—167 u. a. o. 0. Über bedeutsame Einflußnahmen der Appollationsrate in 
Personalfragon in der Zoit K. HudolfB II. S. Akt 14 ex 1728, III A 4, Böhmen, 
im Arcbive dea Miniatoriums dos Innern. 

') Declaral^rien und Novellen, Dd. III. In der Einleitung zu diesem 
Artikel wird der Entschließung Kaiser Ferdinands IL gedacht. 8. Akten- 
atücke Nr. 29 G, S. 450. 

*) Gegen die Urteile eincB „befreiten" Hfttsgerichtea stand dem Ver- 
urteilten das Recht zu, die Appellation an das Appellationsgoricht und die Re- 
vision von der Hofkanzlei anzusuchen. 

*) Eine Regelung des Gnadenweaena fand erst unter Karl VI. statt. 
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zusetzen war, eracheint sehr fraglicli. Erst im aelitzehnteD Jahrhundert 
ist die Appellation gegen Ziviiurteile der Patrimonialgerichte aus- 
drücklich, aber auch jetzt nur von Fall zu Fall gestattet worden.*) 

Auch in den fortab nur loae mit Böhmen verbundenen Neben- 
ländem der böhmischen Krone sollten dieselben Rechtsmittel der 
Kevisioa und Gnade Geltung haben und auch von dort aus eine 
Revision gegen die Urleile der Adelsgerichte und des Träger Appel- 
lationsgerichtes, dessen Wirkungskreis sich über alle böhmischen 
Länder erstreckte, im Wege der böhmischen Hofkanzlei angesucht 
werden können.*) 

Diese Umformung des Rechtsverfahrens in den böhmischen 
Ländern im Sinne einer starken Einflußnahme der gesamtüster- 
reichischen Zentralgewalt mußte von selbst zur Beseitigung der bis- 
herigen Vorherrschaft der öechischen Sprache führen. Bisher waren 
einzig beim Prager Appellationsgerichte deutsche Prozesse auch 
deutsch verhandelt worden. Fortab sollten in der Rechtsprechung 
in den böhmischen Ländern beide Sprachen vollständig gleichberechtigt 
sein. Die Prozesse, wo immer sie geführt wurden, sollten nach der 
nationalen Zugehörigkeit dos Geklagten in deutscher oder flechiacher 
Sprache geführt, die Urteile in beiden Sprachen verlautbart, beim 
Landrecht ein deutscher und ein ßechischer Senat gebildet werden, 
die Eintragung in die Landtafcl in beiden Sprachen erfolgen können 
und dortselbst mindestens drei deutsehe Beamte angestellt werden.') 
Wenn dann schließlich die verueuerte Landesordnung überhaupt nur 
in deutscher Sprache veröffentlicht wurde — der Druck der Cechi- 
Bchen Ausgabe wurde beim siebzehnten Bogen abgebrochen — , so 
kam damit in aller Schärfe die zentraÜstische Verwaltungstendena 
der Regierung Kaiser Ferdinands U. zum Ausdrucke. Es entsprang 
ganz den gleichen Anschauungen, wenn Ferdinand lU. im Jahre 
1644 verfügte, es müßten die Referate am Prager Appellationsgerichte 
in deutscher Sprache erstattet werden.*) 



^) Miachleru-Ulbrich, Staatswörterbuch, Art.„Grundherrflchaft",S.969. 

*) Vgl. Revisionapatent für SclileBien Toni 12. Oktober 169Ö. — Akteu- 
BtückB Nr. 32 E, S. 521—526. 

") Verneuerte Lande Bordiiung, Artikel B XII, CI-V, D XLIII, XLVU, 
F IV, XLVI, J VI. Declaratorien und Novellen, Bb. 6. 

*) Gindely, Gegenreformation, S. 481—487. Aueraperg, Appellations- 
gericht, 1, S. 2d, iä. ScLon am 10. Februar 1639 hatte ein kaia. Reskript für 
daa kgl. 'I'ribanal für MUbron verordnet, daß zwar die Akten und das Urteil 
deutsch oder fecbisch, «ie sie angefangen worden, zu führen, die Referat« und 
Voten im Rate des Tribunal* aber nur deutsch zu erstatten seien. d'Elvert, 
Zur eaterr. Veifassungageschiclite, Schriften der mfihr.-schles. Gesell., 24, S.S02. 
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Die neue bitbmische HofkaDzlei war endlich nicht allein pm 
tisch und richterlicli, eondern getegentlieh auch gesetzgeberisch t&tig. 
Der König behiett sich laut der vcrnoueiten Landesordnung das ^ua 
legis ferendae" vor und ordnete besonders an, daß Laudoffiziere und 
Landrechtsbeiaitzer in zweifelhaften Rechtsfragen, flir deren Ent- 
scheidung sich keine gesetzliche Handhabe fand, nicht wie frUher 
sollten Urteile fällen und somit „praejudicata" schaffen dürfen, son- 
dern daß sie „hei einem jeden Falle oder zweifelbaftigen Rechts- 
frage solches zu seiner Decision (welche darauf unfehlbar erfolgen 
wird) zu Händen seiner kein! glichen böhmischen Hofkanzlei ein- 
antworten" sollen.') Diese Fragen legislatorischer Natur wurden in d«* 
Kanzlei durchheraten und die dort formulierten Anträge dem KOnig 
zur SchlußfaBsnng vorgelegt. 

So hat der Charakter der böhmischen Kanzlei darch die ver- 
nenerte Landesordnung eine wesentliche Veränderung erfahren. Nach 
der alten Verfassung sollte sie eigentlich nur ein Kanzleiorgan sein 
und nicht allein dem König gehorchen müssen, sondern auch in 
einem Unterordnungs Verhältnisse zu den böhmischen Ständen stehen 
und den Sitz in der böhmischen Landeshauptstadt haben, Ihr Vor- 
stand sollte ein im Einvernehmen mit den Vertretern der Stände 
vom König ernannter oberster Landesbeamter sein, der dem König 



') Verneuerte LBodeEordnuiig, D. XUX. Derselbe Artikel bestimmte 
weiters, daß in den Füllen, welche nicht in der Landes Ordnung, wolil aber in 
den Stadtrechten vorgeeelien waren, nach diesen vorgegangen werden solle. 
Die Declaratorien und Novellen (1640) verweisen dann für den Fall, ala auch 
die Stadtrechte die Richter im Stiche ließen, unbedingt an den König, dem daa 
jus legis ferendae nusteht (Cc. V). Diese Novellen und Declaratorien, durcli 
welche Ferdinand IIT. als hShmischer Künig auB eigener Maclitvollkonunenheit 
die vemenerte Landesordnung ergänzte und verschiedene Stücke des öfient- 
lichen und privaten Rechtes regelte, liefern einen deutliclien Beweis dafür, daß 
die höhmischen Könige sich seit der verneuerten Landesordnung das absolute 
Gesctzgebungsrecht Eusprachen. Von Interesse in dieser Sache ist ein Reskript 
Kaiser Leopolds t. an die böhmischen Statthalter vom 26. Februar 1694, worin 
es heißt: „, , , da toir doch als regierettder könig omni iure berechtigt seind, die 
eoUtctas in unsem erbtönigreieh- und landen [es sind die böhmischen Länder 
gemeint] ttt erfordernden notfaÜ «* iudiciren; dann obschon tolche nach an- 
leitung unserer verneuerten königl. landesordnung nur auf den landtägen begehrt 
aerden, so gesehieltet es doch aus bloßen gnaden, wodurch unser obrigkeitlichei k6rng- 
liehet recht im geringaltn nicht limitiret ist, sondern uns das absolutum txereUiutn 
aupremae regia* iurisdiciionis'in publids tr^nUis jederieit bevorstehet." Kod. 27*, 
Archiv des Ministerinms des Innern (Sjstema Status publici et cameralis in 
regno bohemiae, 3. Teil, Extractus appendicis), p. 37. Vgl. Giadel^, Gegen- 
reformation, S, 488 ff., der mit Recht den oben eingenominenen Standpunkt gegen 
Ralousek und Toman aufrechterhält. 



Die böhmische UofkaDzIei. 



und Königreiclie vereidigt war and sich darum auch nicht Kanzler 
des KtioigB, Bondern des Königreiches nannte: Supremua regni 
Bohomiae cancellanua, Durch die Landesordnung von 1627 wurde 
die böhmische Kanzlei zu einer ausschÜeßUeh köuiglichen „Hof- 
kanzlei" mit dem Sitze am Hoflager des Monarchen gemacht und 
mit den Attributen einer Behörde ausgestattet. Der oberste Kanzler 
versah sein Amt nicht mehr als Beamter des Königreiches, sondern 
als ein vom König gleich den anderen obersten Landesoffizieren auf fünf 
Jahre bestellter und aus dem Kreise des Herrenstandes entnommener 
königlicher Diener, der dem Künig allein den Eid schwur und den 
Titel führte: „Supremus regia Bohemiae cancellarius."*) Die böhmi- 
sche Hofkanzlei war gleich den übrigen Zentralstellen ein unmittel- 
bares Hofmittel, hatte den direkten Verkehr mit dem Monarchen; ihre 
aller untertänigsten Vorträge und Vorschläge wurden von diesem gleich 
denen der anderen Zentralilmter häufig dem geheimen Kate zur Be- 
gutachtung vorgelegt. Sie war, wie Graf Wratislaw im Jahre 1712 
sich ausdrückt, zum „os principis" geworden.*) 



IV. 
Ble (neue) bShmlsclie Hofkanzlel im 17. Jahrhandert. 

Bei der Verfassung der Landcsordnung mag den Verfassern 
noch fUr ausgemacht gegolten haben, daß der König gewöhnlich 
oder doch häufig in') Prag residieren werde; darum^ erscheinen in ihr 
auch noch die obersten Landesoffiziere, die Land- und Kammer- 
rechtsmitglieder, die doch ihre Amts obliegen heilen in der böhmischen 
Landeshauptstadt festhielten, als die vornehmsten Beisitzer der Ge- 
richtssenate der böhmischen Hofkanzlei. Da nun aber eben seit 
Kaiser Ferdinand II, der Hof mit geringen Unterbrechungen ständig 
in Wien Aufenthalt nahm, konnten die genannten Würdenträger den 
Gerichtssitzungen der Hofkanzlei nur selten oder gar nicht an- 
wohnen, und es stellte sich alsbald das Bedürfnis heraus, hier 
Ersatz zu schaffen. 



I 



') VLO. Art. A XXXVI, Declaratorien imd Novellen, Aa. XXI imd Re- 
skript vom 3, Seplembar 1628. Die deutache Form des Titcia lautet: „Bta Königs 
tu Böheimb obristtr Kamler." Doch ist die lateinische Formel die gewöhnliche. 
S. Aktenstücke Nr. 29 D, S. 153— 454. VgL auch Öelakovk^, S. GO. 

») Aktenstücke Nr. 43, S. 59. 

•) Hier bricht das von Thomas Felluer hinterlaasene Manuskript ab 
[Kretsctuuayr]. 
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Schon den Beratungen Über die böhmisclie LandesordnUDg !a 
den Jaliren 1625 — 1627 waren Reichshofräte zugezogen worden;') 
hinfort wurden sie auch weiterhin bei der Behandlung von Revi- 
sionsprozessen aus den böhmischen Ländern verwendet. Am 5. No- 
vember 1633 wurde auf eine Beschwerde des Beiehshofrates Frei- 
herrn von Lamingen hin der oberste böhmische Kanzler, Wilhelm 
Graf Slawata, in einem a. h. Reskripte angewiesen, denselben zu 
allen „in Justiz- und politischen Kanzleisachen fUi-fallenden Berat- 
schlagungen" zu berufen. In seiner Eingabe hatte Lamingen sich 
beklagt, nicht etwa, daß der Kanzler die Roichshofräte überhaupt 
aus diesen Sitzungen habe drängen wollen, sondern nur, daß er an- 
statt seiner, der seit zehn Jahren an den böhmischen „Consultationen" 
„continue" teilgenommen, andere Reichshof- und (niederösterreichi- 
sche) Regimenteräte dazu geladen habe.*) Man vernimmt auch, 
daß in diesen Jahren das „consilium Bohemicum" beim Reichsvize- 
kanzler abgebalten wurde. Auadrilckhch versichert eine woblanter- 
ricbtete Stimme aus der Zeit Kaiser Ferdinands II., daß die Zu- 
teilung von Reichshofrftten zur Behandlung der böhmischen Qescbäüte 
darum erfolge, „weil ihre Erledigung den böhmischen Räten allein 
zu schwer fallen würde";') offenbar vor allem darum, weil das 
Personal der Hofkanzlei zur Bildung der von der Landesordnung 
vorgeschriebenen Nennersenate nicht ausreichte. Durch die Ver- 
mehrung der böhmischen Hofratetellen — die bühmiBchB Hof- 
kanzleiordnung vom Jahre 1719 B&b außer den Kanzlern ihrer acht 



■) Akten 11 und 12 ei 1625, HAI, BShmen, im Aichiro des Ministeriums 
des Innern in Wien. Ygl. hieiaber auch die vun Didermann, GeEauitstaats- 
idee, 2, 8. 186—196, eingehender nutersuchte Hnunyme Denkschrift im nieder- 
SsterreichiBchen Laiideearchive ungefilhr aus dem Jnhre 1T2D; e. besonders 
Bidermann, 2, S. 194, Anm. öO. 

•) AktenBtückeNr. 31 B, S. 479-480. 

*) In dem Status patttcularis regiminis Ferdinand! II. von 1S37 heißt 
bh: „Cum atiquid momenloti in aula acddü et eontingit, connlium Bohemicum 
nunc apud dominum cicecancellarium imperii haronem a Slralendorf cekbratur, 
in quem finem, quoniam hoc tempore plurimae et quidem haud parvi «lomtnti rta 
Bohemiae regnum huiugque incorporaias provinciaa attinentes delß)erandae et re- 
solvendae oecurrunt (guae alias iolis Bohemids consiiiariis ntmis difficilts et graves 
forent), caesarea Majestät praeter di'ctos consiliarios Bohemicos nonnuilo» adhue 
alio» ex consilio imperiali aulico deputavit." S. Aktenatllake Nr. 13 III X, 
S. 220-231. Eb ist also nicht richtig, wenn ÖeUkovsk^ 8. 62 sagt, daß man 
erst unter Kaiser Leopold I. mit der Zuziehung von Beichshofrätcn begonnen 
habe. Vgl. auch die nicht einwandfreien Ausfilhrungcn von Bidermann, Ge- 
samtataateidee, 1, S. 100-101, Anm. m. 
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vor') — konnten diese Mißlichkeiten ebensowenig behoben wer- 
den wie durch die kaiaerÜche Verfügung vom Jahre 1724, es solle 
bei böhmischen Revisionsverhandlungen von geringerem Belange ein 
Kollegium von fünf Richtern genügend sein. Erst zu Ende der Re- 
gierung Karls VI. konnte die Verwendung der Reichshofrats- und 
niederösterreichiachen Regimentsrftte in den böhmischen Revisiona- 
senaten und bei Gesetzgebungsarbeiten fiSr die böhmiaeheD Länder 
als eine abgetane Sache betrachtet und gesagt werden, die böhmischen 
Hofrllte seien endlich auf einen solchen Stand gebracht, daß man der 
„auswärtigen Räte" bei den Revisionssitzungen entbehren könne.') 

Wenn im Jahre 1624 die beiden Expeditionen der böhmischen 
Hofkanzlei nach Wien verlegt wurden, so bheb doch als aelbstver- 
ständlicb der Grundsatz aufrecht, daß die Kanzlei den böhmischen 
König bei seinen Reisen nach Prag begleiten würde. Von den Ver- 
fassern der vemeuerten Landesordnung wird dies wie erwilhnt als 
eine sehr häufig zu erwartende Eventuahtät bestimmt ins Auge ge- 
faßt. Und zunächst trat noch unter Ferdinand IL eine Rückbildung 
im Sinne der hergebrachten Ordnungen ein. 

Der Kaiser entschloß sich im April 1633 die Geeamtverwaltung 
des Königreichs Böhmen seinem bereits zum König von Ungarn und 
Böhmen ernannten Sohne Ferdinand IIL zu überlassen; der König 
und Gubernator sollte alle das Königreich „concernierenden aachen" 
wohl versehen, über dessen Einkünfte verfügen und im Besitze der 
landeaherrhchen Rechte sein. Immerhin machte der Kaiser bedeut- 
same Vorbehalte; der oberate Kanzler und damit — wenn es auch 
nicht ausdrUckhch gesagt ist — die böhmische Ilofkanzlei sollten 



■) Mit Beiiehiing hierauf sagt wohl die Denkschrift von 1720 (b. S. 200, 
Anin. 1), Karl VI. h»be Vorkehrungen getroffen, daß „rlie böhmische nation nicht 
mehr durch ausicärtige richter geurUilt werde." S. Bidermann, Gesamtataats- 
idee, 2, 8. 194, Anw. 50. 

') „Diasertatio iuridica de comraisBionibuB", angeblich von W. H. Neu- 
mann de Pucholtz, gedruckt Prag 1740, S. 41: „De iure Bohemico olim quidtm, 
si ab attguatissimo Ugistatore revmoni dilattun, novtm commiesarii tx praecipuis 
iuratia eonsiliariis ad caticellariam regio -Bohemicam vocati ad rerüorinm nun- 
cupabantur, etiam suhinde ex incli/to consüio imperiali aulico aut regiininit Äitstriaci 
eolkgio deprompti, qutbu» a die detatae cotnmiaaionis intra sex septitnaaat acta 
reviilere, senlentinm ad rati/kationem ueque caeiaream concipere, relationem ex 
atlis Stute Majestati faeere incumhebat, qua« suo dein nomine sententiam prormn- 
äari praecipiebal. Nunc autem postquam inclijta caneellaria Boheinieo- 
aulica sufficienli domeaHcornm conaiHartoram numero est aucta, ut 
plus gHani novenorum votantium numerwm efficiat, eoniHarii extra- 
nst amplius ad dieeemendas eavaas Boemiearum revitionum non 
evocantur." (Nach Bidermann, GeBamtstaateidee, 3, S. 329, Anm. 343.) 
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am kaiaerliclien Hoflager verbleiben, dem Könige aber in der Person 
des Grafen Georg Adam Martinitz ein eigener Kanzler nacli Prag 
zugewiesen sein.') Ob die bßbmische Hofkanzlei einige ihrer Mit- 
glieder an die „königliche Kanzlei" nach Prag abgegeben bat. ist 
mit Sicherheit nicht festzustellen. Der oberste Kanzler Graf Slawata 
hatte geraten, einen Teil der Hofkanzlei unter seiner Leitung am 
Hoflager in Wien, den anderen unter dem Kanzler in Prag amtieren 
zu lassen, dabei aber den Gesaratverband der Kanzlei als „eines 
corpus" nicht zu zerreißen;*) ob der Rat aber befolgt wurde, steht 
dahin. Jedenfalls trat die königliche Kanzlei nicht als eine beson- 
dere neben der bölimiseben Statthaltereikanzlei hervor, sondern ging 
in dieser auf.*) So erlangte mit dieser königlichen Sonderverwaltung 
Böhmens in den Jahren 1632 — 1637 die böhmische Stattbalterei noch 
einmal eine ganz besondere Bedeutung, umsomehr als ausdrücklich 
bestimmt worden war, daß der Revisionszug an den König und nicht 
an den Kaiser gehen sollte.*) Vor allem die judizielle Tätigkeit der 
böhmischen Hofkanzlei wird also in diesen letzten Jahren Kaiser 
Ferdinands II. gemindert gewesen sein und sich vermutlich auf die 
BchlcsiBcben, mäbriscben und lausitzischen Angelegenheiten und die 
wenigen vom Kaiser ausbedungenen Reservatfälle beschränkt haben.*) 



') Aktenstacke Nr. 31 Ä, S. 474— 479. Die Ernennung Martinitx' sunt 
böhmischen Kanzler erfolgte am 1. Mai 1634 nach dem Hofstaatenauexage von 
1659. Aktenstücke Nr. 12 111 Z, S.2ri.^ 

*} Aktenstücke Nr. 31 A, S. 47G-477, Aam. 4. 

') Laut dee Schreibens Kaiser Ferdinands n. an Slawata vom 21. No- 
vember 1634 („dass unser bei hof anwesende baeheimitehe eamlei die 
BcklesiKche, mährerische und lattsnieische nachen, die königliche aber ix dene» 
boeheimiachen sachat die ausferligung [gewisser] expedüionen haben solle") möchte 
wohl auf eine Teilnng der Kanzlei xa schließen sein und auch die sehr ver- 
ringerte Anssalil des böhnuschen Hof kanzleia latus spricht dafür (Stat. reg. parU 
Forden. Aktenstflcke Nr. 12 IIl X, S.227)-, vgl. auch ÖelakoTsk^. S. fil. 
Daß die bülunieche Kanzleiexpedition der Qsterreiclii sehen Hofkan^lei unter- 
BteUt gewesen eei, Bidermann, Geeamtstaatsidee 1, S. 35, 100—101, Anm. 68), 
ist Tüllig irrig; daß aber der österreichische Hof kandier als Chef der geheimen 
Katskanzlei auch auf ungarische und bühmische Agenden nachhaltigen Einfluß 
genommen, wird niemand ernstlich bestreiten können. Aus der überragenden 
Stellung der böhmischen SCatthaltecei in diesen Jahren erklärt sich die Be- 
merkung im Stat reg, parL Perd' II.: „reifimen [Bohomicum] locumlenentt supre- 
misque afficiatibus regni Pragae comtnissum est." Aktenstücke Nr.l2 III S, 6.220. 

•) Aktenstücke Nr. 31 A, § 8, S. 478. 

') Vgl. die vorletzte Anmerkung. Eine a. h. Verfügung, welche den Um- 
kreis der Expeditionen aus der königtichou und der Wiener böhmiEcben Hof- 
kanzlei auadrücklicli scheidet, ist, wie aus den Handschreiben Kaiser Ferdi- 
nands II. an Slawata vom 21. November und 1. Dezember 1634 hervorgeht 
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Der böhmische Hofrat, das „consiliam anlico Bohemicum" bestand 
damals nur aus zwei „Hofräten" (consüiarii aulici Bohemici), nämlich 
dem^obersteo Eauzler und dem Vizekanzler; dazu noch ein königlicher 
Rat (rcgius consiliarius) und Sekretär als unmittelbarer Leiter der 
Kanzlei; diese selbst zählt 11 weitere Beamte. Dieselbe Aufzeich- 
nung, die uns von dem bescheidenen Umfang der damaligen böhmi- 
Bcheii Hofstelle Kunde gibt und beifügt: ,,consilium auhco Bohemi- 
cum . . . formatum quidem coDsihum ut reliqua non esse videtur", 
berichtet aber auch, es kämen gleichwohl zahlreiche Einlaufe „tarn 
ex urbe [Pragensi] quam ex agro" an die Wiener böhmische Kauzlei 
ein und würden von ihr befördert: Bittsachen, Lehen, Bestätigungen, 
Privilegien jeder Art. Und Graf Slawata bemerkt in einem Pro- 
memoria vom Jahre 1637, ea seien, gleich wie das „gubernament 
viel Sachen expedirt, so dem grafen Slawata unwissend", auch „unter 
dem obristen canzleramt ebenfalls viel Sachen gefertiget [worden], 
davon herrn grafen von Martinitz nichts bewnsst". Es ist also 
augenscheinlicb auch während des fiin^fthrigen Bestandes der böhmi- 
schen Sonderkanzlei eine lebendige Beziehung der Wiener böhmi- 
schen Hofkanzlei zu den böhmischen Dingen keineswegs abgebrochen 
worden.') 

Die „Separation" der beiden Kanzleien war nicht von Dauer. 
Als nach Ferdinands H. Tode Kaiser Ferdinand HI. folgte, war auch 
das böhmische „gubernament gänzlich erloschen" und „eo ipso zu- 
gleich solches canzleramt, als welches zu selbigen gnbernament allein 
ad interim bestellet gewesen, gefallen"; der Bestand der böhmischen 
Sonderkanzlei hatte ein Ende. Die Unterbringung des Kanzlers er- 
gab einige Schwierigkeiten. Graf Martinitz erhob Ansprüche auf 
die oberste KanzlerwUrde. Graf Slawata, der diese seit neun Jahren 
innehatte und sie vor Ablauf des (zweiten) Quinqnenniums, auf 
welches sie ihm gemäß den Bestimmungen der Landeaordnung ver- 
liehen war, nicht aufgeben wollte, setzte sich zur Wehre. Er schlug 
vor, Martinitz solle mit dem Titel eines Kanzlers zunächst ueben 



(ÄktenBtficke Nr. 31 C, S. 480— 483), wohl erflossen, liegt aber zurzeit muht in 
ihrem Wortlaute vor. 

') S. Stat. rog. part. Ferd' IT., besonders S. 220 („nihäomitma — ohwohl 
das Eeginient in Böhmen vornelinilich der Statllialterei und den Oberstlandes- 
offiriereu anvertraut ist — tarnen variae suppUcaliones et libtlli memorialts, res 
feudaiei, feuda vexilUfera. immunitatts, confirmaliotus et extensiones priviUgiorum 
eoncernentes ad eancellariam atilko-Bohemicavt tarn tx- wht quam ex agro de- 
fenmtar ae poslea omnia in cancellaria aultni espediuntur"). — Slawatae Pro- 
meraoris h. Akteastacka Nr. 31 D, S. 483-489. 
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dem oberBten Kanzler der bUh mischen Hofkanzlei „aecomodiret" 
werden und ihn, den obersten Kanzler, im Falle seiner Abwesenheit 
zu vertreten berufen sein. Eine derartige Ernennung könne nicht 
als eine Neuerung aufgefaßt werden, da es dem Kaiser doch un- 
benommen bleiben mllsae, einen der beiden Vizekanzler der Kanzlei 
mit einem höheren Titel zu belegen; auch dem künighchen Ober- 
amte in Schlesien ') und dem königlichen Tribunale in Mähren*) eei 
ein Kanzleramt als Chefamt der mit diesen Behörden verbundenen 
Kanzleien beigeordnet worden.*) So ist es auch geschehen and 
Martinitz gehörte der böhmiachen Hofkanzlei als Kanzler und Ver- 
treter des obersten Kanzlers bis zu seinem am 15. November 1651 
erfolgten Tode an. 

So trat mit dem Regierungsanfang Kaiser Ferdinands HI. das 
dnrch die Landesordnung geschafFeno Verhältnis der böhmischen 
Hofkanzlei zum Lande wieder in Kraft, Der Kaiser verabsflumte 
nicht, der Kanzlei bei der Wiedereinsetzung in ihre Wirksamkeit 
(20. April 1637) vor allem die getreue und eifrige Veraehung der 
Jastizangelegenheiten zur Pflicht zu machen.*) In den „Novellen 
und DekJaratorien" zur Landesordnung vom Jahre 1640 erfuhr ibro 
Kompetenz noch eine Erweiterung') und die schon bestehende Ver- 
ordnung Ferdinands IL, daß fUr alle Urteile des böhmischen Appel- 
lationsgerichtes die böhmische Hofkanzlei die einzige Revision sin stanz 
sei, wurde mit aller Bestimmtheit und Deutlichkeit erneuert.") Und 
wenn in seinem mehrerwähnten Promemoria Graf Slawata nach- 
drücklich empfohlen hatte, es sollten „beide expeditiones" — die 
deutsche und die böhmische — „durchgehend einander incorporirt 



>) Die im Jahre 1&30 an Stelle der bisherigeQ ständischen Gewalt ins 
Leben gerufene oberste kSniglicbe Verwaltungs- und JustiKbehörde für Soblesien. 

") Dasselbe für Mähren, errichtet am 19. Derember 1636 und eingerichtet 
nach dem Muster der bühmisohen Statthaltorei in Prag. 

') Alles nach dem Promemoria Slawatas vom 9. Man 1637 (Aktenetttoke 
Nr. 31 D, S. 483— 489), das auch noch anderweitige Beiträge lur böhmischen 
KanileigeBchichte der Jahre 1682—1637 enthalt. 

*) Aktenstücke Nr. 31 E, S. 489-490. 

•) Aktenstücke Nr. 29 C, 8. i49-453. 

•) Art. Dd. III der Doklaratorien und Novellen. Aktenstacke Nr. 29 0, 
8. 460. Dazu S. 195f. — Über die Verteilung der Urteilsgelder bei der böhmi- 
Bcben Hof kannloi verfügt ein kaiaeriiches Dekret vom 2. JHnner 1641, daß diese 
nicht wie bisher dem Vizekanzler und der Expedition, sondern eu gleichen Teilen 
unter Kanzler und Iläte, bezichiingsweiae auch Sekretär, wenn er das Referat 
gehabt hat, zu verteilen seien, so Kwar daO auf den Referenten immer der 
doppelte Anteil entfaUe. Aktenstücke Nr. 31 F, S. 490—491. 
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und alleeambt unter ein corpns untergestossen werden, dann sie 
anibtlich genuegsamb zu thun und zu expediren haben werden", so 
ist dieser Ratschlag angenscheinlich noch zu Kaiser Ferdinands III. 
Zeiten befolgt und die böhmische Hofkanzlei zu einem strenger ge- 
schlossenen Behürdenkürper zusammengefaßt worden, ohne daß sich 
im übrigen ein näheres hierüber erheben ließe.') 

Der Gedanke, daß der eigentliche Sitz der böhmischen Hof- 
kanzlei Prag sei, ist auch in diesen Jahren noch lebhaft in Geltung. 
Slawata spricht 1637 kurzweg von der „Canzlei zu Prag".*) Dann 
aber verblaßt diese Auffassung mehr und mehr. Jedenfalls noch 
unter Ferdinand III. bezog die bühmische Hofkanzlei — deutsche 
und böhmische Expedition — ein eigenes Heim in der Wipplinger- 
Btraße; damit war wohl deutlich genug gesagt, daß eine dauernde 
Verlegung von Wien hinweg nicht beabsichtigt war.') Schon in 

1) AktenstOcke Nr. 31 D, S. 488. Dazn unten Anm. 3. 

*) Aktenstücke ebenda, S. 4S7. Aach die EtSrterung ebenda, ob der 
oberste Kanzler im Landrecht SJtx haben solle, bat nur einen Sinn, wenn man 
einen Liliifigen und andauernden Aufenthalt deaaelben in Prag annimmt. 

') Wo und wie im Jahre 1621 (b. S. 1!>1, Anm. S) die beiden Expeditionen 
der bübiiiiaclien Hofkanzlei untergebracht wurden, lilCt sieb nicht Gagen. Eh 
scheint aber, daß die bÖhmiBche ETpodition von Anfang an in der Wohnung 
des obersten Kanilers, vermutlich am Judenplatza — dort wo heute das Mini- 
sterium des Innern steht — amtiert habe, während für die deutsche Expedition 
die Unterbringung in dem früher von der Witwe Fsradeiser bewohnten Hause 
am Graben aktenmaüig bezeugt ist (8 ex 1628, N.-Ö., III B 4, Archiv des Mini- 
steriums des Innern). Im Jahre 1629 erhielt Graf Trautsohn den Auftrag, „für 
die böhntüche canjilei ein geraumes und bequemes haus tu verordnen". Es sollte 
wohl die Gesamtkanzlei dortselbst untergebracht werden? Doch ist es zunächst 
lu einer soleben Zuweisung nicht gekommen (14 ei 1629, in B 4. N.-Ö., Archiv 
des Ministeriums des Innern). Ea folgten die fünf Jahre der böhmischen Sondar- 
verwaltung, während deren das Personal der böhmischen Hofkanzlei sehr ver- 
ringert war (1632 — 1637). Ob die Zuweisung eines Quartiers für die Gesamtkanzlei 
in der Wildwerker (Wipplingcr)9tra0e schon kurz nach dem Regierungsantritte 
Ferdinands IIL erfolgt sei (Celakovsk^, S. 62), ist nicht mit Sicherheit fest- 
EUBtellen. Wohl aber ist gewiH, daß im Jahre 166S die gesamte Hofkanzlei 
samt Archiv im Hause oder in einem Teile des Hauses der Witwe von Freis- 
leben (weiland des Sekretärs der bühmiaclien Hofkanzlei vgl. Hofataatenver* 
leichnis 1637, S, 237) vereinigt war und die Amtsrfiume durch Zukauf von 
Hüusem der Umgebung — alle wohl auf dem Grunda des heutigen Ministeriums 
des Innern — immer mehr ausgedelmt wurden. lu den Jahren 1711 — 1741 
wurde das neue (heute stehende) Hans, und iwar innttchst die dem hoben 
Markte zugekelirle Gebäudehälfte durch Fischer von Erlucb erbaut-, die dem 
Judenplatze lugekehrte Hälfte wurde 1752—1754 im Stile Fischers von Erlach 
EUgebaut Akten 5 ei 1663, IV A 1, N.-Ö., 15 ex 170S, 16 es 1714 und andere 
Akten m A 9, Karton 2 und 3 im Archive des Ministeriums des lauem. S. auch 
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dem kaiserlichen Reskript vom 14. Februar 1645, in irelchem 
Verhältnis der Hofkanzlei zur Landtafel im Falle der Anwesenheit 
des Kaisers in Prag geregelt wird, erscheint ein solcher Fall als eine 
Besonderheit behandelt.') Anlaßlich der Krönung Karls VI, in Prag 
im Jahre 1723 wnrden Itber die Frage, wie es sich während dieser 
Zeit mit der „Aktivität" der Hofkanzlei verhalte, von der Statt- 
halterei Auskünfte aus deren „prioribus" verlangt. So ungewöhnlich 
war ein Aufenthalt derselben in Prag schon geworden.*) 

Eine Kanzleiordnung, wie etwa die Instruktion vom Jahre 1628 
fUr die üsterreichische Ilofkanzlei, ist offenbar nicht eräossen. Wenn 
das kaiserliche Dekret über die Wiedereinsetzung der böhmischen 
Hofkanzlei in ihre Wirksamkeit vom 30. April 1637 von vorhandenen 
Instruktionen spricht, so braucht dies nicht im Sinne einer besonders 
erlassenen Ordnung gedeutet zu werden.') Nur eine Taxordnnng 
vom 24. März 1647 ist erhalten.*) Irgend eine Bezugnahme auf eine 
Kanzleiordnung fehlt sowohl hier wie in der großen Ordnung vom 
Jahre 1719. Es werden eben die einschlägigen Bestimmungen der 
verneuerten Landesordnung samt den Zusätzen in den „Deklaratgrien 
und Novellen" als Ordnung gegolten und dazu die einzelnen Beamtcn- 
klassen besondere Vorschriften erhalten haben.') 



die ^Geschichte der vereinigten Hofkanzlei von Trimmel (handschr. in der 
Bibliothek des Miniatetiuina dea Innern) 8. 312, 367, 376—377, 383, 627—638 und 
Irmiech, Das Palais dea k. k, Miniatariunis des lanern. Ällg. Bauleitung, 1903, 
Heft 1, S. 1—9, mit Beilagen. 

•) AkteustÜckü Nr. 31 G, S. 491—492. Vgl. hierzu aucli die in dem 
bähmiacheii Kevisionapa taute vom S>. August 1688 enthaltene Erlaubnis an die 
Re vi sions Werber, das ,Jni'amentiun calumuiac" (Eid, daß die Iteviaiona Werbung 
nnr dem Reclitsgefülile entspringe) auch hei der böbmiachen Statttielterei in 
Prag abzulegen, wenn ea i)men ru achwer fiele, die böbmische Hofkanzlei aiif- 



■} S. Akten 3 ex 1723, 16 ex 1723, 60 ei 1723 I A2, Böhmen. Kartons 3011, 
3013, 3014 des ArcKivs des Miniateciuma dea Innern. In Akt 16 ex 1723 erliegt 
ein Bericlit der Stattlialterei vom 1. Februar 1723, in welchem ausgcftUirt 
(fol. 5 — 6) wird, daß nach Ausweia der vorhandenen Urkunden „die atalthatterti 
auiier deren deneti obTÜUn landofficireren a. g. anvertraufen dicasUrien, icelche in 
activitate verbleiben, eeseiret und jene dero kömgliche biihmiiche hofcanrlei . . . 
Übernamen und sofort auch an andere ämbler dag behärige erlassen habe". 
S. ferner Akt 14 ei 172», III A 4, Böhmen, Karton 44 und Akten 40 und 83 ex 
1743, Sign. I A 3, bzw. III A 4, Böhmen, ebenda. 

') Aktenstücke Nr.SlE, S. 489-490. 

*) Aktenstücke Nr.31H, S. 492-498, 

*) Von einer Instruktion für den Eipoditor ist in der Taxordnung von 
1647 (ü. 498) ausdrücklich die Rede. — Die Verfügung in dem kaiserlichen 
Handschreiben vom 9. Dezember 1703 (Aktenstücke Ni. 38, S. S'Jt.), es Bulla 
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Es ist natürlich, daß mit der zunehmenden Inanspruchnalime 
der böhmiflchen Hofkanzlei die Zahl der „consiliarii Bobemici", der 
böhmischen Hofräte, stetig anwachs. Im Jahre 1692 zählte man 
neben dem obersten Kanzler ihrer sechs: den Vizekanzler, einen 
jAssessor', vier ,Keferendflrii'; 1103 war daun der böhmische Hofrat 
aus elf Mitgliedern zusammengesetzt.') Waren frliher im Sinne der 
verneuerten Landesordnung bisweilen oberste Laodesoffi ziere in wich- 
tigen Prozessen nach Wien beschieden oder solche zu gutachtlicher 
Äußerung an die böhmische Statthalterei oder das Landrecht nach 
Prag eingeschickt worden, in den späteren Zeiten Kaiser Leopolds L 
scheint man hiervon schon vollends abgekommen zu sein und zur 
Ergänzung des für die Neuneraenate noch immer unzureichenden 
Hofkanzicikollegiums nahezu ausschließlich Reichsbofräte und nieder- 
österreichische Regimentsräte herangezogen zu haben.*) Im Jahre 
1703 wurde auch die seit des Grafen Martinitz' Tode (1651) unbe- 
setzt gebliebene Stelle eines böhmischen Kanzlers wieder aktiviert 
und dessen Wirkungssphäre genau umschrieben.') Daß es eich um 
eine Einrichtung wie in den Tagen Slawatas und Martinitz' handle, 
wird wiederholt versichert; der Kanzler soll in Vertretung des obersten 
Kanzlers den Vorsitz im Rate führen, allen Ratssitzungen anwohnen, 
die Expedition gleich dem Vizekanzler zur Einsicht vorgelegt er- 
halten, Aufträge nur unmittelbar vom obersten Kanzler empfangen 
und tunhchst neben dem obersten Kanzler an den Deputationen und 
Konferenzen, denen die böhmische Hofkanzlei zugezogen werde, teil- 
nehmen.*) 

Daß in der Zeit Kaiser Leopolds I. die böhmische Hofkanzlei 
an Ansehen und Bedeutung wesentlich hinter der Österreich ischeo 



„IM allem bei bishero htrgebrachter eansleiordnung sein verbleiben haben, auch 
nichts innovirt werden", bezieht gIcIi offenbar nur auf das Herkommen, nicht 
auf eine schriftlich fixierte Otduiuig. 

') Die Vermebrung dos PersoDalea der bühmischen Hofkanzlei entspricht 
nur dem Anwachsen des Beanitenetondes auch bei deu anderen Behörden. 
Dieser Prozeß ist sn der Hand der Hofstaats Verzeichnisse und Sehemstiamen 
unschwer zu verfolgen. Vgl. Aktenstücke Nr. 12 lU Z, S. 233— 237. Im ttb- 
rigeü vgl, Weingarten, Vindemiae iudiciaüe, Ausg. 1691i, S. 239— 240 und 245. 
Über das Auwaclisen des PerBUnalstandea eingehend und anschaulich Graf 
WratislttW in seinem Referate von 1712 (Aktenstücke Nr. 43, S. 59 f.). 

') Vgl. Bidermann, Geaamtstaatsideo, 1, S. IW, Anm, &0. 

■) ÖelaköVBk^, S. 62— 63, Anm. 4 (mit einer kurzen Liste der obersten 
Kanzler, Kanzler, Vizekanzler, Hofrüte und Sekretäre von 1700—1749). 

*) Aktenstaeke Nr. 38, S.39f,; vgl. auch bühmische Kanzlei Ordnung 
von 1719 (Aktenstücke Nr. 49, Art 4, a329f.). 
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Kanzlei zurückgeBtanden, wird sich, so einleuchtend es scheinen 
möchte, doch nicht wohl behnapten lassen. In seinem ofterwähnten 
Gutachten von 1681 sagt zwar Graf Zinzendorf, die biJbiniacbea 
Länder wären in den „JusUtiasachen" gegenüber den österreichischen 
im Nachteil gewesen, weil die üsterrcichische Kanzlei beim Kaiser 
mehr Gehör habe,') Dagegen aber war es bei der überaus großen 
Bedeutung, die in der damaligen, noch lange nicht zu fester Organi- 
sation gekommenen Verwaltung der einzelnen Persönlichkeit znfiel, 
dem Anaehen der österreichischen Kanzlei und damit doch auch den 
Tendenzen der Zentral Verwaltung abträglich, daß die beiden öster- 
reichischen Hofkanzler Graf Strattmann und besonders der unbe- 
deutende Graf I3uccelieni ganz hinter den böhmischen obersten 
Kanzler Ulrich Grafen Kinsky zurUcktraten. In den Tagen des 
großen TUrkenkrieges ist dieser Mann der eigentliche erste Staats- 
minister des Kaisers. Er hat die Verhandlungen mit den Sieben- 
blirgem wegen deren Anschluß an die Monarchie in den Jahren 
1692 — 1693 geführt, er vereinbarte den Frieden von Karluwitz,*) 
Damit wuchs aber auch das Ansehen der böhmischen Kanzlei. Im 
Jahre 1692 war sie es und nicht, wie sie verlangte und ihr rechtens 
wohl auch zustand, die Hofkammer, welche den Besetzungsvorschlag 
für die erledigte Stelle eines Präsidenten der böhmischen Kammer 
erstattete.*) 

Ebensowenig wird aber zu leugnen sein, daß nach Kinskys 
Abgang (1700), zumal unter Kaiser Josef I., das alte VerhlUtnia sich 



') Über ZiniendorfB Gutachten S. 51, Änm. S, 

') Über Ulrich Kinsky kur« Bidermann, Geaamtstnatsidee, 1, S. 130. 
Anm. 52. 

•) Schon 1681 hatte die bühmiBche Hofkaozlei der Hofkummer dioees 
Ret^ht beBtritten und war es zu einem Kompetenzkonflikte gekommen. Im Jahre 
1692 reaolvierte dann der Euiser (eigenli.^iidig) bei Erneuerung dea Streites an- 
IHUlicb der Neabesetzung dea EammerprüBidentenemtaB un den bülimischen 
oberBt«n Kanzler: „Dieses dient mir m guettr nachricht und werde echo« daroh 
«ein, damit in künftigen eaiibus der itj/lus beohachtet und der böheimiseheu eanttley 
kein praejitdieium eugeiogen werde." Kaiser Karl VI. hat dano am 31. Oktober 
1718 in dem gleichen Falle allerdings im Sinne der Hofkaminer entschieden : 
„D«r hofcamtr soll der Vortrag und referat wegen aufnemung und abenderung 
eines zeitlichen camerjiresidenlen in BÖmen allein eustehen, wie ihr auch tukombt, 
deneelben qua ialtm tu instruiren; die canfeley aber soll alleeit demselben vor mir 
das jwament im geheimen rath vorlegen und allso solle es führohin gehalten 
werden." Original resolut! ouen im Archive des Ministeriums dea Innern, Akt 17 
ex 1719, IV H S Böhmen, Karton 751; dazu Akten 6 ex 1681 und 11 und 13 
ex 16d2 ebenda. Dazu Sidermann, OeaamUUatsidee, 1, S. 130—131, Anm. 52 
(mit kleinen IrrtOmem). 
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wiederherstellte und die österreichischen Uof kanzler dem Monarchen 
wieder näher traten; man mag dies auch nicht undeutHch der Reihen- 
folge entnehmen, in welcher die Behörden am Hofe in dem erst- 
erhaltenen QeHamtstaatsschematismus vom Jahre 1711 aufgeführt 
werden.') War schon in dem Hofstaatsverzeichnlase von 1^27 aus- 
drückhch hervorgehoben worden, daß die Vorstände der Ijühmischen 
Hof kanzlei nur jenen geheimen Katssitzungen zuzuziehen seien, welche 
Böhmen und die böhmischen Länder belangten,*) so galt auch jetzt 
als Grundsatz, der böhmische oberste Kanzler und neben ihm der 
Kanzler (Vizekanzler) als Vertreter der böhmischen Ilofkanzlei sollten 
nur zu jenen Deputationen und Konferenzen Zutritt haben, in denen 
innere Angelegenheiten der genannten Länder zur Verhandlung 
kamen;') ganz ebenso, wie man die Teilnahme des Reichsvizekanz- 
lei's an der eben nun eingerichteten ständigen Konferenz auf die 
reinen Reiehsangelegenheiten beschränkte. Die ,Arcana' sollten tun- 
lichst ausschheßtich dem Österreich i sehen Hofkanzler anvertraut blei- 
ben; diesem stand der Zutritt zu allen Sitzungen offen. Es ist na- 
tUi'lich, daß die böhroiache Kanzlei dadurch ho gut wie die Reichs- 
kanzlei in zweite Linie gerückt wurde; auch einflußreiche und 
begabte Kanzleichefs hätten hier wenig Wandel mehr schaffen können. 
Auch die Disziphnargerichte, welche Über Amtspflichtverletzung durch 
die Mitglieder der bithmischen Kauzlei entschieden, waren keines- 
wegs allein aus böhmischen Mitgliedern zusammengesetzt.*) Umso 
eifersüchtiger glaubten die böhmischen Würdenträger die besondere 
Stellung der böhmiseben Länder und damit ihre Sondergerecbt- 
Same gegenüber der übermächtigen Osterre ich i sehen Hofkanzlei 
wahren und den Versuchen, die bühmischen und üsten-eichischen 

') Archiv des Miuiateriums des Innern. — Vgl. BiJermana, Oesanit- 
staatsidee, 2, S. 135, Aiitn. 48, bemerkenswert auch wegen der Auffassung der 
bGhmischen Stände vom Char&kter der Stellung des obersten Kanzlers. — 
Zur tieschichte der bühmisuhea Uofkanxld in der Zeit Josefs 1. und Karls VI. 
and in den Anfangsjahreu Maria Theresioa dürfte einiges Wenige vielleiclit 
noch den Protokollen zu entnehmen ?i-in, die hIs ,Expedita publicorum' der 
bQliiniscbeu Uofkanzlei aus den Jahren ITOT— 174!) im Arelijve des Ministeriums 
des Innern vorhanden sind und, wie ilir Name Ragt, auf die politiseh-admiui- 
Btrativen Agenden der Kanzlei Bezug haben. 

») Aktenstücke Nr. 12 £11 W, S. aOil. 

') Aktenstücke Nr. 3ö, S.39f. — Die ,biilimi3clien Akten' des Justiz- 
ministeriums, Fass. 1 G. (1714 S.), entlialten Zivilrechtaprozesae aus Böhmen, die 
in geheimen Ratssiteungcn verhandelt wurden. Vgl. Kwiutkuwski, Uie Cou- 
Bütutio eriminalis ThereBiana (1903), 8. 117—121. Vgl. auch Einleitmig @ 4 der 
bohmiachen Hofkanzleiordiuii.g von 171S. Aktenstücke Nr. 49, S. 304. 

•) Bidermann, GeBumtstaatsidee, 2, S. 74, 32H, Aimi. 241. 
Oiteirticbiicha ZanlnltiinnllBiig. 1. I. 14 
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Lilnder enger zu verschmelzen, selbst auch auf wirtscliaftlichem Fdde 
entgegenwirken zu müssen. Nameutlicli in geiichtJiclion Angelegen- 
heiten fehlte nahezu jede Beziehung zwischen den beiden Kanzleien; 
es war, schon ein Fortschritt, daß etwa im Jahre 1719 die böhmi- 
sche llofkiinzlei die üsterreichische von dem Übertritte einer Vcr- 
hrccherbande in ihren Verwaltungsbereich benachrichtigte.') Erat 
wirtschaftliche Momente und besonders auch die pragmatische Sanktioo 
haben das Verhältnis beider Liindergruppen inniger gestaltet. 



Die bUhinisvIic Hofkanzlelordnuug Ton 1719, 

Zu Anfang des achtzehnten Jahrhunderts war eine TeS^u^ 
Agenden der bühmischen Hofkanzlei nach Referaten und zwar vt 
nehmhch nach Lilnderrefe raten längst durchgeführt. Dem 
der seit Kaiser Josef I. amtierenden fünf He ferend arten waren hau] 
Bäehlich die Kontributionssachen und andere „Piibhea", dem 
das Referat für Böhmen, dem dritten das für Schlesien mit A' 
nähme von Qroßglogau, Schweidnitz, Juuer und Glatz, dem vierten 
diese Fürstentümer und die Böhmen belangenden liei ch sänge legen- 
heiten (Reichslohen, Reichstage in Regensburg), dem fünften das 
Referat fUr Mähren zugewiesen.*) Daß es aber trotz mancher Än- 
derung und Besserung mit der Verfassung der böhmischen Hofkanzlei 
nicht zum besten bestellt sei, stellte sieb immer deuthcher herai 
Die Kanzlei hatte niemals eine wirkliche Ordnung erhalten; die 
tikel der Landesordnung und die Zusätze zu diesen genügten 
Ansprüchen der neuen Zeit nicht mehr. Eine Neuredigierung 
Landesordnung, die im Jahre 1709 in Angriff genommen wurde und 
durch geeignete Änderungen vielleicht eine besondere Ordnung er- 
sparen hätte können, ist niemals zum Abschluß gebracht worden.') 
Namentlich die Justizsachen hiiuftcn sich in einer Weise an, daß die 
Aufarbeitung der erliegenden Prozesse geradezu aussichtslos schien; 
eine Abhilfe schien unerläßlich. So entschloß sich Kaiser Karl V] 
überhaupt ungemein reformfreudig, alle diese Mißstände grUndlii 

>) KiderijiaiiQ, üeeamtataalsidee, H, S. 74, 339-330, Anm. ä44. 

') S. Aktenstücke Nr. 43, S. Gl f. (Referat des Grafen Wratielaw.) 

') Hierüber Mitteilungen des Vereines f. Gesch. d. Deutschen in Bohl 

8 (1870) lind Uacliniann, Kin bühmiselier Aiiegleich unter Kaiser Joeef L 

liiiiser Karl VI. Doutadie Arbeit, 4 (1904), 
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ftuf Beinen Befehl wurde eine mnfassende böhmische 
Kanzleiordnung ausgearbeitet und am 26. April 1719 erlassen;*) sie 
ist auch eine vielfach wörtlich ausgeschriebene Vorluge für die im 
Folgejabre erlassene österreichische Kanzlei Ordnung geworden. 

Die bühmiäche Kanzlei, verkündet die neue Ordnung nicht 
ohne Nachdruck, sei die „letzte und höchste königliche und respec- 
tive landesftl ratliche Stelle", das „königÜche und landesfilrsthche 
allerhöchste Gericht".*) Der KOnig sagt: alle hier einkommenden 
Sachen gehören „vor uns als König und Landesfürst allein" und 
wir sind „darin das oberste Haupt und Richter"; daher dürfe — wie 
hernach auch die österreichische Kanzlei Ordnung verfügt — kein 
endgültiges Urteil, ja in „hochwichtigen Sachen" nicht einmal eine 
Verordnung ergehen ohne allerhöchste Entschließung. ^} Daß die 
Kanzlei jederzeit an der Seite des Königs sein müsse, wird als selbst- 
verständlich nur nebenhin bemerkt.*) 

Der Persona Island wurde vermehrt: außer oberstem Kanzler, 
Kanaler und Vizekanzler sollten noch acht Hofräte, zwei Herren- 
standes, sechs Ritter- und Gelehrtenstandes, das Plenum der Kanzlei 
ausmachen.*) Zugleich aber wurde ihr Tätigkeitabereich in der 
Weise geschieden, daß politische und richterliche Angelegenheiten 
fortab gesondert behandelt werden sollten. Die „politische und an- 
dere Sachen, welche den statum betreffen, auch alle publica als 
Reichs-, Regenspurgische, Comitial-, königliche Land- und Fürsten- 
tags-, Contributions-, Kriegs-, Provincial- und Coramercial- wie auch 
pure Gratialsachen . . ., ingleiohen die Angelegenheiten der Religion 
in Schlesien . . ., Stiftungen, die Emporbringung unserer Universität 
und StUdten und endlichen die Vorfallenheiten, die den statum, die 
Education und in summa den Wohlstand unserer Untertanen betreffen 
können", wurden einem aus drei Mitgliedern bestehenden „senatus 
publicorum" zugewiesen; ein aus sieben Mitgliedern bestehender 
„senatus judicialis" sollte „alle und jede Sachen" erledigen, „die 
strittig aeind und in via coutentiosa durch Prozess nach der Justiz 
dirigiret und decidiret werden müssen.'"') Von Behandlung aus- 



') Aktenstücke Nr. 49, S. 301-335. 

») Hofkanzleiordnung, Aktenstücke Nr. 4Ö, I, § 6, S. 310, U, § a, S, 330. 
') Ebenda, 1, g 21, S. 318. Eine nähere Bezeicluiuug dieser „hoi-hicichligen 
•n" unterbleibt hier ebenso wie in den anderen Ordirangen. 
*) Ebenda, I, § 6, 8. 310. 
') Ebenda, Einleitung, § 1, S. 302. 
•) Ebenda, Einleitung, g 2, S.aOäf. und 11, ^ I und 2, S.3i;i-3-21. 
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Wärtiger Angelegenheilen — wie in der österreichisclien Kaaidei- 
ordnung — ist keine Rede. 

Diese Sclieidung in einen politischen und Richtersenat soll aber 
die Einlieit der Kanzlei nicht gefUhrden. Die Ordnung verkündet, 
der Kaiser denke nicht daran, „zwischen denen zwei senatibus eine 
fonnelle Separation zu macheu, Bondern beede zusamniea werden 
unter ihrem Capo, dem obersten Kanzler, ein einziges corpus ean- 
cellariae constitniren",') Dem obersten Kanzler steht es frei, diesem 
oder jenem Senate vorzuaitzen, ohne daß jedoch durch seine Ab- 
wesenheit die Gültigkeit der in den Senaten gefaßten ßesclilüsse 
sollte berührt werden künnen.*} Der Vorsitzende erscheint — ebenso 
wie hernach in der üaterre ichischen Ordnung — an den Majorit&ts- 
Bchluß gebunden und, wenn er außer dem Dirimiernngsrecht auch 
das Hecht hat, seine „Partiuularineinung" in wichtigen Dingen, die 
an den Kaiser gingen, geltend zu machen, so besitzt dieses Recht 
gleicli ihm jeder Rat der Kanzlei.*) 

Die Referate der Räte waren der neuen Einteilung gemäß vor 
allem in politische und richterliche geteilt; von Länderreferaten in 
dem Sinne, wie sie in der Ansarbeitung Graf Wratislaws von 1712 
begegnen,*} wird nicht mehr die Rede sein können. Die Räte sollen 
„regulariter, so viel wie immer möglich, beim einem sonatu bleiben".^) 
Nur für wichtige Angelegenheiten sollten Räte auch aus dem anderen 
Senate her übergenommen werden. Es versteht sich, daß dieser Fall 
besonders häufig bei den Re vi sions Verhandlungen eintrat, für welche 
an der Neunzahl der Ricbterkolleglen festgehalten wurde. Diese 
Zahl sollte durch Beiziehung von zwei Sekretären zu dem sieben- 
gliedi-igen Senatus iudiciahs erfüllt werden;") natürlich, daß dies 
sich häufig nicht erreichen ließ. So mußten eben Räte des anderen 



■) Hofkanzleiordnung, Aktenstücke Nr. 19, Einleituiig, g T, S. 306. 

■) Ebenda, Einleitung, §§ 1 und 2, 6 und 7, S. 302—306. 

*) Ebenda, I, §§ T und 19. Im Interesso raadier Erledigung Hamen 
des prozessualen Einlaiifes wird verfügt, duO dieser beim obersten Kanxlei 
(oder desBen Vertreter), an den er einlangt luid der ihn Euteilt, nicht ISnger als 
drei Tage, beim Kanzler, dessen Meinung der oberste Kanzter dabei einbolen 
soll, nicht lilnger als zwei Tage liegen dürfe. Ebenda, Einleitung, @3. ^ Über 
die Frage, aus welcher Kanelei bis 1749 die a. b. EntscIilieOiingen Über Ernen- 
nung der bShmischen obersten Kanzler ausgegangen sind, findet eich zurzeit 
kein AnfecliluO-, venuutlieb aber aus der üstcrreicLiecben Hofkanzlei in ihrer 
Eigenschaft als Ilauskanxlei. 

') Aktenatlicke Nr. 43, S. Cl f. 

") Hofhanzleiordnung, AktcnstQcke Nr. 49, Einleitung, % 6, S. 304. 

■) Ebenda, Art. II, 8 2, S. 320. 



4 

der I 




Die hßh mische Hoflomlei. 



213 



Senates oder fremde Räte bcigezogen werden. Doch sollte auch im 
Falle der Verehiigung von Räten beider Senate zu gemeinsamer Be- 
ratung wohl berücksichtigt werden, daß die „connexio und der filiiB 
niateriarum nicht leichtlich unterbrochen werde".') Besonders ße- 
BetzungSTOrschläge und Disziplinarverhandlungen sollten im Plenum 
der Kanzlei, in dem „conseasus utriusque senatus" unter Vorsitz dea 
obersten Kanzlers verhandelt werden, welcher also auch in solchen 
Fällen gleich seinen Kollegen von der österreichischen Hofkanzlei 
nicht eigenmächtig verfahren darf*) 

Die Geschäftaordnungsbestimniungen der beiden Ordnungen von 
1719 und 1720 decken sich nahezu vollständig. Eine „untere" 
Kanzleiinstraktion filr die eigentlichen Kanzlei beamten — Sekretäre, 
Taxator, Registratur, Kxpeditor, Konzipisten und Kanzloischrciher — 
fehlt hier wie dort und soll besonders verfaßt werden.') Hingegen 
gehen die Ordnungen in den Bestimmungen über die Qerichtszu- 
Btiindigkeit der Räte beider Kanzleien auseinander. Die böhmischen 
Hofkanzleiräte bleiben wie bisher von „anderem Gerichtszwang oder 
Jurisdiktion frei und eximu't und in unseren besonderen kais. und 
kgl. Schutz und Protection begriffen".*) Die böhmische Hofkanzlei 
ist also der Gerichtsbarkeit des oherstliofmarschalltschen Gerichtes, 
der sonst die Räte aller Hofmittel mit einziger Ausnahme des Reichs- 
hofrates unterordnet sind und sein sollen, nicht unterstellt. Bei den 
Verhandlungen über die Verfassung der österreichischen Hofkanzlei- 
ordnung von 1720 wurde von allen Mitgliedern der Kommission diese 
Ausnahmsetellung der bühmischen Hofkanzlet ^r unzukömmtich er- 
klärt. Der Kaiser reaolvierte auch auf diese Vorstellungen hin, er 
finde die Bedenken der Kommission einleuchtend und werde ihnen 
gemäß das Nötige verHlgen. In der Tat scheinen auch kaiserliche 
Entschließungen zugunsten der obersthofmarschallischen Gerichts- 
barkeit über die böhroischo Hofkanzlei erflosseo zu sein, aber, wie 
sich wohl erkennen läßt, ohne aktuelle Bedeutung. Von einer wirk- 
lichen Unterordnung der böhmischen Hofkanzlei unter das hofmar- 
schaUische Gericht verlautet weiter nichts und sie hat das Jurisdik- 
tionsrecht des Hofm arschall 8, so oft es auch ausgesprochen wurde, 
immer wieder bestritten. Sie hielt konsequent an dem Grundsatze 



L 



>) Hofkanzleiordniing, Aktenstücke Nr. 49, Einleitung, S &. S. 304. 

') Ebenda, EinleitiinK, S 10, S. .-tn? und Art. I, S 2, S. 309. 

') Der Taiator soll p;emaß Art. I. g 4, S. 309 der böhmiBchen Hof kanalei- 
ordmuig von der Hof kammer aufgeaonimen werden, gemäß der österceichischeii 
Ordnung aber von der Kanzlei (Aktenetücke Nr. 60, Art 1, § 24, S. 318). 

•) Hofkanüleiorduung, Aktenstücke Nr. 49, Art. I, S B, S. 811. 
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der goldenen Bulle fest, daß böhmische Untertanen nur Tor 
bshmisches Forum gehörten und somit ihre Räte nur im eigenen 
Plenum gerichtet werden könnten, wenn sie auch nicht zu verhindern 
vermochte, daß in Disziphnarf^llen gegen ihre Angehörigen auch 
fremde Ritte, zumal Reichshofräte, verwendet wurden.') 

Der böhmischen Kanzlei wird gleich der Osterreichischen die 
strenge Beobachtung des Instanzenzuges zur Pflicht gemacht und ihr 
untersagt, einen Prozeß mit Verletzung dieser Bestimmungen an sich 
zu ziehen. Ausgenommen bleiben nur die in der Landesordnung 
vorgesehenen Fälle der unmittelbaren Einbringung und Übernahme 
von Prozossen hei der Hofkanzlei.') Die strenge Beobachtung der 
Artikel der Landeaordnung und der sie ergänzenden Deklaratorien 
und Novellen wird ihr nicht bloß selbst aufgetragen, sondern sie auch 
angewiesen, über ihre Einhaltung zu wachen.*) Ausdrücklich erklärt 
der Kaiser: „Wir wollen zwar das Recht, welches uns als König in 
Böheimb in iure ferendo et lege statuenda zustehet, vollständig vor- 
behalten haben und solle unsere kgl. büheimbische Hofcanzlei nicht 
befagt sein, neue constitutiones, declarationcs, pragmaticas oder no- 
vellas in die Länder zu erlassen, es wären dann selbige nach vor- 
heriger Vernehmung der Instanzien in denen Ländern von uns in 
dem geheimben Rat gnädigst approbiret worden, inmassen unser Will 
und Meinung ist, daß das Recht durch dergleichen vile und ver- 



') Über das Verhältnis der bölimischen Hofkanzlei mm Dbcrelhnfiiiar- 
achalÜEchen Gericht s. Hüttnersche Sammlung (k. k. Archiv f. Niederßater- 
reich), 18, 497-500 (Gutachten der höhiiiUchen Hofkatislei Über ilir Verhält- 
nia zum oberBthofmarsclialliBchen Gericht vom Jalire 1742). Oaraiis crhelU 
jedenfalls, daß die bühmisehe Kauzlei damals nicht unter der Jurisdiktion 
des Oherstbofmarschalls stand (498' und 499*). Die bDlimische Kanzlei vcr- 
weiHt darauf, daß sie seit ihrer „anhero transferirung" 1624—1654 allein und 
unbeBtritton die Jurisdiktion „nicht allein über das cantleipersoiwle. sondern auch 
über alle Air aniEciende boeh^itche landetinwohner exereiret^' and die 1)>M zuerst 
erhobenen Ansprüche des Marschnlla immer bekitmpft hahe; wenn dieser in 
den letzten Jnliron „väeicht ein oder andere reiolution bu seinem favor heravs- 
gebradtt haV, so sei doch „von dergleichen iarisdiktionsattenlatis und erschli- 
chene» resolutis" nichts zu halten; so habe der Marechall im Jahre 1671 eine 
Resolution erwirkt, nach der ihm die JuriediktioD auch über die Beichskanzlei 
zugestanden hätte; es habe sich aber ^nach besserer einsieht der tacken geeeiget, 
doM solches nicht bestehen könne' und diese Resolution sei kassiert wordeji, — 
Zu voller Klarheit wOrde hier wohl nur eine iieeondero Unterswchung fähren. 
— S. auch böhmiscba Uofkanzleiordnung, Aktenstücke Nr. 49, Art I, 
§ 2, 8. 309. 

■) Hofkanzlciordnung, Aktenstücke Nr. 49, Art, U, 8 8, 8.322. 

•) Ebenda, Art. 11, §§ 10 und 11, S. 323. 
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schiedcne oft widereinander laufende Verordnungen in keine Unge- 
wissheit gebracht . . . werden solle".') Anschiießend hieran verweist 
die Instruktion darauf, wie die seit Jahren amtierende Kommission 
zur Uniredigiernng der bilhraischen und mährischen Landesordnung 
diese mit den Bestimmungen der späteren Erlässe und Verordnungen 
in Einklang bringen solle, und trSgt der Kanzlei auf, „eifrigst darob 
zu sein, daß, weilen in unseren Herzogtum Schlesien fast ein jedes 
Fürstentum besonderer Rechte sich gebrauchet, woraus nur confu- 
eiones, Stritt und Irrung erwecket werden, sothane zertrennte Rechte, 
so viel sich ohne Abbruch deren wohihergebrachtcn Gewünlichkeiten 
thuen lassen wird, combiuiret, auch in bessere Einigkeit und Qleicli- 
fiirmigkeit gesetzet werde".*) 

Die böhmische Hofkanzleiordnung von 1719 blieb ebenso wie 
die nach ihrem Muster erlassene österreichische Ordnung von 1720 
bis zur Vereinigung beider Kanzleien gültige Norra.^) Da das große 
Werk der Neuredaktion der Landesordnung nicht zu Ende gebracht 
wurde, blieb es auch bei den alten Bestimmungen und ihren mannig- 
fachen Widersprüchen. Eine neue Taxordnung, wie sie im Jahre 1722 
für die österreichischen Länder erlassen wurde, scheint, obwohl sie 
in der Kanzlciordnung von 1719 ausdrücklieh vorgesehen wird,*} 
dennoch zunächst nicht gegeben worden zu sein; wohl aber lassen 
vorhandene Nachrichten auf die Erlassung einer solchen noch unter 
Karl VI. oder in der allerersten Zeit Maria Theresias sehließen. 
Jedenfalls ist sie im Wortlaut nicht bekannt.*) 

') Hofkanzleiordniuig, Aktenstücke Nr. 49, Art. 11, § 12, S. 324. 

') Ebenda, Art. 11, % 13, S. 324. 

*) DaQ die Zolil der Kfite über das in der Ordnung angegebene Maß 
hinaus vermehrt wurde, ergibt sich aus den Schomatiemeu im Archive des Mi- 
niBteriumB dea Inners; der von 1T30 zählt 3 RüCe Herren-, 7 Ritter- und Ge- 
lehrtenetandef) auf (vgl. auch HüttuerBche Sammlung, Archiv f. Niederüet^rreicli, 
18, 610). Nacli dem Vfirluste Schlesiens wurde 1749 die Zahl der Räte — bis- 
her 12 einschließHch Kanzler und Visebanxler — um ein Drittel, anf 8, ver- 
mindert. 8. Schematismen, a. a. 0. Dnd ÖeUkovsk^, S. G2. 

') Aktenstücke Nr. 49, Art. I, § 3, S. 3011. 

°) In der Hofkandeiordnung, Aktenstücke Nr. 49, Art. I, § 3, S. 309 
wird die Berufung einer Kommiseion zur Ausarbeitung einer neuen Taxordnuug 
ausdrücklieb vorgesehen. Aus einem a. u. Vortrage der bölimiscben EanElei 
vom 19. JUnner 1721 (Abschrift im Archive des Ministeriums des Innern, V C 8 
N.'O., 8 ex 1733 erhellt, daß diese Kommission auch wirklich unter dem Präsi- 
dium des obersten Kanzlers zusammen getreten sei und einen Entwurf für dte 
— sehr ausgiebige — Erhöhung der Tauen für „gütliche btnefieia und teelllkhe 
offieia' ausgearbeitet habe. Dieser ht aber offenbar nicht in Kraft getreten. 
Aus dem a. h. resolvierten Referate der böhmischen Hofkanslei vom Desomber 




Daß die Beizicliting von Mitgliedern des einen tjenal 
Sitzungen des anderen zu Weiterungen und beEonders zu Übergriffen 
des — bei der Neunzalil der Ricliterkollegion viel öfter in Anspruch 
genommenen — politischen Senates gegenüber dem juridischen Alhrten, 
ist einleuchtend und auch bezeugt.') Die Scheidung in „publica" 
und „iudiciaha" blieb doch vielfach auf dem Papier. Auch die im 
Jahre 1724 ergangene kaiserliche Verordnung, daß Air Revisionaver- 
handlungen, die nicht besonders wichtigen Gegenständen galten, fort- 
ab ein Kollegium von fUnf Richtern genllgen sollte, der Eilaß der 
„Revisionspragmatica" vom 25. Februar 1734, welche unter Heran- 
ziehung vieler Bestimmungen der üster reichischen Uevisionsordnung 
von 1669 namcnthch die Frage der Zuläasigkeit der Revision genau 
regelte,') die Vermehrung der HofrÄte um zwei weitere Stellen 'j 
scheinen in die Verwaltung der böhmischen Justiz keine nachbaltige 
Ordnung gebracht zu haben. Fast etwas unwillig resol viert der 
Kaiser auf das Referat der böhmischen Hofkanzlei vom Dezember 
1726 im März 1728, ob sei sein „ernstlicher Befehl", daß nach den 
hier vorgeschlagenen und von ihm gutgeheißenen Zusätzen und Ver- 
änderungen nun endlich „der Instruction in allen Puncten nachge- 
kommen und vollzogen werde".*) Es ist immer die alte Klage, daß 
der Justizsenat seine Agenden nicht aufzuarbeiten vermöge, der 
politische Senat sich stets aufs neue in dessen Geschäfte mische und 
daß durch die Berufung der einzelnen Räte in den geheimen Rat, 
Deputationen und Konferenzen das „corpus cancellariae oft so zer- 
tailet sei", daß es erst recht an der nötigen Anzahl Räte für die 
Kanzleisitzungen fehle.*) Alle Änderungen und Besserungen führten 
zu keinem dauernd gunstigen Ergebnisse. 

Vor allem diese Verworrenheit in der Justizpflege hat bei Maria 
Theresia den Gedanken der großen Verwaltungareform vom Jahre 



1736 erbeut dann neuerlich, daQ der Tmator und Eipeditor eine AiiBarheitong 
tther die Taxe gemacht haben und daß eine Kammissiou von fünf Hofrütea 
dieselbe prüfen und dem Kaiser darüber berichten werde. (Hfittnersche Samm- 
lung, Archiv für Niederösterreich, IS, ßl5' bis 616'.) Weiteree ist wieder nicht 
bekannt. Erst aus der a. h, BAtUtigung der österreichischen llofkanslei in 
ihrem Beetande vom 15. Februar 1749, in welcher von einer neuen böhmiacheo 
TaxordnuDg deutlich die ßede ist, scheint hervorzugehen, daß eine solche er- 
IsHsen worden ist. Aktenstücke Nr. 57 A, S. 487. 

') Aktenatncke Nr. 49, S.3.$.'>f. 

*) Aktenstücke Nr. 32 G, S. 539-533. 

=} S. S. 215, Anm. 3. 

') Aktenstücke Nr. 49, S. 346. 

») Ebenda, S. 3a& f. 
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1749 gezeitigt und sie veranlaßt, zunUchBt mit der gänzlichen Son- 
derung der Justiz- und Veiwaltungsagenden, zu weicher in den 
beiden Ordnungen von 1719 und 1720 ja schon ein Anlauf genommen 
worden war, den Anfang zu machen. In ihren gleichlautenden 
Handschreiben vom 2, Mai 1749 an den böhmischen obersten, den 
österreichischen und den Slaatskanzler sagt die Kaiserin, sie habe 
„wahrgenommen, daß zwar die in denen abgewichenen Jahren unter 
des Kaisers Majestät und Liebden und meiner Uirectiou angefangene 
Besorgung deren wichtigsten Länder politicorum ihre gute Wirkung 
gehabt, die bisherig vordrüßliche colhsiones deren Stellen vermiden, 
alles schleunig expediret und sowohl das Militare und Contributionale 
als Camerale in eine solche Ordnung gebracht worden, worin es in 
vorigen Zeiten noch nie gewesen. Dahingegen wird über die Ad- 
ministration der Justiz und derselben Verzögerung noch verschiedent- 
lich Klage geftihrct. . . . Ich finde mich dahero bemUßtget, eine 
gänzliche Separation des Justizwesens von denen publicis et pohticis 
vornehmen zu lassen nnd dardurch zu bewirken, daß eine Materie 
die andere niclit mehr wie bishero verhinderen und aufhalten, son- 
dern alles ohne Unterbruch beförderet werden möge". Von einer 
Aufhebung der Kanzleien ist mit ausdrücklichen Worten nicht die 
Rede, wohl aber vermerkt: „Was die besorgung deren publicorum 
et politicorum anlanget, diese werden noch weiters unter des Kaisers 
Majestät und Liebden, dann meiner Direction in der Conferenz trae- 
tiret werden, die Vorarbeit ungen aber sollen in einem eigenen con- 
sessu unter des Grafen Haugwiz praeaidio, als Pracsidenten des 
Directorii in publicis et cameralibus, geschehen nnd hiernächst alle 
Wochen des Kaisers Majestät und Liebden und mir vorgetragen 
werden." Am 14. Mai 1749 erfolgte die öffentliche Kundmachung, 
mit welcher die Aufhebung der böhmischen und österreichischen 
Hofkanzlei und die Errichtung der obersten Justizstelle als höchster 
Gerichtsinstanz verlautbart wurde.') 

*) Akt 41 ex Maio 1749, m A S, Karton 7 im Archive des MimsteriumH 
des Innern. Im Archive des JustizminiBteriiuns erliegt unter der Bignatur: 
^Jiidicialia der boehmisdien Hofkatulei" ein „PratoeoUum senatus in xudicialibiu 
ab anno 1744 wsgw: 1748" und ein „ ProtoeoUuin settatui ptibticorum de anno 1749" ; 
das letite Protokoll „in publieü" ist vom 22. April 1749 datiert und tragt eigen- 
hSndige Bemerkungen der Kaiserin. 
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I. 

Der kfinigUcbc und der kaiserliche Bol'rat lu der Zelt 
Ferdinands I. nnd Karls V. 

Vermutlich am 13. Februar 1498 hatte König Maximilian I. als 
eine oberste Verwaltungs- nnd Gerichtsinstanz, iu gewiseein Sinne 
auch als eine Oberbehörde der gleichzeitig errichteten Fitianzinsti- 
tute Hofkammer und Schatzkammer, ein Hofregiment oder, wie zu- 
gleich gesagt wird, einen Hofrat ins Leben gerufen. Vor allem 
sollte die neue Behörde als ein oberster kaiserlicher Gerichtshof ftlr 
das Reich und die Erblande wirken. Die auf das Reich erstreckte 
Kompetenz des Hofratee scheint durch die Einrichtung des Reichs- 
regiraentea auf die Üsterreichi sehen Agenden beschränkt worden, 
derselbe auch in den Jahren 1502 — 1518 nicht ordnungsgemäß be- 
setzt gewesen zu sein. Erst im Jahre 1518 wurde auf dem Tage 
von Innsbruck die Neueinrichtung eines beständigen Hofrates am 
kaiserlichen Hoflagcr zwischen Kaiser und Stünden vereinbart. Aber 
der kurz darauf erfolgte Tod des Kaisers hat diese Vereinbarung 
wohl überhaupt nicht zu Leben kommen lassen.') 

In den Ausschußverhandlungen der österreichischen Stände mit 
Erzherzog Ferdinand auf dem Augsburger Generallandtagc von 1525 
wurde an die Organisationsentwürfe von Innsbruck wieder ange- 
knüpft und die Errichtung eines Hofrates war eine Hauptforderung 
der Stände. Hatten die Innsbnicker Beschlüsse von 1518 vor allem 
bezweckt, die Ernennung der Mitglieder des Hofrates durch den 
König an die ständische Zustimmung za binden und damit eine 

') Siehe S. 23-29. 
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bisher rein IntideBflirstliche Stelle dem stärksten ständiechen Einfluß 
zu unterwerfen, so führten ähnliche Erwägungen auch diesosmal zur 
atUndisclien Forderung nach einem Hofrat. Aber Erzlierzog Ferdi- 
nand war nicht willens, vor den Ständen, deren Bewegung er vor 
kurzem in Kiedei-üaterreieh so unbarmherzig niedergeworfen hatte, 
gleich seinem Großvater zui'tickzu weichen. Er kam der stJlndisehen 
Forderung nach, zwar nicht bis zum Michaelistago (29. September) 
1Ö36, wie er versprochen, aber doch noch im Laufe dieses Jahres. 
Am 14. Dezember verkündete er es öffentlich als seinen Entschluß, 
einen „stattlichen Hofrat aufzurichten". Aber er läßt keinen Zweifel, 
daß er dessen Mitglieder selbst setzen werde. In einer Zusatz- 
bestimmung zur Hofordnung vom Neujahrstage 1527 erklärt er: „Ire 
M', wÜJ nit, dass kain Ordnung der land halben [in der Sitzfolge der 
Käte] gehalten, dan si ir M'. nicht als gesandten der land, sondern 
als ir kg). M'. rat und diener hab." Deutheher Isßt sich der Grund- 
gedanke der neuen Behördenordnung als eines rein landesfllrstlichen 
Untemehmens gar nicht ausdrücken.') 

In der Hofordnung vom 1. Jänner 1527 ist von dem Hofrate 
schon als von einer bereits bestehenden Institution die Rede. Kurze Zeit 
nach diesem Tage erging an die Landesstellen, die „Regierungen" 
in Wien und Innsbruck der strikte Auftrag, sich hinfort nicht mehr 
des Titels „Hofrat" zu bedienen.^) Ein Staatsrat in dem umfassen- 
den Sinne wie früher unter Maximilian I. ist dieser Hofrat der fer- 
dinandeischen Zeit nicht mehr gewesen. Die Rolle eines solchen fiel 
fortab dem „geheimen Rate" zu; er war das Organ vor allem der 
auswärtigen Politik, aber auch das beratende Organ des Herrschers 
in allen sonstigen Staatsfragen. Daß sich, wie noch zu zeigen sein 
wird, nach dem Wortlaute der erhaltenen Ordnungen die Kompe- 
tenzen der beiden Räte vielfach berühren oder gar vollständig decken, 
ist i-ichtig; aber dies ändert doch an der Tatsache nichts, daß die 
Stellung des geheimen Rates gleich vom Beginn der neuen Behörden- 
organieation an und dann je länger je mehr die höhere, sein Ver- 
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■) S. Aktenstücke Nr. 12 1 A, S. 10b. Nahezu gleichlautend in der 
Hofordnung von 1M7. Aktenstttcke Nt. 12 UI B, § 7, S. 122. Auch in der 
Beantwortung etändiacbcr Klagen vom 31. Februar lbi<ö betont der König, 
daß er die (niederösterreichischen) Hegierungs- und Hofratse teilen mit ihm be- 
liebigen Leuten besetzeu könne und daO es sein guter Wille sei, wenn er ein- 
geborenen Leii(«n dabei den Voreug gebe. Hierzu und znm Folgenden beson- 
ders lioeenthal, Bebürdenotganisation, besonders S. ti5— 66, 172 (15—16, 122). 

■) Bidermann, Gesamtstaataidee, 1, S. 7ä, Anm. 127. — Hosenthal, 
Behördenorgunisation, S. 66 [16|, Anm. 1. 
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hältni» zum Monarchen das iiitimero war. Die Katschläge und Be- 
schlüsse des Hofrates unterlagen so gut wie die der anderen neu- 
geachaffeuen Behörden, der Hofkammer und hernach des Hofkriegs- 
rates, einer nochmaligen und meist entscheidenden Durchberatung ip 
den Sitzungen des geheimen Rates.') 

Welches sind nun im einzelnen die Wege dieser Entwicklung 
und wie uraschreibt eich das Amtebereich des Hofrates? 

Eine Hofratsordming ist vor dem Jahre 1541 nicht erhalten. 
Man wird, will man flber Stellung und Kompetenz des Hofrates in 
diesen frUhen Jahren ins Klare kommen, versuchen mltssen, einzelne 
Bestimmungen der Hofordnungen von 1527 und 1537 und der In- 
struktion fUr den obersten Kanzler von 1528 zu einem Gesamtbilde 
zusammenzuschließen.*) Nach der Hofordnung ist ein deutlicher 
Unterschied zwischen Hofrat und geheimen Hat als zwei gesonderten 
Organen nicht wohl zu merken. Noch ist darin von Hat schlecht- 
weg die Rede, der lallweise zum geheimen oder zum Hofrat wird;*) 
der geheime Rat ist nur ein fallweise zu mehrender oder zu min- 
dernder Ausschuß aus dem Hofrate. Es heißt in der Ordnung aus- 
drücklich, daß die Hofriite zu ordentlicher Stunde in ihren Riit gehen 
und sich tüglich gewärtig halten sollen, „wenn man etlich aus iuen 
oder gar [alle] zu kgl. M*. oder in den geheimen Rat zu erfordern 
nottUrftig wirdet".*) Die Kompetenz des geheimen Rates wird be- 
stimmt umschrieben, nicht aber die des Hofrates; daß sie sich vor 
allem in der Erfüllung der Obliegenheiten eines obersten Geriobls- 



■) Vgl. auch 8.41—42. 

■) Eb kommen beeondera in Betracht: Hofordnung 1527. Aktenstücke 
Nr. 12 I A, S. 103-103, § 1, S. 104, § 2, S. 106-108. - Hofordnung 1537, 
AktenHtöcke Nr. 12 I B, S. 122, §§ 4—7. — Kanzlecnrdnung 1528, Akten- 
stücke Nr. 13, §§ 5, 6, 15-18, S. 240 und 242— 244. Außer den mehrerwttliiiteii 
Arbeiten von Fellner, MlÖG. 8 und 15, Kretschmsyr, HeichBvUekanEteramt 
und Eosenthal, Behörden organiEHtion, kommen namuntlidi fQr die spHtere Ge- 
schichte des (Hei cha-) Hofrates in Betracht: Uffenbach, Tractatus de consilioan- 
lico (1683), Herchenhahn, Gesch. des kais. Keiehahofrates (1792-1793), 3 Bünde, 
Mal blank, Anleitung znr Kenntnis der deutschen Gerichts- und Kanzlei- 
verfaesimg und Praxis (1791—1795), 4 Bünde. Vgl. ferner Teiner, Die landea- 
füratlicbe Verwaltungspflege in Österreich (1898), 8. 117 ff., 8eidler, Studien 
Eur Geschichte und Dogmatik des österreichischen Staatfirechtee, S. 113 ff„ 
Lustkandl, Zentralstellen, Österreichische« Staatswörterbuch, 1, S. 235— 236; 
endlich Loebl, Beiträge zur Geschichte der kais. Zentral Verwaltung in Hitt. d. 
Instituts ÜHterr. Geschichtsforschung 27, S. 634—639. 

») Aktenstücke Nr. 12 I A, S. lOS-103 g 1: ,.ts sei bH t Äft. in ätm 
geheimen rate oder im hafraU"; ä. 104, § 2: „in dtn reM«". 

*) Ebenda, S. 107, % 5. 
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hofea erschöpfen sollte, mochte als eine Belbslveratändliche Sache 
gelten,') 

Deutlicher als in der ersten Hofordnmig sind die beiden Räte 
sdion in der Ordnung für den obersten Kanzler vom 12. Februar 
1528 geschieden. *) Hier wird auch zuerst die Kompetenz des Hof- 
rates umschrieben. Ihm obliegt die Entscheidung „in allen Parteien- 
Sachen, so luatitiam betreffen, sie seien aus dem Ueieh oder den 
Erblanden, keine ausgenommen". Er wird ebenda als „ein steter 
Parteienrat an unserm Hofe" bezeichnet*) Den Hofräten wird ge- 
naue Einhaltung der täglichen Änitsstunden zur Pflicht gemacht, „da- 
mit die armen Leut sovildestomehr gefUrdert werden".*) Es ist na- 
tlirhcb, daß er dem Hofe folge.^) Erschien nach der Hofordnung 
von 1527 noch ziemÜch deutlich der Kanzler als das Haupt des 
Ilofratskol legi ums, so nunmehr der Hofmarschall. Er leitete — wie 
bisher — die Umfrage, ihm steht das Dirimierungsrecht zu.") Für 
die Ausfertigung der Hofratsbe Schlüsse soll ein besonderer Parteion- 
sekretfir und weiteres Schreibpersonale verordnet werden.') 

Die Hofordnung von 1537 gibt weitere Aufschlüsse über die 
Organisation dieses Hofrates. Zunächst wird der schon ans der 
Kanzlerordnung deutlich erkennbare Vorsitz des Hofmarschalis im 
Hofrate nun ausdrücklich festgestellt,^) Ferner aber wird hier eine 
Wandlung von einsehneidender Bedeutung in den allgemeinen An- 
schauungen des Landesherrn klar. Nach den Bestimmungen der 
ersten Hofordnung (1527)*) sollen außer den „obersten Amterper- 
Bonen", Hofmeister, Marschall und Kanzler, die kraft ihres Amtes 
anch im geheimen Rate sitzen sollen, aus dem Reiche und den Oster- 



L 



*) DaO aber der Hofrat jetzt schon aussei iließlicli tiericlitsbehürd« in 
Justiz- imd VerwaltuQgssachen gewesen sei (t'ellaer, MIOG. 15, S. b22), wird 
man dem Wortlaute der Urdnnngen von 1!J3T und 1541 (s, unten) gegenüber 
niclit sagen dürfen, 

«) Aktenstücks Nr. 13, g 5 und 6, S. a40. 

*) Der Ausdruck .^parUtenhofrat" begegnet sclioii in der KuuzleiurJnuiig 
von 1626. Aktenstücke Nr. 11, § 10, S. 94. 

•) Aktenstücke Nr. 13, §15, S. 'J42. 

•) Ebenda, § 16, S. 243. 

") Ebenda, § 17, S. 243. 

') Ebenda, §§ 15—18, S. 242—244. — Für die „ParteisacUen" hatte schon 
die Kanzleiordnang von 1526 einen der drei Kanzleisekretüre bestimuit, Akten- 
stücke Nr. 11, g 6, S. 93; vgL S. 139—140. 

■) Aktenstücke Nr. 12 1 B, S. 122, % 4. 

*) Also nicht erst nach der Ordnung von 153T (Gegen Rosenthul, Behörden- 
Organisation, G6 116], dessen Ausführungen S. 6ß— 6ö |16— lö] auch sonst mehr- 
fach niclit ganE zutieÜenJ sind,) 
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reicbiscbeQ Erblanden, aber auch aus Böbmea uud Ungarn im ganzen 
19 oder 20 Uofräte entnommen werden: 5 aus den nieder-, 3 aus 
den oberosterreicliiaclien Ländern, einer aus Württembei^, einer oder 
zwei aus dem Reiche, fünf aus den bühuiiscben Ländern, zwei aas 
Ungarn, alle adeligen Standes; dazu zwei (bürgerliche) Doktoren der 
Rechte; endlich fallweise noch andere vom König „als Räte ge- 
brauchte" Personen.') Die zenlralistifichen Tendenzen sind augen- 
scheinlich; nicht bloß Kammer und Kanzlei sollten ihren Wirkungs- 
kreis über die neuerworbenen bühmischen und ungarischen Länder 
ausdehnen, auch das Oerichtswosen war der Kl^nig offenbar ent- 
schlossen, in dem neugeschaffenen Hofrate zu zentralisieren. Die in 
Aussicht genommene Zahl namentlich der aus den böhmischen 
Ländern zu berufenden Itäte läßt erkennen, daß die judizielle 
Tätigkeit des Hofrates in böhmischen und ungarischen Angelegen- 
heiten durchaus nicht bloße Formsache sein sollte. Davon kam man 
jetzt (1537) ab. Zu sehr standen die Prinzipien, nach denen der 
llofrat hätte eingerichtet werden sollen, im Gegensatze zur einhei- 
mischen Überlieferung und zu den hergebrachten Sonderrechten der 
Königreiche Ungarn und Böhmen. War der letzte Zweck der Er- 
richtung des Hofrates die Einsetzung des Königtums als letzter und 
oberster Instanz in allen Besehwerdesachen im Sinne römiscber 
Rechtsgrandsätze, so kannten die überkommenen Ordnungen weder 
in Ungarn noch in Böhmen eine Appellation an den König. Die 
Einbeziehung der neuerworbenen Reiche in daa Geltungsbereich des 
Hofrates erwies sich als undurchführbar. So lebhaft König Ferdi- 
nand mit Gedanken einer Gesamtstaatsverwaltung erfüllt war, scheute 
er doch davor zmUck, gegen althergekommene Landesinatitutionen 
einen so entscheidenden Streich zn führen, wie ihn die Ausdehnung 
der höcbstrichterlichen Kompetenz des Hofrates auf Ungarn und 
Böhmen bedeutet hätte. Er beschied sich, seinen Zielen lieber auf 
dem Gebiete der eigenthchen Verwaltung, vor allem der Finanzver- 
waltung, nach Mßghchkeit entgegenzuarbeiten. In der Ordnung von 
1537 ist eine Vertretung Ungarns und BOinnena durch Hofräte nicht 
mehr vorgesehen. Die Besetzung des Hofrates soll — abgesehen 
von den Mitgliedern von Amtes wegen — geschehen durch ftlnf Räte 

') Aktenstücke Nr. 12 I A, S. 106-107. Über die EangBordnnng der 
Bäte B. die Zusatz beEtimmung vom ». Februar l&äT. Ebenda, S. 108. — In der 
Au&'asEuiig des ursprünglich gedachten Verhültitisses des Hofrates zu Ungarn 
und Bübmen stiinine ich — wenn auch iiiehC ohne Vorbehalt -- Roscnthal, 
Behörden organisafi Oll, Bti— 68116— 18] gygeii Fellner, Zentral Verwaltung, HIOG, 
8, S. 27L'-i>73, zu. 
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aus den nieder-, zwei aus den oberüsterreichiscbeii LUadern und 
vier aus dem Reiche; sonst „solle ea so gehalten werden, wie es im 
Staat begnffen" sei/) das heiÜt, ea aollen wie bisher nach BedUuken 
des Küuigs auch fremde Räte beigezogen werden können. In den 
HorstaataverzeichDieaen der Folgejahre ist von hühmischen und un- 
garischen Mitgliedern des Hofrates nicht mehr die Rede.*) 

Während nun aber in der ersten Hofordnung (1527) die Kom- 
petenzen von geheimen Rat und Hofrat wenigstens mit einiger, wenn 
auch geringer Deutlichkeit aus ein and ergeh alten worden waren, so 
verschwimmen sie in der zweiten (1537) völlig ineinander. Alles, 
was dort als Agenden des geheimen Rates angegeben wird, erscheint 
hier mit völlig gleichlautenden Worten in den Wirkungskreis des 
Hofrates gerückt.^} Nicht mehr bloß als ein höchster Gerichlahof 
für das Reich und Osterreich, wie nach der Kanzleiordnung von 1528, 
erscheint hier der Hofrat, sondern als eigentlich leitender Staatsrat 
ganz wie der geheime Rat. Denn an der Unterscheidung zwischen 
beiden Räten wird, merkwürdig genug, doch zugleich festgehalten. 
In den Hofstaatsorduungen dieser Jahre sind geheime Räte nnd Hof- 
räte deutHch geschieden, erstere immer vor den letzteren angeführt. 
Man wird also trotz der übereinstimmenden Kompetenz Umschreibung 
doch annehmen müssen, daß in dem Verhältnis beider Räte zu ein- 
ander keine wesentliche Änderung eingeti'eten ist. 

Eigenartig ist nun aber doch, daß diese weitgesteckte, mit der 
des geheimen Rates vUlIig sich deckende Kompetenz dem Hofrate 



') Aktonatttcke Nr. 12 1 B, S. 124-135. 

»j In dem im -J. Baude als Aktenstück Nr. 12 HI C, S. 154-156 init- 
geteilten Besoldaugsverzeicluiisso sind 3 UofrJLte aua dem lieidie, 4 aus UugaTD, 
4 aus Bükmcn, 5 aus NiederüBtorreich, '2—3 aus Oberüsterreicli, ullo adeligen 
Standes, uud 2 Doktoren aufgeführt. Dus VerKekbnis kann nicht aus 153T 
Btammeo (Roaenthal, Beliördenorganisation, 67 |17]), da ea mit don Bestim- 
mungeii der Hofordnnng vom 1. Jänner dieses Jahres in Widersprach steht, 
sondern wird bald nuvli 1528 (vgl. die nahe Verwandtschaft mit Aktenstück 
Nr. 12 111 B, a. 147 — IM) angelegt worden sein. In den Hofstaats verseichnissen 
aus don Jahren 1539-1550 (Aktenatüeke Nr. 12 III D-H, S. 156 ff.) sind 
immer nur „Hofräte" schlechtweg aufgeführt. Daß die Anzahl der bürgerlichen 
Doktoren wächst (daa Hofataatsverjciclinis 1576, Aktenstücke Nr. 12 HI S, 
S. 192~m3, führt z. B. 6 Doktoren an), lUQC sich leicht feststellen. Doch hatten 
die adeligen Kate immer die Mehrheit. Die in der Reichsliofratsordnung von 
15Ö9, §6 (Aktenstücke Nr. IT S. 2ä3) genannten liühmisühen nud itngarisclien 
Hofrfite, die gleich den anderen den Einlauf votn lieichs Vizekanzler ingeatcUt 
erhalten aollen, sind Vertrauens itiiinner der Krone, Räte der böhmischen und 
ungarischen Kanilei, aber keine Mitglieder dea Hofratoa. Siehe S. 22'X 

') Vgl. S. 41, Auin. 3. 
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auch in der Hofrataordnung vom 1. Jänner 1541, der ersten ihrer 
Art, vorgezeiclinet wird.') Wenn aucl» in erster Linie ein oberster 
Qoriclitshof des Reiclies und der Erblande, gilt der Hofrat doch zu- 
gleich noch Immer als eine mit dem geheimen Rate konkurriere ade 
Institution vom Charakter eines obersten Staatsrates. „Nach und nebea 
Verrichtung der gemeinen Juatici- und Parteienaachen", verktlndet 
die Ordnung, sollen die Hofräte auch zusammenkommen, um, wie 
eB ihnen in der Kofordnung von 1537 schon vorgeschrieben und iu 
jener von 1527 den geheimen Ritten aufgetragen wird, „mit fremden 
Potentaten zu practtciern, wie fremden Practiken zuAlrkommen, auch 
wie beschwerliche Zerrüttungen und Zuteile ,abzelainen' seien und 
. . . alles dos emsiglich zu betrachten, das zu . . . unser königlichen 
und fUrBtlicben Hoheit, Land und Leat Aufnehmen . . . reichen mag**; 
dabei unterbleibt diesesmal ebenso wie vordem eine besondere Um- 
schreibung dieser Tiltigkeit mit der plausiblen Begründung, „dass 
die einzelnen causarum Status unergründlich seien". ^] 

Im weiteren aber werden hier endhch Organisation ab esUm- 
mungen präziserer Art getroffen. Vor allem wird die „Furderung 
und Verrtlchtung der Justici- und Parteienhilndl" als die eigent- 
liche Aufgabe des Hofrates erklärt, um derenwillen er ja auch 
bisher Bestand gehabt habe;') nur ftlr die Finanz- und Kammer- 
gulsangelegenheiten sollten die bestehenden Finanzbehürden zustündig 
sein. Der Hofmarschall wird ausdrücklich zu „unaera Hofrats Vor- 
geher" ernannt und auch eine Vertretung für den Fall seiner Ab- 
wesenheit vorgesehen.') Den Hofritten wird vor Augen gehalten, 
daß sie an Königs Statt und in dessen Namen Hecht sprachen, und 
gewissenhafte und rasche Erledigung der einkommenden Agenden 
zur Pflicht gemacht') Sie sollten aber auch Sorge tragen, daß 
keine von den Parteien in den Angelegenheiten, in denen sie aicb 
an den Hofrat wende, den ziemlichen Instanzenzug verletze und die 
nächstzuständige Obrigkeit umgehe, es wäre denn, daß deren Be- 
schwerde sich gegen ebendiese Obrigkeit richte; doch sollte dem 
Hofrate nichtsdestoweniger zustehen, nach seinem Ermessen Streit- 
Bachen ohne Rücksicht auf den Instanzenweg unmittelbar an sich 
zu ziehen. °) Die Entscheidung in Fällen, iu denen sich die Hofräte 



■) Aktenstücke Nr. 15, S. 272-275. 

•) Ebenda, § 12, S. 275. 

') Ebenda, SS 1, 2 und 6, S. 272-274. 

*) Ebenda, §§ 2 und 3, S. 273. 

») Ebenda, § G, 8. 273-274. 

') Ebenda, S 7, S. 974. 
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nicht zu einigen vermochten oder die an sich „hochwiuhtig, tapfer 
und ansehnlich" waren, blieb dem König und damit vielleicht auch 
— es ist dies aber keineswegs ausdrllckhch gesagt — dem geheimen 
Rate vorbehalten.') Denn bei aller Unklarheit in der Kompetenz- 
abgrenzung wird doch schon für diese Zeit die Überwiegende Be- 
deutung des geheimen Rates als des eigentlichen Herzorganes des 
ganzen Behördenkürpers festzuhalten und die Heranziehung des Ilof- 
rates zu den über seine richterlichen Obliegenheiten hinausgehenden 
Staatsaffairen als eine lediglich fallweise zu betrachten sein. Die 
Tätigkeit der beiden Räte war augenscheinlich eine andere, als nach 
dem Wortlaute der erhaltenen Ordnungen anzunehmen wäre. Die 
Hofratsinstruktion wird endhch mit einigen Bestimmungen über die 
schriftliche Fixierung der Ratsheschlüsse und Purteienbescheidungeu 
durch die Sekretäre beschlossen.*) 

In alleu den vorhandenen Kompetenzumschreibungen des fer- 
dinandeischen Hofrates erscheint dessen Wirkungskreis nicht allein 
auf die Erbländer, sondern auch auf das Reich ausgedehnt; denn 
der König war der Vertreter des Kaisers, seines Bruders, während 
dessen oft jahrelanger Abwesenheit vom Reiche, und es war natür- 
lich, daß alsdann ein ansehnlicher Teil der Reichs „parteiensachen" 
an ihn und seinen Hofrat ging, namentlich wenn zugleich auch das 
Reichskammergericht „stillstand" und ahe Prozesse vor das kaiser- 
hche Hofgericht gebracht werden mußten. Daneben bestand aber 
auch ein kaiserhchei- Hofrat Karls V. selbst, dem Anton Perrenot 
von Granvelle und hernach dessen Sohn, der Bischof von Arras vor- 
aaßen nnd der am 18. August 1550 eine besondere Geschäftsordnung, 
einen „ordo consilii", erhielt.*) Dieser hatte während der Abwesen- 

') Aktenfltücke Nr. 15, § ö, 8. 274. Ans der Ordnung von 1541 gelit 
dia Besümiuung, daü wichtige Fälle au don Künig selbst zu gehen hätten, aucli 
in dun „Ordo consilii" des kaiserlichen Hofrates von 1550 (s. unten), der sonst 
mit genannter Ordnung nichts gemein hat, und weiterhin in die Keiuhahofratn- 
ordnangen über. Das „votum ad imperatürein" blieb bis zum Ende des Reiches 
ein uicht im verächtliches kaiserlichea Friirogativreclit Welche Fülle ula wich- 
tig xa gelten hiltten, wird weder 1541 noch im Ordo cuneilii auBgeflihrt. Vgl. 
Winter, Ordo conailii (s. unten) 104, IIB und Rosenthal, ßehördenorgani- 
satiou, 79 (29) f. — üb wirklich der goheioie Rat damals schon die Keichsbof- 
ratsurteile überprafte oder ob in FJiÜBii, die an den König gingen, der Ilufrat 
selbst das Referat geführt hat, ist mit Sicherheit nicht auszuniachen. 

•) Aktenstücke Nr. 15, gS 9—11, 8.374—275. 

'} Winter, Der ordo consilii von 1550. Ein Beitrag «iir Geschichte des 
Reichshofrates, Arclüv für östeir. Oesch. 79, 101 ff. Aus den Jahren 1544 bis 
1556 sind die l'rotokolle dieses kaiserlichen Hufrates Karls V. erlialtoa. Sie 
erüti'neu diu uahesu lückenlose, lauge Reihe der im Wiener Staatsarcliive ver- 

Oiumutiucbe ZeoInlieniilliiDg. 1.1. Ib 
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heit des Kaisers im Reiche und in den nicht mehr zum Reiche ge- 
rechneten Niederlanden ala ein oberster Justiz- und Verwaltnngs- 
gerichtshof zu wirken und während dessen ruhte von selbst die 
Reichsgereehtsame des kUnigiichen Hofrates. Übrigens war auch 
dieser kaiserliche Hat mehr noch als der künigliche zugleich ein 
Staatsrat mit heriitcnder Stimme in politischen und Regierungsange- 
legenheiten. Die Beschwerden, daß die Reichssachen nicht wie 
geziemend durch deutsche Räte und überhaupt außerhalb des 
Reiches behandelt wurden, waren nicht vollauf gerechtfertigt; der 
Kaiser konnte im Jahre 1532 darauf erwidern, „daß er, wenn er 
schon außerhalb des Reichs deutscher Nation gewesen, dennoch 
allezeit deutsche Räte gehabt, und wenn er in deutschen I^anden 
gewesen, einen ordenthchen Hofrat von deutschen, redlichen, ge- 
schickten Personen mit samt einer deutschen Kanzlei gehalten, die 
solche Händel gefertigt haben".') Das große Wort aber fUhrten 
doch die Fremden; der linrgimder Granvelle, der Spanier Alba. 
Die deutschen Räte, voran der Heichsvizekanzler, hatten nicht viel 
anderes zu tun, als die auf Einraten dieser beiden gefaßten Be- 
schlüsse zur Ausführung zu bringen.') 



IL 
Die RcklishofratsordnDDgen von 155» (15840, 1617 uud 1654. 

Es war natürlich, daß eich gegen die von Kaiser Karl V. be- 
liebte Art von Versehung der obersten Gerichtsbarkeit und Uegie- 
rungsgewalt im Reiche eine immer lebhaftere Bewegung geltend 
machte. Auf dem Pussauer Tage 1552 erhoben die Protestanten 
laute Beschwerde, daß „die Regierung der Heichssachen . . , nun 
etlich Jahr liero in niemand anders, denn allein fremder Leute, die 
der tentschen Nation und Zung, auch des Reichs und zuvorderist 
der deutschen Sachen und Gelegenheit, nicht genugsam bericht. 
Händen gestanden und noch stehet".*) Sie erreichten die bestimmte 
Zusicherung, daß der kaiserliche Hofrat nur mit deutschen Räten 



walirten Eeichahofrataprotokolle. Die Protokolle des königlichen Hofrates Fer- 
dinuadü I. sind nidit auf uns gekommen. Winter, S. lO&ff. 

■) Malblauk, Kanzlei verfaaa im g, 1, g. 37, 

*) KrütBclimayr, Keiiihavizckantleraint. Archiv für Osterr. tiearli., üi, 
S. 397-400. 

') Kuaenthal, Behürdenorganisntioii, S. 76 |26], Auin. 1. 
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besetzt werden aolle.*) Auf dem großen Religion Brei clia tage von 
Augsbnrg 1555 wurde neuerlicli gefordertj der Kaiser solle seinen 
Hofrat „mit deutschen, ei'fuhrnen, geschickten, redlichen und taug- 
lichen Personen bestellen und soeben einen ansebnlichen deutBchen 
Praesidenten vorsetzen".') Die Abdankung des Kaisers ermöglichte 
eine rasche Erflillnng dieser Wünsche. Der bisherige, von Fremden 
beherrschte kaiserliche Reichshofrat verschwand und der königliche 
Hofrat Ferdinands I. Übernahm nun außer den erbländischen dauernd 
auch die Besorgung der Reichsagenden. Nach seiner Kaiscrprokla- 
mation (14. März löiiS) trug Ferdinand I. den geänderten Verhält- 
nissen durch die Erlassung einer Reichshofrataordnung vom 3. April 
1559 Rechnung. Auf Grundlage der Ordnung von 1541 und in 
vielfach würthcher Anlehnung an diese verfaßt, aeigt sie sich vülhg 
unbeeinflußt durch den „ordo conailii" von 1550.') 

Die Reichshofratsorduung vora 3. April 1559 bedeutet den Ab- 
schluß und die Erüflfnung einer Entwicklung. Wie die Vereinigung 
der früher getrennten Reichs- und österreichischen Kanzlei durch 
die Ueichshofkanzleiordnung von demselben Jahre, so sollte auch 
die durch die Reichshofratsorduung verfügte dauernde Vereinigung 
der Reichs- und Erblandsagenden in demselben Hofratskollegium 
dem Bestreben des Herrschers dienen, mit größerer eigener Kraft 
im Reiche aufzutreten.*) 

Der Reichshofrat oder, wie er in der Ordnung überwiegend 
genannt wird, der kaiseriiche Hofrat*) ist eine Erweiterung des frü- 
heren königUchen Hofrates Ferdinands I.; die organisatorischen Be- 
Stimmungen sind vielfach dieselben geblieben. Die Räte werden 

') Artikel 14 des FaiiS au er Vertrages. Vgl. Malblank, Kanzlei Verfassung, 
1, 8. 29. 

') RoBeiithal,S.76 [36); Malblank, 1, S.30; Hercbonhahn, 1, S.526f. 

') Aktenstücke Nr. 17, S. 281-288. 

'1 In den älteren Werken (Moser, F. C. v., Pragmat. Geschichte und Er- 
lauC«rung der kais. ReicliBhotVatsordnung, 1751, 1; Matblank, 1,S.31; Herchen- 
hahn, 1, 8. 54*2) wird die Ordnimg 1550 inig dahin gedeutet, als ob die üsterreiehi- 
Bchen und Heichssachea diircb sie vollends getrennt worden wären, und wird 
deui entsprechend auch die sehr beträchtliche österreichische Gerechtsame des 
BeichsliofTates bis in die Mitte des IT. Jahrhunderts außer Acht gelAssen. So 
auch Siegel, Rechtsgescbichte, S. ^5. — Ebenso ist es falsch, daß neben dem 
Beichshofrate ein besonderer üsteireichiBcheT Uofrat fortbestanden hUtte; Rosen- 
thal, BehCrdenorganisation, 8.78 |S8); sehr richtig dagegen Follner, MIÖG., 6, 
ä. 266—287 und 15, S. 522-5S3 und Seidler, Studien z. Goaeh. u. Dogmatik d. 
öHterr. Staatsrechtes, S. 118—121. 

") Die Bozeii/htmng .JtoicliBliol'rat" findet sich in der Ordnung nur ein- 
mal: § 2, S.283. 

16' 
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gleichermaßen dem Reiche wie den Erblanden eotnommen, an die 
Spitze dea Kollegiums aber nicht mehr der Hufmarschall, sondern 
ein Hofratspritaidenl — zuerst der Reich serbkämm er er Karl Graf 
von Zollern — gestellt. Diesem steht auch zu, seinen Stellvertreter 
(„Verwalter") aus dem Rate zu ernennen,') Dem Kaiser soll es 
aber unbenommen bleiben, auf Rciebatagen nach seinem BedUnken 
den Vorsitz im Reichshofrate irgendeinem ReichsfUraten znzaweisen 
und indessen den Präsidenten seiner Amtsbefugnisse zu entheben.') 
Der Ohef der Reichshof kanzlei, der Reichsvlzekanzler, hat in dieser 
seiner Eigenschaft im Reichshofrate Sitz und Stimme und verteilt 
den gesamten Einlauf.') Auch die Einrichtung des ,votum ad itn- 
peratorem' ist ans der Ordnung von 1541 hieher übernommen.*) 
Zur Geschäftsordnung werden mehrere neue uud den Geschäftsgang 
präziser regelnde Verfügungen erlassen.'') 

Das Bedeutsamste an allen Bestimmungen der Ordnung ist 
aber doch wohl das Fehlen jenes Artikels, in welchem in den Ord- 
nungen von 1537 nnd 1541 dem Hofrate über seine richterlichen 
Aufgaben hinaus ein politischer Wirkungskreis zugewiesen war.*) 
Der geheime Rat ist damit auch offiziell als das entscheidende politi- 
sche und Regieningsorgan anerkannt, mag auch der Hofrat noch 
mehrßtltig, aber doch immer nur fallweise zur Behandlung politischer 
Fragen herangezogen worden sein.') 

'J AktBtihtflcke Nr. 17, % 3, S. 282. — In der Ordnung von 1541 iät die 
Ernennung des b'te 11 Vertreters dem Kaiser vorbehalten. 

•) Ebenda, § 2, S. 2»2. ») Ebenda, § 6, S. 283. 

*) Ebenda, SS 11 nnd 19, S. 284 und 286. VrI. S. 225, Anm. I. 

") Ebenda, §& 7—17, 20-23, S. 283— 287. — In § 5 wird der Urlanbs- 
anspruph der verheirateten Räte auf 8, der nicht verheirateten anf G Wochen 
jiihrlich ab „nach altem brauch" bestehend iiomiiert. § 18 wiederholt wörtlich 
den % 5 von 1541, die Wahrung dea Ina tanzen zu ges betreffend. In ^ 22 wird 
die Roilienfolge der Erledigung-en vorgeschrieben ; es sollen „^Itoegeti ummtv 
eigene lachen wie pillig vorgehen, darnach erit die lachen, »o Mnen verx\tg oder 
doch nit trohl erleiden mögen, volgentt der gefangenen, iritticen, leaisen und armen 
leule, auch alidann andere partheiensaeben, je nachdem eine person ron der an- 
dern gewürdigt odttr ein aach vor der andern einkomen, tsor oder nach erledigt 
werden". Merkwürdig ist, dal! in % 24 den Ho&äten wohl aufgetragen wird, 
außer einer ÄbBclirit't der Beichahofratsordnung stets eine Abschrift der gol- 
denen Bulle, dos kalserlicben Landfriedens, anderer Reichakammergerichts- und 
ßeichspolizeiordnungen und „Concordaton gemanicae nationis" bei sich au 
haben, von Üsterreichisuhen Ordnungen und Hechten aber nicht die Rede ist. 
Hier geht die Reicliebofratsordnnng von 1584 Über die von 1559 hinaus. 

■) Siebe S. 223-224. 

1 In den Jahren 1607— 1Ö19 sind — soweit bekannt — Angelegenheiten 
rein politisclieii Charakters im Roichahofrale nicht verhandelt worden. Stieve, 
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Die Bestimmung der Keicbshofratsordnung, der Reichsvize- 
kanzler habe außer an die Reichs- und österreichischen den Einlauf 
auch an die böhmischen und ungarischen Hofritte zuzuteilen, darf 
nicht mißverstanden werden. Diese letztgenannten Räte sind keines- 
wegs Vertreter ihrer Königreiche im Reicbshofrate und nichts wSre 
irriger als zu meinen, Kaiser Ferdinand habe zu der bei Beginn 
seiner Behördenreform versuchten Praxis zurückkehren wollen. Die 
böhmischen und ungarischen Hofräte sind Vertraueuspersonen der 
Krone, durch deren Dasein den herkömmlichen Rechten der beiden 
Länder nicht Abbruch getan werden soll. Es versteht sich, daß im 
Hof- und im geheimen Rate auch böhmische und ungarische Ange- 
legenheiten zur Sprache kamen. In solchem Falle wollte und mußte 
der Herrscher Männer zur Seite haben, die mit Land und Leuten 
vertraut waren.') 

Der Raichshofrat ist fortab rechtens die letzte Berufungsinstanz 
für Prozesse und richterliche Entscheidungen in den Erhlanden und 
— konkurrierend mit dem Reichskammergerichte — im Reiche. In 
dieser letzten Eigenschaft Wieb er bis zum Untergange des Reiches 
ein starkes Bollwerk kaieerlicher Prärogative. Aber der Weg, der 
sich in der Entwicklung der Kanzlei Verhältnisse verfolgen läßt, wird 
auch hier deutlich. Wie dort die Reichskanzlei, so wurde hier der 
Reichshofrat auf die Behandlung der reinen Reichsangelegenheiten 
beschränkt und in beiden Fällen ist es die Regierung Kaiser Fer- 
dinands n., in der sich diese Wandlung durchsetzt oder doch durch- 
zusetzen beginnt. Ein Vierteljahrhundert nach der ersten wurde 
vermutlich 1584 eine zweite,*) hernach 1617 durch Kaiser Matthias 
eine dritte Reichshofratsordnung erlassen. In beiden wird auf die 
Ssterreichiechen Erblande noch Bezug genommen, fast sorgfältiger 
als in jener von 1559.^) In beiden wird gefordert, daß die Reichs- 

Der Ureprung des dreißigjährigen Krieges, I (1876). Qiielleiibericht, S. 17, 
Anm. 4, Hingegen hat der ReichBliofrMt alle den riberöaterreichischen Baoem- 
sufstaiid 1595—1597 betreffenden Einlaufe begutnehtet und haben Kaieer und 
geheimer Bat ohne Wt&een des Reiulishofrates nicht beratschlagt. Hierbei wird 
in Erwägung t\x ziehen sein, daß neben der polilieehen auch die rechcltche 
Seite aller dieser AfTairen sehr in Betracht gekommen sein mag. Vgl. Cxerny. 
Der sweite Bauernaufatand in Oberösterreich, 1595—1597 (1890), S. 175 ff. 

') Aktenstücke Nr. 17, § 6, S. 283. Vgl. S. 223, Anm. 2. 

■) Möglich, daß die Ordnung von 1581 bloßer Entwurf geblieben (Her- 
chenhahn, 1, S. 50); doch kann ich mich nicht entecfaließen, dies für ganz be- 
stimmt anzunehmen. 

*) Die für unsere Zwecke belangreichen Abweichungen der Ordnungen von 
1584 und 1617 von der von 1559 sind zun Abdruck der letitereo vermerkt. Akten- 
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hofräte aus dem Reiche oder aua Nieder- und Oberösterreich ge- 
boren — die Ordnung; von 1617 fügt noch bei „erzogen und dort be- 
gütert" — sein müßten und daß sie der daselbst hergebrachten Branche 
und Gewohnheiten „wohl kündig" seien. Von einer Verteilung des 
Einlaufea an österreichische, ungarische oder höhmische Kate durch 
den Beichsvizekanzler ist übrigens in der Ordnung von 1617 nicht 
mehr die Rede. Noch erscheint in den Jahren des Kaisers Matthias 
der Reichshofrat als oberster österreichischer (d. i. nieder- und ober- 
österreichisch er) Gerichtshof. Daß die gerichtlichen Urteile ausNieder- 
und Oberösterreich seiner Revision unterliegen, erhellt aus den Vor- 
stellungen, welche die Stände beider Lilnder im Jahre 1618 an den 
Kaiser richteten. Sie baten darin um Wiedereinsetzung eines rein 
österreichischen Ilofrates — wie ein solcher im Grunde niemals be- 
standen hatte — und erhielten vom Kaiser einen nicht durchaus 
ablehnenden Bescheid: „ein absonderlicher Hofrat" sei zwar un- 
nötig, solange die Würde eines österreichischen LandesfUrsten mit 
der eines deutsehen Kaisers vereinigt sei, doch sei er zur Er- 
richtnng eines solchen immerhin bereit, wenn die Stände taugliche 
Mitglieder dafür stellen könnten und — wichtige Frage! — die 
Mittel für deren Besoldung aufbringen würden.') In einem „Pro- 
memoria" des Wiener Hofes wegen der von Kaiser Karl VII. (1742) 
geforderten Auslieferung des Reichsarchives heißt es ausdrücklich, 
daß „unter denen Reichsvicekanzlern Seldio, Zasio, denen beeden 
von Strahlendorff und dem von Ulm (1559 — 1637), wie die vorhan- 
dene protocolla mit mehrercm besagen, . . . die Judicialprozess tod 
der niederösterreichischen Regierung an den Reichshofrath per revi- 
Btonem gebracht" worden seien.') 

In der Zusammensetzung des Reichshofrates nach Räten ade- 
ligen und gelehrten Standes ist keine Veränderung von Belang ein- 
getreten. Erstere behaupteten immer das Übergewicht der Zahl, 
für den Präsidenten verstand sich die Zugehörigkeit zum höheren 
Reichsadel. Gleichwohl waren die „Doktoren" sehr einflußreich; in 

BtüekeNr.17, S.'282ff., Anm. Vgl. auch S. 228, Änm. 5. Ülirigone läßt gerade die 
Fassung der „österreichischen Artikel" der beiden späteren Ordnungen orker 
daß die Entwicklung des Reiclisbofrates zu einer reinen ReiehabehÜrde schon 
hier sich deutlich anbahnt. 

') Londorp, Acta publica (Ausgabe 16G8), 1, S. 563—565 nach Bider- 
mann, Gesamtataateidee, 1, S. 80, Anm. 129; s. auch Bidcrmann, ebenda, S, 
B. 194, Anm. 60. 

•) Aktenstücke Nr. 56, 8. 481. Eine Nachprüfung der Beicbshofrata- 
protokolle des Staatsarchives würde diese und die folgend berührten Verhült- 
tdeee ungleich deutlicher beleuchten. 
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ihren Händen befanden sich nahezu atiaschließlich die Ueforate, sie 
mögen nun als „referendarü" bestellt worden sein oder nicht. Neben 
den Präsidenten tritt ein Vizepräsident, in dessen Abwesenheit beruft 
der Reichsvizekanzler den Hofrat ein. Die Keichshofräte haben den 
Vorrang vor den Ruten der anderen Hofmittel, einzig die geheimen 
Räte ausgenommen. Die Parteien werden wie bei anderen Bchürden 
durch „Agenten" vertreten, die der Kaiser ernennt und vereidigt 
und die nebenher allerlei poHtische Missionen zu erfüllen haben. 
Das „Votum ad imperatorem", gleichbedeutend mit einer Überprüfung 
aller belangreicheren Reichshofratsbescbltisse durch den geheimen 
Rat, verzögerte empfindlich den Geschäftsgang und die Klagen dar- 
über wurden umso lebhafter geftihrt, als die reichshofriltliche Gerichts- 
gewalt auch politisch — gegen die Protestanten — ausgenutzt wurde.') 
Mit der Errichtung der österreichischen Hofkanzlei (1620) tritt 
in der Stellung des ßeichshofrates erst allmählich, dann immer klarer 
eine gründliche Veränderung ein. Alsbald beginnen wie von Seiten 
der Reichskanzlei so auch des Reichshofrates die Klagen, daß die 
neue Behörde sich Eingriffe in ihre Kompetenzen erlaube.') Wie in 
den inner- und ober-(vorder-)Ö8terreichi3chen Ländern die geheimen 
Ratsstellen in Graz und Innsbruck, fUr die böhmischen Länder seit 
1627 die böhmische Hofkanzlei als Revision sbehördo eingerichtet 
war, so sollte auch der Revisionszug für die Österreich beideraeita 
der Enns fortab nicht mehr au den Reichshofrat führen. Analog 
der böhmischen Entwickhing wurde flir diese beiden Länder die 
öaterraiehische Hofkauzlei zur Revisionsstelle gemacht, zuerst wohl 
noch konkurrierend mit dem Hofrate, schließlich aber ausdrücklich 
durch die Revisionsordnungen von 1637, 1655 und 1669.*) Und war 

') S. Stiave, Uiaprung des dreißigjillirigeii Krieges, I, S. 33 tf, — Über 
das EioberufnngRrecht des ReichsvizokanxlerB b. Strahlendarf an den Erzbischof 
von Mainz am 31. Jänner l<il2. StH»tsi,ri;hiv, Wahl- und Krömingsaklen, 
FasK. 8tt. Über den Rang der llofräte Uffenbach, De consilio aulico, Man- 
tissae 1, S. 75 und Staatsarchiv, Fasx. Keichshofrat, SO, 19, — Auf vorgebrachto 
Bescbwerdea erklärte zwar <lei Kaiser Hm 15. April 1637, daQ Reichsliofrats- 
beschlSsBe, die „in jiuncfo iuttitiae cum cogniliotte eausat" gefaßt worden seien, 
im geheimen Rate nicht lindern ku wollen (Uffenbach, De coneilio anlicu, 
S. 75), aber anch fernerhin — bis ins 18. Jahrhundert — gingen noch genug 
Reichshofratsurteile znr Überprüfung an den geheimen Rat. Siehe S. 5Ö, Anm. S. 

*) Vgl. Gindely, Waldslein in den vier Jahren seines ersten GeneralaCes. 
(1886), 1, S. 2l}4. S. auuh Fasi. 39 der „Reichssacben in specie" des Staats- 
archive». 

*) S. Aktenstücke Nr. 32 A-C, S. 49« ff. Über den Üljergung der 
Csterreichisclien Revision vom Relchahofrat auf die Hofkanzlei üiidet eich Ma- 
terial auch in „Reicbssachen in specie", Fiui. 29, Staatearchiv. 
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der Reichshofrat bis um die Mitte des siebzehnten Jahrhunderts die 
hiihere Instanz für die Entscheidungen des hofmarschallischeD und 
hofkriegsrätlichen Gerichtes gewesen,') so begann unter Kaiser Fer- 
dinand III. auch das Revisionsrecht über diese und die Hofkrieps- 
rtttsurteile auf die österreichische Hofkanzlei Überzugehen. Ein a. h. 
Reskript vom 30, Juli 1650 verordnete, daß alle reichahofrfttlichen 
Revisionen obersthofmarschal lisch er Entscheidungen der endgültigen 
Entscheidung des Kaisers zu unterbreiten seien.*) Bis 1679, verlautet 
in einem hofmarschallischen Referate vom Jahre 1742, hiltten Retchs- 
hofrat und österreichische Hofkanzlei als Revisionsbehörden f&r hof- 
marschaUische iSentenzen nebeneinander gewirkt; dann sei der Hof- 
rat völlig zurückgedrängt worden.') Gerade daß er sich die durch 
die Wahlkapitulationen verbürgte Jurisdiktion über seine eigenen 
Mitgheder erhielt. Im Jahre 1711 führt der Erzbischof von Mainz 
Klage, daß man dem Reichshofrate sogar Appellationen in Reicfas- 
sachcn und wegen Reichsimtertanen entfremde.*) 

Der Reichshofrat hat zu Endo des siebzehnten Jahrhunderts 
jeden kompetenzmäßigen Einfluß auf österreichische Angelegenheiten 
verloren. Eben in den Tagen Ferdinands III., da er seine Stellung 
als österreichische Revisionsinstanz an die Hofkanzlei abgeben mußte, 
drangen bei den westfillischen Friedensverhandlungen besonders 



') Aus pinem hoi Üffenbacli, De coaailio aulico, Mantisaae, 1, S. 76, mit- 
geteilten kaia. Dekret vom 15. April 1637 geht mit voller Deutlichkeit hervor, 
daß damals der KeicliBhofrat noch BeviHionsatello für das MarBchall&mt war. 
Es heißt unter anderem darin, das KurfarstenkollegiuiD habe gebeten, „die pmvo- 
cationa von dtm obersten hofntargehallenamt an [den Eeichabofrat], wie aJUeit 
bräuchig gewesen, ergehen und keine verhindentng einwenden ru lassen, vjelcha 
dann . . . hais. Mt. billig e» sein befinden, deswegen auch an gehörigen orten die 
gebitlirende Verfügung geschthen soll." 

*j A. h. Reskript an den OberBthofmHrBchB.11 anläßlich eines konkreten 
Falles. Gedruckt im Codex Austriacns, 2, S. 253. Es heißt darin, S. M'. habe 
„gst. abgenoMiaen, wasmassen die revigiones von allen bei dem obristhofmarachai- 
lisäien gericht ergehenden sentengen . . . immediate für den kaiserlichen reichshof- 
rath ohne I. kais. Mt. einiges vonoissen gezogen werden woUen, nachdeme aber 
hieratis alUrkand confutiones and lehädliche pra^udida entstehen, also ist I. kait. 
Mt. a. g. willen und befehl hiemit, daß er htrr obristhofmarschall hinfüro einigen 
dergkicken von dem reiehshofrath an ihne kommenden revisiouen von seinen «en- 
temen ohne I. kais. Mt. vonvissen nicht statt thiia, sotidera icann sie puwcM 
tcerden, dessen allaieit vorhero I. kais. Mt. immediate nacher hof b«r>cA(m und 
deroielben fernere a. g. resolution darüber erwarten solle." 

') Referat des Obersthofmarschalls ]7i2 in der HüttnerscUen Sammlung, 
k.k. Archiv für NiedorÖBterraicb, 18, 521. (Vgl Aktenstücke Nr. 57 C, S. 194 f. 

•) Akt 44 ei 1711, pag. 6ö, Sign. II B 4, Böhmen, im Archive des Mini- 
Bt^riums des Innern. Vgl. auch Akt 25 ei 1711 ebenda. 
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die evangelischen Reichsstände auf vollständige Lösung des Hofrates 
aus seiner Verbindung mit Osterreich ; sie führten Klage, daß er mit 
österreichischen Erbantertanen besetzt sei.^) In der Reichshofrats- 
ordnung Kaiser Ferdinands III. vom 16. März 1654, der längsten von 
allen, ist von den Erbländern nicht mehr die Rede. Nur mehr als 
einzelne Personen, sei es als Beisitzer in böhmischen Revisionspro- 
zessen oder in Disziplinarkommissionen, traten Reichshofräte mit 
österreichischer Verwaltung und Rechtspflege in Berührung. Der 
Reichshofrat als Behörde war ausschließlich zum Organe römisch- 
kaiserlicher Prärogative gegenüber den fürstlichen und sonstigen 
Ansprüchen im Reiche geworden. 



*) Herchenhahn, 1, S. 599 ff. Die Ordnung von 1654 gleich den anderen 
gedruckt bei Uffenbach, De consilio aiilico, Mantissae 1, S. 48ff. 



Sechstes Kapitel. 
Der Hofkriegsrat und das Generalkriegskommissariat. 



I. 

Errlcbtan^ des HorkrIc!;8rat«8. 

Die Übergangszeit vom fünfzehnten zum sechzelinten Jahr- 
hundert ist durch einschneidende Veränderungen in der Organisation 
des Kriegswesens gekennzeichnet. Schon die Siege der Engländer 
über die glänzenden Reiterarmeen der Franzosen bei Crecy, Poitiers 
und Azineourt, die Trinmphe der schweizerischen Eidgenossen Über 
österreichische und burgundische Ritter bei Morgarten und Sempacb, 
bei Grandson, Murtcn und Nancy, hatten wohl erkennen lassen, daß 
die bisherige Bewaffnung und Taktik nicht mehr genüge. Mit der 
durchgreifenden Verwendung der Feuerwaffen verlor derbergebrachte 
ritterliche Lehenskriegsdienst den Sinn. „Der Harnisch ward vom 
Handrohr, die Burg vom Geschütz besiegt." Das aufgebotene be- 
rittene Vasallenbeer wurde durch ein geworbenes Heer besoldeter 
Fußtruppen ersetzt. Diesen gehörte die Zukunft: den Schweizern, 
den deutschen Landsknechten, den spanischen Hakenschützen. Längst 
war das Institut der Söidn erführ er, der Condottieri, die ihre Dienste 
nach Anbot verkauften, zu Ansehen und Gewicht gekommen. Die 
Kriegspflicht der Vasallen begann sich zu einer Steuerpflicht der 
Landstände umzusetzen und das Kriegswesen wurde für den Landes- 
herrn in viel höherem Maße als bisher eine Finanzangelegenheit. 

Beide Riehtnngen, die alte und die neue, kommen noch eintnal 
in einer Persönlichkeit zum Ausdruck: in Kaiser Maximilian L Der 
„letzte Ritter" ist zugleich der „Vater der Landsknechte", der Be- 
gründer der Artillerie; der letzte Mann der alten ist auch der erste 
Mann der neuen Zeit, Versuchsfreudig wie immer rief er um das 
Jahr 1500 eine Kriegskainmer ins Leben, die doch wohl als ein In 



IS ein In- 
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Btitut für das ÖeeaititkriegsweBeii seiner Länder gedacht war. Es 
ist dabei durchaus kein Zufall, daß diese Kriegskammer in engste 
Beziehung zu den bestehenden Finanzbehürden gesetzt wurde, ') 
Denn ein Geldgeschäft vor allem war jetzt der Krieg. Die Kriegs- 
kammer verschwand bald wieder; sie war so wenig von DaueV wie 
die anderen Einrichtungen Maximilians. Auch als König Ferdinand 
sein Organisationawerk begann, wurde ein eigenes Organ für die 
Behandlung der Kriegssachen zunächst nicht geschaffen, mochte auch 
die Kanzlerinatruktion vom Februar 1528 diese als vor allem dring- 
lich bezeichnen und ihre rascheste Erledigung einschärfen,*) Im 
Jänner 1529 fanden allerdings Beratungen über die En-ichtung einer 
besonderen Kriegsstelle statt, und es ist sogar unter dem 26. Februar 
1531 eine besondere Instruktion für deren vier Räte Felician von 
Petschach, Josef von Lamberg, Hans von Greysenegg und Hans von 
Lapiz erflossen; der erstgenannte sollte den Vorsitz haben; die Er- 
nennung weiterer Räte behielt sich der König vor. Daß es sich vor 
allem um Verteidigungs Vorkehrungen gegen die Türkengefahr liandeln 
soll, wird ausdrückhcb und wiederholt hervorgehoben.") Bei diesen 
Plänen der Ei-richtung eines besonderen Kriegsrates galt es dem 
König Ferdinand nicht um die Bestellung von Kriegsräten im Sinne des 
Innabrucker Libells von 1518 und der sonst vorhandenen Defensions- 
ordnungen: Organen der Stände, von diesen im Kriegsfälle gewählt 
nnd dem „obersten Fcldhauptmann" mehr als Überwacher denn als 
Berater beigegeben. Es sollten vieiraehr militärische Ratgeber allein 
des Fürsten berufen und mit der Durchführung seiner Befehle und 
ihrer von ihm genehmigten Beschlüsse betraut werden; der landes- 
fllrstlicho Verwaltungsorganismus sollte eine militärische Abteilung, 
der Landesfürst ein Militärkabinett erhalten. Nirgends findet sich 
ein Hinweis, daß ein solches Institut schon jetzt ins Leben getreten 
wäre. Es ist doch wieder die Finanzbehörde, die Hofkammer, 
welcher der vornehmste Einfluß auf die Kriegsangelegenheiten zu- 

') Siebe S. 18 und AktenHtücke Nr. 5, S. 22-28, Anin. 1. — Hierfür 
und fOr das folgende: Rosentbal, BehitrdenorgaiiiGatiaii (Ari^biv f. österr. 
Geach. 59), 8. 144-149 (94-09) und Firnhaber, Znr Geschichte dee ÖBlerr. 
MilitBrwesens, Archiv f. K. österr. Geachichtsquellen, 30, 8. 91 ff. Vgl. auch Lust- 
kandl, ZentralsteUen, ÖsMrr. Staatawörterbnch, I, S. 289-242, 244—215 und 
Seidler, Studien b. Gesch. u. Dogmatik d. österr. Staatsrechtes, S. 117 ff. Wie 
sehr ich fnr verschiedenartige Mitteilungen und Aufklärungen Herrn Direktor 
Johann Langer verp6ichtet bin, habe ich schon im Vorworte dankend hervor- 
gehoben und ermangle nicht, es nochmals tu betonen. 

*) Akteustacke Nr. 13, 8. 241, g 10. 

■) S. .Nachträge" im 3. Bande. 
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gestanden wird; ohne sie zu befragen, will der König hierin keine 
Entacheidungen treffen, ihr steht die Aufsicht über die befestigten 
Grenzplätze, Instandhaltung der Bauten, Bezahlung und Verpflegung 
der Mannschaft daselbst zu.') 

Im übrigen war die Lösnng aller wichtigeren Armeeverwaltungs- 
fragen den Landesstellen anvertraut. „Regierungen" und „Rait- 
kammern" sollen dabei einträchtig zusammenwirken. In der Instruk- 
tion für die niederösterreichische Regierung vom 11. April 1532 ist 
geradezu von einem aus Räten der Regierung und Kaitkammer zu 
bildenden Kriegsrate die Rede.*) Vorübergehend wurde im Jahre 
1527 für die Dauer der Abwesenheit König Ferdinands in Böhmen 
auch ein oberster Verwalter des Kriegswesens der niederösterreichi- 
schen Länder bestellt, Niklas Graf Salm, der bekannte Verteidiger 
von Wien.^) Es ist einleuchtend, daß die niederösterreichiachen Be- 
hörden durch die Beschäftigung mit den Kriegssachen weit mehr als 
die obcrösterreichischen in Anspruch genommen waren; denn „Nieder- 
österreich" war fortwährend vom Osten her bedrohtes Grenzland. 
„Oberösterreich" erfreute sich einer von Außen her kaum gestörten 
Ruhe. Vorstellungen der niederöslerreichischen Regierung über Ge- 
Bchäftsüberhllrdung und über die Ersprießlichkeit der Errichtung einer 
besonderen obersten Kriegsbehörde haben denn wohl auch den ent- 
scheidenden Anstoß zur Errichtung einer solchen gegeben.*) 

Allerdings nicht sogleich. Zunächst war es schwierig, geeignete 
Mitglieder der neuzusch äffen den Stelle zu finden. König Ferdinand 
mochte erwartet haben, daß die Stände seiner Länder den Kriegsrat 
aus ihrer Mitte beschicken oder ihm doch auf sein Verlangen Ver- 
trauensmänner stellen würden. Er sah sich aber hierin voIlkommeD 



') AktenHtücke Nr. 14, §§ 14, 15 und 19, S. 254— 95S, 

*) Die Originalinstniktiou für die n.-ö. Regteriuig vom 11. April 1533 und 
die Abacbrifc einer solchen vom 28. August 1645, endlich eine Absi'brift der 
Iiietruktion für die o.-ü. Regierung vom 18. September 1536 im Archive des 
HiniBteriums des Innern, III A 4 N.-Ö., 1 ex 1532 und 1 oi 1545 und III A 4 
Tirol, 3 ex 153R. 

*) Oberleitner, ÖsterreicbR Finanzen und Kriegswesen unter Ferdi- 
nand I. Archiv f. K, ÖHterr, Geschichtsqu eilen, 22, S. 33. 

*) In einem Schreiben an die n.-ö. Regierung vom 9. Mni 155ti verw«ist 
König Ferdinand auf die Bitte der Regierung, „dag wir euch auch mit den 
kriegefadun nit beladtn, sondern die»elben durch ainen erfamen und vtrstendigen 
hriegsrat tu hattdlen gnedigiieh verordntn toollfm' und fügt bei, daß er schon 
„3tn guttt xeit' her bemüht sei, „einen viohrfarwn und versündigen kriegsrat 
amurichttn und ew verordnen". Firnhaber, Militärwesen, Beilage VI, S. 124 
biB 125. 
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getäuscht.') Mühselig genug ist das ei-ste Hofkriegsratskollegium zu 
Stande gebracht worden. In einem Schreiben an seinen 8uhn Erz- 
herzog Maximilian vom 8. Mai 1556 führt er lebhafte Klage, iluü 
anter den österreichischen Laudständen niemand eine der angebotenen 
KriegsratsB teilen habe annehmen wollen und daß es notwendig scheine, 
geeignete Personen hierfUr zu nehmen, wo man sie finde. Aber er 
ließ sich von dem einmal gefaßten Entacblusae iler Errichtung einer 
Kriegsstelle nicht mehr abbringen.') Nach nionatelangem Verhandeln 



') Bidermann, Qeaamtataatsidee, 1, S. 11 und 63, Anm. 47. 

') Der Landeshauptmann von Kumten, Cbristoph Khevenbailer und Georg 
Paradeiser verliandelten im kCniglicben Auftrage mit einigen PecBüu1iclikeit«n 
wegen Annatime von Kriegsratsa teilen. Zuerst mit Jakob von Malleiithein ; 
dieser lehnte wegen KrünklicUkeit ah. Mit Siegfried von Uietriclistein hlitte 
gleicbfalla verhandelt werden aollen, doch unterließen ea die beiden Unter- 
händler zunüclist und empfahlen Verhandlungen mit Kaspar von Mallcnthein, 
weleher „in wülhüchen latulen kriegaambter gehabt, ellich vil evg unter weilend 
Herrn Hannsen Kateianer cu rou in Crabalen getan" und „für einen riterlichen 
mann ben4embt und eritannf" aei. (Brief der beiden Uutetbündler an den Efiuig 
vom IT. JKnner, Antwort dea Königs und Brief desselben an Kaspar, beide vom 
a. Februar 1550. Firnhabor, Militärwesen, Beilagen I-Ill, S. 119— 221.) Sie 
erhielten dann auch Auftrag, mit den Haiiptleuten der kaiserlichen Armee 
Martin Mager und ChrJstupb Murdax zu verhandeln, ducii weilten diese beiden 
auUer Landes, Jener in den Niederlanden, dieser in Neapel. (Brief der Unter- 
händler an den Künig vom 15. April 155ö. Firnhahar, ebenda, Beilage IV, 
S. 121—122; daiu auch Beilage VII, S. 125-137.) Weiteres über alle diese 
Verhandlungen ist nicht bekannt. Aus dem oherwähnteD Bi'iefe Künig Ferdi- 
nands an Erzherzog Maximilian (Firnhuber, ebenda, Beilage V, S. 1S2— 133) 
gebt hervor, duü auch mit Sigmund Galler (Qaller, BGlIer], Georg Stadler 
nnd Franz von l'euffenbach verhandelt wurde, gleichfalla suniichst erfolglos. 
Der Künig schreibt: „I>ai . . . unsere landleut all dit in unserm färstentumh 
Slfyr £u kriegsräten für geschickt, trfarn und tauglviii angesehen und deswegen 
. . . ervordert worden sind, sich gebrauchen tu lassen watgem, dann auch vor den 
andern unsem landen noch iainer, der sich hierin gebrauche» lassen wollte, eurer 
Lieb antaigt worden ist, das haben wir . . . nit gern gehört. Dieweil dann je die 
unvermeidlich notturft ervordert, dass ain kriegsrat tum färderlichesten verordnet 
und aufgericht vxrde . . ., so gesinnen wir an cur Lieb . .*., dieselbe wolle . . . auf 
andere taugliche personen, dami'f solUclier kriegsrat . . . tu ersöteen sein werde, 
gedacht sein, inmaasen auch wir detaelben allen vleiss nachgedenken und si hierin 
cu beutegai nichts diettstlichs unterlassen toöllen." Ähnlich tags darauf (9. Mui) 
an die n.-ö. Regierung; „. . . Wir seind aber nochmaln des gtKtligen gmiets und 
Vorhabens, das wir an aufrichtung avrtes sollichen kriegsrats kainen vleiss nit sparen 
wollen" |Firnhaber, Beilage VI, g. 12&). Schließlich wurde der Kriegsrat aus 
den fUiif in der Instruktion genannten Herren zusammengesetzt Daß von 
diesen nur drei, 'llinnhauBer, Königsperg und Weither am Hofe anwesend, die 
beiden anderen auch am 31, Dezember dort noch nicht eingetrotten waren, er- 
bellt aus dem llerichtu der HofkrieprSte vom 21. November und dem kgl. Auf- 
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wurde endlich ein filnfgliedriges Kollegium, der „Hofkriegsrat", ge- 
bildet und erhielt am 17. November 1d5G seine iDstniktion.') 

Dem Hofkriegsrate sollen nach dieser seiner ersten Ordnung 
alle Geschäfte der MihtUrverwaltung obliegen. Er hat Sorge zn 
tragen fllr die Beschaffung, Ausrüstung und Verpflegung des Kriegs- 
Tolkes und den ordentlichen Stand und Erhaltung des Kriegsmate- 
rialea, namentlich in den Grenzorten und der Stadt Wien; die auf- 
merksamste Überwachung der Grenze — gegen Osten — wird der 
neuen Behörde eindringlich und wiederholt zur Pflicht gemacht.') 
Dem Ankaufe und der Beschati'ung des Proviants — zur rechten 
Zeit, an rechter Stelle und in rechter Menge — sei ein besonderes 
Augenmerk zuzuwenden und auf die Anlage von Proviantmagazineti 
— namentlich wieder in den Grenzurtcn — die erforderliche Sorg- 
falt zu verwenden.*) Alle Beamten der Kriegsvorwaltung sollen hin- 
fort an den Hofkriegsrat als vorgesetzte Behürde gewiesen sein und 
dessen Bescheide einzuholen haben.*) Für besondere Fillle ist die 
Entsendung von Kommissären vorgesehen, die ihre Instruktion vom 
Künig durch Vcrraitthing des Kriegsrates empfangen und diesem 
wieder Bericht erstatten sollen.^) An die Spitze des Kollegiums 
wurde der Rat Ehrenreicb von Künigsperg gestellt und erhält den 
Titel eines Präsidenten; er soll die Umfrage im Rat haben und die 
Vorträge beim Konig erstatten.*) Als gewöhnliche Amtszeit werden 
die Stunden von (i oder 7 Uhr früh bis 10 Uhr vormittags normietl; 
wenn nötig, muß auch der Nachmittag verwendet werden; die Sonn- 
und Feiertage sollen dienstfrei sein.') Die Kriegsräte sollen Zahlungs- 



trage an den Hofkriegsrat vom 31. Dezember 1556. 
Beilagen Xl und XV, 8. 136 und 139—140.) 

■) Aktenstücke Nr. IG S. 276-280. 

») Kbenda, §§ 3, 8 und 9. Diu Greniortc sollen 
Kriegarate abzuordnende KommiasUre bereist und für < 
Btruktion aii^agearbeitet weiden. Die Gebüudebeamten 
verpflichtet, an den Kriegsrat über die ihnen anvertraut 
Bericht iii erstatten. 

=>) Aktenstücke Nr. 16, § 10. 

•) Ebenda, §§ U und 13. 

') Ebenda, g 12. 

■) f)b er in seinem Ernetmungadekrot PrSeident 
bekannt; wobl aber wird ei in einer Instruktion KSnig 
guat 1557 (Kriegüarchiv, Hofkriegsrat 1657 Auguat 834 
nprmdmt unsera kriegirates" beseiclinet Er starb am 
in der Kirche zu Seebonstein beigeaebit. Hünieeb iu 
1884, Nr. 138. 

'} Aktenetiicke Nr. 16, §§ 2 nnd 3, 



, ebenila. 



durch besondere, vom 
diese eine besoudere In- 
und Baunoiäter werden 
eil Buuobjpklt; sorgfältig 



genannt wird, ist nii^ht 
Ferdinands vom 18. Au- 
Reg.) auBdrUi;^lich als 
10. April 1560 und ist 
der „Grater Zeitung", 
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auftrage bis zu 150 fl. an das Kriegszahlmeisteramt erlassen dürfen; 
höhere Beträge werden der Hofkammer anzuzeigen und von dieser 
im Einvernehmen mit dem Herrscher zu leisten sein. Zur Erteilung 
von Auskünften in Geldaujjeiegenheiten und zur Vermittlung des 
Verkehres der beiden Behürden soll jeweils ein Hofkamraerrat in 
den Kriegsrat abgeordnet werden.*) Die Finanzgerechtsarae des 
Kriegsrates waren also nicht weitgehend und nach wie vor die Hof- 
kammer damit bekleidet. Vergebens hatte sie um Entlastung ge- 
beten, weil „bei den vielfältigen Kriegssachen, so nun etliohe Jahr 
her in der Hofkammer Expedition kommen, Eure röm. kgl. Majestät 
etc. Hofkammersachen der Notturft nach und ohne grosse Verab- 
Bttumung ordentlich nicht handien oder die fiir einander bringen 
könnten."*) Es blieb bei der getroffenen Ordnung, 

Am 31. Dezember 1556 wurde der Hofkammerrat Georg Teufel 
zum Vertreter der Hofkammer beim Hofkriegsrate abgeordnet und 
die höheren Beamten der Militärverwaltung, der oberste niederüster- 
reichische Zeugmeiater, der Superintendent der (Militür-) Gebäude in 
Wien, der oberste Proviantra eiste r, der Arsenals Verwalter, oberste 
Mustermeister, Schiffmeister und Kriegszahlmeister fllr sich und ihre 
Untergebenen angewiesen, „in allen ihre Amtsverwaltung berührenden 
Sachen sich hei ermeltem Kriegsrat Bescheid zu erholen".') Vom 

>; Aktenstücke Nr. 16, ^ 5 und 6. 

') Firahaber, MilitÜrweBen, Beilage X, S. 133. Ana den Kreisen der 
Hofkammer ist ein „Verstichftis der articl, so itt des künftigen kriegsraU üistriic- 
Uon gestelt tcerden sollen", lierrorgegangen, ans welchen die gg T, 8, 10, 11, 13 
unü 13 der Hofkriegaratainatruktion meist würtUcb entnommen wurden. Nur 
die VorscLläge über die Gelderverwaltung blieben unbeacbtet. Die Hofkammer 
hatte vorgeacblagen, es solle wegen der Ausgaben darauf geseben werden, dalj 
„die hofcamer mit dem kriegneaen widervmben nit confundirt und ous dem, so 
ain ausgab in dem kriegsral beratschlagt, derselben vohiehung erst der hofcamer 
beeolchenuntrde, doppelte arbait titid die terittligkeit gleich wie jelto, tiit ervolge" ; 
ea wäre daber nötig, „daß hinfüro die ausgaben des iriegs- ttnd hofwesens ge- 
tliaitt und dergestalt dem kriegsrat Eur kgl. Mt. etc. ordenlicher jetziger kriegssal- 
maitter nit allain eu verriclUung obbemelter, sottder aller anderer kriegaausgabtn 
tuegegeben, demselben auch alle gefeit, so auf das kriegswesen und alle andere 
kriegsnotdurft vo7t dcji landeti bewilligt oder sonst in ander iceg rerordtnt, icas 
aber aus solchem auf das gebeu gehörig, dem ordentichen paustdmaister eingeant- 
wurt werden und dise bede auf Eur tgl. Mt. etc. und nach derselben der kriegsrat 
beoelch die aasgaben von dem gelt, so sie in handen haben werden, thuen'". (Firn- 
haber, ebenda, S. 134—136.) Für die Gerechtsame der Hofkammer in Kriega- 
saehen aind noch g§ 19—25, 31—33, 61 und 81—83 der Hofkammerordauug von 
1568 (AkteuBttteke Nr. 21, S. 328-330, 332-335, 344-346 und 356-35Ü) ein- 
xuaehen. 

') Firuhaber, MJtitiirwestfn, Beilage.] XIV und XV. S. 13ö— 40. 
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Jahre 1557 an sind Ein- und Auslaafsprotokolle des Hofkriegsrates 
gefuhrt worden und in nahezu vollständiger Folge erhalten.*) Eine 
Hofkriegskanzlei wurde wohl gleichzeitig mit der Errichtung des 
Hofkriegsrates ins Leben gerufen,') erhielt aber erst nach dem Tode 
Kaiser Ferdinands im Jahre 1564 von seinem Sohne Kaiser Maxi- 
milian n. eine Instruktion, deren Inhalt keinen Änluß zu besonderen 
Bemerkungen bietet, wohl aber festzustellen gestattet, daß die ueu- 
gesühaffene Behörde bei mancher Schwankung doch regeUuiLßJgen 
Bestand hatte.') 

Der Hofkriegsrat ist als eine alle hahsburgischen Länder um- 
fassende Institution gedacht. „Nel consegljo della guerra eutrano di 
tutti li stati di Sua Maestk et trattano sopra il modo d'essegaire le 
deliberatloni gik fatte da Sua Maestii in materia di lutte le cose ap- 
partenenti . . . alla guen-a", sagt 15U3 der venezianische Qesundte 
Michele.*) Die böhmischen Stände erkannten im Jahre 1565 das 
Recht des Landesfliraten, sich seine Kriegsritte nach persönlichem 
Beliehen zu bestellen, in besonderem Landtagssclilusse an."*) Sehr 
begreiflich aber, daß auch Ungarn in das Bereich seiner Wirksam- 
keit gezogen war. Gerade um der planvollen Organisierung der 
Grenz Verteidigung gegen die Türken willen war er ja errichtet 
worden. Die Stellung des Hofkriegsrates als einer vor allem gegen 
die Türken geschaffenen Einrichtung kommt aucJi darin zum Aus- 
druck, daß ihm bis zur Begrtindung der Staatskanzlei der diplo- 
matische Verkehr mit der Türkei, bis 172U auch mit Rußland zu- 
gewiesen war.^) Das habs burgische Ungarn war das eigentliche 



') Von den sebi lückenhaft erhaltenen Akten jener Jahre und Jahrzoliute 
ist offenbai' ein großer Teil beim Draude in der llurg am lü. Juli 1G99 zugrunde 
gegangeu oder in Verlust geraten. Firnlialier, ebenda, S. 99—100 nach Kodex 
909 (455), „Deduktion über den UrBpriing des Hofkriegsrates", S. 6 imd 9 des 
Stnatsarcbives. 

*) Wenigstens wird am 31. Dezember 15ö6 ein HaiiB Fieringer als Hof- 
kriegSBekretUr aufgeführt. Firnhaber, Militürwofien, Beilage XJII, 8.137. 

■) Aktenstücke Nr. 19, S. 307—313. Die Eauzlei zithlt (xweiV) Sekre- 
täre, einen Registrator und EipediCor, mehrere KonEipisten, Schreiber und 
Diener. Es versteht sich, daß sie uich am Hüflager belinden muß. Ober ibre 
Unterbringung a. Firnhaber, S. 98—100. Erst seit 1774 iäi Jas frühere Jeauilen- 
koUegium am Hof zum Hofkriegsgebütide hcrgericlitet and der grüßte Teil der 
HofkriegHSmter dort untergebracht worden. Bis dabin waren sie auf verschie- 
dene Hitaser (a. Firnhalier, S. 99, Anm. ä) verteilt gewesen. 

*1 Pontes remm Austriacarum, Diplomata. 30, S. S13. 

") Bidermann, Geaarnttitnateidee, 1, S. 21>. 

") Firnbaber. MilitÄrweeen, Beilage XIV und XV, S. 138-140. 
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Gi'enzland, seine Städte ivareii die „Gränzflecken", auf die das 
Augenmerk der Kriegsbehilrde besonders gerichtet sein sollte.') Die 
alsbald unternommenen Versuche der ungarischen Stände, sich von 
der Unterordnung unter den Hofkriegsrat ebenso wie von der unter 
die Hofkammer zu befreien, waren, wie der ungarische Qesetz- 
artikel 38 vom Jahre 1569 erkennen läßt, von keinem Erfolg.^) Sie 
vermochten allerdings die Berufung; von ungarischen Dolmetschen 
(interpretes, trnnslatorea) in die beiden Zentralstollen durchzusetzen,") 
erhoben aber keine Einwendung gegen die Übertragung des wiudi- 
schen und kroatischen Generaiutes an den Erzherzog Karl von 
Steiermark und ließen sich auch über die gleichzeitig erfolgte Er- 
nennung des Erzherzogs Erast zum Oberkommandanten der ungari- 
schen Grenzdistrikte unschwer beruhigen.*) Organe des Hofkriegs- 
rates sind in Ungarn in großer Anzahl nachzuweisen.^) Der Hof- 
kriegsrat wurde das festeste Bindemittel der habsburgischen Länder. 



Der Horkriegsrat Tor dem drclßlgJUhrlgen Kriege. 

Streng normal scheint dieser älteste Hofkriegsrat noch nicht 
funktioniert zu haben. Von den Kriegsräten, deren Fdnfzalil bis 
auf weiteres aufrecht erhalten blieb, waren immer nur zwei bis drei 
!nd, die andern meist draußen im Felde bei den 



• 



>) Vgl. AkteDBtacks Nr. 16, besonderB § 8, S. 37». DaC Küuig Ferdi- 
aaod auch Ungarn der in Wien zentralisierte u Kriegs vor waltiiug unterstellt 
wiBBQu wollte, beweist ein Sclireiben aii die ungarischen iätiinde voui Jalire IbüH, 
worin es heißt, während seiner Abwesenheit im Hoiche werde einer von seinen 
Sdhiion die „adpiinütratio rerum bälicarum" führen, Beine besondere Fürsorge 
der Grenzvertoidigung zuwenden und sich dabei den Itutes der küniglidien 
(kaiserlichen) Hofltriegerjlto zu bedienen haben {cum amtilia et deliberacitme 
Majatati» Suae coitsiliariurum, quoa Uli regia eins Majestas ex HungaHa etiam 
natione aäjunget). S. Bidermann, GeHamtstaateidoe, 1, S. 62— 63, Anm. 42 u:id 4ö. 

•) Vgl. Aktenstücke Nr. It^ S. 280. 

') Ein ungarischer Translator wird bei der Hofkriegskanzlei im Jahre 15ÖS 
aufgeführt. Akt 8 ex 1&38, I Fl, Staatsarchiv. S. auch Uidermann, Gesa[u^ 
Btaatsidee, 1, S. 30 und zugehörige Anmerkiugen. 

*) ßidermun, GesamtslaaUidee, 1, S. 2t) und 88— 89, Anm. 32. Über die 
Stellung des ErzheTZOgs Ernst gibt auch dessen Schreiben an den Kaiser vom 
13. November 1583 (Archiv des Ministeriums des Innern, IV H 3, Bühmeu in 
genere, 3 ex 1.^83, Karton 531) einigen Aufschluß. 

*) Uidermann, ebenda, 1, S. 29-30 und Hil, Anm. 33. 

Oilir» Ich licht ZiDirol •«will oDf. 1.1. 16 
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Tmppen, vornehmlich an der ungarischen Grenze gegen die Ttlrken; 
meist aktive Militürpersonen, nur vorübergehend im Amte verwendet.') 
Der Vorsitzende des Kollegiums scheint von allem Anfang an den 
Titel eines Hofkrlegspräsidenten gefllhrt zu haben.*) Zugleich hatte 
sich schon acht Jahre nach ihrer Begründung das Geltangsbereicb 
der neuen Behörde erheblich eingeengt. Die Litnderteilung nach 
dem Tode des Kaisera Ferdinand I, entzog die inner- und ober- 
listerreichischen Länder nahezu völlig ihrer Einflußnahme. Nur auf 
dem Wege der Korrespondenz blieb ein Zusammenhang zwischen 
der Wiener Stelle und den Erzherzogen in Graz und Innsbruck ge- 
wahrt; im übrigen trat neben den Wiener ein innerösterreichischcr 
Hofkriegsrat in Graz, der im Jahre der Betrauung des Erzherzogs 
Karl mit dem „ewigen und immerwährenden Gencralate der wiiidi- 
sehen und kroatischen Grenzen" — 1578 — errichtet wurde und 
eine Instruktion erhielt.'') Die geringfügigen MilitUrangelegenheiten 
Tirols wurden von den Behörden der dort regierenden Erzherzoge 
— dem oberösterreichischen geheimen Rate, der Regierung und 
Kammer — seibstilndig besorgt, ohne daß wie in Graz sogleich eine 
besondere Kriegsatelle errichtet worden wäre. Erst nach dem Aus- 
bruche des spanischen Erbfolgekrieges wurde ein Mitglied des ober- 
üsterreichischen geheimen Rates zum „ober- und vorderösterreichischen 
Militärdirektor" als Chef der Landesverteidigung ernannt und eine 
eigene mihtärische Sektion vom geheimen Rate abgezweigt.*) Die 
Wiener Stelle mußte sich Eingriffe der Reichshofkanzici in ihren 
Wirkungskreis gefallen lassen, welche Auftrüge an die ordnungB- 
m&ßig dem Kriegsrate unterstellten Amter erließ; auch die Kriegs- 



") Erzhereog Emet sphreibt in dem oben S. 241, Anra. 4 vennerkten Briefe 
vom 13. Novembor 1583, „dass diserieil bei dem kriegn^t allain der Vngnad und 
dtr Panoteitz, vxlclier eben jeUo umb erlauhwis afüuximba in die Schkaien su 
tieJien (welches ich ime auch nicht cAschlagen kan) auch slarh anhell, amtesend 
iit, der von Königsperg aber ist ein teitlang hero schwach getoesen, der Bielman 
ober ist in 'der bergstelteriichen commiasion nnd der Braun nach Caniseha rer- 
Mcl»ckl worden." 

*) Siehe S. S38, Aum. (i. Aucb iu einer Instruktion zur Bereisung der 
unganHcben Grenze, die laut Kod. 909 des Staatsarcliivei, S. 8—9 (darnach Firn- 
hsfaer, Militfirwosen, S. !t9) der seit 1582 dem HofkriegsralskollegiDin Büge- 
hörige David Ungnud am I. Jänner 15!t2 erhielt, wird dieser auBdrfieklich ala 
Hof kriegsprilsident bezeichnet. 

') Fellner, Zentralverwaltung, MIÖG. 8, S. 34. Vgl. diizii Ak( 4 ex ir>78. 
VII A 1 I.-O. im Archive des Mitiisteriuma des Innern. 

*) „Feldziipe des Prinzen Kiigeii", herausg. vom k. und k. Kriegsarcliivei, 
1, S. 434. 




Dar Hnf kriefreriit und das OetiornlkrieffiikoinmisBnriat. 243 

räte und selbst der Präsident empfingen Auftrttge von dorther und 
sollten dahin Berichte abBtatten,') Im Jahre WO! sah sich der Hof- 
kriegsratspräsident Graf Sulz veranlaßt, bei Kaiser Rudolf U, lebhafte 
Beschwerde über die Schmälerung seiner Kompetenz zu erheben 
und zu bitten, ihm die kaiserlichen Aufträge unmittelbar und nicht 
durch den Reichsvizekanzler zukommen zu lassen.*) 

In den Zeiten des habsburgischen Bruderzwistes mehrten sich 
die Wirren.*) Gleich den anderen Zentralstellen ist nach der dau- 
ernden Übersiedlung des Kaisers nach Prag gewiß auch der Hof- 
kriegsrat geteilt worden. Jedenfalls war aber der in Wien — gleich 
den anderen Behörden unter Leitung eines Erzherzogs — zurück- 
bleibende Kriegarat die eigentlich maßgebende Stelle.*) Mindestens 
in den späteren Jahren Kaiser Rudolfs II. scheint dann überhaupt 
kein Kriegsrat mehr in Prag beim Kaiser, sondern der gesamte 
Hofkriegsrat in Wien vereinigt gewesen zu sein.') In seinen zwischen 
Herbst 1600 und Herbst 1G04 erstatteten Reformvorschlägen an den 
Kaiser empfahl Karl von Liechtenstein,") es solle „solches Kollegium 
(der Kriegsrat) nicht zu Wien, sondern bei Eurer Majestllt Hof sein" 
und „draußen in Wien, wie es mit der Hofkaniraer geschehe, ein 
hinterlassener Kriegsrat verbleiben". Eben Liechtenstein ist auch 
ein schonungsloser Anklilger der beim Hofkriegsrate herrschenden 
Mißwirtschaft. Zur Zeit, da er seine Vorschläge niederschreibe, fuhrt 
er aus, sei weder ein Präsident') ernannt noch auch das Rafskolle- 
gium irgendwie ausreichend besetzt. Man möge die Räte nehmen, 
wo immer man taugliche Personen für ein solches Amt finde, Vor 
allem aber nicht aus den aktiven Militllrpersonen, die zum Verwal- 
tungsdienste ungeeignet, nnr gute Stellungen im Felde erstreben und 

>) Biderin*aiiii, Oesamtstaataidee, 1, S. 3^1 un<l 81, Aniu. 2; Firnliaber, 
Uilitärwesen, S. 99. 

*) K. nnd k. KriegsarcLiv, Sign. Prnger Hofkriegsrat 1G07, Nr. 131. 

•) Vgl. 8. 147— 14S. 

•) In dem !:ii:lireibcn Erzlierzogs Ernst vom 18. November 1583 (s. S. 241, 
Äam. 4) lieiÜt es, daß bei Zusammentritt des bGhiuiscben Landtages dur Kniaoi' 
immer einen der Wiener Hof kriegsrSte wegen der ungat scben A gelf^e ' teu 
nach Prag erfordern lasBe. In den ,Hniigarica' des W euer Staatsatcb ves er 
scheinen die an Eommandanten und Offiziere tn Ungarn entae loten A ftrSge 
vom Wiener Hofkriegsrat verfaßt. 

') Schon der Wortlaut des melirfacii ern-Jilintei S 1 I o ä I rzl c z gs 
Ernst müchte dies vermnten lasBcn. 

■) Aktenstücke Nr. 24, 8.370. 

•) Das Todesjahr DiiTJd Ungnads laßt sidi, i'o\ I b s I 1 t t 

Gewißheit ermitteln. 
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mit den verf)igbaren Mitteln schon deshalb rersch wen tierisch amgehea, 
um nicht einmal bei der Trappe unter oinem etwa von ihnen sefbst 
eingeführten Sparsystem zu leiden. Liechtenstein achU^ vor, die 
höheren Kriegs verwaltnn^benoiten, den obersten Zeugmeister, Pro- 
vianlmeiBter, Arsenal Verwalter, obersten Mustermeister, sa Kriegs- 
räten zu emeonen, empfiehlt insbesondere die BeateUang eines General- 
kriegskommissftrs, „damit insonderheit mit denen MasteroogeD, 
Zahlungen, Lehen es recht zngienge," nnd die Regelung des Verkehre« 
zwischen Kriegsrat and Hofkammer.*) 

Viel werden diese Ratschläge in den Jahren allgemeiner Auf- 
lösung und Zerrüttung wobl nicht gefmchtet haben. Immerhin be- 
gegnet im Jahre ]604 wieder ein HofkriegBratfipräsideDt in der PerBon 
des Grafen Karl Ludwig Ton Sulz, von ltX>5 ab mit dem Amtaaitze 
in Prag. Im September 1G04 wandten sich Präsident und Rite, 
nachdem mehrere ihrer Eingaben anbeantwortet geblieben, in einer 
neuerlichen, eindringhchen Vorstellung an den Kaiser.*) Sie erhoben 
Beschwerde Über die Übergriffe der „depatirten Rille**, des den Ab- 
wesenden Herrscher in Wien vertretenden RegicntngskoUegiama, 
welches äich, voran der erzherz<^liche Kanzler Krenberg, als eine 
Zwischcninslanz zwischen Kriegsrat und Kaiser einschieben wolle. 
Sie führten Klage gegen die in Wien anwesende Hofkammer, welche 
viele Sachen, ,.bo immediato Kriegssachen seien", an sich ziehe, ea 
auch sonst an der erforderlichen Aufmerksamkeit gegen den Kriegs- 
rat fehlen lasse; es verstreiche immer geraume Weile, bis die dem 
Kriegsrate zukSnimlichen Gelder ihm eingehefert würden. Das Be- 
setznngsrecht des Proriantmeisters sei ihm entzogen, der Kriegsaalil- 
meister viel mehr ein Untergebener der Hofkammer als des Kriegv- 
rates. Der Kaiser gemhe, solchen „Confusionen nnd Verwfirrangen' 
ein Ende za bereiten und durch Erlaasung einer neuen und verlJlß- 
lieben Instrnktion „die alte Ordnung wieder in Schwung zu bringen". 

In der Tat: Verwirrung genug! Ein innerösterreichischer Hof- 
kriegsrat, eine oberüsterre ichische Kriegsstelle, der Hofkriegsrat in 
Wien und der Hofkriegspräsidenl in Prag, dazu die stärkste Ktn- 
fluSnahme anderer Behörden, vor allem der Hofkummer, aof die 
Kriegs Verwaltung. Kaiser Rudolf behielt den Grafen von Sulz an 
seinem Hofe nnd ernannte den rangältesten Hofkriegsrat, Hans von 
Molart, zum Obersten der Wiener Stadtguardia nnd Vorsitzenden im 



>) Aktenstfleke Nr. 24, a370. 

*) S. Akt I ex 1605, 1 A I, Bühmen, im Archive des Hiniitorianii d« Imian. 

■} Akt«iiHtQcke Kr. K, VAnUitnng. a 391— 393. 
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Wiener Krie^rale. Im Jahre ItilO folgt« diesor dem Gntfen von 
äuU im Hofkriegsratspritsiiliuin nach. Sollte d&mit den vorgebracliten 
Beschwerden abgeholfen sein? Die Rufe nach Ordnung werden in 
der grenzenlosen Verwirrung des Bmderslreites nahezu ungehört ver- 
ballt sein. 

anschneidende Verftlgungen wurden erst erlassen, als im Jahre 
1603 Kfinig Matthias seinem kaiserlichen Bruder die selbsUUidige 
R^ening in Ungarn, Über- und Niederösterreich abgedrängt hatte. 
IKe Wiener Gxposituren der Zontralämtor wurden zu besonderen 
königlichen Behßrden umgestaltet und einige ihre Kompetenz regelnde 
Verordnungen erlassen. Vorerst ei^ing, so scheint es — das Datum 
ist nicht übcHiefert — ein die UofkriegsralstnBtmktion crlltulerndes 
Dekret zur Behebung der Differenzen, welche durch die EingrifiTc 
der Ilofkammer in das wirkliche oder vermeindiche Kompetenzgebiet 
des Hofkriegsrates hervorgerufen worden waren.') Der Kfinig wies 
beide „Mittel" an, innerhalb ihres Geltungsbereiches zu bleiben, der 
KrieganU bei dem „pur lauteren Kriegsfach und was demselben an- 
hängig", die Kammer bei „ihrem camcralibus" ; sie seien niwei ab- 
getheilte und unterschiedliche CoUegia und keines dem andern unter- 
worfen, doch beede uns za anscru Nuz und Fromen gelobt und ver- 
bunden"; CS sei „von langen Jahren contiimirtcr Oebrauch und 
Übung", daß nftUe f\irfallondo Nolhwendigkeiien des Kriegswesens 
zu Feld und 7.a der Grüniz Besazungen und Bevestigungen" durch 
den Kriegsrat, die geeignete Beschaffung der hierzu nflUgen Gelder 
aber durch die Hofkammer voranlaßt werden solle,*) Es folgen Be- 
stimmungen, inwieweit das oberste Proviantmeistcramt und Sclnff- 
meisteramt und die ihnen untergeordneten Amter je nach dem Cha- 
rakter ilirer AmtaausUbung dem Kriegsrate oder der Hofkamraer 
unterstehen sollen; dieser doppelten Zuteilung gemäß sollen auch 
deren Beamte je nach dem Charakter ihres Vergehens der Diszi- 
plinargewalt einer von beiden Behörden unterliegen.*) 

Bei Ertassnng dieses Dekretes acheint vollends deutlich geworden 
zu sein, daß die geltende Hofkriegsratsinatruktion — von 1556 — 
den bestehenden Vechitltnissen nicht mehr entspreche. Sie wurde 
vermutlich in den Jahren 1610 oder 1611 revidiert und durch einige 
nicht gerade sehr belangvolle Zusätze erweitert, dürfte aber nicht 
verlautbart worden, sondern Entwurf gebUeben sein.*) Als Mitglieder 



>} Aktenstaek« Nr.SfiA, S. 
*i Ebenda, S 1. ■) Ebenda, « 3— <• 

*) AktenstBeke Nr. 96 B, S. 397—401. Aiu dem Umstände, daO ^« 
OtdiKiiig von 1615 M«h nur anf ^« 1(166 beijeht, kuaa mit SicherhMt aocii nicht 
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des KollegiiLius Bind darin nur der PriLsident Hans von Molart und 
der oberste Zeiigmeister Hans Christoph Graf von Puchlteimb ge- 
nannt; gewiß ist das Kollegium durcli weitere Ernennungen verstÄrkt 
worden. Für den abwesenden Präsidenten wird eine Vertretung 
vorgeaeben, zwischen Kriegsräten des Herren- und Ritterstandes ge- 
schieden und ZQgleieh vertilgt, daß es für den Rang im Hofkriegsrate 
gleichgültig sein solle, welche Stellung ein Bat früher etwa als aktiver 
Militär innegehabt habe.*) Das Kriegszablmcisteranit erscheint deut- 
licher als in der Ordnung von 1556 der Uofkammer anterstellt. •) 
Den Kriegsräten wird auch jetzt, nach fast 50 Jahren, kein höheres 
VerRlgungsrecht über Kriegaausiagen zogestauden, als im Jalire 1556; 
jeder Betrag, der 150 fl, übersteige, müsse durch die Uofkammer 
beim Kaiser erwirkt werden.*) Dies sieht alles wahrlich nicht dar- 
nach aus, als ob im Streite der beiden Behörden der Kriegsrat ge- 
siegt hätte, dessen Einflußnahme auf die Gebarung mit Kriegs- 
geldem in engste Grenzen gewiesen blieb. Aber wenigstens die 
Unterordnung aller „zmu Feld-, Grenz- und Kriegswesen gehörigen 
hühern Amter", die nun in Ijiuger Folge aufgezählt werden, ist nach- 
drücklich eingeschärft,*) Der König bestätigte unter einem auch die 
Hofkriegakanzleiordnung vom Jahre 1564.^) 



gefolgert werden, daB diese Erweitccimg derselben im Enttviirfo von I61Ü— Itill 
nicht Gültigkeit erlangt habe. Audi die IiietTuktion von I6äO (Nr. 33 A, S. 534: 
bis 537) Ite^ielit sidi auf dio Ordnung von 15Ö6 und nicht etwa auf die vud 
1<)15, dio mau damals yiohX auth nur ala ciuo Erweit«ruug jener anfgefaUt lutt. 
Oder ifit etwa auch die Instruktion von 1615, trotz des kaiaerlichen „placet", cid 
Entwurf geblielieu? 

') Aktenstücke Nr. 26 B, § 2, S. 397-398. 

») Ebenda, § 5, S. 398. Nach § 5 der Orduung von 1556 kann der Kriegs- 
rat deui Kriegsxahlnicistcr Zablungsbefehlc erteilen, nuüli g 5 der Ordnung von 
1610/1S11 muß ein solcher Befehl den Umweg über die Hofkanuncr lUBohen, 

") Ebenda, § 5, ü. 398. 

*) Ebenda, § 7, S. 399 und § 11, S. 400. Ala aoldie Ämter wurden auf- 
geführt; oberster Zengineiater, oberster Proviantuieister, Baukommieaär, Schiff- 
meister und Brückenmeister, die Miistermeister, Musterschreiber, Ilauzshlmeisterf 
Bauschreiber, der Oberst der Wiener Stadtgiiardia, der Hauptmann des Areenals 
daselbst, dio Oberste und andere Offiziere und Beamte der Grenzfesten und 
Grenzbauten.. Sie erscheinen gegenüber der Ordnung von läüti nicht uulra- 
trlichtlich vermehrt Der oberste Zougmeister oracheint nicht mehr (wie 1%6) 
für Niederösterreicb allein, sondern „in unterm kOnigrekk Huagem und tmaem 
tt.-ö. landen" bestellt (g 8). 

■) Ebenda, § 13, 8. 400-4OI. Die Zahl der Hof kricgssekretare wird hier 
derart festgesetzt, daß immer zwei in Wien und, wenn der Hof von Wien ab- 
wesend, ein dritter am Hofe sein solle. 
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Die Gültigkeit dieser lustruktioii, voraus gesetzt, daß sie über- 
haupt wirksam geworden ist, war von kürzester Dauer. Als König 
Matthias nach dem Tode seines unglücklichen Bruders Kaiser geworden 
WEir, erließ er nach vorausgegangenen Beratungen im geheimen Rate 
unter dem 14. November 1615 eine wohl noch auf Grund derselben 
Vorlage, aber mit tiefgehenden Veründei-ungen gearbeitete Instruktion 
für den Hofkriegsrat. 'J Außer der Präsiden tenstelle wurden noch 
sechs Hofkriegsratfistellen ftlr „wohl qualifieirte und kriegserfahrno 
Räte" eingerichtet; den Räten wurde verboten, nach aktiver Verwen- 
dung im Felde oder bei der Grenaverteidigung zu streben. Soviel 
hatten also die Warnungen Karls von Liechtenstein vor der Besetzung 
der Ratsstellen mit Soldaten') doch gefruchtet. Dem Hofkriegsrate 
wird in Abwesenheit des Kaisers oder seines erzherzoglichen Ver- 
treters ein gutes Einvernehmen mit den „hinterlassenen deputirten 
Räten" zur Pflicht gemacht. Als seine Hauptaufgabe erscheint wieder 
die Organisation der Grenzverteidigung gegen die Türken bezeichnet. 
Wie ehedem Erzherzog Karl von der Steiermark, so wurde nun 
dessen Sohn Erzherzog Ferdinand, der spätere Kaiser, zur Oberauf- 
sicht auf das Kriegs- und Grenzweaen in Kroatien berufen; der 
Kriegsrat wurde beauftragt, mit ihm darüber Korrespondenz zu 
pflegen.*) Ernstlieh wird eingeschärft, daß Hofkriegsrat und Hof- 
kammer, nachdem „die vornehmsten Sachen zugleich durch Mittel 
beider Kollegien Expeditionen gehandelt werden müssen", fortab allen 
Hader sein lassen sollen und ausdrücklich „beide Collegia zu gleichen 
gradum declarirt".*) Ihre Präsidenten und Räte sollen demgemäß 
ihren Rang streng nach dem Dienstalter einnehmen. Alle militäri- 
schen Geldforderungen sollen zwischen Hofkammer und Hofkriegsrat 
vereinbart werden und je nach dem Charakter der Beratungsgegen- 
stände die notwendigen Sitzungen bei der Hofkammer oder dem 
Kriegsrate stattfinden. Zugleich wird die Unterstellung des obersten 
Proviantamtes, „weil es mehrerntheils der Wirtschaft und Raitungs- 
eachen unterworfen und anhängig ist", unter die Direktion der Hof- 
kammer ausgesprochen. Die Instruktion verweist dann eingehend 
und nachdrücklich auf die neu gegebenen, zugleich dem Kriegsrate 
bekanntgemachten Verordnungen zur gedeihlichen Regelung der 
OrcDzverteidigung; der Hofkriegsrat ist gehalten, die Einhaltung 



•) Aktenstücke Nr. 26 C, S. 401-414. 

>) Siehe S. 243. 

') Aktenstücke Nr. SG C, §1—3, S. 402— 404. 

*) Hierfür imd für das Folgende b. ebenda, g l>, S. 40f>-407. 
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dieser und der aiton örenzordnimgen sorglich zu überwachen. ') 
Alles dies unter gleichzeitiger Einschränkung der Machtbefugnisse 
der „Örenzoberste" zugunsten der landesherrlichen Gewalt und der 
Kompetenz der Zentralbehörde. Die Grenzoberste hatten eine dop- 
pelte Stellung inne: sie waren kommandierende Generale der ihnen 
zugewiesenen Grenzbezirke und zugleich Inhaber eines Regimentes. 
Das Recht der Ernennung der Offiziere und Trupp enchargcn ihres 
Regimentes, welches sie als Oberstinhaber kraft ihrer Bestallung aus- 
übten, blieb ihnen unverkUnunert. In ihrer Eigenschaft als komman- 
dierende Generale hatten sie aber auch bisher das Recht ange- 
sprochen und ausgeübt, die Kommanden und Kncgsämter der ihnen 
untergeordneten Grenzbezirke selbsijlndig zu besetzen. Dieses Recht 
wurde ihnen jetzt entzogen und dem Landesherrn vorbehalten, der 
hierüber die Meinung des Hofkriegsrates einholen und durch diesen 
seinen Willen kundtun wird. Nur ein Vorschlagsrecht sollte den 
Obersten zugestanden bleiben.*) Überdies wurde ihnen untersagt, 
ihre Garnisonen ohne landesherrliche oder hafkriegarätUche Erlaubnis 
zu verlassen und die Verteilung der ihren Truppenkörpern zugewie- 
senen Gelder und Waren anstatt der dazu verordneten Kommissäre 
selbst vorzunehmen.*) Überdies soll der Hofkriegsrat sein Äugen- 



') Aktenstücke Nr. 3(i C, &g 7-ti, 13, S. 408-409, 411. 

1 Die Grensoherste werden aufgezählt in Aktenatfieke Nr. 26 C, § 9, 
8. 409, Der Feldoberat in Ohoningarti (Sitz in Kascliati), die Oberste su Vywar 
(= ITjvnr, NeiihHuBel, ungnrisch Ersek-ujvar) imd hd der bergEtfidtig^hen Grctuee 
(Kremnitz imd Suhemnitis usw.), EU Kouiorn, Raab und zu Kanius, der „Baan 
in Wiuditichland" (das an Osterretcb angrenzende, damals kaieerliclie Stack von 
Slavonien und Kroatien), und die Kwei KreiHbiiuptleute (mit ungefähr derselben 
Kompetenz wie die Grenzoborste, aber immer ungarische Magnaten) dies- itnd 
jenseits der Donau. Ferner heißt es ebenda, § 10, 8, 409—410; Es aolle „wwer» 
ffrüttüobrüli'n soicol al» irtn imdergehenett obrwfcH leutnanl, haubtleateTt u 
dem dit hocken und fürnehmen bevelich und dieiut üöer unier kriegsvolk lu r 
und fuets als sonderlichen die obristletttettantstöUen, ober- und andere haubtman- 
tchaften, rittmaister, leuttnant, fendrtch, wachtmnister, schultes, provoss, ober- Httd 
Hnävnreidaechaften, wen sich die verUdigen, selbit eu vergeben . . . gemliehen ver- 
boUn sein". Die Obere tieutuante sind die Vertreter der Grenzobersten als kom- 
mandierender Generale, die Obecbauplmannacliaften und Hauplmannschafteii 
die Garnisons (Stadt- und FestuugB-)kommandeu; die Leutnante sind ilio Vise- 
knmmajiduntcn an Garnison »platzen, die Weida die Hauptleute der nationalen 
(ungariselien, serbischen) Milizen, die Sehultheiße die Garnisouaricbter. 

') Ebenda, §§ 10 und 15, 8. 410-412. Dem Kriegsrate wird auch eia- 
geechärft, streng auf der regelrechten Erstattung der monatlichen Grenzhorieht« 
zu bestellen und einen I'erBonalwecbsel an den Grenzen tunlichst zu vermeiden. 
S§ 17 und lö. 
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merk daranf riclitcD, daß mit den ungehörigen Nebeneinkünften, den 
„Vortlslucken", ein Ende gemacht werde.') 



Dir Hofkricuisratsorduuii^'eii Ton l^ttO tiiid 1668. Dhs General- 
kriegskuiumi&sarlat und die Drpntattou. 



Wir stehen vor dem Beginne des dreißigjHlirigen Krieges. Der 
Kampf gegen die Türken beherrscht nicht mehr volIsUlndig die Auf- 
merksamkeit und Sorge der Wiener Regierung. Die großen Zeiten 
der Pforte waren vorüber. Andere Gegner, anders bewaffnet, traten 
an Stelle der Sipahis und Janizaren. Und zugleich erfuhr das Dis- 
positionsrecht des Herrschers über die Truppen die gefiihrlichste An- 
fechtung. Der Landeafürst übte ja noch keineswegs allein die Militär- 
hoheit aus. Gleich ihm hatten auch die Stände das Recht, bei Be- 
drohung der Landesgrenzen Truppen zu werben, zu versorgen, ihnen 
Offiziere zu bestellen. Es gab nebten den landesfürstliehen ständische 
Heere. Zwar hatte schon Küuig Ferdinand I. im Jahre 1555 den 
steirischen Ständen gegenüber die „Aufnehmung und Urlaubung 
landschaftlichen Kriegsvolks" sich allein vorbehalten. Aber ea 
bei dem Vorbehalt gebheben.*) Die mit den Mitteln der Stände 
worbcueo und besoldeten, zudem von landschaftlichen Offizieren be- 
fehligten Truppen konnten niemals als kaiserliche Soldaten gelten. 
Und eben in den ersten zwei Jahrzehnten des siebzehnten Jahr- 
hunderts standen ober- und nie derüsterreichi sehe, vor allem böhmische, 
von den Ständen dieser Länder aus eigener Macht aufgebotene Hei 
im offenen Kampfe gegen das Herrscherhaus. Es war die um- 



') Äktenetficke Nr. 2ß C, § 11, S. 410. „Vortlaluien" sind die EinkfliiftB 
nicht besetzter Stellen, die anderen l'ersouon überl&agcii werden, meial in der 
Art, daQ die GrenEoberste selbst eolchc Stellen unbesetzt laBsen und diis er' 
Ubrigte Geld für sich verwenden. Die InetJuktion h&lt es auch für nötig, an- 
Euordneii, daß den Kriegfileiiten der Sold nicht über die geziemende Zeit hinaus 
gereicht werde und daß den Hmiptleaten die bisher geübte Gepfiogenheit tu 
verwehren sei, daij sie neiieinrUckendc Truppen auf eigene Fauet bcwaflncn 
[und sich dabei Geld loachea, statt die WaSen aus den Zeughäusern zu boEiehen]. 
SS 13 und U. 

•) Die Kriegaratainstruktion von 1615 (Äktenatiicke Nr. 26 C, §§9—10, 
8. 409—410) wendet sieh nur gegen die Vorrechte der Grenioberaten, nicht 
gegen die StJtnde; das hiitte Kaiser MattluHs damals nicht woht unternehmen 
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fasse ndste, aber auch letzte Aktion eines ständisclien Heeres in 
Österreich. Ahnliche Erscheinungen traten in Frankreich, in Polen 
hervor; England stand am Abend seines halbhundertjäbrigen Ver- 
fassungskrieges. 

Solchen Bewegungen gegentlber mußten sich die Monarchien, 
denen damals oflfen die Zukunft zugunsten einer aristokratischen 
Staatsform abgesprochen wurde, zum Widerstände aufraffen. In dem- 
selben Jahre 1027 wurde wie in Frankreich so in Österreich ein 
entscheidender Streich zugunsten der landesherrlichen Gewalt geführt. 
Während Kardinal Richelieu den für dieses Jahr berufenen Notabeln 
den Beschluß abzwang, daß niemand Über bewaffnete Macht solle 
gebieten dürfen als der König allein, daß jede Erhebung gegen den 
König als ein Kapitalverbrechen zu ahnden sei, verbot der Artikel XII 
der vernctterten Landesordnung die Voniahme von Kriegswerbungen 
in Böhmen ohne kSnJglicbe Genehmigung als ein todeswürdiges Un- 
recht') und mögen ähnlichlautende Verfügungen auch ftlr die anderen 
babsburgischon Länder erflossen sein. Im Laufe des Jahrhunderts 
verschwindet denn auch das von den Ständen selbstmHcbtig aufge- 
botene Heer in Osterreich und es bleibt ihnen nur das Landesauf- 
gebot zur Verteidigung der Grenzen — die Landwehr — Überlassen, 
bis unter Maria Theresia ihnen auch diese Befugnis abgesprochen 
wurde. 

Zugleich trat allmählich auch in der Struktur des Heeres eine 
Änderung ein. Im Laufe schon des fünfzehnten Jahrhunderts hatte 
es Brauch zu werden begonnen, diu Aufstellung neuer Truppenkörper 
erfahrenen Kriegsleuten in der Weise anzuvertrauen, daß man ihnen 
ein Werbepatent verlieh, sei es für Reiter oder Fußtruppen, für ein 
Fähnlein (Kompagnie) oder für ein mehrere — meist zehn — Fähn- 
lein zählendes Regiment. Eine „Kapitulation" oder „Konvention" 
setzte die Bedingungen fest, unter denen die Werbung, Ausrüstung 
und Entlohnung statthaben sollte; für jeden waffenferligen Mann 
wurde eine bestimmte Summe ausgesetzt. Der Unternehmer der 
Werbung wurde als Oberst (Hauptmann) Befehlshaber des geworbenen 
Regimentes (Fähnleins); er führte das Kommando entweder selbst 
oder vertraute es einem Stellvertreter, dem Oberstleutnant, an; er 
ernannte diesen und alle Offiziere seines Regimentes ganz selbstündig, 
übte die Gerichtsbarkeit über alle seinem Truppenkörper angehörigcn 

■) KaiB(>r Ferdinand II, erklärt aui 11. Juui 1635, daC das „ttis belli ac 
armorum' in BSlmieti ihm „abaalutc" zustehe. Akt 8 ex 1638, IT U 3, Bt»hmcii, 
Archiv des MiniBtcriiinis des Innern. Duzii Bidermann, Gesntntetaat^dee, 2, 
S. aS, Anin. Ö. 
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Personen und richtete auch sonst sein Regiment nach Gcineni Be- 
lieben ein, soweit nnr die Bedingungen seines Werbepatentes seinem 
Willen Geltung ließen. Es gab kein einheitlichea Reglement für die 
gesamte Armee und wenn die Oberste aus praktischen Erwllgnngen 
bei Errichtung ihrer Regimentor sich gewohnlieh die Einrich- 
tung anderer Truppenkörper derselben Waffengattung zum Muster 
nahmen, so war das ihr freier Wille.^) Kurz der Oberst war in 
seinem Kegimente der Souveriln. Es ist eine Entwicklung, die 
keineswegs im Interesse eines einheitlichen Heeresgefilges sich voll- 
ziehen konnte; es mochte scheinen, als ob der Oberst seinen Unter- 
gebenen gegenüber in die mittelalterliche Rolle des Seniors entgegen 
seinen Vasallen einrücken sollte. Ebendarum das Bestreben der 
landesfUrstlichen Gewalt, die Rechte der Oberstinhaber einzuschränken. 
Zuerst wurde das Ernennungsrecht dos Oberstleutnants (und meist 
auch Regimentskommandanten) an die Zustimmung des Kaisers ge- 
bunden, dann überhaupt dem Kaiser vorbehalten, und ein Gleiches 
wurde — allerdings erst im Laufe des späteren achtzehnten Jahr- 
hnndertes — auch bezüglich der Stabsoffiziere durchgesetzt; ver- 
schiedene Personal an gelegenheiten der Offiziere wurden allgemach 
der Kompetenz der Oberste entzogen und die ökonomische Verwal- 
tung der Regimenter der Kontrolle des Generalkriegskommissariatea 
unterworfen. 

Dabei wurde es nun für die Ausbildung der kaiserlichen Armee 
überaus bedeutsam, daß nach dem Untergange Wallensteins das von 
ihm ins Lehen gerufene internationale und sozusagen konfessionslose 
Heer mit deutschem Gepräge in eben der Ausbildung, die er ihm 
gegeben, fortbestehen blieb und auf den Kaiser überging, Walleu- 
stein ist damit — wie dies doch wohl noch nicht genügend aner- 
kannt ist — in der Tat zum Begründer der k. und k. Armee ge- 



') Die Obetate, vielfach lundfrornd, Holländer, Spanier, richteten Bich der 
Dienst iu ihrem Kegiineute so ein, wie sie ihn gewöhnt waren. Ändoremeits 
waren die meisten Oberste zu beiiuein, um eich ein Reglement besonders aus- 
zuarbeiten und nahmen einfach das bei einem anderen Reginionte bestehende 
Reglement imbeseheu hin; so bat trotz der Vielheit der Re^lenieute eine (Gewisse 
Gleichartigkeit der Bestimmungen geherrscht. Unter Kaiser Karl VI. hl das 
Reglement des Obersten Regal gedruckt und von vielen Obersten angenommen 
worden, doch hat es daneben noch mancherlei andere, etwas abweichende Re- 
glemenlfi gegeben. Ein noch unter Karl VI. ausgearbeitetes und gedrucktes 
allgemeines Reglement für Infanterie und Kavallerie wnrdo unter Maria The- 
resia 1T48/1T49 uIb allgemein verbindlich verlautbart und blieb in Kraft; der 
inhaltliche UnterBchied gegenüber den früheren individuellen Keglemeiits war 
dabei ganz geringfügig. 
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worden. Indem nach dem Ende des großen Krieges mehrere Regi- 
meoter nicht aufgelöst wurden, sonderu „auf dem Fuß stehen blieben", 
war ein erster Kern ebendieser Armee gebildet. In; einigen Ver- 
einbarungen, Echließlich und endgültig in einem „ Friede n sex ekations- 
hauptrezeß" vom 16, /26. Juni 1650 zwischen dem Kaiser und Schwe- 
den sicherte sieh Ferdinand III. das Recht, „zur Defension seiner König- 
reiche und Lander" 63 Kompagnien zu Roß, so sich etwa von drri- auf 
vierhundert Pferd belaufen werden", als stehende Truppe boizabe- 
halten. Man hat das Jahr lOÖO nicht mit Unrecht ein Oeburlsjahr 
unserer Armee genannt.') Zugleich gewann damit nun auch der 
Hofkriegsrat eine andere Bedeutung, 

Am 10. Februar 16äO erhielt der Hofkriegsrat von Kaiser Fer- 
dinand III. eine neue Instruktion, die achtzehn Jahre später — am 
9. August 1668 — von Kaiser Leopold I. wiederholt wurde.*) Außer 
einem Präsidenten wird hier als dessen Stellvertreter auch ein Vize- 
präsident besteilt.*) Man erfährt, daß die Zahl der Kriegsräte sehr 
gestiegen sei, was aber „nichts anders als wenige Verschwiegenheit 
und sonsttin allerlei Confusiones mit sich gebracht habe"; der Kaiser 
erklärt, den einmal Ernannten ihre Stellen nicht nehmen, aber Teil- 
nahme an dem „wUrkÜchon Ratsgang und Sessiones" nur den flinf 
dienstältesten Räten gestatten zu wollen. Die beanständete Uberisahl 
muß rasch geschwunden sein, denn schon 1668 klagt Kaiser Leopold 
in seiner Bestätigung, daß er nur mit „wenigen wlirkliehen Hofkriegs- 
raten vorsehen" sei und daher noch „ctlich andere verordnen" werde,*) 
Ans der Ordnung Kaiser Ferdinands erhellt ferner deutlich, daß 
Kr iegsratsbe Schlüsse und Gutachten auch im geheimen Rate zur Ver- 
handlung kommen. Die Wahrung des Amtsgeheimnisses in „mitita- 
ribus negotiis" wird feierlich oingeschärft, für Geldangelegenheiten 
sind wie bisher Zusammentretnngea von Hofkammer und Kriegsrat 
vorgesehen.') Zugleich erfolgt in der etwas kurz und beiläufig ge- 

') S. Moynert, Gesehichte der k. k. öslorreicliischen Armee. 4 BäDde, 
186S— 1854. — Derselbe, Das EiitBl«hiingsJHhr der k. k.Aruiee, Wiener A bend- 
post, 1869, Nr. 93. — Derselbe, Das Kriegswesen der Uiigaru. 187«, 8.186 
hie 186. — Für die folgenden Ausführungen kommen außer Bidermünn, Ge- 
sanitstaatsidee, 1 und 2, besondera in Betracltt die Ausführungen Ober das 
Wehrwesen in dem vom k. und k. Kriegsarcbive bearbeiteten Werke „Der Bster- 
reiehische Erbfolgekrieg" (18961, S.299-3Ö7. bBB.306-32G („Der Hofkriegsrat"), 

•) Aktenstücke Nr. 33 A und B, S. 534-537. 

•) Aktenstücke Nr. 33 A, § 1, 8.535. 

*) Ebenda, § 2, 8. 535, und Nr. 33 B, S. 537. 

'] Ebenda, §§ 3, 5 und 6, S. 536. In g 37 der Ho fkumtn er Ordnung von 
Ifiöl (Aktenstdcko Nr, 35, S. 622— fi23) wird dies neuerlich eingeschärft und 
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ratenen Instruktion eine Art VerteiluDg nach Heferatea, indem je einem 
der Hufkriegsräle die Angelegenheiten der Zeughäuser und Artillerie, 
das Proviantweaen, das Remonten- und Rekrutenwesen, endlich das 
militärische Bauwesen zugewiesen und die Erstattung allmonatlicher 
Berichte darüber gefordert wird.') Im übrigen soll es bei der alten 
Instruktion von 1556 sein Bewenden haben, „so weit sich selbige 
auf die jezige Zeiten ziehen lasset".*) Der Ordnung von 1(515 ist 
gar nicht gedacht. Ist also auch sie gleich der von 1610 — 1611 
nicht in Wirksamkeit getreten? Oder glaubte man, sie nicht be- 
rücksichtigen zu aoUen? An der Kompetenz des Hofkriegsrates über 
Ungarn hielt man fest. Im Gesetzartikel 7 vom Jahre 1655 haben 
die ungarischen Stände das Recht des Hofkriegsrates, den Komman- 
danten der ungarischen Landesmiliz bindende Befehle zu erteilen, 
ausdrücklich anerkannt und gebeten, im Falle der Beratung der- 
artiger Agenden auch Ritte aus Ungarn beizuziehen.*) Überhaupt 
wird man auch fUr die Zukunft sagen dürfen, daß keine Zentral- 
behörde einen so starken unmittelbaren Einfluß auf ungarische Ver- 
httltnisse genommen hat, als der Hofkriegsrat. Die Hofkriegskanzlei 
erhielt 1686 eine neue, Jahre hindurch — jedenfalls noch 1726 — 
geltende Instruktion, dio aber weder in Ur- noch in Abschrift er- 
halten zu sein acheint.*) 

In der Ordnung von 1650 ist zuerst von dem Generalkriegs- 
kommissariate die Rede. Dieses Amt wird hier als bereits bestehend 
vorausgesetzt.*) Es ist aus dem früheren Mustermeisteramte, der 
Kontrollbe bürde für ökonomische Gebarung bei den Regimentern, 
hervorgegangen. Eine aolche Kontrolle war sehr notwendig. Die 
Musterung, das ist die Auszählung der vorhandenen Soldaten, nach 

zngteicli mit Mißfallen vermerkt, daß viele der wiclitignteii äauhvu nicht „aim- 
mtinicalo conditio" behandelt und beaclilosasn worden seien. Außerdem kommen 
fQr die Kompetenz der Ilot'kammer in Kriegseaclien noeli die ^ 35 (Beisteuer 
iler geiatliclien Güter zu den Kriegsauagabeu), 36 (Über die gegeiiseidge Kom- 
peteii» von Kriegarut und Kämmet), 38 (StelhiDg de« KriegekommiBsaTJAtea), 
3y (Inventuraufnaliine in Zeughäusern), 61— (>3 (Grenz Verteidigung) und 87 
(KriegHzBhlmeiBteramt) in Betracht (a. a. 0., S. 621-635, (i35— 637 uud 6&9). 

') Aktenstücke Nr. 33 A, g 7, S. 536-537. 

") PLhenda, § 4, S. 53G, jedocli mit Einachrfinkung der wöuhentliclien 
Bitznngstage von seuhs auf vier und der Amtszeit auf )K— 11 Uhr, 

') Bidermann, GeBumtstaatBidee, 1, S. 37, 43, 104, Anm. 82-84, 119 bis 
120, Anm. 35. 

*) Aktenstücke Nr.33C, S. 534. 

■) Ebenda Nr. 33 A, § 7, S. 536. UfJi es in diesem Jahre errichtet worden 
wSre (ÖBterr. Erbfolgekrieg, 1, S. 335, Huber-Dopach, Reichsgeschichte, S.208) 
ist wenigstens aus der Instruktion von IG&O nicht xn entnehmen. 
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' angewiesen 



, wurden, war seltei 
lieb; die Oberste pflegten voneinander Truppen auszuborgen, um 
einen höheren Stand ausweisen zu können und damit höhere Gelder 
zogowicsen zu erhalten. Auch kam es nur allzuhiüiüg vor, daß die 
einzelnen Leute sich Abstriche von der bedungenen L(5hnung durch 
die Oberste gefallen lassen mußten. Denn die Oberste waren kaum 
weniger Geschäftsleute als Truppenführer. Das Generalkriegskom- 
missariat, das nun an die Stelle des Mustermeisteramtes tntt, über- 
nimmt dessen Kontrollaufgahe, erlangt dann aber durch die ihm zu- 
fallende Ausarbeitung der Feldzugsbudgets, später des MililJlrbudgets, 
dos „Generalanordnungsstaates" überhaupt, wachsendes Anaehen und 
Bedeutung. In den Hofkriegsratsordnungen von 16iiO und 1668 er- 
scheint es kurzweg dem Kriegsrat unterstellt. Aber der Charakter 
des Amtes, vornehmlich als einer Reehnungsbehördo, brachte es 
wohl von Anfang seiner Errichtung an mit sich, daß ihm auch die 
Hofkammer vorgesetzte Behörde war, bis die Hofkammerordnung 
von 1681 mit Bestimmtheit aussprach, daß das Generalkriegskom- 
missariat wie „ratione militaris" dem Hofkriegsrate, so „ratione oeco- 
nomiae" der Hofkanimer unterordnet sei. Wenige Jahre später — 
in der Deputationsordnung vom Dezember 1697 — wird dem Chef 
dieses Amtes in gewissem Sinne schon eine Stellung neben den Vor- 
stälnden der Hofkammer, des Hofkriegsrates und der beidon Hof- 
kanzleien zuerkannt, mag auch seine Abhängigkeit von jenen beiden 
Behörden noch Jahre hindurch stets wieder betont werden. Schließ- 
lich kam doch das Generalkriegakommissariat in den ersten Regieruugs- 
jahren der Kaiserin Maria Theresia aus seiner Unterordnung zur 
Stelhmg eines „Hofmittels" empor.') 



') Über 
i. 335-341. 



das General kriegBlcommiaBatint s. ^Österr. Erbfolgekrieg", 1, 
I den Ilofkammerordnnngon von 16S1 (Aktenetüi^ke Nr. 3ä, 
§ 3S, 8. 621-634) und von 17IT (Aktenstücke Nr. 48, § 3^ S. 70) bt ancli 
je einer Instruktion, der lettten vom 23. April 1713, für das Generalkriegskom* 
inieenriat gedacht, die beide nicht erhalten zu sein scheinen. In der Instrnlctioit 
frar die Deimtation vom 10. Dezember 1697, 8 2 {Aktenstücke Nr. 37, a 85) 
wird diu KampetenE des GeneralkriagakonuniBsariatea im allgemeinen be- 
eolirieben; es Jutntlle feeine anderen gaekcn, ah Kelche in dem beitrag deriänder, 
in Verordnungen des hofhriejjsrathes eirea poliliam müilarem et dispoiitionem ap- 
paratuB hellici und in fleissiger beobaehlung der von der hofcammer verschaffht- 
den mitlel und prortston bestehett thun". Über den WirkungekieiH des General- 
kriegskommiBBariatea fiiiCett üicli dann recht deutlich @ S6 der Inairnktion fOi 
die Hofkamtncr vom Jahre 1717 und die (;)rdnung für den General kriegskom- 
miasariu* vom 11. Juli 1726: das Kriegswesen stehe „nach vralter txrfauung 
und htsitmdigem herkommen" nach der militilrisclien Seite unter dem Hofkriegs- 
rate, nach der ökonomischen unter der Hofkanimer; diüsc beiden Hofmittel 
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Daß durch die Einschiebung einer neaen, erst unter- daun bei- 
geordneten Behörde der ohnehin schleppende Geschäftsgang bei der 
obersten Kriegsstelle nicht vereinfacht wurde, ist unschwer abzu- 
sehen. Die Geschäfte, die in den Wirkungskreis des Hofkriegsrates 
gehörten, konnten niemals unmittelbar, sondern immer erst nach ge- 
pflogener Erwägung und erzielter Vereinbarung mit anderen Behörden 
von diesem erledigt werden. Der Hofkriegsrat war, wie sich etwa 
auch aus der am 6. April 1675 dem innerösterreichischen Kriegsrate 
gegebenen Ordnung ergibt, in keinem seiner Ressorts unbeschränkt 
und bei dem Zwange, immer erst ein Einverständnis mit anderen 
Stellen zn anchen, gar nicht in der Lage, jene kräftige Initiative zn 
üben, deren Mangel diese Institution sprichwörtlich gemacht hat. 
Alle die Amter, die vorschriftsmäßig „ihr Aufsehen auf ihn haben" 
sollten, das Gencralkriegskommissariat, oberste Proviantamt, oberste 
Zeugmeisteramt, Fortifikationsbauamt, das oberste Schiff- und Brücken- 
aint waren ihm eher bei- als untergeordnet; ohne ihre Zustimmung 
aber konnten in allen einschlägigen VerwaltungsfUchern, besonders 
auch in dem wichtigen Heere sergänzungsgeschäfte keinerlei rasche 
und freie EntschlUsse gefaßt werden.M Dazu kam dann noch der 
tiberaus bedeutende und natürlich hemmende Einflnß der Hofkammer, 
deren Milgheder sich oft genug nicht durch Verständnis für militUri- 
sche Notwendigkeiten ausgezeichnet haben werden. Endlich die 
SchwerföUigkeit des Geschäftsganges tiberhaupt: umständliche Refe- 
rate über jeden Einlauf, nicht weniger umständliche Beratungen, 
endlich ein „Conclusum", das in allen wichtigeren Dingen erat wieder 
an den Kaiser gehen muß und dabei einer neueriichen Durchprüfung 
im geheimen Rate unterliegt. 

Nun erfolgte am 10. Dezember 1697 die Errichtung der „De- 
putation".*) Bestehend aus den Vorstünden des Hofkriegsrates und 

hüben die kaiserlidien Eiitsclilicßungen einziiLoleii. Die Auafülirun;; der ein- 
gnholtcn Befelde erfolge „mchl anders als per comntissioties et comviiesarios". 
Dan Geaoralkriegskonimiflsariat sei das OlieranfaichtBOrgan über diese KotnmiB- 
BSre. Die Erhebung des Goneralkriegskommisaariatca Kinn Hnfmitte] erfolgte 
am 28. Dezeiaber 1746; zugleich erhält die neue Uofstelle eiue Instruktion. 
(AkteiiBtücke Nr.55D, S. 450-479.) Siehe auch 8. GO— (J2. 

') Über die dem Hofkriegsrate untergebenen Ämter „Öaterr. Erbfolgo- 
krieg", 1, S. 341—350 und „Feld^Oge des Prinaen Engen", hg. vom k. u, k. 
Kriegsnrchive, 1, S. 194—304, wo mir aber die Flioseii der Entwicklung der 
einzelnen Ämter zu wenig deutlich anseiuandergeha1t«n sclieinen. Daß das 
Oberstzeugmeisteramt 1704 neu eingoriehtet wurde, und sonst einiges zur Ge- 
Bcliichle dieser Amter erhellt ans dem Referate des i'riuzon Eugen an den 
Kaiser vom Jahre 1710 (Aktenstücke Nr. 40 1(, S.r>l-52). 

') Aktenstücke Nr. 37 B, S. 24 fF. 
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des Generalkrie^skommissiiriates, der Uofkummer und der beidi 
liofkanzleien war auch ilir die Finanzierung der militärischen For- 
deruugen als Hauptaufgabe zugewiesen; und zwar war es hier die 
Regelung des Kontributionswesena, die Festatellnng der notwendigen 
Beiträge der Länder zur Deckung der Heeresausgaben und deren 
gerechte Verteilung auf die einzelnen Länder, die beraten und ver- 
anlaßt werden sollte. Der Gedanke, „alle Materien, so oeconomiam 
et politiam militarem concerniren und wo bishero benennte . . . 
Stellen und Amter unter sich, es sei alle miteinander zugleich oder 
eine mit der andern sich scbrift- oder mündlich verstehen haben 
müssen", dahin zu vereinfachen, daß sie „fUrdcrhin nicht anders als 
coUegialiter und nnito conailio aller Deputirten tractirt werden",') war 
an sich ganz gesund. Der Beratungsgang sollte vereinfacht werden. 
In Wirklichkeit aber wurde die Aktionsfreiheil des Hofkriegsrates 
nur noch mehr unterbunden, indem jetzt nahezu jede Hofstelle die 
Möglichkeit, ja den Anspruch gewann, in militärische Fragen drein- 
zureden.*} Wenn es noch mit den Depatationssitzungon sein Be- 
wenden gehabt hätte! Aber daneben dauerten doch die besonderen 
Konferenzen, vornehmlich zwischen Hofkammer und Hofkriegsrat, 
fort. Und eine Anzahl wohlgemeinter und gutgedachter Reformen, 
etwa die Einführung von „General-" und „Filial"kriegskasaen in 
jedem Lande, wurde überhaupt nicht durchgeführt.") Natürlich, daß 
jedes belangreichere oder halbwegs strittige nConclusum deputationis" 
auch wieder an den Kaiser gehen mußte. In der Hauptsache kam 
es doch darauf hinaus, daß auf das „aerarium hellicum" fortab außer 
den bisherigen drei Behörden — Hofkriegsrat, Hofkammer und 
Generalkriegskommissariat ^ noch eine vierte, eben die Deputation, 
unmittelbare Ingerenz erlangte und eine Behörde mehr darauf zu 
sehen hatte, daß der „Status militaris in die beste oeconomi und po- 
licei gesetzt und darinnen erhahen werde".*) Und zu alledem stand 
noch, wie sogleich darzustellen sein wird, auch der üsten-eic bis eben 
Hofkanzlei eine nicht unverächtUc.he, direkte Einflußnahme auf die 
militärischen Angelegenheiten zu. Man begreift, daß auch tüchtige 
HofkriegsratsprUsidenten, Graf Monte cuc coli, Graf Starhemberg, gegen 
die herkümmlichen Umständlichkeiten des Systems wenig erfolgreich 
ankämpften. Andere, wie etwa Hermann von Baden und Fürst Mans- 
feld, waren ihrer Stellung überhaupt nicht gewachsen. Es war die 

>) Aktesstficke Nr. 37 B, S.S4ff. 

*) Vgl. die iii g 4, S. 25—27 aufgecfihlten FSlle. 

») ElicndB, § 5, S. 30 f. 
*) Ebenda, S. 2i». 
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Zeit, in welcher Prinz Eugen von Savoyen, verzweifelt über die Ver- 
worrenheit diesee BehördenmechaDismus, den vielerwähnten trostlosen 
Brief vom 3. Oktober 1703 an den Grafen Guido Starbemberg schrieb: 
„Ich kann Sie versichern, daß, wenn ich nicht selbst gegenwärtig 
wäre und alles säbe, kein Menach es mich glauben machon könnte. 
Ja wenn die ganze Monarchie auf der äußersten Spitze stehen und 
wirklich zugrunde gehen sollte, man aber nur mit filnfzigtausend 
Gulden oder noch weniger in der Eile aufhelfen konnte, so mllßte 
man es eben geschehen lassen und venuüchte dem Übel nicht zu 
steuern."') 



IV. 

Ea§ren Ton SaToyen. 

Ble Unterordnnng des fniier- und oberUsterrelchlscUen Krlc^- 

weseus unter den Hofkriegsrat. 

Eines nun setzte der Prinz von Savoyen, seit 1703 Hofkriegs- 
rats prUsident, doch durch: die Unterordnung der Kriegsstellen in 
Inner- und Oberösterreich, deren Selbständigkeit den Gang der 
Kricgsverwaltung noch weiter verlangsamt hatte. Diese Stellen ver- 
danken gleich den anderen inner- und oborösterreichischen Landes- 
stellen ihre Entstehung der Scheidung des Herrscherhauses in drei 
Linien nach dem Tode Kaiser Ferdinands I. In „Oberösterrreich" — 
Tirol und den Vorlanden — , wo die Kriegsfragen bei weitem nicht 
so dringend, die Kriegsgefahr längst nicht so drohend war wie 
in den östlichen Ländern, beschied man sich, die Kriegs Verwaltung 
der Regierung und Kammer, beziehungsweise dem Geheimratskoile- 
gium in Innsbruck zu überlaBseu. Der innerösterreichische Hof- 
kriegsrat in Graz ist im Jahre 1578, nachdem Erzherzog Karl In- 
haber des „ewigen und immerwährenden Qeneralates" der windischen 
und kroatischen Grenze geworden war und die drei inner österreichi- 
schen Herzogtümer die Erhaltung dieser „Grenze" übernommen 
hatten, errichtet worden und erhielt in diesem Jahre auch seine erste 
Instruktion. Entgegen der Linabrucker Stelle kam ihm wegen der 
Grenzverteidigung gegen die Türken eine besondere Bedeutung zu.*) 
Während aber der Wiener Hofkriegsrat eine rein iandesfürstliche 
Institution war, za deren Mitgliedern In- und Ausländer ohne jede 



') Arneth, Prinz Engen 

•) Hierzu S.'J42 und Fol 

OtMmicliiKbe ZsctrtlrHwiJluiiK. I, 



1 Savoyen, ], S. 2(H— 206 und 218. 
IT, Zeil trnlver Will tu iig, MIOG. 8, 28S 
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Btändisctie Einflußnahine ernannt warden, wurzelte der Grazer Hof- 
kriegsrat im Ständewcaen; nur Laudsleute der drei innerösterreichi- 
schen Lande konnten Mitglieder dicsee Kollegiums sein. Daher auch 
der zähe Widerstand, der sieh gegen jede Änderung in der Stellang 
desselben aus den stäudiseheu Kreisen heraus erhob. 

Für die Zentralpolitik jener Zeiten ist es nun sehr bezeichnend, 
daß man nach der Vereinigung der getrennten Linien des Hauses in 
den Jahren 1619 und 1669 gleich den anderen Behörden auch die 
Kriegssteilen getrennt nebeneinander bestehen ließ, obwohl bei der 
stets wachsenden Gefahr nunmehr auch von Westen her eine Ver- 
einigung gerade auf diesem Verwaltungsfelde aufs dringendste geboten 
erscheinen mochte. Noch immer verbleibt die Verteidigung der atei- 
risch- ungarischen und kraineriBch-kroaüschon Grenze im Ressort des 
Grazer Hofkriegsrates, der am 6. April 1075 eine zweite Instruktion 
erhielt.') Man meiute, ftlr die Vereinfachung der Geschäfte genug 
getan zu haben, wenn man die bisherige inner- und hernach die 
oberöflterreichisehe Hofkanzlei nach Wien zog und dort mit der 
niederösterreichiachen Hofkanzlei — übrigens auch mit ziemlich 
deutlicher Scheidung — zu einer Gesamtkanzlei vereinigte und diesen 
Abteilungen auch das inner-, bezüglich oberüsterreichische Kammer- 
und Kriegswesen unterstellte.*) 

Nicht der Wiener Hofkriegsrat also, die gewiß vor allem dazu 
berufene Behörde, sondern die Hofkan'^lei wurde fllr Inner- and 
Oberösterreich höchste militärische Instanz. Ihr stand es zu, den 
genannten zwei Kriegsstellen das Geld (ür ihre Bedürfnisse anzu- 
weisen. Der Hofkriegsrat hatte diesen so wenig wie der königlichen 
Statthalterei in Prag, der gleichfalls ein unmittelbares Dispositions- 
recht in militärischen Angelegenheiten ihres Landes zustand, etwas 
zu befehlen, er mußte mit Graz und Innsbruck durch die österrei- 
chische, mit Prag durch die btihmische Hofkanzlei verkehren und 

'} Andererseits erscheint der „Bann Ton Windiscbland" laut der Instrak- 
tion (Ins trukti onset! twurf) von 161f> dem Wiener HofkriegBrat« untergeben. 
Sielie 8. 248, Anm. 2. — Die Inatniktion von 1876 ist mit der irrigen Angabe 
„für dea (Wiener) Hofkriegsrnt" gedruckt bei Fimliaber, MilitärweBeii, Ar- 
chiv f. Kunde ßsterr. OeschichtsqQ eilen, 30, g. 165—176, Beilage XX. Daß sie 
ftlr loneröBterreich beBtimuit sei, lehrt ein flflubtiger Blick daranf. Diu Ans- 
führnngon bei Firnhabor, S. 101, und in „Feldzüge des l'rinien Eugen", 1, 
8. 193, sind unrichtig; der Irrtum ist riehtiggestellt bei Fellner, Zentral Verwal- 
tung, MIÖG. H, 8. 35, Aiun. 2 und in „ÖaterreichiBcher Erbfolgekrieg", 1, S. 30C, 
Anni. 5. — 8. ferner niich Bidermann, Gesamtstaatsidee, 1, S. 46— 47 und «u- 
geliiirige Anuierkiuigen. 

•) Vgl. H. l.V)— 157. 
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die BescIilUsse dlefier Länderstcllen hingen dann oft genug erst wieder 
von ihren Vereinbarungen mit den Länderkammern ab. Gerade daß 
man die Feldtriippen und Offiziere mit ihrer „Dependcnz" allgemein 
auf den Wiener, wie man in Steiermark sagte, den „daraiisaigen" 
Ilofkriegarat verwies. Aber selbst diese unbedingt nötige Vorkehning 
ist als gegen die alten L&ndesfreiheiten verstoßend unter Kaiser 
Leopold mehrfilltig und gelegentlich nicht erfolglos a,nge fochten, 
schließlich aber doch aufrecht erhalten worden.') Ein im Jahre 
1704 unternommener Versuch der Österreichischen Hofkanzlei als 
oberster Iteviaionsbehörde, auch die Revision der Hofkriegsratserkennt- 
nisse an sich zu bringen, führte allerdings zu energischer Gegenwehr 
des Hofkriegsrates und drang nicht durch.*) 

l)ie Verworrenheit der KriegsverwalUing war somit kaum mehr 
zu steigern; Hofkriegsrat, Hofkammer, Deputation und Kriegskom- 
missariat mit teilweise sich deckenden und kreuzenden Kompetenzen, 
dazu drei Landeaslellcn in Graz, Innsbruck und Prag mit weit- 
gehenden Befugnissen, mit dem Hofkriegsrate nur durch das Mittel 
der österreichischen Hofkanzlei verkehrend. Hier wollte nun Prinz 
Eugen gleich bei seinem Amtsantritte Wandel schaffen und blieb mit 
seinem Vorhaben nicht allein. Die mehrfach erwähnte Denkschrift 
— vermutlieh des Grafen Sinzendorf — vom Jahre 1704 hob scharf 
und bestimmt die Notwendigkeit hervor, die „militärische Direction 
unter Ihro Majeslilt Kriegsstelle zu ziehen". Man habe die unnatür- 
lichc Unterordnung des ober- und innerösterreichischen Militärwesens 
mit dem Verluste vieler Festungen genugsam bezahlt.^) Aber Kaiser 
Leopold scheint sich zu keinen Veränderungen haben entschließen 
zu können. Erst Kaiser Josef L, überhaupt tatfroh und temperament- 
voll, verschloß sich diesen Ratschlägen nicht. Gerade ein Monat 
nach seinem Regierungsantritte — am 5. Juni 1705 — ließ der Kaiser 
dem Hofkriegsrate anzeigen, er habe befunden, „daß der inneröster- 
reichische Hofkriegsrat wie ingleichen das völlige Militare alldorten 
und in den ober- und vorderösterreichischeu Landen von der löb- 
lichen Österreichischen Hofkanzlei nicht mehr dependent, sondern 
hinfüro dero kaiserlichen Hofkriegsrat allein subordinirt sein solle".*) 
Der Entschluß war ganz im Sinne der Wünsche des Prinzen Eugen, 
oder vielmehr, diese gingen noch darüber hinaus. Am 14. Juli 1705 

') Bidermann, GesamtBtaalaiae«, 2, S. 4 und 87, Anm. 7—9. 

i) Akt 1^9 ex maio 17(U Eip. Hofkriegsrat im k. u. k. Kriegaarchive. 

•) Aktenstücke Nr. 3'J A, S. 4S»f.; vgl. auch S, IHO. 

*) Hierfür tiiid für dnK Folgondf Akteoatückp Nr. 40 H, 8. 52-52 und 
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empfahl — gewiß nicht ohne Einverstilndiiia mit Beinem Chef — der 
Hofkriegsrats Vizepräsident Leopold Graf Herberatein die Vereinigung 
der oberÖBterreichischen Militäi'agenden mit dem Wiener Hofkriegsrate, 
drei Tage darauf richtete der Prina selbst an den Kaiser die Bitte, 
zu befehlen, er möchte „ohne längeren Verzug das erbländisebe Mili- 
lare mit allen Appertinentien, fürnemblich auch mit denen dazu ge- 
widmeten Geld- und Beaoldungsfuudia dem Hofkriegaratsmittl cum 
Omnibus infurmntioiiihus von dero geheimben Hofkanzlei dermaleins 
nberantwortet werden". Es sollte also der Einfluß wenigstens der 
Hofkanzlei auf die Militärangelegenheiten voUatäudig gebrochen 
werden. Vollständig wurde dies nicht durchgesetzt. Zwar ließ im 
August 1705 der Kaiser noch einmal als seinen Willen verkünden, 
daß „die Kriegsstelleu in ätejr und Tyi-ol ad uuitatem consUii et 
administrationia reducirt und zu solchem Ende dem kaiserlichen Hof- 
kriegsrat angewisen und subordinirt werden sollen", aber bis zur 
strikten Durchführung dieser Anordnung war noch ein weiter Weg- 
Vier Jahre hindurch haboa die Landesbehörden in Graz und Inns- 
bruck — - am ftlgsamsten betrugen sich übrigens noch die inneröster- 
reichischen Kriegsräte — ftlr die Aufrechthaltung ihrer alten Stel- 
lung gekämpft, immer aufs neue Schwierigkeiten bereitet und dabei 
die Unterstützung der österreichischen Hofkanzlei gefunden. Als 
dann im Jahre 1709 der kaiserliche Befehl zur Ausführung gelangte, 
geschah es nicht ohne Zugeständnisse im Sinne der partikularen Ten- 
denzen. In Graz blieb eine „Kriegastelle" unter einem Vizepräsi- 
denten fortbestehen, in Innsbruck wurde ein „MiHtärdirectorium" ein- 
gerichtet, beide als dem Hofkriegsrate untergeordnete, gleichwohl 
noch öfters unbotmäßige Stellen.') Erat unter Maria Theresia (1748) 
wurde der Grazer Kriegsstelle die Oberleitung über die „windische 
und kroatische" Grenzverteidigung, die sie sich noch immer zu wahren 
gewußt hatte, durch die Umformung dieser beiden „Grenzen" zu Qe- 
neralkommauden (dem Hofkriegsrate untergeordneten einfachen n>ili- 
Uirischen Landesstellen) endgültig entzogen und das Innsbrucker Militär- 
direktorium auf den Stand eines Generalkommandos herabgedrückt. 
Bedeutete diese Neuordnung immerhin die Befreiung von man- 
chem Hemmnis in der Militärverwaltung, so war eine durchgreifende 
Änderung in derselben durchzuführen auch einem Eugen versagt. 
Dem Prinzen war es vor allem um die Uebung des militäriscbeu 
Geistes, weniger der Verwaltung zu tun. Der Verkauf von Offiziers- 



') Hierzu oingobend BidDrinann, Gesamtstaatsidee, 2, S. 9- 
geliürige Aniiiorkiuigen ; 6. auch S. 101, Aniu. 1. 
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uhfirgen durch die Oberstinhaber und ßegimentskommandtinten 
(Oberatleatoantß) gegen „Geschenke" oder „Ehrengaben", das ist 
gegen mehr oder minder verschleierte Bestechung, wurde dnrch ein 
Patent Kaiser Leopolds I. vom 5. Februar 1703 strenge verboten. 
Allerdings ohne rechten Erfolg. Am 14. Februar 1708 mußte Kaiser 
Joaef I. das Patent seines Vaters allen Beteiligten nachdrUckÜch in 
Erinnerung bringen,') Auch das Recht der ObersHnhaber, alle Offi- 
ziersstellen ihres Regimentes selbständig zu besetzen, wurde schritt- 
weise eingeschränkt und zunilchst die Ernennung der Oberstleutnants, 
hernach der Stabsoffiziere überhaupt an den Kaiser gezogen;*) auch 
gegen die „Winkelrecommendationen" ging der Prinz mit Schärfe 
vor.') Die Verwaltung blieb weiter krank, Der G e seh äftsk reis der 
Referate (Expeditionen) ist gegenüber den Bestimmungen der Ord- 
nungen von 1650 und 1668 wesentlich verändert worden. Unter 
Kaiser Leopold und unter dem Präsidium des Grafen Manafeld (1701 
bis 1703) wurden vier Referate eingerichtet, das erste die eigent- 
lichen militärischen VerwaltungageschUfte umfassend zum Unterschiede 
von den dem vierten Referate zugewiesenen Militärgerichtsagenden 
(Judicialia), ein Sonderreferat „in Hungaricis et Turcicis" und eines 
ftir die Artillerie. Hierüber hat Eugen in den Jahren 1710 und 1713 
einige Reform vorachläge an die Kaiser Josef L und Karl VI. er- 
stattet. Im August 1710 wurde — wohl ein Zugeständnis an den 
Partikularismus der Innerösterretcher — das innerösterreichische 
Militare von dem ersten Referate getrennt als ein besonderes fünftes 
Referat den übrigen angeghedert. Prinz Eugen schlug 1713 erst 
eine weitere Atisge staltung desselben vor, riet aber im Jahre darauf 
zu seiner Wiedervereinigung mit dem ersten Referate, welchem An- 
trage der Kaiser auch entsprach.*) Im Jahre 1720 wurde dem 



') K. u. k. Kriegsarchiv, Mititärimpressen Nr. 108 und Hofkriegsrat 1703, 
Februar, S41 Beg. — Von diesem mit Mißbrauch der Ämtsgewalt geübten 
Chargen verkauf ist wolil tsn subeideii der legale, mit Bewilligung dos Kaisers 
uitd HofkriögErates yolliogana Cliargonkanf und Verkauf zwischen Oflkieren, 
dan ist die Abtretung der militürischen Charge dnrch iiiren augenblicklichen 
Inhaber an einen anderen gegen bestimmte Entschädigung, die sogenannte 
„Chargenkonvention". Diese ist erst durch a. h. Entschließung vom 17. Juli 
1605 und Hof kriegsratsverordnung vom 17. Jnli lä05, Z. 31S3, aufgehoben worden. 

') Vgl. S. 251. 

») Ärneth, Prina Eugen, 3, S. 81 ff. 

•) Aktenstücke Nr. 40 B, S. Iil-5ä luid Nachträge dazu; g. „Österr. 
Etbfolgekrieg", 1, 8. 310-311. Vgl. endlich Aktenstücke Nr. 55 A, § 10, 
S. 4ä4— 438. Über das Generatauditoria tarnt ^m puncto eaitsarum coinpestrium" 
8. ebenfalls Aktenstücke Nr. 40 H, S. 51-52. Genauer beKeichnet lunfaßt 
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Kriegsrate die Pflege dea diplomatischen Verkehres mit Rußland al>- 
genomnieD, während ihm die mit der Türkei bis 1742 verhlieL.') 
Die im Frieden von Passarovitz (1718) der Pforte abgenommenen 
und im Friedensschlüsse von 1739 wieder zurückgegebenen walla- 
chisehen und serbisch-boBnischen Gebiete, die sogenannten „Neoacqiii- 
stica", wurden als unmittelbar dem Kaiser untergebener Territorien 
unter die gemeinsame Verwaltung von Hofkriegsrat und Hofkammer 
gestellt und hierfür eine Kommission von Kriegs- und Kammerräten, 
die „neoacquislische" Kommission, gebildet.') 

Derartige Umformungen änderten aber nichts an den ver- 
kehrten Grundlagen des Systems, der kollegialen Beb andlungs weise, 
der weit in die Einzelheiten dea Dienstes hineinreichenden Einfluß- 
nahme der Hofkammer, der nicht ganz klaren Stellung des Kriegs- 
kommisaariates neben und unter Kriegarat und Kammer.*) Von den 
im Jahre 1714 eingerichteten „Hauptkommissionen" der Kammer 
ftlhrt eine den Namen der „Hauptmilitärkommission"; sie hat „das 
ganze oeconomicum mititare" zu besorgen und hatte auch durch die 
folgenden Veränderungen in der Anordnung der Kommissionen weiter- 
hin Bestand.*) Die Instruktion für das General kriegskommissariat, 
welche am 23. April 1713 den Anträgen des Prinzen Engen gemäß 
erfloß, hielt dessen Unterordnung unter den Kriegsrat, „was das pure 
militare betrifft" und unter die Hofkanimer „in Sachen, welche in 
das oeconomicum militare einlaufen ", aufrecht, scheint aber sonst die 



das (erste) Referat „in inititBribuB et politici»" die Angielogenheiteu dea Hofkrirgs- 
rates und der Hof kriegakanzlei, dea GenemlknegHkoniiuissariatOB, der Feldkriege- 
kanileien (Kanzleien der Armee im Felde) und »Ho ,militaria' in den Erblanden, 
dem Reiulio und in den spanischen und ibiüeniBchen I'rovinien, in denen kaiser- 
liclie Truppen liegen, dati Referat „in HungariciB et Tiircicie" die Angelegen- 
lieiten Ungarns und seiner NobenlUnder, dann die türkiaehen, „tartarisclian" and 
poreiachen, polnischen und ruseiachcn An gelegen!) ei ton und überhaapt die Ver- 
handlungen mit HUaliiud lachen „barbarischen" Völkern. S. besondere Akt Hof- 
kriegsrat 1714, Juni, 459 Exp. des Kriegsar chives. 

') S. S. 240. 

*) Bidermann, GeaamtaUaUidee, 1, S. 120, Anm. 36 luid 2, S. 2il— 30. — 
Vgl. Langer, Serbien unter der kaiserlichen Regierung 1717—1739. MitteiL 
d. Kriegaarchives. N. F. 3 (18a9), S. lM-247. — Vgl. S. VM, Anm, 4. 

') In seinem Gutachten vom 2. Oktober 1706 riet Graf l'h. L. Siniendorf 
auch zur Reform des Hofkriegsratoa, aber leider sind gerade diese Ausfübrnngen 
nicht erhalten. Jedenfalla orscbienon die vorgebrachton „Motiva" dem Kaiser 
wichtig genug, um ilm zu verm6gen, eine Änderung der besiehenden Instruk- 
tiouen in Aussicht zu stellen und sich weitere Reaolutionen vorzubehalten. 
(AktenstQclce Nr. 39 B, S. 48.) 

*) 8. Aktenstücke Nr. 44, S. 71, und Nr. 48, S. 217. 
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Unklarheiten Beiner Stellung niclit beseitigt zu haben.') Jeileiiralls 
ist die Entwerfung des Militärbudgets, des „Gcneralanordnungsstaates", 
seine vomelimBte Aufgabe geblieben. Dabei aber wird doch die 
Doplielkonipetenz der Kammer und des KomraiäBarlates namenlJich 
aus manclien Bestimmungen der Ilof'kammerordnung vom Jahre 1717 
klar. *) Die Errichtung eines besonderen Militärreferates bei der 
Hüfkammer im Jahre 1732/} an sich wohl verständlich, spricht doch 
auch dafür, wie wenig die Hofkammer ihre Gerechtsame auf dem 
Gebiete der fililitärverwaltiing aufzugeben willens war. Es ist nicht 
zu viel gesagt, daß in allen Geldangelegenheiten der Hofkriegsrat 
vollsliindig von den Mitteln und manchmal auch von dem guten 
Willen der Hofkammer abhing.*) Auch die Deputation blieb in 
ihrem „Esse" bestehen und die Konferenzordnung von 1709 be- 
zeichnet ansdrUckhch die „Kriegs- und Kommissariatanligenheiten" 
als in ihren Wirkungskreis gehörig,*) Ebenso blieb die Behandlung 
wichtigerer Kriegsangelegcnheiten zwar nicht mehr dem geheimen 
Rate, der schon zu einem Dekorativorgan geworden war, aber der 
an seine Stelle gerückten Konferenz vorbehalten. In der Konferenz- 
ordnung vom 7. März 1709 wird verfligt, daß „der Kriegsrat wegen 
Projeeten der Campagncn und Austheilung der Armeen dessen Ge- 
danken and Vorschläge alldorten (in der Konferenz) anzubringen und 
meiner a. g. Decision abzuwarten hat."^) Ein gleiches ist aus der 
zweiten Konferenzordnung von 1721 abzunehmen.') Die Konferenz 
ist also für viele, wenn nicht die meisten kriegspolitischen Beschlüsse 
verantwortlich. Dem Hofkriegsrate, der gewöhnlich nur durch seinen 
Präsidenten in ihr vertreten war, stand nur eine sehr schwache Ein- 
flußnahme auf deren Fassung zu. Ihm kann der Inhalt der gefaßten 
Beschlüsse somit nicht wohl zur Last gelegt werden. 

') S. Aktenstücke Nr. 40 IJ, S. 62, und Nr. 48, Art. 28, S. ÜöJ f. Üaiii 
Beer, „Das Finanzwesen Jer Monareliie" in ..ÖsWrr. Erbfolgekrieg", !, S. aU 
bis 313. Die Instrnktion für den GeDeralkriegskoinmisBllr vom II. Juli 1726 im 
k. u. k. Kriegsarchive, RanEleiarcliiv III, 7. 

*) Aktenstücke Nr. 4S, Art 28 (Kriegskommisaarial), 29 (Verprovian- 
tierung), 30 (Inventur der Zeughäuser), S. 251—254. 

») Aktanatücke Nr. 53, § 6, S. 414. 

*) „ÖBterr. Erbfolgekrieg", I, S. 310. 

") Aktenstückü Nr. 41, g 1, S. 53 und S 2, ü. &4; hier heißt es: „was 
die andere bellica seind (nicht die .projecten der campagnen und auslJmlung der 
armeen'), die da enlweder mit denen länderen, der hofcammer oder comtninsariai 
eine gtmeintekaft haben, bleibet, noch färbaa bei der bereits stabüirten deputalion, 
wohin sie gehören". 

•) Ebenda, § 2, 8. 53-54. 

") Aktenstücke Nr. 52, 8 4, S. -llOf. 
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Trotz Eugen von Savoyen also überull dieselbe Geschichte: 
dieeelbc wunderliche Vielheit von Behörden mit verwandten Kompe- 
tenzen, der Mangel an Initiative auf allen Gebieten der Verwaltung, 
Es wird immer zu den grüßten Leistungen Österreichs gehören, daß 
seine Heere, wenn aueh unter Führung des ersten Feldherrn der 
damaligen Welt, mitten im Wirrsiil seiner FinanznÜte und Verwaltungs- 
Bchwierigkeiten die großen Taten haben vollbringen können, weiche die 
kaiserliche Armee für immer berühmt gemacht haben: Zenta, Höoh- 
stadt und Turin, Peterwardein und Belgrad. 



V. 

Die HofkricgsratsinstrHktion toih .labre 1745. 

Mit dem Tode des Prinzen Eugen ging auch die durch seine 
Peraon repräsentierte Einheitlichkeit wieder verloren.') Die einsichts- 
volle Mahnung Kaiser Karls VI., die einzebien Hofstellen sollten 
nicht so sehr auf ihr Ressort als auf das Gesam tinter esse der Monar- 
chie bedacht sein, wurde gering geachtet und fruchtete nicht viel. 
Zu der Rivalität der zunächst berufenen Stellen kamen die Feind- 
seligkeit anderer Behörden gegen den Hofkriegsrat. So hat der ita- 
lienische Rat oft genug die miliUlrlschen Aufträge des Hofkriegsrates 
unbeachtet gelassen oder denselben auch strikte entgegengehandelt. 
Die Kriegsstellen der Länder, namentlich die Grazer, hatten sich 
stets widersetzlich gezeigt.*) Die Absichten der Hofkriegsrats Präsi- 
denten erfuhren bei Hofe die mißgünstigsten persönlichen Gegen- 
wirkungen. „Die Nachwelt", klagte am 16. November 1739 der Hof- 
kriegsrals Präsident Graf Harrach, „wird sagen, der Harrach, selb- 
maliger Kriegspräsident, muß ein rechter .... gewesen sein, daO er 
dem Kaiser derlei verteufelte militärische Vor- und Anschlage gege- 
ben und resolvieren machen; man wird nicht wissen, daß solches 
alles wider meinen Willen geschehe."') Dazu große Unregelmäßig- 
keiten im Boreiche der Behörde selbst. Vom Oktober 1741 bis 
zum August 1743 hatten die liofkriegsbeamten kein Gehalt emp- 
fangen. Der Personalstand war übermäßig herangewachsen;*) frei- 



') Hierfür und für das Folgende s. besoiidera „Österr, Erbfolgekrieg", 1, 



>) Ebenda, S. 307—308. 
•) EbendB, S. .S08— 309, Anm. fi. 
*) S. dio ächotnatiBineii aus diese 
) Innern. 
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lieh wurden von den 36 — 44 RjLten die meisten nicht zu den Sitznn- 
gen herufen nnd führten den Hofkriegsratstitel nnr ala leere Würde.') 
Was ea sonst an Schwierigkeiten und Ungehörigkeiten aller Art ge- 
geben, erhellt nicht (ibcl aus Beschwerden, welche nach Eugens Tode 
gegen das damalige Treiben am Hofkriegsrate erhoben wurden. In 
seinem Gutachten vom 7. September 1740 führte der Hofkriegsrats- 
Vizepräsident Feldmarachal! Graf Khevenhüller laute Klage über die 
Eigenmächtigkeiten der Referendare, die vieles entschieden, ohne 
daß es den bestehenden Vorschriften gemäß zuvor in die Ratssitzung 
gekommen, vieles auch aus Bequemlichkeit von untergeordneten Be- 
amten arbeiten ließen, wodurch die gröbsten Irrtümer entstünden und 
„in üne das ansehentliche Kriegsdicasterium selbst mit denen capi 
und membris vor der Welt prostituieret und verkleinert werde".*) 

') Öfltörr. Erbfolgekrieg, 1, S. 309— 310. 

•) Das Gutachten KhevenhttllerB unter Sipmtnr 842, Seplember 174(1, Eip. 
im k. u. k, Kriegearphive. Kin ebenda unter Signntiir Memoiren, IX, 56, er- 
liegender ungezeichneteF „Vorschlag" dürfte wohl eine Vorarbeit zu diesem Out' 
achten, jedonfalis aber eine von Klievenhüller angeregte Arbeit sein, Beennders 
lebhafte Änatttiuldigiingen erhoben sowdhl der „Vorschlag" wie das Gutachten 
iind die noch anzuführenden „a. u. Gedanken" gegen den ersten Ilo f kriege refc- 
reiidar Frans von Wöber, der gewußt habe, .,neh das oberdirectorium tu attri- 
buiren und dasjenige, was ihm beliebt und aniiändig, von den andern deparlements 
heraustuklauben und lich tu arrogieren, ja in dit htO^igen justisgeschäfte selbst 
extra ordinem sieh eimumengen". Dadurch geschehe es, daß zum äußersten Ar- 
gemin Sachen doppelt erledigt und hinansgegeben werden, erst durch Wöber 
und dann — oft genag in widersprechendem Sinne — durch den xiietündigen 
Referenten. J^iemlich eingehend verbreiten sich Vorschlag und Gutachton über 
die ITngehörigkeit der Umgehung des Dienstweges durch Subaltern Offiziere; 
viele hätten in solcher Weise Urlaub erbeten und erhalten, so „dass mehr- 
mal die commartdanten der regimentfr sich beklagt, dass sie iu jn/ir und tag öfters 
die of^iiere mehl gewußt, uro sie sind". Recht bezeichnend sind die ÄUBfabnin- 
gen gegen den Oiargenhandel, der von den Angestellten der Jlofkriegskanzlei 
geradezu industriös betrieben wurde. Für den Schlendrian bei der Aktenbe- 
handlung spricht sehr deutlich, daß (1T40) „lauf des archivarii eigener atissag 
seither 1732 Iceine Schriften mehr" in das Archiv (Registratur) gekommen seien. 
(Der Entwurf von 1741 schreibt vor, daß alle über sehn Jahre zurückreichen- 
den Akten und zwar alljährlich dortbin abzugeben seien. Aktenstücke 
Nr. 55A, g 12, S. 439.) — Die „a. u. treugehorsamilen teohlmeinenden gedanken, 
wie das riesamle militare, sonderlich aber der hofkriegsrat . . . eingerichtet werden 
sollen" (Rriegsarchiv, Memoiren, IX, 70) bewegen sich in dem gleichen Fahr- 
waaser. Soweit sie den Kriegsrst betrefTon, sind sie in „Österr. Erbfolgekrieg", 
1, S. 312—316 abgedruckt. — Die Anklagen gegen Wöber sind übrigens (vgl. 
die sehr richtigen Bemerkungen in „Osterr. Erbfolgekrieg", 1, S. 316, Anm. 1) 
mit Vorsicht aufzunehmen. Woher war ein hervorragendes Beamt«atalent von 
erstaunlicher Arbeitskraft und Initiative und neigte, wie derartige Naturen ge- 
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Solche VorstcIItingen und Anklagen blieben bei einer impnleivcn 
Natur, wie die junge Regentin Maria Theresia eine war, nicht ohne 
Wirkung, Noch im Juni 1741 kam der Entwurf einer neuen Hof- 
kriegsratsinstruktion zustande, ohne jedoch, wie es allen Anschein 
hat, in Geltung gesetzt worden zu sein.^) Seine Bestimmungen be- 
deuten meist Abstellungen der gerUgten Mißbräuche im internen 
Dienste und erschöpfen sich auch nahezu darin; immerhin tritt ver- 
einzelt auch das Bestreben zutage, die Kompeienzgrenzen der ver- 
schiedenen Behörden in militärischen Dingen deutlicher abzustecken,*) 
ohne daß damit jedoch etwas Nennenswertes erzielt würde. Indem 
die kollegiale Beratung aller Agenden mit Nachdruck gefordert 
wird, soll den Eigenmächtigkeiten der Referendare Einhalt getan 
werden, deren Tätigkeitsbereich sorgtUltiger umschrieben wird,') 
Streng aufgetragen wird die Führung zureichender StandesÜstcn von 
Mannschaft und Oflizieren. Der tjbebtand, daß sich „regimcntssub- 
altei-ne Ober- und Unterofficier" mit Umgehung der Regimentskom- 
inandanten unmittelbar an den Hofkriegsrat wenden, ist, wie sieb 
aus den Beschwerden KhevenhtÜlers ergibt, noch immer nicht be- 
hoben und muß aufs neue gertigt werden.*) Die MilililrjustizGacben 
seien von den „Publica" streng gesondert zu halten,') Man halt für 
notwendig, allen Beamten eine strenge Erfüllung der Amtspflichten 
dringend aufzutragen,*) 

Mag sein, daß diese Ausarbeitung nur ein Entwurf fUr die am 
23. März 1745 erlassene Hofkricgsratsinstruktion gewesen ist, die 
dann durch Jahre die Norm für die Zukunft blieb.') Wenigstens 
ist die Verwandtschaft gewisser Bestimmungen hier und dort augen- 
fällig. Für die Entfernung der Kompetenzgegensätze hat freilieb 
auch diese neue Instruktion so wenig wie der Entwurf etwas Wesent- 
liches getan. Immerhin war es ein Fortschritt, daß wenigstens mit 
der innerösterreichischen Kriegsstolle, die sich vom Jahre 1705 her 
noch immer eine gewisse Sonderstellung zum Schaden des Ganzen 
gewahrt hatte, ein Ende gemacht, diese im Jahre 1743 auf das 

wöhDlich, zur Übersehreitilug der GrenEen seines Oeltungahereiclies. Kheven- 
hüller fühlte sich auch ganz persönlich durch ihn beeinträchtigt und dürfte 
sieh schwerlich die volle Objektivität des Urteils bewahrt Italien. Regen die 
Tiii-Utigkeit des Widers tichers kann übrigens auch er nichts einwenden, 

') Aktenstücke Nr. 55 A, 8.421-123. 

') Vgl. ebenda, § 10, S. 424 f. 

*) Ebenda, g 9, 10-11, 8. 421 und 424 f. 

*) Ebenda, § 9, S, 423. ») Ebenda, g ß, 8. 422. 

>) Ebenda, % 26, S. 431. 

') Aktanatflcke, Nr. 55 B, S. .I.S.5— 440. 
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Niveau anderer Ländergeneralkommanden herabgedrUckt wurde,') 
Auch die energische Vermahnnog, die Schreibereien zwischen den 
einzelnen Behörden nach Ttinlichkeit zu sparen und möglichst iilles 
in besonderer Konferenz mündlich zu erledigen, war wohl ange- 
bracht.*) Aber dergleichen war auch schon früher empfohlen worden 
und hatte wenig gefi-ucbtet. Vornehmhch handelte es sich doch 
auch hier wieder um eine Kegelung, Vereinfachung und — Verbil- 
ligiing des inneren Dienstes im Hofkriegsrate durch eine ausgiebige 
Personalverminderung. Nach Ausweis des Scheraattsmns vom Jahre 
1746 erscheint gegen 1740 die Zahl der Räte von 36 auf 11, die der 
Sekretäre von 28 auf 6, des sonatigen Personales von 78 auf 48 ge- 
sunken. Für Rats- und Sekretiirstellen sollten Personen mit Erfah- 
rung im Felde, die „einigen Campagnen beigewohnt", vor anderen 
berücksichtigt werden.') 

Die Ordnung des Kriegajustizwesens wurde als „ein besonderes 
und separirtes Werk" in Aussicht genommen und dafür vier Ritte 
lind eigenes Personal, jedoch alte dem Hofkriegsratsprilsidenten unter- 
stellt, namhaft gemacht.*) Die Unterordnung der großen Ililfsbe- 
hörden — Gencraikriegskommissariat, Oberstzeugamt, Oberstschiff- 
amt, Generalauditoriat — , der kommandierenden Generale und der 
Festungskommaudanten unter den Hofkriegsrat wurde wieder einmal 
nachdrücklich hervorgehoben.*) 

Eingehend werden die Befugnisse desPrilsidenten umschrieben,'"') 
Er beruft die Kommissionen, die allftlllig nütigen Fachleute, ordnet 
die Abfassung der Referate an. Es steht ihm zu, das Hofkriegs- 
personale einzuteilen und ihm seine Verwendung zuzuweisen. Die 
Ernennung und BcRSrderung desselben, und zwar herab bis zum 
letzten Schreiber, behielt — es war ganz im Sinne des Regierungs- 
systemes jener Zeit — die Kaiserin- KUnigin ausschließlich ihrer Be- 
schlußfassung vor, und ebenso sollten hinfort nur die ganz belang- 
losen Ausläufe aus dem Hofkriegsrate bloß die Unterschrift des Prä- 
sidenten tragen, alle übrigen aber von der Monarchin selbst unter- 
zeichnet sein.') In besonderen Artikeln wird doch ausdrucklich her- 
vorgehoben, daß „zuvorderist in Kriegszeiten dasjenige vorzüglich 

') „Österr. Erb folgekrieg", 1, 8. 3SI— 323. 

*) Aktenatttcko Nr. 55 B, % 3.% S. 43fl. 

») Ebenda, § 2a, S. 433. 

*) Ebonda, § 2, S. iM\ besonders Anm. daselbst. 

>) Ebenda, 8 3, S. 435. 

■) Ebenda, §§ 9-11, 23, 24, 28, S. MCI, 138 und 439. 

") Ebenda, §§ 23, 24, 28. 
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vor die Hand genommen werde, so von den Armeen einlangt oder 
Connexion damit hat" und besonders anch bemerkt, daß in dringen- 
den Kriegsgeschäften „''''^''^ '"'^'^ '"^ ordentliche ReferatSBession ab- 
gewartet werden solle".') Neuerlich wurde aufgetragen, daß Offiziere 
für den Verkehr mit dem Hofkriegsrate strenge den Dienstweg ein- 
halten, sich an ihre Regimen tsvorstände, diese an die Generale oder 
Armeekommandanten, diese erst an den Hofkriegsrat sich wenden 
durften. Einige wenige Ansnahmen werden besonders vermerkt.*) 
Die Kompetenz des Hofkriegsrates für die Gesamtlando, also aucb 
für Ungarn, blieb weiterhin und jetzt erst recht bestehen. Er hatte 
das disziplinare und das taktische Verfilgungsrecht über die Regi- 
menter, sein Jnstizaenat war die oberste Inatanz fUr Berufungen gegen 
die Urteile der Auditore; der „Generalquartiermeisterstab" wies den 
Regimentern ihre Stand- und Rastorte an. Eine besondere Tax- 
ordnung für den Hofkriegsrat wurde wenige Tage nach Erlaß der 
Instruktion am 2. April 1745 gegeben und zugleich ein besonderes 
Hofkriegstaxamt eingerichtet, aber wieder unter die Kontrolle der 
Hofkammer gestellt; die Taxen wurden ansehnlich, mehrfach um das 
Doppelte erhöht.*) Am 9. Oktober desselben Jahres wurde der Hof- 
kriegsjustizrat als oberste Stelle in allen militärischen Rcchtsange- 
legcnheiten aktiviert und erhielt wohl auch eine Instruktion.*) Am 
28. Dezember 174G endlich wurde das General kriegskommissariat zu 
einer unmittelbaren HofstcUe erhoben; es war wohl nur der Ausdnick 
der tatailchlichen Verhältnisse. Hofkammer und Hofkriegsrat wurden 
angewiesen, „der neuen Hofstelle allenthalben willfiihrig und kräftig 
beizustehen" und alle drei Behürdeu verhalten, in allem „die disci- 
plinam et oeconoraiam militarem betreffenden Verrichtungen ... se- 
paratim vel conjunctim eich zu vernehmen". Zugleich erhielt das 
Kommissariat eine umfangreiche Instruktion, an deren Ausarbeitnng 
die Kaiserin lebhaften Anteil genommen bat.^) Damit kamen die 
ersten Reformen der Kaiserin Maria Theresia zum Abschlüsse. 

Die Klagen über den verhängnisvollen EinBuß des Hofkriegs- 
rates auf die kaiserliche KriegsfUhrung sind alt. Er war bei allen 
Beschränkungen seiner Kompetenz doch eine mKchtige Behörde, bis 
1742 auch das leitende Organ für die Oricntpolitib, gewissermaßen 



■) Aktenstücke Nr. 55 It, §S 12 und 25, S.436 und 438. 
•) Ebenda, §§ 30-32, S. 439. 
•) Aktenstück« Nr. 55 C, S. 442—450. 

*) K. H. k. Reichsfinftnzarchiv, Hoffinaiizakt 3. Oktober 1741 
„Österr.l'j'bfolgekrieg", 1, 8,330-321. 

') Aktenstücke Nr. 55 D, S. 450-479. 
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auch den Generalstab vertretend, für den der im Frieden nur un- 
regelmäßig funktionierende GeDeralquartiermeiHterstab nur unvoU- 
stUndigen Ersatz bot, zudem die Stelle, auf deren Vorschlag die 
kommandierenden Generale ernannt wurden. Begreiflich, daß ihm 
die Hauptschuld an den Drangsalen jener Zeiten zugeschoben wird. 
Aber doch nicht wohl mit Recht. Der Hofkriegsrat war in seinen 
Entschließungen unfrei, an die BescLluase des geheimen Rates und 
der Konferenz gebunden und vor allem beengt durch den ünanziellen 
Jammer, den zu beheben nicht er berufen war. So wird man ge- 
wiß nicht sein Andenken allein belasten dürfen. „Um solche Frage 
endglUtig zu beantworten, müßte vorerst die Riesenaufgabe geläat 
sein, aus dem gesamten Akten materiale von mehr als drei Jahr- 
hunderten das Wirken des Hofkriegsrates zusammenzufassen, die 
Verhältnisse klarzulegen, die sein Handeln bestimmten und aus all 
den verschlungenen Fuden ein Übersichtliches Bild zu schaffen. 
Niemand noch hat sich au dieses Problem gewagt. Das Verdikt 
aber ist dessenungeachtet längst schon vorweg gefüllt: alles Ki'iege- 
unglück wahrend vierthalb hundert Jahren ftlllt dem Hofkriegsrate 
zur Last, alles, was in demselben Zeiträume sich Günstiges ereignete, 
geschah — trotz ihm!"') Eine unbefangene Geschichtsforschung 
darf sagen: Mehr als der Hofkriegsrat war es immer die UnschlUa- 
sigkeit der Generale, ihre Furcht vor eigener Verantwortung, die 
Mißerfolge gezeitigt hat. Wenn die Be bürde Anfragen aus dem 
Feldlager mit unbestimmten Auskünften erwiderte, wer will ihr dar- 
über ernsthafte Vorwürfe machen? Mit seiner schleppenden Ge- 
schäftsführung und seinem tat- und e n tsc hl ußs ebenen Beratungsappa- 
rate war der Hofkriegsrat nicht schhmmer als andere Behörden, 
Nur daß man in seinem Geltungsbereiche die Mängel des allgemeinen 
Systems am deutlichsten und empfindhchsten zu verspUren bekam. 



') Mittel lau gen des Kriegsarfhive 





Man vergegenwärtige sich noch einmal den Zustand der Orga- 
nisation der Ost erreich lachen Zentral Verwaltung im Jahre 1749: 

Der geheime Kat war längst ein bloßes Dekorativamt ge- 
worden. Die von Kaiser Josef I. eingerichtete etündige Konferenz 
bestand als ITanptorgan der auswUrtigen Politik noch fort; allerdings 
aher war die Stelle schon geschaffen, die sie beerben sollte: die 
Staatskanzlei; nur daß sie noch nicht regelmäßig funktioniert hat. 
Die Deputation, deren Wirkungskreis von der Beratung der mili- 
tärischen Oelderfordernisse an die Stände sich zur Beratung der 
inneren Angelegenheiten Überhaupt erweitert hatte, verschwand mit 
der Neuregelung des Behörden wesens im Mai 1749. Von den mannig- 
faltigen Instituten der zentralen Finanz vor waltang war die als deren 
oberstes Aufsichtsorgan 1717 ins Leben gerufene Finanzkouferenz 
schon 1741 wieder aufgelöst, ebenso vier Jahre später (1745) das 
wenig bewiihrte Staatszentralkassen-, .Staatskredit- und Depositen- 
iustitut der Banculität aufgehoben worden. Nur das Chefamt der 
um die Aufreehterlialtiing des Staatskredites hochverdienten Wiener 
Stadtbank, die Ministerialbancodeputation, blieb nicht bloß be- 
stehen, sondern war im Jahre 1740 auch ausdrücklich zu einer un- 
mittelbaren Hofstelle erhoben worden. Als vornehmste Fiuanzbehürde 
aber war nach allen Experimenten doch die Hofkammer im ziem- 
lich ungeschmälerten Besitze ihrer Kompetenz zurtlckgeblieben. Neben 
den Hofkriegsrat, der 1745 nach Kräften reformiert worden war, 
trat vom Folgejahre an das bisher ihm und der Hofkammer unter- 
geordnete Generalkricgskommissariat als eigenberechtigte Zen- 
tralstelle. Daneben auch schon ein Ansatz im Sinne moderner Ressort- 
sonderungen: im Jahre 1746 wurde das Kommerzdirektorinm 
als eine oberste Handelsbehörde geschaffen. 

In allen den großen Finanz- und namentlich den Kriegsslellen 
war die zentralisierende Tendenz immer besonders mächtig gewesen. 
Und schon war sie auch in der Justizpflege bedeutsam zur Geltung 
gekommen. Im Jahre 1745 war ein höchstes Revisionsgericbt 
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in der augenscheinlichen Absicht errichtet worden, an Stelle der bis- 
herigen höchsten Gerichtsinstanzen, der böhmischen und der öster- 
reichischen Hofkanzlei, zum obersten Gerichtshofe der böhmisch- 
österreichischen Länder zu werden. Es ist der Vorläufer der mit 
diesem Wirkungskreise 1749 errichteten obersten Justizstelle. 
Und gleichzeitig mit dieser ZentraÜsation der zugleich von den 
Agenden der Verwaltung abgezweigten Justiz erfolgte ein weiterer 
und entscheidender Schritt: die bisher getrennten Verwaltungs- 
behörden der böhmischen und österreichischen Länder, die böhmi- 
sche und österreichische Hofkanzlei, wurden „in ein corpus", 
zunächst das „Directorium in publicis et cameralibus", zu- 
sammengezogen. Der Gang der Entwicklung im Sinne des zentra- 
listischen Systemes war deutlich vorgezeichnet, der Weg dazu ener- 
gischer als bisher beschritten. 



Anhang. 



Verzeichnis der Inhaber der obersten Hofwürden 
und der Vorstände der Zentralbehörden 

1526—1749. 



österreichische Zentralverwaltong. I. 1 18 



Diese Listen sollen ein — trotz mnnclier LUcken und vieler 
tm bestimmter und wohl uucli zweifeiliafter Angaben wie wir holten 
nicht unwillkommener — Nachsclilagebelielf fiir den Beiililzer sein 
und keineswegs eine erschöpfende Verwertung aller verfügbaren 
Nachrichten enthalten, Sie sind angelegt zunächst auf Grund von 
keineswegs systematischen handschriftlichen Aufzeichnungen im Ar- 
chive des Mioisteriums des Innern, die vornehmlich den Angaben 
der im zweiten Bande verüffentlichten Hofstaats Verzeichnisse ent- 
nommen sind; ferner auf Grund von Angaben in den noch einzeln 
aufzuführenden Werken besonders in der verdienstvollen Zusammen- 
stellung von Rudolf Pajer von Tliurn „Die kaiserlichen Hofchargeu 
und Chefs der deutach-erblündiachen Hofstellen von 1Ü57 April 2 bis 
1749 Mai 1", denen der Herr Verfasser noch freundliche persön- 
liche Mitteilungen hat folgen lassen, und in den „Beiträgen zur Ge* 
schichte der n.-ö. Stattlialterei" von Albert Starzer. 

1. 
Obersthofmeister. 

Bis 1657 April 3 nach Meniik, „Beiträge zur GeBchichte der kitisor- 
lichen Hofämter", Archiv für öaterr, Geaehiehltt, 87, S. 447 ff. (vielfach unrichtig; 
vgl. S. 45-46, Aiim. 3); von 1657 an nach der Tahelle von l'ayer von Thurn. 
Vgl. die „IIofBtaatBVorreicliiiisBe" im zweiten Bande. 



WiUielm von Rogendorf 1527— 1537— 153!) (?). 

Leonhard Freiherr von Vels 1539 — 1545. 

Von 1545—1546 blieb die Stelle des Obersthofmeisters un- 
besetzt. Es scheint, daß der Obersthofmarschall Hans Traut- 
Eon deren Agenden versah. 

Hans Trautson, Freiherr von Sprechenstein nnd Schroffenstein, 
Verwalter dea Obersthofmeisteramtes 1558—1564 (Juli ?), 

Leonhard Freiherr von Harrach zu Rohrau 1564 (August ?) bis 1567. 

Hans Trautaon, wie oben 1567 — 1575 Juni 30. 

Adam von Dietrichstein, Freiherr zu Hollenburg, Finkenstein 
und Talberg 1576 (Dezember?) bis 1587. 
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, 'l«r Inhaber der uliei 



Wolfgaog Rumpf Freiherr zu Waelroas (Wielrofis), Verwalter des 

UbcrstbofmeisteramteB 1587 — 1593. 

Derselbe Obersthofineister 1593—1600 September 28. 
Friednch Graf von FUrslenberg 1600 (Oktober?) bis 1606. 
Kar] von Liechtenstein, 1605 genannt als Verwalter des Amtes 

neben seinem Vorgänger, Oberslbofmeiater 1606 — 1607 Juli. 
Kardinal Franz von Dietrichstein, Verwalter 1607 — 160S, 
Ernst Freiherr von Mollart, Obersthofmarscball, Viseobersthofineister 

1607—1608. 
Jakob Adam Graf von Attems 1608 September 23 bis 1609. 
Georg Ludwig Landgraf von Leuchtenberg 1609 — 1612, 
Friedrich Graf zu FUratenberg 1612— 1617 (?). 
Leonhard Helfrid (Helfricb) Graf von Meggau, Ohei-stkilmmerer, 

Verwalter des Obersthofmeisteramtes 16I7(?) bis 1G19. 
Hans Ulrich Freiherr von Eggonberg 1619—1621. 
Leonhard Helfrid (Helfrich) Graf von Meggau (wirklicher Oberat- 

hofmeister?) 1621—1622. 
Wolf Sigismund Graf von Losenstein, Obersthofmarscball, Vize- 

oberathofmeiater 1622 — 1624. 
FUrst Gundaker von Liechtenstein 1624 JUnner 4 bis 1G2Ö (Juli- 

August?). 
Leonhard Helfrid (Helfrich) Graf von Meggau 1626 vor August 3! 

bis 1637 (Februar?). 
Maximilian Graf von Trauttmanstorff, 1637 (März?) bis 1650. 
Maximilian Fürst von DietricUstein 1650— ItiöÖ November 6. 
Johann Ferdinand Graf (seit 1662 Februar 17 Fürst) Portia 1657 

(April?) bis 1665 Februar 17. 
Wenzel Fürst von Lobkowicz Herzog von Sagan 1665 Februar 24 

bis 1674 Oktober 20. 
Johann Maximilian Graf Lamberg 1675 Juni 29 bis 1682 De- 
zember 15. 
Albrecht Graf Zinzendorf 1683 April 23 bis 1683 Oktober 10. 
Ferdinand Graf (seit 1686 Milrz 19 FUrst) Dietrichstein 1683 

November 11 bis 1698 November 28. 
Ferdinand Bonaventura Graf Harrach 1699 Februar 16 bis 1705 

Juni 15. 
Karl Dietrich Otto Fürst Salm 1705 Juni 15 bis 1709 August 25. 
Johann Leopold Donat Graf (seit 1711 März 19 Fürst) Trautson 

1709 August 29 bis 1711 Oktober 1. 
Anton Florian FUrst Liechtenst.riii 1711 Oktober 1 bis 1721 Ok- 
tober II, 
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Johann Leopold Donat Fürst Trautson 1721 Oktober 15 bis 1724 
Oktober 19. 

Sigmund Rudolf Graf von Sinzendorf-Thannhausen 1724 No- 
vember 4 bis 1747 Jänner 8. 

Johann Lothar Dominik Graf Königsegg 1747 Jänner 12 bis 1750 
Dezember 8. 

2. 
Oberstkämmerer. 

Bis lf>57 April 2 nach Men^ik, Hofämter (mit Ergänzungen und Be- 
richtigungen); von da an nach der Tabelle von Payer von Thurn. Dazu die 
Hofstaatsverzeichnisse. 

Graf Niklas von Salm 1527—1551. 

Martin de Guzman 1553 — 1558. 

Cyprian Graf von Arch (Arco) 1563 (?). 

Leonhard Freiherr von Harr ach 1564 (?). 

Adam Freiherr von üietrichstein 1564 (?) bis 1575. 

Wolfgang Rumpf zum Wielross 1576 Dezember bis 1587 (?). 

Peter von Mollart ? 

Karl von Liechtenstein ? 

Friedrich Graf zu Ftirstenberg 1600 (vor Oktober?). 

Desiderius Proskowsky von Proskau 1606 Mai 1 bis 1612 (Jan. 20?). 

Maximilian Graf von Trauttmansdorff (?) 1612. 

Leonhard Helfrid (Helfrich) Freiherr von Meggau 1612 — 1619 

(März 20?). 
Balthasar Freiherr von Thannhausen 1619 — ? (März?). 
Johann Jakob Kiesel (Khiesl) Graf zu Gottschee 1627/8—1637 

Februar 15. 
Johann Rudolf Graf von Puecheim 1637—1650 Februar (?). 
Maximilian Graf von Wald stein 1650 — 1655. 
Don Hannibal Fürst Gonzaga 1655—1657 (?). 
Obersthofmeister Johann Ferdinand Graf Portia, Verwalter des 

Amtes 1657 (?) bis 1661. 
Johann Maximilian Graf Lamberg 1661 April 27 bis 1675 Juni 28. 
Gundaker Graf (seit 1684 März 15 Fürst) Dietrichstein 1675 

Juli 3 bis 1690 Jänner 25. 
Karl Ferdinand Graf Waldstein 1690 April 25 bis 1702 April 11. 
Heinrich Fürst zu Manns fei d und Fond i 1703 Juni 28 bis 1705 

Juni 15. 
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Johaon L. üonat Graf Trautson 1705 Juni 15 bis 1709 Aiigiist 29. 
Karl Ernst Graf Waldstein 1709 September 3 bis 1711 Oktober 1. 
Sigmund Rudolf Graf Sinzeodorf-Thannhausen 1711 Oktober 1 

bis 1724 November 4, 
Johann Kaspar Graf Cobenal 1724 November 5 bis 1742 Jnli. 
Johann Josef Graf KhevenbuUer 1743 Mai 1 bis 1765. 



:i. 
Obersthofmarschälle. 

Bis 1657 April 2 nach Menfik, HofILmter (niil Beric^hl.igungen) und 
Trimmel, Materiiiüon zu einer Geachichl« der llofkanzloi (handeohriftlieh in 
der Bibliothek dos Ministeriuma doa Innoruj; von da au iiai^h der Tabelle von 
Fayei von Thurn. Daxu die UofataatsverzeichniRse. 

Wöifgang Volckhra 1527—1528. 

Melchior von Lamberg 1539 — 1541. 

Balthasar von Presingen Freihen- zum Stein 1544. 

Hans Trautson Freiherr ku Sprechenstein und Schrofenstein 

1544—1558. 
Leonhard Freiherr von Harrach 1559—1563 (?). 
Georg Gienger (stellvertretender Verwalter dos Hofmarschallamtes?) 

1563 (?). 
Ludwig Ungnad Freiherr zu Sonneck ? 
Otto Heinrieh von Scbwarzenberg 1576 — 1580 (V), 
Paul Sixt Graf Trautson, Verwalter des Amtes 1581—1590. 

Derselbe Obersthofmarschall 1590—1600 Oktober 27. 
Jakob Freiherr von Breuner 1600—1606 Juli 30. 
Ernst Freiherr von Mollart 1606 September 1 bis 1612 (Jilnner 20?). 
Wolf Sigismund Graf von Losenstein 1612 August 1 bis 1636, 
Georg Ludwig Graf von Scbwarzenberg 1626 (V) bis 1631, 
Leonhard Graf von Harrach 1631 August 4 bis 1637 Februar 15. 
Heinrich Wilhelm Graf von Starhemberg 1637—1672 Juni 21. 
Ferdinand Bonaventura Graf Harrach, Verwalter des Obersthof- 

marschallamtea 1671 (Jub) bis 1674 (Juli). 
Franz Eusebius Graf Pötting 1674 August 6 bis 1678 Dezember 29, 
Albert Graf Zinzendorf 1679 Jänner 4 bis 1683 April 20. 
Franz Augustiu Graf Waldstein 1683 April 20 bis 1684 August 13. 
Ferdinand Fürst von Scbwarzenberg 1685 Februar 8 bis 1692 

Oktober 12. 
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Gottliab Graf Windischgrätz 1601' Oktober 23 bis 16!"l4 Feb- 
ruar 10, 

Heinrich Graf Mannsfeld Fürst zu Fondi 1694 April 12 bis 1701 
September 5. 

Georg Adam Graf Martinitz 1701—1705 (Mai-Juni). 

Karl Graf Waldsteio 1705 Juni 19 bis 1708 Oktober 21. 

Maximilian Guido Graf Martinitz 1708 Oktober 21 bis 1711 (Ok- 
tober). 

Adam Franz FUrst Schwarzenberg 1711 November 4 bis 1722 
April 15. 

Johann Kaspar Graf Cobenzl 1722 Mai 25 bis 1724 November 5. 

Hieronymus Graf Colloredo 1726 Janner 24 bis 1726 Februar 2. 

Johann B. Graf Colloredo 1726 August 29 bis 1729 April 12. 

Adolf Graf Martinitz 1729 April 29 bis 1735 Jänner 6. 

Heinrich Fürst von Auersperg 173Ö November 19 bis 1742 No- 
vember 19. 

Josef Graf von Khevenhuller 1742 November 19 bis 1745 Sep- 
tember 26. 

Karl Fürst Dietrichstein 1745 Oktober 15 bis 1749 (Dezember?). 



OberBtstallmeister. 



Bis IfiBT April 2 nadi Monfik, llüf/itiiler (mit Rielitigstfllungen); ' 
n nach der Tabelle von Paycr von Thurti. 



Don Pedro Lasso de Castilia bis 1548 Mai 31. 

Sigismund Graf Lodron 1548 (Juni) bis 1554. 

Jaroslaw von Pernstein (i") 1559, 

Wratislaw von Pernstein (?) 15G2— 1566 (?). 

Rudolf Khuen von Belasy 1567—1576 (?j. 

Claudius Trivulzi, Graf zu Melz 1577—1581. 

Paul Sixt Graf Trantaon, Verwalter des Amtes 1581—1584. 

Claudius Trivolzi, Graf zu Melz 1584-1591 Mai 31. 

Albrecht Graf von FUrstenberg 1594 (1591?) bis 1599. 

Peter Freiherr von Mollart, Verwalter des Amtes 1599—1600. 

Ulrich DesideriuB Proskowsky, Verwalter des Amtes 1600 — 1603 

Ende Mai. 
Peter Freiherr von Mollart, Verwalter des Amtes 1603 — 1604 Feh 
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JohaDn Kolüwrat Liebätoinsky, Verwalter des Amtes 1604 Feb- 
ruar bis April. 

Maximlliau Graf zu Salm 1604—1606. 

Adam voü Waldstein 1607—1609. 

Oktaviau Orttf von Cavriani 1609—1611. 

Maximilian Ciraf zu Salm 1611 Juli 1 bis 1612 JXnner 20. 

Maximilian Graf zu Dietrichstein 1612—1619 März 20. 

Johann Jakob Khicsl Graf zu Gottachee 1619—1620. 

Bniuno Graf von Mansfeld 1620-1637 Februar 15. 

MaximUian Graf Waldstein 1637-1642. 

Georg Achaziua Graf zu Loseostein 1642 — 1650. 

Don Hannibal Flirat Gonzaga 1651—1655. 

Albert Graf von Harrach 1655—1657 April 2. 

Gundaker Graf Dietricfastein 1658 Jänner 10 bis 1675 Juli 3. 

Franz Julius Graf Breuner, Verwalter des Amtes 1675 — V677. 

Ferdinand Bonaventura Graf Harrach zu Ko brau 1677 November 23 
bis 1699 Februar 20. 

Philipp Sigmund Graf Dietrichstein 1699 Februar 20 bis 1705 
Juni 15, 

Leopold Fürst Dietrichstein 1705 Juni 15 bis 1703 Juli 13. 

Leopold Matthias Fürst Lamberg 1708 Juli 25 bis 1711 März II. 

Adam Franz Fürst Schwarzenberg 1711 März 17 bis 1711 Ok- 
tober 1. 

Philipp Siegmund Graf Dietrichstein 1711 Oktober 1 bis 1716 Juli 4. 

Johann Michael Graf Althann 1716 Jiüi 16 bis 1722 März 16. 

Adam Franz Füret Schwarzenberg 1722 April 15 bis 1732 Juni 11. 

Gundaker Graf Althann 1732 Oktober 17 bis 1738 (März). 

Franz Graf Starhemberg 1738 April 8 bis 1742 November 19. 

Heinrich Fürst Aucrsperg 1743 November 19 bis 1749. 



Im 



Österreichische KanzleivorBtände (Hofkanzler). 

Nach hAndschriftlichen AiiFieiuliniingen im Archive i)es Mi ii[ Sterin ins dee 
em und nach der Tahulle von Payei von Thurn. 



Leonhard von Harracb, Kanzler 1526 Jänner 1 bis 1537 De- 
zember 2. 

Bernhard von Cles, Kardinal von Trient, oberster Kanzler und Prä- 
sident des geheimen Kates 1528 Februar 12 bis 1539 Jänner E 
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Dr. Georg tiienger, Uurggi'nf zn Enns, Hofvizckanzler 153fJ Jiinner 
bis 1544. 

Dr. Jakob Jonas 1544—1558 Dezember 28. 

Dr. Georg .Sigmund Seid, zugleich Reichavizekanzler 1558 De- 
zember 28 bis 1Ö63 Mai. 

Dr. Johann Baptist Weber, zugleich Reich&vizekanzler 1563 De- 
zember bis 1577 (April?). 

Dr. Johann Ulrich Zasius, zugleich zweiter Reichsvizekanzler 1564 
August bis 1570 April 27. 

Dr. Sigismund Viehäuaer, zugleich Reichsvizekaiizlcr 1577 Apri! 23 
bis 1587 April 23. 

Dr. Jakob Kurz von Senftenau, Verwalter der Keichsliofkanzlei 
1587—1593. 
Derselbe Reichsvizekauzler 1593—1594 März 11. 

Johann Wolf Freymann von Oberliauseu, Verwalter der Reichs- 
holTtanzlei 1594—1597 September. 

Dr. Rudolf Coradutz, Verwalter der Reichshofkanzlei 1597 Sep- 
tember bis lti06 November 24. 

Leopold Freiherr von Stralendorf, Verwalter der Reichshofkanzlei 
1606 November bis 1607. 
Derselbe Reichsvizekanzlor 1607-1612. 

Hans Ludwig von Ulm, znglcich Reiohsvizekanzler lßl2 Septem- 
ber 20 bis 1620 (April?). 

Graf Johann Baptist Verda von (seit 5. Mai 1623 Freihon' von, seit 
y. November 1630 Graf) Verdenberg, Hofvizckanzler (pro- 
cancellariuH noster aulicus), dann Hof kanzler (aulae cancellarius) 
1620—1637 März (?). 

Johann Matthias Pricklmayr von (seit 1647 Freiherr von) Gold- 
egg, Hofvizekaozler oder Hofkanzler 1637 April 2 bis 1656 
August (t vor 1657 März 14). 

Hans Joachim Graf Sinzendorf 1656 September 16 bis 1665 No- 
vember 11. 

Johann Paul Hocher (seit 1667 März 7 Freiherr) von Hobengran 
1667 Jänner 2 bis 1683 Milra 1. 

Theodor Athlet Heinrich Freiherr (seit 30. September 1685 Graf) 
Strattmann 1683 (März) bis 1693 Oktober 25. 

Julius Friedrich Graf Bucelleni 1694 Februar 13 bis 1705 Juni 3. 

Johann Friedrich (I.) Freiherr (seit 4. November 1713 Graf) Heilern, 
erster Hofkanzler 1705 Juni 3 bis 1715 Jänner 8. 

Philipp Ludwig Graf Sinzendorff, zweiter Hofkanzler 1705 Juni 3 
bis 1715 Jiinner 8. 



2ö2 Vurzek'ljniR 'ler liiliaber ilur uUenten Hnfwilrileu usw. 

Pliilipp Ludwig Graf Sinzendorff, erster Hüfkanzler 1715 Jänner 8 

bis 1742 Februar 8. 
Georg Cliristopli Graf Stflrgkh, zweiter Hofkanzler 1719 Jimi 9 

bis 1735 Juli. 
Johann Friedricb (II.) Graf Seilern, zweiter Hofkanzler 1735 JuH 7 

bis 1742 Februar 8. 
Joliann Friedricli (II.) Graf Seilern, alleiniger Hofkanzler 1742 

Februar 8 bis 1749 Mai 1. 



Staatskanzler. 



Korfiz Graf Ulilefcld 1742 Februar 14 bis 1753 Mai 13. 



Oberste böhmische Kanzler. 



Nach handschriftlictieu Aiifzeiclmungen im Archive des Ministetinms 
Innern und nach der Tabelle von Payer von Thurn. J^ahlreiche iu Einzelnen 
freilich nicht cuverllCeBige Hngraphisclie Angilben in Triramals MRt«riaIieD 
£ur Geschieht« der Hofkanzlei (ßibliothek dei Miniateriiims des Innern). Ein 
Verzeichnis aocb bei d'Elvert, Zur ÖsterreicIiisnUen Vcrwoltnngsgeschiehte, 
Schriften der milhr.-schles. Oesellachaft, 34, S. 632—635. 

Adam von und auf Neubaus (1626)— 1631 Juni 25. 

Hana Pflug von Rabenstein 1631—1637 August 14. 

Wolf der Altere Krajif von Krajek auf Neubistritz und Land- 

Btein 1537—1542 Jänner 17. 
Heinrich Burggraf zu Meissen Graf zu Hartenstein und Herr zu 

Plauen 1542 Jänner 22 bis 1564 Mai 13. 
Joachim von und auf Neuhaus zu Frauenberg 1654 (Mai) bis 1565 

Dezember 12. 
Wratislaus von Pernstein auf Dobitsehau 1565 (Dezember) bis 

1582 Oktober 12. 
Adam von und auf Neuhaus 1582 (Oktober) bis 1503 Juni 9 (f 1596). 
' Georg Borzita von Martinitz 1593 (Juni) bis 1598 Jänner 22. 
Zdenko von T.iObkowitz 1698—1627. 
Wilhelm Graf SJawata 1628-1662 Jänner 19. 
Johann Hartwig Graf Nostiz-Rineck 1652 Februar 5 bis IB83 

Mitrz 24. 
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Franz Ulrich Graf Kinßky 1683 April 8 bis 1699 Februar 28. 
Johann Franz Graf Wrbiia (Würben) und Frendenthal 1700 

März 12 bis 1705 Juni 6. 
Wenzel Norbert OktaTian Graf Kinsky von Chinitz und Tettau, 

scboD am 29, Mai 1704 dnrch a. h. E. der Nachfolge im obersten 

Kanzleramte versichert, 1705 Juni 6 bis 1711 Dezember 18. 
Johann Wenzel Graf Wratisiav von Mittrowitz 1711 Dezember 18 

bis 1712 Dezember 22. 
Leopold Josef Graf Schlick von Bassano (Pasaaun) und Woiß- 

kirchen 1713 März 25 bis 1723 April 8. 
Franz Ferdinand Graf Kinsky von Chinitz und Tettau 1723 

Juni 24 bis 1735 (Dezember ?). 
Wilhelm Albert Krakowsky GrafKoiowr.it 1736 Jänner bis 1738 

April 21. 
Philipp Josef Graf Kinsky von Chinitz und Tetlau, ab 26. Juli 

1744 Präsident der Min ister ialbancodeputation 1738 Mai 3 bis 

1745 Juli 12. 

Friedrich Graf Harrach zu llohrau 1745 Juli 26 bis 1740 Juli 4. 



Reichs Vizekanzler. 

Naeh handschriftlichen AiifzoichniinRßn in 
Innern und nach Krotschmsjr, Das deutsche 
für österr. Geachichte 84, S. 381 ff. 



Nikolaus Ziegler 1519 (Juli 3) bis 1525. 

Balthasar Merkel (Merklin), Bischof von Konstanz und Hildesheim 
1525—1531 Juni 28. 

Dr. Matthias Held 1531 (Juh) bis 1540 Mai (1541 Juni). 

Jean Naves de Mesaancy 1540 Mai (1541 Juni) bis 1547 Fe- 
bruar 20. 

Dr. Georg Sigismund Seid, seit 1559 zugleich Vorstand der Öster- 
reicliischen Hofkanzlei 1551 Frühjahr bis 15G3 Mai. 

Dr. Johann Baptist Weber, zugleich Vorstand der üsterrcichischen 
Hofkanzlei 1563 Dezember bis 1577 April (?). 

Dr. J. Ulrich Zasius, zweiter Reichsvizekanzler 1564 August bis 
1570 April 27. 

Dr. Sigismund Viehäuser, zugleich Vorstand der Österreich lachen 
Hofkanzlei 1577 April 23 bis 1587 April 23. 
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Dr. Jnkob Kurz von Senftenau, zugleich Vorstand der österreichi- 
schen Kanzlei, Verwalter dea Amtes 1587 — 1593. 
Derselbe Rolclisvlzekatizler 1593—1594 März 11. 

Johann Wolfgang Freymann von Oberhausen, zugleich Vorstand 
der Österreichischen Hofkaazlei, Vorivalter 1594^1597 Sep- 
tember. 

Dr. Rudolf Coradutz, zugleich Vorstand der österreichischen Hof- 
kanzlei, Verwalter 1597 September bis 1606 November 24, 

Leopold Freiherr von Stralendorf, zugleich Vorstand der öster- 
reichischen Hofkanzlei, Verwalter 1606 November bis 1607. 
Derselbe Reichsvizekanzler 1607 — 1612. 

Hans Ludwig von Ulm, bis 1620 zugleich Vorstand der üBterrcichi- 
Bchen Hofkanzlci, 1612 September 29 bis 1627 Juli 16. 

Peter Heinrich Freiherr von Stralendorf 1637 September 25 bis 
1637 Oktober 18. 

Ferdinand Sigismund Kurz Freiherr von Senftenau 1637 — 1659, 

Wildreich von Walderdorf 1660 April 28 bis 1669 Juni 30. 

E. W. Graf von Königsegg 1669 JuK 11 bis 1694 Februar 5. 

Gottlieh Graf Windischgrätz 1694 Februar 10 bie 1695 De- 
zember 25. 

Dominik Graf von Kaunitz 1698 Jänner 8 bis 1705 Jänner 11. 

Friedrich Karl Graf von Schönborn 1705 Febroar 13 bis 1734 Mai. 

Johann Adolf Graf Ketsch 1734 August 20 bis 1742. 

Rudolf Graf Colloredo, Substitut 1737 Mai 21 bis 1742, 

Johann Georg Graf von Künigsfeld 1742 — 1745. 

Rudolf Graf Colloredo 1745 September 22 bis 1788 Dezember. 

Gundaker Graf Colloredo 1788 Dezember 24 bis 1806 August 6. 



Reioli8hofratsprä8identen. 

Nacli Iiandachriftlicheii (iiiivoll?tiiiidigcii) Aufj^eichnuiigwi im Aruhive dee 
MinisteriumB des lanem und lita k. ii. k. Haue-, Huf- und Staatsarchives. Die 
angegebenen Tagesdatcn sind die Daten der InaUlUtionen. 

Karl Graf von Zollern 1559 April 3 bis 1563 (?). 

Philipp Freiherr von Winenberg und Peil stein 1563 (f) bis 

1576 (?). 
Otto Heinrich von Schwarzenberg (?) 1576 (?) bis 1582. 
Paul Sixt Graf Trautson 1582 bis 1594 Juni 22. 



Verzeiclmis der Inlinlier dar übarsten IlofwUrdc 



285 



Georg Lndwig Landgraf zu Leuchtenberg 1594 Juni 22 bis lb9ü. 



Friedrich Graf FUrstenberg 1596—? 
Hans Georg Graf von Hohenaolleri 



Wratislaw Graf ^ 



I April 8 bis 1623. 



1623 November 20 bis 1632. 



Johann Ernst Graf Fugger 1632 April 20 bis 1637. 
Johann Freiherr von Keck 1637 November 3 bis 1647. 
Ernst Graf Oettingen 1648 März 27 bis 1Ö59. 



Johann Adolf Graf Schw 



1659—1683. 



* 



Wolfgang Graf Oettingen 1683 Dezember 20 bis 1708. 

Rupert Abt zu Kempten, kam nicht nach Wien und die Präsidenten- 
stelle blieb von 1708 — 17 14 unbesetzt. 

Ernst Friedrich Graf Windischgrätz 1713 Dezember 26 bis 1727. 

Johann Wilhelm Graf Wurmbrand 1728 Februar 4 bis 1750 (De 
zember ?). 

10. 
Hofkammerpräsidenten. 

Bis 1657 Apvil 2 nacli d'lilvert, Zur österreichischen Verw&ltuDgs- 
geachichte (^hriften der iniihr.-schleB. GcBollachaft, 24), S. 690— 6D3 luid nus 
FoBzikel „Hof kaiuDier" 129 des Uuub-, Hof- und Stastsarchivea; von da an nach 
der Tabelle von Payer von Tburn. Dasn die Hofstaats verseichuisBe. 

Hans Hofmann, später Freiherr von Qrünpttchl und Strechau, 
Schatzmeister, dann Schatzmeistergeneral 1527 — 1556. 

Philipp Freiherr von Breuner, Hofkanunerprilaident 1552 — 155G 
April 23. 

Christoph BVeilierr von Althan, Hofkammerpräsident 1575 No- 
vember 1 bis 1580? 

Ferdinand Hofmann Freiherr von Grünbüchel und Strechau 
1580—1600. 

Hans ((') von Unverzagt bis 1605 kurz vor April 21. 

Jakob Freiherr von Mollart bis 1606 kurz nach Oktober 6. 

Gnndaber von Polheim 160G (?) bis 1612 (?). 

1615 ist das Hofkammerpräsidium unbesetzt. Verwalter 
desselben Georg Wilhelm Freiherr von Jörger? 
I Christian Seifried Freiherr von Dreuner, Verwalter der Hofkammer 
oder Hofkammerpräsident? 1619 März (April) bis August 1620 
resigniert. 

Gundaker Fürst von Liechtenstein (?) 1620—1623. 

Anton Wolfradt, Abt von KremsmUnster 1623 Oktober 25 bis 1630 
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Maximilian Freiherr von Brenner 1G30 Jänner bis 1634. 

Ignaz Kram, Abt von Lilienfeld 1634—1637. 

Ulrich Franz von (später Graf) Kolowrat 1637 April 2 bis 1Ö48 

Ende Juli. 
David Ungnad Graf von Weißenwolf 1648 Aug^t l bis 1656, 
Georg Ludwig Graf Sinzendorf 1656 Oktober 12 bis 1680 April 2. 
Christoph Freiherr von Abele, Hofkamraerdirektor 1680 April 15 

bis 1681 Mftrz 18, 

Derselbe Prätaident 1681 März 18 bis 1683 (März). 
Wolfgang Andreas Graf Oreini von Rosenberg 1683 März ^5 bis 

1692 (Oktober). 
Kardinal Leopold Kolonits, Oherinapeklor 1692 November 3 bis 

1694 März 13. 
Seifried Christoph Graf Breuner, Verwalter 1694 März 15 bis 1694 

Oktober 2ß. 

Derselbe Präsident 1694 Oktober 26 bis 1698 Mai 11. 
Gundaker Thomas Graf kStarhemberg, Vizepräsident und Leiter 

1698 August 18 bis 1700 Dezember 10. 
Gotthard Graf Salburg (Salaburg) 1700 Dezember 10 bis 1703 

(Juni?). 
Gundaker Thomas Graf Starhemherg 1703 Juli 4 (Juni 30?) bis 

1715 April 24. 
Franz Anton Graf Walsegg 171G Heptember 12 bis 1719 (November). 
Johann Franz Gottfried Graf Dietrichatein 1719 November 9 bis 

1755. 

U. 

Bancalitatspräsidenten. 



Franz Anton Graf Walsegg 1715 Miirz bis 1716 August 19. 
Johann Franz Gottfried Graf Dietrichstein 1716 August 19 bis 

1719 (November). 
Ferdinand Graf von KoUowrat-Krakowaky 1719 November 9 bis 

1733 Dezember 29. 
Peter Anton Hillehrand Freiherr von Prandau, Leiter 1734 bis 

1737 Oktober 21. 

Derselbe Direktor 1737 Oktober 21 bis 1741 (Februar-Juli). 
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12. 
Präsidenten der Ministerialbancodeputation. 

Qandaker Thomas Graf Starhemb erg 1706 April 30 bis 1744 Juli 7. 
Philipp Josef Graf Kiiisky, seit 1746 April 7 zugleich Präsident 

des Uiiiversalkommerziendirektoriums 1744 Juli 26 bis 1749 

Jänner 12. 

13. 

Prä43ident des Münz- und Bergwerksdirektions- 
kollegiums. 

Karl Graf von Königsegg-Erps 1746 April 16. 



14. 
Hofkriegsratspräsidenten. 

Nach der Zusammenstellung von Langer im Schematismus für das k. k. 
Heer 190G, S. 1271 und der Tabelle von Payer von Thuru. Eine im ganzen 
richtige Liste der Hof kriegsratspräsidenten auch in d'Elvert, Zur üsterr. Ver- 
waltungsgeschichte, Schriften der mähr.-schles. Gesellschaft, 24, S. 722—725. 

Ehrenreich von Kunigsperg (Königsberg) 1556 — 1560 April 10. 

Gebhard von Welzer 1560 — 1566. 

Georg Teufel Freiherr von Guntersdorf 1566 — 1578. 

Wilhelm Freiherr von Hofkirchen 1578 — 1584. 

David Ungnad Freiherr von Weißenwolf und Sonneck 1584 

bis 1599 (?). 
Melchior Freiherr von Redern 1599 (?) bis 1600 (?). 
Karl Ludwig Graf Sulz 1604—1610 (September?). 
Hans Freiherr von Mollart 1610—1619. 
Johann Kaspar von Stadion 1619 — 1624. 
Rambald Graf Collalto 1624 Juli 31 bis 1630. 
Johann Christoph Freiherr von Löbel, Verwalter 1630 — 1632. 
Heinrich Graf Schlick zu Bassano und Weißkirchen 1632 — 1649 

Ende Dezember. 
Wenzel Fürst Lobkowitz Herzog von Sag an 1650 Februar 12 

bis 1665 Februar 24. 



